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Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

(A) Präsidentin Dr. Laurien eröffnet die Sitzung um 13.01 Uhr. 

(B) 

Präsidentin Dr. Laurien: Me1ne Damen und Herren 1 Ich 
eröffne die 45. S1tzung des Abgeordnetenhauses von Berlin und 
habe vor Eintritt in die Tagesordnung einiges mitzuteilen. 

[0.1] 

Der Abgeordnete Thomas Sieben h ü n er hat am 25. Fe­
bruar 1993 seinen Austritt aus der Fraktion der 
CD U erklärt. Er ist jetzt f r a k t i o n s I o s er Abgeordneter. 

[0.2] 

Der bisher fraktionslose Abgeordnete Dr. Peter 0 o r n b e r­
g er hat mit Wirkung vom 1. März 1993 erklärt, daß er als Hospi­
tant in die Abgeordnetengruppe Neue s F o r u m I Bürger­
bewegung eingetreten ist. 

[0.3] 

Vier Anträge wurden zur ü c kg ezo g e n: 

1. Antrag der Fraktion der POS über Stellen für Weiterbil­
dungslehrer an den Volkshochschulen, Drucksache 12/188, am 
11. Apri\1991- hören Sie das genüBlich I- an den Ausschuß für 
Schulwesen und an den Hauptausschuß überwiesen; 

2. Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU 
Uber Zusammenarbeit der Bundesländer Berlin und Branden­
burg in der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik, Drucksache 
12/1450, am 18. Februar 1993 an den Ausschuß für die Zusam­
menarbeit zwischen Berlln und Brandenburg - federführend -
an den Ausschuß für Arbeit und an den Ausschuß für Wirtschaft 
und Technologie überwiesen. 

3. Antrag der Fraktion der FDP Uber GrUndung e1ner 
Planungsgesellschaft Bahnbau Berlin, Drucksache 12/1484, am 
21. Mai 1992 an den Ausschuß für Verkehr und Betriebe über­
wiesen; 

4. Antrag der Frakt1on der POS über Gleichwertigkelt aller 
Schulformen 1n Unterlagen der Senatsverwaltung für Schule. 
Berufsbildung und Sport, Drucksache 12/1302, am 26. März 
1992 an den Ausschuß für Schulwesen überwiesen. 

[0.4] 

Was nun die Akt u e II e Stunde angeht, so s1nd v 1 er 
Anträge zum gleichen Zeitpunkt eingegangen, drei davon 
zum Themenkomplex ABM-Stopp. Im Altestenrat haben wir Ein· 
vernehmen erzielt, daß das Thema der Frakt1on BUndt11s 90/ 
Grüne in einer etwas erweiterten Form emgebracht w1rd. Es lau· 
tet: "Die dramatischen Auswirkungen des von der Bundesregie· 
rung verursachten ABM-Stopps unter Einbez1ehung des Solidar­
pakts auf Berlin ". 

Die FDP hat mich wissen lassen, daß s1e we1terhin auf der 
Aktualität ihres Antrags zum Thema ,.Beschleun1gung des Umzu­
ges von Bundestag und Bundesregierung nach Berl1n'· besteht 
Deshalb hat zur Begründung Herr Biederb1ck für fünf Minuten 
das Wort. 

Biederbick (FDP): Frau Präs1dentin! Me1ne Damen und Her­
ren I Wir haben das Thema eingebracht: .,Beschleunigung des 
Umzugs von Bundestag und Bundesregierung nach Berlin". 
Wir meinen, daß die heutige Sitzung sehr wohl die geeignete Sit­
zung ist, um über dieses Thema hier zu diskutieren. Wie S1e WIS­
sen, hat es vor e1nigen Tagen die Entscheidung im Wettbewerb 
zum Umbau des Reichstags und im städtebaulichen Wettbe­
werb zum Spreebogen gegeben. Wie Sie auch wissen. w1rd in 
einigen Tagen der gemeinsame Ausschuß von Senat und 
Bundesregierung tagen: dort stehen insbesondere Verkehrspro­
bleme 1m Innenstadtbereich und der Spreeinselwettbewerb an. 
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Wenn man dies so hört, könnte man glauben, daß alles nach (C) 
Plan läuft, und sollte man meinen, daß alles in Ordnung ist. Aber 
wir sagen: Oie Wahrheit ist eine andere. Und darum müssen wir 
heute diskutieren: Es läuft eben nicht alles nach Plan. S1e brau-
chen nur - -

[Unruhe] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren 1 Herr 
Biederbick ist zwar alterprobter Parlamentaner, aber ein bißchen 
weniger Geräuschpegel n1mmt er auch mit Sympathie entgegen. 

Biederbick (FDPJ: Schönen Dank, Frau Präsidentin! - Sie 
brauchen sich nur e1n1ge Zeitungsausschnitte der letzten Tage 
anzugucken. Da gibt es Überschriften w1e: ,.Unionspolitiker for­
dern: Umzug versch,eben·'- .. SPD-Antrag: Umzug erst im Jahr 
2010". Wir alle wissen, daß wir m allen Bundestagsfraktionen 
derartige Probleme haben, insofern ist das sicherlich nicht nur 
em Problem von Un1on und SPO. 

[Frau von Braun (FOP): Wohl wahr 1-
Wieland (BU 90/Grüne): Das Problem der Baummister 

iS! das I] 

Fur uns kommt d1es aber n1cht überraschend. denn Wir haben 1n 
der Hauptstadtdebatte, d1e wir 1m Sommer letzten Jahres in 
diesem Parlament gefUhrt haben, gerade darauf hingewiesen, 
wo die R1siken in diesem Zusammenhang in den nachfolgenden 
Monaten liegen werden. 

[Be1fall der Frau Abg von Braun (fOP)] 

Wir haben den Finger genau in d1ese Wunde gelegt und akri­
bisch aufgezeigt. wo die Gefahren l1egen. Das. was s1ch 1n 
diesen Tagen absp1elt. ist eme Bestätigung dessen. was w1r vor­
hergesagt haben. 

W1r haben damals den Regierenden BUrgermeister, der heute 
nicht hier ist, aufgefordert, unverzüglich alle gese!lschafthchen 
Kraftein der Stadt zu einer konzertierten Aktion zusammenzu­
rufen, sowohl Regierung Wie auch Opposition. Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer und v1ele andere. weil wlf gesagt haben: D1e 
Gefahren sind v1el größer ais gemeinh1n angeno!T1men. 

[Wieland (Bü 90/Grüne). S1e wollen zur Aktualität reden, Herr 
Geschäftsführer. n1cht das. was S1e schon vor emem Jahr 

gesagt haben 1] 

-Herr Wieland. reden S1e n1cht 1mmer dazw1schen 1- Der Regle­
rende Bürgermeister hat d•es n1cht aufgegnffen. Wir haben auch 
gefordert, daß 1n Berlin m1t dem ständigen Nebeneinander der 
Verwaltungen m d1eser Frage Schluß sein muß. we1l dies 
Nebenemander die beste Mun1t1on für d1e1enigen ist. d1e m Bann 
versuchen. d1ese Hauptstadtentscheidung zu konterkarieren und 
zu unterlaufen. 

Wir müssen fes!stellen. daß alle d1ese Mahnungen nichts 
gefruchtet haben. N1chts 1st se1ther geschehen. W1r haben wei­
terhin den E1ertanz 1n der Verkehrspolitik 1m zentralen Bere1ch. 
der den Bund natU:itch 1nteress1ert und den Umzugsgegnern d1e 
beste Munit1on l1ef~rt. 

[Be1fali be1 der FDP] 

W1r haben we1terh1n den E!ertanz um das Brandenburger Tor, 
wobe1 man bundeswe1t nur noch über Berl1n lacht. W1r haben 1m 
Hauptausschuß 1n den Haushaltsberatungen über das zentrale 
Hauptstadtbüro d1skut1ert und waren uns e1n1g. daß das, was der 
Senat vorgestellt hat, n1cht d1e Mängel behebt. Letztendl1ch sind 
d1e Abgeordneten der großen Koal1tion w1eder m die Kn1e gegan­
gen, und wider besseres W1ssen haben s1e d,ese Stellen bewil­
ligt mit der Folge. daß w1r zwar e1n Hauptstadtbüro haben sollen. 
aber w1r w1ssen. daß es b1s heute nicht da 1st. D1e Folge davon 1st 
genau das, was w!r vorhergesagt haben. w1e be1sp1elswe1se d1e 
Schlagzeilen von vorgestern. daß man sich 1n Berl1n w1eder ein­
mal untereinander stre1tet- Herr Nagel. Herr Hassemer- Uber 
den Standort des Bundespr<is1denten 

Wenn Berhn 1n d1eser Art und We1se se1ne Schulaufgaben 
macht. verspielt Berl1n selbst d1e histonsehe Entsche1dung des 
Deutscnen Bundestags. und deswegen mUssen w1r hier und 
heute darUber reden. - Ich danke Ihnen 1 

[Be1fa1 be1 der FDP] 

(D) 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren! Es ist 1m Finanzausgleich der Bundesländer zukünftig weniger bekom· (C) 
men wird als b1sher an Bundeshilfe. Dagegen fordern wir Solida-

(B) 

zur Aktualität gesprochen worden. Wollen wir abstimmen? 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Halt!] 

- Wollen Sie Ihren Antrag auch begründen? - Bitte schön I Ich 
dachte, das ist so selbstverständlich! - Gut I 

Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Meine Damen und Her­
ren! Ab heute sitzen die Ministerpräsidenten aller Bundesländer 
und die Bundesregierung zusammen, um über den Solidarpakt 
und das föderale Konsolidierungskonzept zu sprechen. Es wird 
sich heute und in den nächsten Tagen entscheiden, ob es gelm­
gen wird, für den Aufbau Ost eine solidarische Finanzierung in 
der Bundesrepublik hinzubekommen, oder ob die Spaltung der 
Gesellschaft in Arme und Reiche, in arme und reiche Bundeslän­
der weitergetrieben wird. Wir haben aus diesem Grunde für 
heute als Aktuelle Stunde das Thema beantragt: "Die dramati· 
sehen Auswirkungen des von der Bundesregierung verursach· 
ten ABM·Stopps unter Einbeziehung des Solidarpakts auf Ber­
lin". 

Wir haben in Berlin mittlerwelle 262 000 Sozialhilfeempfän· 
ger, 46 000 Menschen, die von Arbeitslosenhilfe leben müssen, 
91 000 Menschen, die von Arbeitslosengeld leben müssen. Alle 
diese Menschen wären von weiteren Kürzungen ihres geringen 
Einkommens betroffen, wenn das Konzept des Solidarpakts, so 
wie es die Bundesregierung vorsieht, durchkäme. Wir hoffen 
sehr, daß diese Aktuelle Stunde - und insofern ist es in der Tat 
dringlich - mit dazu beitragen wird, daß aus d1esem Hause -
vom Landesparlament - ganz klar gesagt wird: Wir werden den 
ABM-Stopp nicht mitmachen. Wir wollen n1cht, daß 1n dieser 
Stadt 30 000 Menschen, die b1sher auf einer ABM-Stelle arbe1· 
ten, noch zusätzlich arbeitslos werden. Es muß von diesem 
Hause das Signal kommen, daß wir es n1cht dulden, daß Berlin 

rität auch von den alten Bundesländern. 

[Beifall des Abg. Wieland (Bü 90/Grüne) -
Kern (SPD): Das ist richtig!] 

Es muß von diesem Hause ganz klar gesagt werden, daß ein 
Pakt, in dem die Ärmsten dieser Gesellschaft durch Soz1allei· 
stungskürzungen zur Finanzierung beitragen sollen, kein Solidar­
pakt ist, sondern das Gegenteil. 

Wir fordern Solidarität im Föderalismus und hoffen sehr, daß 
hier heute eindeutige Beschlüsse in diesem Sinne nach Sonn -
zu den alten und neuen Bundesländern- gesandt werden, damit 
der Regierende Bürgermeister in diesem Sinne für Berlin verhan· 
dein kann. - Danke schön' 

[Beifall bei Bü 90/Grüne - Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meme Damen und Herren I Ich 
lasse abstimmen.- Wer dem Thema: .,Die dramatischen Auswir­
kungen des von der Bundesregierung verursachten ABM­
Stopps unter Embez1ehung des Solidarpakts auf Berlin" seine 
Zustimmung gibt, den b1tte ich um das Handzeichen! - Gegen­
probe 1 - Enthaltungen? - Das erste war die Mehrheit I Dam1t 1st 
dieses Thema angenommen. 

Ich mache jetzt schon auf folgendes aufmerksam: Der Älte­
stenrat hat sich darauf verständigt, daß, wenn dieses Thema 
gewählt wird, die Tagesordnungspunkte 8. 12 und 28 im Zusam­
menhang damit behandelt werden. Die weiteren Einzelheiten 
kommen dann, wenn wir es aufrufen. 

[0 51 

Ich möchte auch auf d1e K o n s e n s ! i s t e 

Der Ältestenrat empfiehlt, nachstehende Tagesordnungspunkte ohne Aussprache wie folgt zu behandeln· 

TOP 6 12/2520 Große Anfrage übe~ Beschleunigung des Umzuges von Bundestag und 
Bundesregierung 

TOP 7 12/2519 Große Anfrage über Stand. Probleme und Perspektiven der B1l· 
dung eines gemeinsamen Bundeslandes Berlin-Brandenburg 

TOP 9 12/2525 Große Anfrage über Organisation des Katastrophenschutzes 

TOP 10 12/2526 Große Anfrage über Zukunft der Stadterneuerung 

TOP 14 12/2483 Novellierung des Bundeskleingartengesetzes 

TOP 15 12/2484 Sicherung von Sportflächen 

TOP 18 12/2491 Sicherung der Frauenförderung 

TOP 20 12/2510 Maßnahmen zur Verminderung des Verkehrslärms 

TOP 22 12/2514 Angebot von zusätzlichen Studienabschlüssen 

TOP 23 12/2515 Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben 

TOP 24 12/2516 L1nearisierung der Gastante 

TOP 25 12/2517 Wohnungsbau und Kleingartenflächen 1m Emzugsbereich von S- und 
U-Bahnhöfen 

TOP 26 12/2518 Initiative Berlins zur Steuerreform 

TOP 29 12/2527 Schaffung von Wohneigentum ll"'l treuhändisch verwalteten Woh­
nungsbestand 

TOP 30 12/2528 Einsatzkonzept des Senats über die Polizeiangestellten im Verkehrs­
überwachungsd 1enst 

vertagt 

vertagt auf den 
29. April 1993 

an lnn 

an BauWohn 

abgelehnt 

angenommen 

angenommen 

angenommen 

abgelehnt 

angenommen 

gem. Haupt 
abgelehnt 

abgelehnt 

abgelehnt 

zurliekgezogen 

an lnn 
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TOP 31 1212529 Wiedererrichtung eines Zirkusgebäudes am Monbijoupark 

TOP 32 12/2530 Schaffung von Plätzen in therapeutischen Wohngemeinschaften 

TOP 33 12/2531 Finanzierung der Universitätsklinika 

TOP 34 12/2532 Denkmal für Marlene 01etrich 

TOP 35 12/2533 Abwehr von gesundheitlichenn Gefahren für die Bewohner der 
asbestbelasteten P 2-Bauten in Friedrichshain 

TOP 37 12/2536 Darstellungsform des FNP 

TOP 38 12/2537 Beteiligungsverfahren zum FNP h1er: Änderung der Zeitschiene 

TOP 39 12/2538 naturverträgliche Nutzung des Kulturparks im Plänterwald 

TOP 40 12/2539 Beteiligung Berlins am Erhalt der Straßenbahnlinien 87 und 88 

TOP 41 1212540 Anschaffung und Installierung von Schreibtelefonen 

TOP 43 12/2542 Erhalt der Zuständigkeit des Landesforstamtes über den Kienberg 

TOP 44 12/2543 Bencht über Flächensicherung für die Berliner Schule 

[06[ 

und auf die Liste der 0 r1 n g I ich ke 1te n 

1. Antrag der Fraktion der POS über Gesetz zur Änderung des Landesantidiskriminierungs­
gesetzes {Ors 12/2264) 
- Drs 12/2563 -

2. Antrag der Fraktion der FOP über Gesetz zur Änderung des Gesetzes Liber d1e Beteili­
gung an den Kosten für die Betreuung von Kindern 1n städtischen Kindertagesstätten 

- Drs 12/2571 -

3. Beschlußempfehlung des Ausschusses für Gesundheit vom 4. März 1 993 zum Antrag 
der Fraktion Bü 90/Grüne über notwendige Korrekturen von Fehlentwicklungen nach dem 
Gesundheitsstrukturengesetz 1993 (I) 
hier: Verhinderung des Zulassungsstopps für niederlassungswillige Ärztinnen und Ärzte, 

Zahnärztinnen und Zahnärzte 

- Drs 12/2566 -

4. Beschlußempfehlung des Ausschusses für d1e Zusammenarbeit der Länder Berlin und 
Brandenburg vom 4. März 1993 zum Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Gründung 
eines Zweckverbandes ,,Spree-Havel" zur Bauleitplanung 

- Drs 12/2567-

5. Antrag der Fraktion der FDP über Bundesratsinitiative zur Ausweitung von § 249 h des 
Arbeitsförderungsgesetzes 

- Drs 12/2570 -

6. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über keme Zustimmung zum unsolidansehen Pakt 

- Drs 12/2573-

7. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über notwend1ge Maßnahmen 1n Berlin nach dem 
ABM·S1opp (I) 

- Drs 12/2573-

8. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über notwend1ge Maßnahmen in Berlin nach dem 
ABM·Stopp (II) 

- Drs 12/2574-

an Kult u. Haupt 

an Soz u. Haupt 

an Wissforsch 
u. Haupt 

an Kult u. Haupt 

an Ges (f). 
BauWohn 
u. Haupt 

an Stadt 

an Stadt 

an Umwelt (f) 
u. Kult 

an BlnBra (f), 
VuB u. Haupt 

an Soz u. Haupt 

an Stadt 

an Schul (f) 
u. Stadt 

nach Anerkennung 
der Dringlichkeit* 
zu behandeln 

als TOP 4 c) 

als TOP 4 A 

zu TOP 36 a) 

als TO? 26 A 

verbinden mit der 
Aktuellen Stunde 

(C) 

(D) 
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9. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Errichtung einer Ampelanlage im Bereich Schloß­
brücke/Lustgarten 

- Drs 12/2575-

1 0. Antrag der Fraktion der POS über kein Baubeginn der Olympia·Sofortbaumaßnahmen vor 
der Entscheidung des IOC über den Austragungsort der Olympischen Spiele im Jahr 2000 

- Drs 12/2576-

11. Beschlußempfehlung des Hauptausschusses vom 1 0. März 1993 zur Vorlage - zur 
Beschlußfassung - gemäß § 38 der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von 
Berlin (Nr. 8/1993 des Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

- Drs 12/2577 -

12. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Jugend und Familie vom 24. Februar 1993 
und des Hauptausschusses vom 1 0. März 1 993 zum Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der COU über Eindämmung der Jugendgruppengewalt 

- Drs 12/2578 -

13. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Umweltschutz vom 4. März 1993 und des 
Hauptausschusses vom 1 0. März 1 993 zum Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Sofort­
maßnahmen zur Beseitigung der Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung durch die Ber­
liner Deponien in Brandenburg 

- Drs 12/2579-

14. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Gesundheit vom 18. Februar 1993 und des 
Hauptausschusses vom 1 0. März 1993 zum Antrag der Fraktion der POS über sofortrge 
Zurücknahme der Anweisung des Senats über Aushändigung von Patientenakten 

- Drs 1212580 -

15. Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bau- und Wohnungswesen vom 1 0. März 1 993 
zur Vorlage - zur Beschlußfassung - über Gesetz zur Änderung von Zuständrgkerten für 
den Ausbau Berlins als Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland 

- Drs 1212581 -

1 6. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Bau- und Wohnungswesen vom 16. Sep­
tember 1992 und des Hauptausschusses vom 10. März 1993 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Moratonum für dre Übertragung landeseigener Wohnungen 
- Drs 12/2582 -

als TOP 46 A 

als TOP 46 B 

als TOP 26 B 

als TOP 26 C 

als TOP 26 D 

als TOP 26 E 

als TOP 3 A 

als TOP 26 F 

• Uber d1e Anerkennung der Dnrghchke1ten w1rd a"l Schluß der entsprechenden Unrergl1ederung aui der Tagesordnung e;ntsch1eden werden 

hinweisen. Kein Widerspruch? - Die Anerkennung der Dring­
lichkeiten kommt dann jeweils beim Tagesordnungspunkt 1 

[1.1] 

Ich rufe nun 

lfd. Nr. 1: 

Fragestunde gemäß §51 der Geschäftsordnung 

auf. Frau Abg. Blankenburg hat das Wort zu rhrer Mündlichen 
Anfrage über den 

Mißbrauch von Sozialhilfeleistungen bei 
BVG und BVB 

Frau Blankenburg (CDU): Frau Präsidentin I Ich frage den 
Senat: 

1. Ist es richtig, daß die von der Sozialhilfestelle ausgestellten 
Ausweise - gelbe Karte - für die Nutzung des vergünstigten 
BVG-BVB-Tarifs vom Ausstellungsdatum brs zum Ende des 
jeweiligen Jahres Gültigkeit haben? 

2. Wie kann verhindert werden, daß dieser Nachweis nicht 
mißbräuchlich länger als für den tatsächlichen Sozialhilfebezugs­
zeitraum zum vergünstigten Erwerb von BVG-BVB-Fahrauswei­
sen genutzt wird? 

Präsidentin Dr. laurien: Wer grbt vom Senat die Antwort? 
- Frau Stahmer sicher? - Frau Stahmer 1 

Frau Stahmer, Senatorin für Sozrales: Frau Präsrdentrn 1 

Merne Damen und Herren! Liebe Frau Blankenburg I Das ist nrcht 
richtig! Die Berechtigung zum Erhalt einer Sozialkarte 
besteht vom Beginn der Hilfebedürftigkeit an. auch wenn dies 
erst in den letzten Tagen eines Monats einsetzt. Das liegt daran, 
daß d1e Karte auch für andere Ermäßigungen -zum Berspiel kul­
turelle Einrichtungen- gilt. Natürlrch gilt diese Karte nur für den 
Zeitraum der Hilfebedürftigkelt Das heißt. daß der zuständige 
Sachbearbeiter in jedem Einzelfall über die Dauer der Befrist .• rng 
entscheidet. Diese wrrd auf dem Verlängerungsaufkleber ver­
merkt. Ist es abzusehen, daß d•e - -

[Unruhe] 

- Meine Güte, sind S1e heute laut 1 
- Entschuldigung 1 -

[Beifall bei der CDUJ 

Ist es abzusehen, daß die Hilfebedürftigkeit nur kurze Zeit beste­
hen wird, gibt es eine monatlrche Befnstung. Dabei geht es 
immer um diese ein b1s zwei Tage, die S1e aber offensichtlich 
nicht meinen. Be'1 Langzeith'rlfebedürftJgen - also bei Rentnern 
und Dauerarbeitslosen -, bei denen klar 1st, daß sie das ganze 
Jahr über hilfebedürftig sem werden. werden die Ausweise für 
em Jahr befristet. 

3721 

(C) 

(0) 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Frau Sen Stahmer 

(A) Zu Ihrer zweiten Frage ist zu sagen, daß auf den Verlänge-

(B) 

rungsaufklebern über Eck der Aufdruck "BVG/BVB" gestempelt 
wird. Dieser Stempel steht den Sachbearbeitern in den Bezirks­
ämtern zur Verfügung. Von der BVG wird also überprüft, ob in der 
kleinen Spalte "gültig bis" das nchtige Datum eingetragen ist. 
Daß sich jemand in e1nem Automaten eine Zehn-DM-Marke kauft 
und diese auf eine abgelaufene Karte klebt, kann das Sozialamt 
nicht verhindern. Es ist dann die Aufgabe der BVG, ihre Fahrer 
mit den ausreichenden Brillen zu versehen, damit sie das Gültig­
keitsdatum erkennen können. 

Präsidentin Dr. laurien: Frau Blankenburg I Haben Sie eine 
Zusatzfrage? - Bitte schön 1 

Frau Blankenburg (CDU): Dann hätte ich d1e Zusatzfrage, 
ob die Brillenlesefähigkeit seitens der BVG gestärkt wird, und 
würde diese Frage gerne vom zuständigen Senator beantwortet 
haben wollen. 

[Heiterkeit] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Stahmer, brtte schön 1 - Ach. 
das macht Herr Haase. gut I 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsrden· 
tln! Frau Kollegin Blankenburg 1 Ich kann Ihnen zusagen, daß die 
BVG alles tun wird, um Manipulationen zu verhrndern. Ich kann 
Ihnen natürlich nicht zusagen, daß das allein durch Brillen bzw. 
Sehhilfen zu dem gewünschten Erfolg führt. 

Präsidentin Dr. laurien: Frau Blankenburg 1 Erne wertere 
Zusatzfrage? - Dann ist Frau Friedl dran! 

Frau Friedl (SPD): Frau Präsidentin I Frau Senatorin I Es w1rd 
jetzt so viel von Mißbrauch geredet. Ich möchte nach der Inan­
spruchnahme fragen: Grbt es auch -zum Be1spiel -für Rentne­
rinnen mrt Minimalrente, die den Weg zum Sozialamt scheuen. 
die Möglichkeit, den verbilligten BVG-Tanf oder andere Ermäßi­
gungen in Anspruch zu nehmen? Wie kann man diese Möglich­
keit bekanntmachen und den Betroffenen sagen, wie vorzugehen 
ist? 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Stahmer I 

Frau Stahmer, Senatorin für Soz1ales: Das ist tatsächl1ch 
eines unserer großen Probleme in dieser Diskussion, daß mehr 
über Mißbrauch als über die Nichtinanspruchnahme von Rech­
ten geredet wird. Natürlich hat auch Jemand mit einer kleinen 
Rente - das, was wir versteckte Altersarmut nennen - den 
Anspruch auf e1ne solche Karte. Er muß deshalb n1cht unbedingt 
Sozialhilfe in Anspruch nehmen. Eine ältere Rentnerin, die n1cht 
dazu zu bewegen ist, ihren Sozialhilfeanspruch wahrzunehmen, 
kann sich also vom Sozialamt beschemigen lassen, daß s1e m1t 
ihrem Einkommen unter der Grenze hegt. Dann kann sie diese 
ermäßigte Fahrkarte bekommen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Noch wertere Fragen? - Frau 
Blankenburg! 

Frau Blankenburg (CDUl ·Frau Senatorin lieh möchte diese 
Frage dann dahin gehend erweitern, wie Sie n1cht nur dre allein­
stehenden älteren Menschen auf diese Möglichkeit hinweisen 
wollen, sondern wie Sie auch alle anderen Menschen informie­
ren wollen, die mit niedrigem Ernkommen im Rahmen der Sozral­
hilfe liegen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Stahmer1 
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Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Wir bemühen uns, (C) 
durch möglichst große Öffentlichkeitsarbeit darauf aufmerksam 
zu machen: mit Merkblättern, mit unserem Sozialhilfeleitfaden. 
der in den Sozialämtern ausliegt und in allen Berliner Beratungs­
stellen zu haben ist. Das Wichtigste ist natürlich, daß die Bezirks­
ämter ihren Sachbearbeitern immer wieder klarmachen, daß sie 
über diese Rechte informieren müssen. Die Sachbearbeiter 
sollen sich nicht nur defensiv gegenüber den Sozialhilfeantrags­
stellern verhalten, sondern auf die Möglichkeiten hinweisen. m1t 
d1eser Karte Ermäßigungen zu bekommen. Gerade auch für 
Familien mit mehreren Kmdern haben wir uns das damals ausge­
dacht, weil drese die hohen BVG-Kosten nicht von der Sozialhilfe 
bezahlen können. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Stahmer 1 Sicher gibt auch 
dre heutige Sitzung ein Stück Information darüber1 

[1.2] 

Die zweite Anfrage über 

rechtswidrige Übergriffe von Polizisten 
gegenüber Ausländern 

kommt von Herrn Abgeordneten Lorenz. 

Lorenz (SPO). Frau Pras1dentin I Meine Damen und Herren 1 

[Unruhe] 

- Schön. daß man emmal warten kann I - Ich frage den Senat. 

1. Wie viele rechtswidnge Übergriffe von Polizisten gegen· 
über Ausländern sind beim Senator für Inneres in den letzten 
sechs Monaten gemeldet worden, und in wie v1elen Fällen haben 
diese zu disziplrnanschen oder strafrechtlichen Ermittlungen 
geführt? 

2. Welche Konsequenzen hat bzw. wrrd der Senat aus d1esen 
skandalösen Vorgängen zrehen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Prof. Hecketmann 1 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres· Frau Prasrdent1n 1 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Abgeordneter 
Lorenz! Es g1bt kerne gesonderte Stat1st1k be1 der Pairzer für 
solche Übergriffe gegenüber Ausländern, wre s1e derzeit vorge­
tragen werden, aber noch nicht bewresen sind. Der Innenverwal­
tung srnd derzeit konkret sechs Fälle bekannt.ln allen d1esen Fäl­
len wird dienst- und strafrechtlich ermittelt. und in allen diesen 
Fällen ist d1e Staatsanwaltschaft mit eingeschaltet - sei es, daß 
sie erst Kenntnis oder bereits die Verfahren voll übernommen 
hat. D1es ist nur eine Ubergangsphase. 

Ich lege auf dre Feststellung Wert, daß bei allen d1esen 
behaupteten Übergnffen rUckhaltlose und konsequente Aufklä­
rung nötrg ist und daß hier dre notwendigen Ahndungen- sofern 
sich durch dre Just1z entsprechende Sachverhalte bestätigen 
sollten - ohne jede Begrenzung erfolgen. 

Ich bin nicht in der Lage, we1tere Einzelheiten mitzuteilen. 
möchte aber davor warnen. bere1ts jetzt von Skandalen zu 
sprechen, solange solche noch nrcht nachgewiesen Sind. 

[Beifall bei der CDU1 

Hier gilt der rechtsstaatliche Grundsatz - selbstverständlich 
auch für Polizeibeamte -. daß keiner schuldig gesprochen wer· 
den kann, bevor er bestraft wurde. 

Ich wrll an Einzelheiten nur das hervorheben, was gestern der 
Vizepräsident der Polrze1 im Ausländerausschuß in bezug auf 
einen Fall dargelegt hat. Ich hätte das von m1r aus nicht getan. da 
es aber rn der Zeitung steht. kann 1ch es erwahnen: So könne in 
ernem Fall - ber extrem auseinanderhegenden Aussagen n1cht 

(0) 
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Sen Or. Hecketmann 

(A) nur von vermutlichen Tätern und Opfer, sondern auch von Zeu­
gen - die Mundverletzung eines der in "Kennzeichen 0" gezeig­
ten Ausländer durchaus von einem Polizisten stammen. Er habe 
das von dem Ausländer in den Mund gesteckte Heroin wieder 
herausholen wollen. Es ging nämlich um die Festnahme eines mit 
Heroin handelnden Ausländers, und dazu ist die Polizei unstreitig 
verpflichtet - soweit der Vizepräsident 

(B) 

Ich will auf folgendes noch hinweisen, weil der Abgeordnete 
Lorenz fragte, was die Polizei tue; es sind hier auch Vorwürfe der 
Art angeklungen, daß nicht genug Weiterbildung durchgeführt 
werde. Ich will zunächst erwähnen, daß es in der Polizei eine 
spezielle Dienststelle zur Verfolgung von Amtsdelikten gibt, 
und zwar in jede Richtung: gegenüber Inländern und auch 
gegenüber Ausländern; auch hier herrscht Gleichheit. Ich lege 
auch Wert darauf, daß die Polizei naturgemäß - unabhäng1g 
davon - in besonderer Weise sensibel ist, wenn es sich um 
Übergriffe gegenüber Ausländern handelt. 

Frau Präsidentin, ich bitte um Nachsicht, daß rch Jetzt noch 
einige Minuten Zeit in Anspruch nehme, um bestimmte Vorhalte, 
die hier angeführt wurden, ausräumen zu können. Ich will darstel­
len, was die Polizei gerade im Bereich der Aus- und der Weiter· 
bildung ihrer Beamten unternimmt, um die notwendige Sensibili­
tät hierzu zu steigern. Im Rahmen der Ausbildung ist das Thema 
des Umgangs mit Minderheiten auf den verschiedensten Ebenen 
fast Tagesordnungspunkt Nummer 1. Das Referat .,Politische Bil­
dung" in der Berliner Polizei unterrichtet über Geschichte, Kultur 
sowie dre sozio-ökonomische Situation von Ausländern speziell 
in Berlin. Insbesondere in der Ausbildung für den mittleren 
Dienst nimmt die Erörterung von Problemfeldern im Zusammen­
hang mit dem Umgang mit Minderheiten und Auslandern breite­
sten Raum ein. Bei politischer Bildung und Berufskunde gibt es 
eine intensive theoretische Wissensvermittlung über ethnische 
Minderheiten. Dabei wird neben den klassischen Themen der 
Staatsbürgerbildung wie Grundrechte, Rechtsstaat, freiheitlich­
demokratische Grundordnung auch intensiv auf tagespolitische 
Ereignisse in der allgemeingesellschaftlichen und polizeispezifi­
schen Bandbreite eingegangen. Zrel ist es zu verdeutlichen, daß 
gerade im Polizeiberuf Einstellungen wie Toleranz, Weltoffenheit 
Vorurteilslosigkeit und gegenseitige Rücksichtnahme insbeson­
dere gegenüber Ausländern, gleichgeschlechtlichen Lebens­
partnern, Behinderten in der heutigen Gesellschaft unabding­
bare Voraussetzungen für ein gedeihliches Zusammenleben aller 
sind. 

Darüber hinaus gibt es Verhaltenstram1ng zur Konfliktbewältl­
gung, an dem jeder Auszubildende teilzunehmen hat. Dieses 
Training enthält auch mehrs'tündige Rollenspiele, um Meinungen 
und Vorurteile gegenüber Minderheiten zu reduzieren. 

Es wird für jede Ausbildungsklasse der Besuch eines Asylbe­
werberheims einschließlich Diskussion und Gesprächen mit dor­
tigen Sozialarbeitern und Asylbewerbern durchgeführt; Führun­
gen in das ehemalige KZ Sachsenhausen, Durchführung eines 
dreiwöchigen Sozialpraktikums in einem Asylbewerberhe1m. 
Durchführung von Begegnungs-, Diskussions- und Sportveran­
staltungen zwischen Auszubildenden in der Pol1zei und auslän­
dischen Jugendlichen, Vorträge und Diskussionsveranstaltungen 
mit externen Referenten, zum Beispiel von Amnesty International. 
Zeitzeugen des NS-Unrechtsstaats, der Jüdischen Gemeinde 
usw. 

Dasselbe gilt 1m Grunde für den Gesamtbereich der polizeili­
chen Fortbildung: Tagesseminare für Beamte des gehobenen 
Vollzugsdienstes, außerpolizeiliche Seminare und Veranstaltun­
gen im Zusammenhang mit der Landeszentrale für politische Bil­
dung und auch m1t der Ausländerbeauftragten; Fortbildungsse­
minare auch für den höheren Vollzugsdienst und zwar im März 
mit dem Thema "Ausländerfeindlichkeit, Gewalt, Rechtsradikal1s· 
mus", e1n einwöchiges Symposion mit ausländischen Polizeibe­
amten. 

Darüber hinaus - ich muß abkürzen, Frau Präsidentin -

[Wieland (Bü 90/Grüne): Allerd1ngs I] 

gibt es ein ganzes Bündel we1terer sonst1ger Maßnahmen und 
Initiativen. 
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Fazit: Aus- und Fortbildung in der Berliner Polizei legen in ganz (C) 
besonderer Weise Wert darauf, daß alle Polizeibeamten gerade 
in der toleranten und weltoffenen Stadt Berlin sich auch dieser 
Verpflichtung im Umgang mit Ausländern bewußt sind. Ich weise 
die hier vorgebrachte Kritik hinsichtlich zu geringer Aus- und 
Fortbildung in diesem Bereich im Interesse der Polizeibeamten 
des Landes Berlin ausdrücklich zurück. 

Ich darf abschließend darauf hinweisen, daß wir uns außeror­
dentliche Mühe geben, gerade auch junge Ausländer als Mit­
glieder der Polizei e1nzustellen, um diesen lntegrationsprozeß in 
besonderer Weise zu fördern. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Dann müssen Sie die doppelte 
Staatsangehörigkeit durchsetzen!] 

Ich b1tte, das zur Kenntnis zu nehmen und zugleich um Nach­
sicht, Frau Präsidentin, für meine etwas längere Antwort. 

Präsidentin Or. Laurien: Jetzt hat Herr Lorenz das Wort zu 
einer Frage. 

Lorenz (SPD): Zunächst einmal, Herr Senator, habe ich den 
Eindruck gehabt. daß Sie d1e zweite Frage entweder nicht oder 
mit "keine" beantwortet haben. Ist das so? 

Präsidentin Or. Laurien: Also, ich habe eine Antwort 
gehört. Aber bitte, Herr Senator I 

Lorenz (SPD): Ich habe das nicht gehört. Ich habe eine lange 
Rede darüber gehört, daß schon alles passiert sei. Aber bezüg· 
lieh irgendwelcher Konsequenzen, neuer Aktionen, darüber. 
daß jetzt auf die Vorwürfe reagiert wird, habe ich nichts gehört. 
Insofern, Frau Präsidentin, habe ich keine Antwort auf meine 
Frage gehört. 

[Beifall be1 der SPD und be1 Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Bitte, Herr Senator, 1ch bin nicht 
Ihr Ersatz: Sie haben das Wort. 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präsidentin 1 Herr 
Abgeordneter Lorenz 1 Ich bm gern bereit, meine e1nschläg1ge 
Antwort für Sie, Herr Lorenz, noch einmal zu wiederholen. 

ln den konkreten Fällen sind in allen Fällen polizeiliche Er:nitt· 
Iungen eingeleitet worden. Über alle Fälle ist die Staatsanwalt­
schaft informiert: in einigen Fällen sind die Tatbestände bereits 
abgegeben und werden von der Staatsanwaltschaft mit der Poli­
zei weiterverfolgt 

Es sind dienstrechtliche Vorermrttlungen in allen Fällen einge­
leitet worden, die - wie Sie als Jurist auch wissen - ruhen. b1s 
d1e Justiz ihre Verfahren abgeschlossen hat. 

Im übrigen habe ich das komplette Maßnahmenbündel erläu­
tert, das die Polizei derzeit, in der Verg~ngenheit und auch in der 
Zukunft ausführt, damit in der Polizei Ubergriffe gegenüber Aus­
ländern tunliehst vermieden werden. 

Präsidentin Or. Laurien: Herr Lorenz, Sie haben noch eine 
Zusatzfrage, wenn Sie wollen. 

Lorenz {SPD): Nein, das war eben gar keine Zusatzfrage. 
Frau Präs1dentin, ich hatte ja bei meiner Frage an politische Kon­
sequenzen gedacht, we:l wir es doch hier wohl m1t Politik zu tun 
haben. 

[Beifall bei der POS und bei Bü 90/Grüne] 

H1er ging es doch nicht um d1e Frage nach straf- und dienstrecht­
lichen Konsequenzen. Aber ich nehme das jetzt zur Kenntnis. 
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Lorenz 

(A) lch frage jetzt folgendes: Herr Senator, haben Sie bemerkt, 
daß sich Fälle von Übergriffen von Polizisten gegenüber Aus· 
Iändern im letzten Jahr gehäuft haben? Wenn Ihnen das nicht 
aufgefallen ist: Wie erklären Sie sich, daß sowohl in der auslän­
dischen Presse als auch von allen, die mit Ausländern zu tun 
haben, derartige Häufungen beobachtet wurden? 

(8) 

Präsidentin Or.laurien: Herr Senator! 

Or. Heckelmann, Senator für Inneres: Der Senator kann sich 
nur mit den konkreten Fäilen beschäftigen und nicht mit der 
Berichterstattung der internationalen Presse. Polit1sch ist mir 
wichtig, deutlich zu machen - und ich habe hierzu ausführlich 
vorgetragen, sogar unter den hochgezogenen Augenbrauen der 
Frau Präsidentin wegen des Umfangs der Ausführungen -, in 
welcher Weise die Polizei von Berlin mit meiner vollen Zustim­
mung, Unterstützung, Anregung und Begleitung gerade auch 
politisch aufklärt innerhalb der Polizei, dam1t derartige Übergriffe 
unterbunden werden. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Hapel steilt die nächste 
Frage. 

Hapel (CDU): Herr Senator, teilen Sie meine Einschätzung, 
daß - nachdem die Kampagne gegen d1e FPR gescheitert ist -
nun erneut eine Kampagne gegen die Berliner Polizei vor dem 
Hintergrund angeblicher Ubergnffe geführt w1rd? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator1 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Nun. ich will keine 
politische Bewertung über Kampagnen abgeben. Ich nehme 
jeden Tatbestand gesondert und reagiere mit Gelassenheit dar­
auf. Ich glaube, das ist das beste Verfahren- gerade 1m H1nbllck 
auf die von mir vertretene lnstitut1on der Polize: in Berlin, die das 
Vertrauen der Bürger verdient. 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Abgeordneter Krüger hat als 
nächster eine Zusatzfrage. 

Krüger, Ulrich (CDU): Herr Senator, ich möchte Sie fragen: 
Seit wann laufen derartige Ausbildungsprogramme, und sind 
Ihnen irgendwelche Vorwürfe bekannt, daß es innerhalb der 
Ausbildung - an der, wie Sie ausführten, auch Ausländer betei­
ligt sind -oder bei der FPR- wo neben den deutschen Kollegen 
ebenfalls Ausländer Dienst tun - Irgendwelche Schwierigkeiten 
gibt? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator I 

Or. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präsidentrn I 
Meine Damen und Herren I Herr Abgeordneter Krüger, m1r sind 
interne Auseinandersetzungen zwischen Ausländern und Deut­
schen innerhalb der Polizei überhaupt nicht bekannt. D1e Maß­
nahmen, dte 1ch geschildert habe, s1nd bereits Anfang des ver­
gangenen Jahres begonnen und nach Hoyerswerda 1n masstver 
We1se verstärkt worden. 

Ich darf bei der Gelegenheit noch anfügen. Gerade nach Hoy­
erswerda hat die Berliner Polizei in Abstimmung mit m1r in beson­
derer Weise als polizeiliche Maßnahme Schutzmaßnahmen für 
Asylbewerberheime durchgefLihrt, d1e Berlm 1n der Belastungs­
skala an das untere Ende in der Bundesrepublik geführt haben. 
Dies ist unzweifelhaft Verd1enst der Berliner Schutzpolizei, der 
Wachpolizei und auch der Fre1willigen Polizei-Reserve- dies will 
ich ohne Einschränkung sagen. 

[Beifall be1 der CDU] 
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Präsidentin Dr. Laurien: Ich erteile nunmehr dem Abgeord­
neten Zillich das Wort zu seiner Mündlichen Anfrage über 

Planung von Olympiabauten 

[Hildebrandt (SPO): Ich hatte mich noch gemeldet I] 

- Die Möglichkeiten sind erschöpft; mehr als vier Fragen s1nd 
n1cht zulässig I Es hatten sich im übrigen noch zwei Fragesteller 
vor Ihnen gemeldet, so daß Sie sogar erst der sechste gewesen 
wären. 

Bitte, Herr Ztllich 1 

Zillich (POS): Frau Prästdentin! Meine Damen und Herren 1 

Ich frage den Senat: 

1. Treffen Berichte zu, wonach die auf dem Gelände des Jahn­
Sportparks geplante Judohalle aufgrund neuerer Entwicklungen 
n1cht an diesem Standort gebaut werden soll, und was waren die 
Gründe hierfür? 

2. Welche/r Ersatzstandort/e befinden s1ch nunmehr in der 
Planung? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär Bock 1 

Bock, Staatssekretär 1n der Senatsverwaltung für Schule, 
Berufsbildung und Sport: Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter 1 

Ich weiß nicht, woher, von wem, warum und zu welchem Zweck 
Sie Ihre Berichte erhalten, aber Ihre erste Anfrage beantworte 
1ch m1t Nein. Oie zweite entfällt dann logischerweise. 

Präsidentin Or. Laurien: Haben Sie dazu eine Zusatzfrage? 
- Bitte schön 1 

Zillich (POS): Dann frage ich zum Thema nach: Es ist 
bekannt, daß die Preisträger der Wettbewerbe - -

Präsidentin Or. Laurien: Das können Sie nicht' S1e können 
nur zu dieser Frage einen Zusatz machen. Wollen Sie das?­
Soll es s1ch darauf beztehen? 

Zillich (POS) Es bezteht s1ch auf genau d1eses Gelände 1 

Präsidentin Dr. Laurien: Gut 1 

Zillich (POS): Die EntwUrfe der unterschiedlichen Pre1strager 
dieser Wettbewerbe widersprechen sich. Meine Frage 1st nun· 
Für welchen Entwurf will sich der Senat entscheiden, bzw. wie 
soll etne Synthese d1eser Wettbewerbe hergestellt werden? 

Präsidentin Dr. Laurien: Das 1st eine neue Frage. - S1e 
müssen nicht. aber Sie können antworten, Herr Staatssekretar 1 

Bock, Staatssekretär 1n der Senatsverwaltung für Schule. 
Berufsbildung und Sport: Herr Abgeordneter, es geht nicht um 
eine Synthese, sondern es geht um zwei Orte. Der Ort nördlich 
des Jahn-Stadions ist für d1e Boxhalle vorgesehen. und zwar 
unter den Sofortmaßnahmen, und wird auch dort durchgefUhrt. 
Der südliche Bereich ist für d1e Judohalle vorgesehen, und s1e 
wird auch dort ernchtet. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Schreyer. bitte' 
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(A) Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Ich frage den Senat: Trifft 

(B) 

es zu, daß die Planungen für die Olympiahalle immer noch 
nicht endgültig entschieden sind, obwohl der Senat gegenüber 
dem IOC schon 350 Millionen DM Investitionen hierfür zugesagt 
hat. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Schreyer, verzeihen Sie, das 
ist keine Zusatzfrage! 

Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Das Thema heißt "Pia· 
nung von Olympiabauten~, Frau Präsidentin I 

Präsidentin Dr. Laurien: Verzeihen Sie, eigentlich nicht! 
Aber wenn der Senat bereit ist zu antworten, können wir es 
zulassen. 

Frau Dr. Schreyer {Bü 90/Grüne): Da das Thema der Frage 
so heißt, hätte ich vom Bausenator gern eine Antwort. Ich 
möchte an dieser Stelle rügen, daß der Bausenator - unent­
schuldigt - deshalb nicht anwesend 1st, weil er in der gleichen 
Zeit, zu der die Fragestunde des Parlaments stattfindet, eine 
Pressekonferenz abhält. 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich bin anders :nformiert, aber wir 
werden das klären. Wenn es sich wirklich um eine Pressekonfe­
renz handelt, dann werden wir 1n der Tat eine Rüge aussprechen. 
Denn es ist absolut unzulässig, daß man eine öffentlichkeitswirk­
same Veranstaltung macht, während das Plenum tagt I 

[Beifall - Liepelt (CDU): Wenn das richtig ist, dann 1st das 
tatsächlich eine Mißachtung des Parlaments!] 

Das hat er so nicht mitgeteilt, und das wird von uns dann auch 
deutlich gerügt werden! - Herr Staatssekretär, Sie haben eben 
den Kopf geschüttelt: Wenn Ihnen diese parlamentarischen 
Dinge nicht bekannt sein sollten, dann informieren Sie b1tte die 
Büros entsprechend! 

Bielka, Staatssekretär in der Senatsverwaltung für Bau- und 
Wohnungswesen: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren I 
Oie Gespräche mit dem Konsortium, das für den Bau der Olym­
piahalle vorgesehen ist, laufen zur Zeit in Abstimmung mit den 
beteiligten Verwaltungen. Ich denke, wir werden fristgemäß eine 
entsprechende Vorlage an das Parlament einreichen können. 

Präsidentin Dr. Laurien: Eine weitere Zusatzfrage von 
Herrn Zillich! - Bitte! 

Zillich {POS): Dann darf ich nachfragen: Was verstehen S1e 
in diesem Zusammenhang unter "fristgemäß"? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär' 

Bielka, Staatssekretär in der Senatsverwaltung für Bau- und 
Wohnungswesen: Es besteht die Abs1cht, noch vor der Som­
merpause eine Grundsteinlegung vorzunehmen. Dam1t dies auch 
geschehen kann, müssen die notwendigen Entscheidungen im 
Senat und im Parlament vorher getroffen werden. 

[1.4] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich erteile dem Abgeordneten 
Krause das Wort zu einer Mündlichen Anfrage über 

Solidarität statt .,Solidarpakt" 

Krause {Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin .1 Meine Damen und 
Herren I Ich frage den Senat: 

1. Wird der Senat das von der Bundesregierung geplante 
nGesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungspro-
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gramms - FKP -" ablehnen, solange es Kürzungen im Bereich (C) 
des Arbeitslosengeldes, der Arbeitslosenhilfe, der Sozialhilfe, 
des Wohngeldes und des BAföG vorsieht? 

2. Hängt auch der Senat der einfältigen Ph_i_losophie der 
Bundesregierung und der angebotsorientierten Okonomie an, 
nach der alle glücklich werden, wenn die Steuern der Reichen 
gesenkt werden, weil diese dann investieren? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär, bitte! 

Strauch, Staatssekretär in der Senatsverwaltung für Finan­
zen: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Abgeord­
neter Krause, im Senat besteht Einvernehmen darüber, daß es 
keine Kürzungen in den von Ihnen genannten Bereichen geben 
darf. Diese Vorschläge werden abgelehnt. Es müssen jedoch 
gegebenenfalls Regelungen gefunden werden, die Mißbrauch 
verhindern. 

Zu 2: Der Senat von Beriin hängt ebensowenig wie die 
Bundesregierung einfältigen Philosophien über die Erreichung 
des Glücks aller Menschen durch Steuergesetzgebung an. Ich 
weise allerdings darauf hin, daß vorgesehen ist, die Vermögen­
steuer von 0,5 % auf 1 % anzuheben; und das trifft dann - im 
Sinne Ihrer Fragestellung - gegebenenfalls die Reichen. 

Präsidentin Or. Laurien: Eine weitere Frage, Herr Krause' 

Krause (Bü 90/Grüne): Herr Staatssekretär, halten Sie es 
nicht auch - w1e ich - für widersinnig, in der gegenwärtigen 
Arbeitsmarktsituation die Beiträge zur Arbeitslosenversiche· 
rung senken zu wollen? Und unterstützen Sie die E1nführung 
eines Solidaritätszuschlags auf die Einkommen- und Körper­
schaftsteuer schon ab 1. Juli d1eses Jahres? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär Strauch! 

Strauch, Staatssekretär in der Senatsverwaltung für Finan­
zen: Frau Präsidentin I Meine Damen und Herren! Herr Abgeord­
neter Krause, ich bitte um Verständnis dafür, daß sich in dem 
Augenblick, 1n dem der Regierende Bürgermeister und der 
Finanzsenator gemeinsam die Berliner Positionen in den Ver­
handlungen in Bann verdeutlichen, hier weitere Ausführungen 
dazu hinsichtlich der Diskussionslage in Sonn verbieten. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Krause hat eine zweite Frage. 

Krause (Bü 90/Grüne): Ich möchte Sie noch nach Ihrer Stel­
lung zu einer Arbeitsmarktabgabe für Selbständige, Beamte, 
für Minister und Abgeordnete fragen, d1e schnellstmöglich einge­
führt werden sollte, um unter anderem d1e Kosten der Arbeits­
marktpolitik finanzieren zu können. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Bürgermeisterin Bergmann 1 

Frau Dr. Bergmann, Bürgermeisterm und Senatonn für 
Arbe1t und Frauen: Frau Präsidentin I Herr Abgeordneter, wir sind 
uns im Senat darüber 1m klaren, daß wir auch zur Finanzierung 
von Arbeitsmarktpolitik mehr Geld brauchen. Da gibt es unter­
schiedliche Möglichkeiten: Arbeitsmarktabgabe, Ergänzungsab­
gabe, Solidaritätszuschlag. W1r sind uns darüber einig, daß 
sofort - also ab 1. Juli - etwas passieren und unter dem Strich 
mehr herauskommen muß. Die Frage. w1e man das Geld dafür 
bekommt, wird in den nächsten Tagen eine erhebliche Rolle spie­
len. Hierfür gibt es unterschiedliche Finanzierungsvorschläge. 
Ich persönlich kann mich mit einer Arbeitsmarktabgabe sehr 
anfreunden, bin aber auch mit etner Ergänzungsabgabe einver­
standen, die alle Höherverdienenden einbezieht, wenn damit 
erhebliche Summen hereinkommen und ein Teil dieser Milliarden 
für die notwendige Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung gestellt 
wird. 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Frau Schreyer - bitte' 

(B) 

Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Ich frage den Senat zu 
weiteren Punkten des föderalen Konsolidierungsprogramms. 
Falls Sie, Herr Strauch, nicht zu einer Antwort bereit sind oder 
auch die Abstimmung im Senat nicht kennen, stelle ich diese 
Frage an Herrn Senator Radunski: Wird der Senat - hoffent­
lich - weiter auf seiner Position bestehen und es ablehnen, daß 
die Wohnungsbauschulden aus der Wohnungswirtschaft der 
DDR zur Hälfte auf die neuen Länder bzw. Gemeinden und d1e 
Wohnungsbauunternehmen verlagert werden? Wird er weiter 
darauf bestehen, daß der Bund auch diese Erblasten in den 
Erblastenfonds zu übernehmen hat? Welche Position hat der 
Senat gegenüber der Absicht der Bundesregierung, zukünftig 
die Betriebskosten für den schienengebundenen Regional­
verkehr auf die Länder zu verteilen, ohne gleichzeitig den Län­
dern auch die entsprechenden Mittel zur Verfügung zu stellen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Radunski - bitte 1 

Radunski, Senator für Bundes- und Europaangelegenheiten: 
Frau Präsidentin' Frau Abgeordnete! Hinsichtlich beider Punkte 
gilt weiterhin die bekanntgewordene Haltung des Senats. Es 
wird gegenwärtig verhandelt. Die Länder sind übereingekom­
men, diese Schulden nicht in die Landeshaushalte zu überneh­
men bzw. an die Wohnbaugesellschaft weiterzugeben. Auch 
bezüglich der Betriebskosten f1nden d1e Vertreter der Bundes­
regierung bei den Verhandlungen eine relativ geschlossene Hal­
tung der Länder - insbesondere der Länder m1t Ballungszen­
tren - vor, daß wir diese Regionalis1erungskosten so nicht über­
nehmen können. Mehr kann ich dazu nicht sagen. Das ist die Hal­
tung des Senats, die wir mehrfach vertreten haben. Wie der 
Staatssekretär schon gesagt hat, finden heute die Verhandlun­
gen statt. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Krause - b1tte I 

Krause (Bü 90/Grüne): Herr Radunski! Wie wo!len S1e 
sichern, daß der Regierende Bürgermeister, der dann das 
Land Berlin vertreten soll, im Sinne des Senats votieren wird? 

Präsidentin Dr. Laurien: Entschuldigen Sie! Wie soll er 
diese Frage beantworten? -

[Krause (Bü 90/Grüne): Wir hatten ein entsprechendes 
Beispiel I] 

Bitte, versuchen Sie es I 

Radunski, Senator für Bundes- und Europaangelegenhe1ten: 
Ich bin Mitglied dieses Senats und habe ein grenzenloses Ver­
trauen zu unserem Regierenden Bürgermeister, daß er das 
Beste für unsere Stadt tut. 

[1.5[ 

[Vereinzelter ße,fall bei der CDU -
Wieland (Bü 90/Grüne)· Da sind Sie der einzige'] 

Präsidentin Or. Laurien: Das Wort hat P1un der Abgeord­
nete Mleczkowski zu seiner Mündlichen Anfrage über 

Straßenausbau in der City-Ost 

Mleczkowski (FDP): Frau Präsidentin 1 Meme Damen und 
Herren I Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Fahrspuren sind in den Hauptverkehrsstraßen 
der City-Ost nach dem derzeitigen, 1m Senat abgestimmten 
Planungsstand zur Bewältigung des zukünftigen Ost-West-Stra­
ßenverkehrs vorgesehen? 
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2. ln welchem Umfang würde sich gemäß dieser Planung die (C) 
Leistungsfähigkeit der Straßen für den Ost-West-Verkehr gegen-
Uber dem Bestand verbessern? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Professor Haase hat das 
Wort! 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden­
tin I Meine Damen und Herren I Herr Abgeordneter Mleczkowski I 
Ihre Mündliche Anfrage beantworte ich - zu 1 und 2 - wie folgt: 
D1e Planung zu Führung und Gestaltung der Ost-West-Straßen­
verbindungen befindet sich gegenwärtig im Abstimmungspro­
zeß. Hierzu hat die SenatsveiWaltung für Verkehr und Betriebe im 
November mit der Straßenkonzeption für die Stadtmitte ihre 
Planungsziele vorgelegt. Danach werden zwischen Reichstag 
und Potsdamer Platz insgesamt sechs Fahrstreifen je Richtung 
vorgesehen. Die Leistungsfähigkeit der Ost-West-Verbindungen 
w1rd sich in diesem Bereich dann gegenüber dem heut1gen 
Zustand um ca. 30 bis 40% erhöhen. 

Präsidentin Or. Laurien: Eine Rückfrage - bitte' 

Mleczkowski (FDP): Herr Senator! Stimmen Sie mir zu. daß 
bei dem noch n1cht endgültig abgestimmten Planungsstand, von 
dem Sie ausgehen. eigentlich jede Diskussion über d1e Leipzi­
ger Straße -ob Vorbauten errichtet oder verengt werden sollten 
- völlig sinnlos 1st, weil jede Diskussion über eine Straßenveren­
gung nur auf der Grundlage eines Gesamtkonzepts geführt wer­
den kann? - Es muß also zuvor geklärt werden, inwieweit d1e 
Straße Unter den Linden oder die Sehrenstraße für den Ost­
West-Verkehr erhalten bleiben, und anderes 1m Gesamtzusam­
menhang berücksichtigt werden. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Or. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden­
tin 1 Herr Kollege! Ich st1mme Ihnen msofern zu, als 1ch sage: Es 
ist eine Gesamtkonzeption. Man muß also die Anzahl dieser Ost­
West-Spuren im Gesamtzusammenhang sehen. Wenn es 1m 
Bereich der Le1pz1ger Straße zu Veränderungen kommen sollte, 
stelle ich dazu die Bedingung, daß insgesamt hinreichend Spu­
ren zur Verfügung stehen, daß es darüber hmaus möglich 1st, dort 
den öffentlichen Personennahverkehr, nämlich die Straßenbahn, 
bevorrechtigt zu führen und daß der Wirtschaftsverkehr abge­
wickelt werden kann. 

Der gegenwärtige Stand der Diskussion ist so. daß wir die 
Frage der Straßenbahnhaltestellen noch n1cht h1nre1chend 
gelöst haben. Aber ansonsten besteht e1n Gesamtkonzept der 
Verbindungen zwischen Ost und West. Meine Zielsetzung ist die 
einer mult1plen Entwicklungsstrategie - d. h. m1t so vielen Öff­
nungen w1e möglich-, we1l man dann den notwendigen Verkehr 
in der Stadtmitte- den Ziel- und Quellverkehr-auf verschiede­
nen Wegen fUhren kann. 

Präsidentin Or. Laurien: Eine we1tere Rückfrage - bitte 1 

Mleczkowski (FDP): Herr Senator 1 Haben Sie den E1ndruck. 
daß diese von Ihnen beschriebene Pol1t1k, mögl1chst v1ele Ost­
West-Öffnungen zu schaffen. auch Bestandteil der Koalitions­
politik werden kann? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betr1ebe: Frau Präsiden­
tm 1 Herr Abgeordneter' Ich habe den Eindruck, daß das eine 
sachgerechte Lösung 1st, d1e davon ausgeht, daß w1r den Ver­
kehr in der Stadtm1tte 1n e1nem best1mmten Modal-spllt-Verhält­
nls abwickeln wollen. Es kann ja wohl nicht so se1n, daß wir dort 
zusätzliche Nutzungen durch Reg1erung und Wirtschaft erhalten 
und anschließend niemand hinfahren kann. Ich möchte eme 
lebend1ge Stadtm1tte m1t emem gedämpften Verkehr. 

(D) 
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Präsidentin Dr. Laurien: Herr Cramer ~ bitte I 

Cramer (Bü 90/Grüne): Das wollen w1r stcherltch alle, aber 
ich frage Sie: Wie hoch berechnen Sie heute bei Ihrem moda: 
split die Zuwächse im Autoverkehr generell, wenn Sie von 
etner 30prozentigen Steigerung der Leistungsfähigkeit ausge­
hen? Sind d1ese höher als 30% oder niednger? Wie hoch sind 
dann die Emissionen, die schon heute bei weitem die EG-Nor­
men übersteigen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator I 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Bemebe: Frau Präsiden­
tin I Herr Abgeordneter Cramerl W1r haben e1n Verkehrserzeu­
gungsmodell vorgestellt, 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Ja. das glaube 1chl] 

das von einem Fachinstitut entwickelt wurde und das gegenwar­
tig noch mit anderen Fachleuten diskutiert w1rd. Dieses Modeli 
kommt zu dem Ergebnis, daß unter Anwendung des modal split 
von 80:20 sich die derzeitigen Verkehre verstärken werden. Es 
werden pro Stunde je Richtung etwa 7 000 Kraftfahrzeuge 
geführt werden~ wie gesagt, nur als notwend1ger Verkehr~. und 
dafür müssen wir die entsprechenden Spuren zur Verfügung 
stel!en. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage Es kann aber nicht so sem, daß 
ich eine Straße verenge und anschlteßend aufgrund der Abgas­
belastung m dieser Straße gezwungen werde. d1ese Straße zu 
schließen. 

[Cramer (Bü 90/Grüne) Wie hoch sind d1e Werte heute 
hatte ich gefragt I] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Hoffmann ~ bitte' 

Hoffmann (FOP): Herr Senator' W1e v8rtetlen s1ch d1ese 
sechs Fahrspuren auf die entsprechenden Straßen? Wte v1ele 
Fahrspuren führen durch das Brandenburger Tor? 

[Be1fall bei der FOP ~ Hetterkett] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betnebe: Frau Präs1den­
t1nl Herr Abgeordneter! Von den sechs Farrspuren. d1e w1r ,r. 
diesem Bereich benöt1gen. lägen zwei zwischen der Straße des 
17. Juni und Unter den Linden. zwe1 1m Bere1ch der Französi­
schen Straße und zwei im Bere1ch der Leipz1ger Straße. S1e WIS­
sen aber, daß s1ch d1eses Gesamtkonzept noch m der Diskus­
sion beftndet, so daß es hier durchaus zu Verschiebungen kom· 
men kann, und zwar einschließlich der Straßen. die gegenwärt1g 
genutzt werden. 

Im Bere1ch des Brandenburger Tores haben w1r derze1t e1ne 
funkt1on1erende weite Umfahrung. Eine enge Umfahrung w1rd 
uns aufgrund der Bebauung nicht möglich sein. so daß dann 
eme Durchfahrung durchaus im Bereich des Mög!1chen liegt. 

[1.6] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich rufe d1e nachste Mündliche 
Anfrage auf über 

Fördermitteleinsatz aus der 
Gemeinschaftsaufgabe (GA) Ost 
für den integrierten Wirtschafts­
und Technologiestandort Adlershof 

Herr Abgeordneter Steffel hat das Wort 1 ~ Offenbar 1st er mcht 
da. Wir gehen dann zur nächsten Mündl1chen Anfrage uber. 
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Ich rufe d1e Mündliche Anfrage auf über 

anteilige Rückzahlung 
des Straßenreinigungsentgelts 

Frau Stätzer hat das Wort! 

Frau Stötzer (SPD): Frau Präs1dent1n 1 Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu. daß Grundstückseigentümern 1m Ostteil unserer 
Stadt Straßenrem1gungsentgelte zurückgezahlt wurden, wenn 
die Wohnstraße 1991 erst nach längerer Verzögerung gere1nigt 
worden war? 

2. Wurden nur .. Zahlungsverwe1gerern" d1e Gebühren erlas· 
sen, oder wurde~: auch bisher gezahlte Beträge erstattet? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Professor Haase hat das 
Wort 1 

Dr. Haase, Senator für Verkefir und Betnebe: Frau Präsiden· 
tm 1 Meine Damen und Herren 1 Frau Abgeordnete Stötzerl Ihre 
Mündliche Anfrage beantworte 1ch wie folgt· 

Zu 1: Ja. es trifft zu. 

Zu 2: Ne1n, e1ne Erstattung erfolgt auch für bere1ts gezahlte 
GehUhren durch Verreclmung mit der nächstfolgenden Entgelt­
forderung. Es f1ndet also keme RJckzahlung. sondern eine Ver· 
rechnung statt. 

Präsidentin Dr. Laurien: Eme weitere Frage. Frau Stötzer 1 

Frau Stätzer (SPDJ· Herr Senator' Es s1nd m1r v1ele Grund· 
StUckseigentümer bekannt, d1e unter Vorbehalt gezahlt hatten, 
aber bisher weder eine Rückerstattung noch eine Verrechnung 
erhielten. 

Präsidentin Dr. Laurien: Hwr Senator' 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betnebe: Frau Präsiden­
tin' Frau Abgeordnete' Ich kann n1chts über den Ausgang der 
Verfahren sagen. wenn unter Vorbehalt gezahlt wurde, aber das 
Verfahren be1 den Berl1ner Stadtrem1gungsbetneben noch n1cht 
abgeschlossen 1st. Falls jemand Beschwerde wegen mange:haf· 
ter Leistung eingelegt hat. prüfe die BSR. ob die Beschwerde 
zutrifft. Gerade 1m Ostteil der Stadt gab es viele solcher Falle: 
dann wurde d1e von mir erwähnte Verrechnung vorgenommen 

W1e Sie w1ssen. bestehen be1 einer Reihe von Straßen Pro­
bleme hinSIChtlich der Emgrupp1erung 1n das Straßenverze1chn1s. 
Ich schlage vor. daß wir in diesem Bere1ch einen Versuch durch· 
führen, d1e 1n der A-Gruppe geführten Straßen- wobe1 etwa em­
malln der Woche gere1n1gt Wird~ der C·Gruppe zuzuordnen. be1 
der der EigentUrner die Re1nigung selbst vornehmen kann, w1e es 
auch 1m ländl1chen Raum der Fall 1st. Es g1bt in Berl1n durchaus 
vergleichbare Gebiete, aber zunächst möchte ich das Ergebn1s 
dteses Versuchs abwarten. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Dr. Hampel hat d1e nachste 
Frage' 

Dr. Hampel iFOP) Herr Senator 1 Ist es mögl1ch. daß 1m H1n­
bl1ck auf die sehr langfristigen Straßenbaumaßnahmen m Ber­
lm das Entgelt für die Straßenreinigung mit Begmn der Bau­
maßnahme automatisch mcht mehr erhoben w1rd? ~ Schl1eßl1ch 
können dte Straßen nicht mehr gerein1gt werden, sobald e1ne 
Baumaßnahme durchgeführt wird 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 
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Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden­
tin I Herr Abgeordneter I Im Zusammenhang mit Bautätigkeiten 
kommt es immer wieder zu Beschwerden, daß einzelne Straßen 
nicht gereinigt wurden. Ich kann die Anlieger in diesen Fällen nur 
ermuntern, bei den Berliner Stadtretnlgungs-Betrieben Ein­
spruch gegen die Erhebung der Gebühren einzulegen. Aller­
dings kann ich nicht von vornherein sagen, daß in jeder Straße. m 
der gebaut wird, keine Reinigungsgebühren mehr erhoben wer­
den; dann hätten wir kaum noch Einnahmen aus diesem Bereich. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Klein 1 

Klein (fraktionslos): Herr Senator1 S1e erwähnten gerade den 
Versuch, eine andere Eingruppierung in das Straßenverzeich­
nis vorzunehmen. Wie lange wird es dauern. bis eine solche 
Überprüfung der Kategorien 1m Ostteil der Stadt stattfindet? 
Gibt es in den Fällen, in denen Grundstücke der A-Kategorie ein­
deutig der Kategone C zuzuordnen sind. auch eine finanzielle 
Korrektur? Und bis wann wird das erfolgen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator1 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden­
tin! Herr Abgeordneter 1 Gegenwärtig ist das Verfahren so, daß 
man Beschwerde be1 den Berl1ner Stadtre1n1gungs-Betrieben 
einlegt; daraufhin pn.ifen die Berliner Stadtrein1gungs-Betriebe, 
ob die Beschwerde gerechtfertig! ist. Wenn d1es der Fall 1st, 
kommt es zu einer Verrechnung. Ich kann Ihnen n1cht sagen, w1e 
lange diese Verfahren im einzelnen dauern, aber 1ch gehe davon 
aus, daß s1e von den Berliner Stadtre1n1gungs-Betrieben rasch 
abgearbeitet werden. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: D1e Straßen smd entweder der 
A-, der B- oder der C-Kategcne zugeordnet. D1e Auswirkungen 
einer Veränderung- zum Beisp1el von der A- in die C-Kategorie­
auf die Sauberkeit in der Stadt und auf die Haftpflicht, d1e eng 
mit der Straßenreinigungspflicht zusammenhängt, möchten wir 
in einem Flächenversuch testen. Allerdings können S1e nicht 
nach Ihrer eigenen Einschätzung best1mmen, daß es sich um 
eine Straße der C-Kategorie handelt und daß Sie deshalb ke1ne 
Gebühr zahlen müssen; VIelmehr w1rd jede Straße in e1ner der 
dre1 Kategorien geführt, und eine Veränderung wird erst disku­
tiert, nachdem dieser Versuch durchgeführt wurde. 

[1.8] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich rufe die nachste MUndliehe 
Anfrage auf über 

öffentliche Debatte 
zur Berliner Verwaltungsreform 

Herr Dr. Zotl hat das Wort' 

Dr. Zotl (POS): tch frage den Senat: 

1. Wann gedenkt der Senat, die Debatten zur Beri;ner Ver­
waltungsreform, d1e gegenwärt1g 1m Senat und 1n den Senatsver­
waltungen sowie im Rat der Bürgermeister geführt werden, de:n 
Parlament und der Bevölkerung gegenüber öffentl1ch zu 
machen? 

2. Wo liegen die entscheidenden Dissenspunkte zw1schen 
dem Senat und dem Rat der BUrgermeister? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Heckelmann 1 

Dr. Heckelmann, Senator fUr Inneres: Frau Präsidentin 1 

Meine Damen und Herren 1 Herr Abgeordneter Dr. Zotll 01e 
öffentliche Diskussion um die Verwaltungsreform m ihren vielfälti­
gen Aspekten findet seit meiner Ausgangsvorlage vom März des 
vergangenen Jahres presseöffentlich jede V-Joche 1n 1hren unter-
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schiedlichen Facetten statt. Jeder Bürger- und damit auch jeder 
Parlamentarier, Herr Or. Zotl - kann sich durch die Zeitungslek­
türe über jeden einzelnen Bereich sachkundig machen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Dr. Zotl! 

Dr. Zotl (POS): Ich möchte dazu nur bemerken, daß ich Ihre 
Antwort als eine Zumutung empfinde 1 

Ich frage Sie: Nachdem der Rat der Bürgermeister e1ne Auf­
gabenkritik hinsichtlich der Tätigkeit der Hauptverwaltungen 
gefordert hat - wem 1st s1e überlassen, und w1e 1st der Sach­
stand? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senatart 

Dr. Heckelmann, Senator fUr Inneres: Oie Aufgabenkritik 1st 
anges1chts der Sparzwänge und dem Willen des Senats. mehr 
Effizienz in der Berlmer Verwaltung herbeizuführen, n1cht nur eme 
,A.ufgabe der Bezirke, sondern Sie berührt in gleicher We1se die 
Hauptverwaltungen. Für letztere sind d1e Hauptverwaltungen 
selbst zuständig. H1erzu sind entsprechende Aufträge an die ein­
zelnen Verwaltungen erteilt worden; der Rücklauf w1rd von der 
Innenverwaltung bearbeitet und danach dem Senat zu emer 
abschließenden Entscheidung im Zeitraum Aprii/Ma1 zugeleitet. 

Präsidentin Dr. Laurien: Eme we1tere Zusatzfrage. Herr 
Dr.Zotli 

Dr. Zotl (POS)· Der Senat hat am 12. Januar 1993 beschlos­
sen, entscheidungsreife Vorschläge zur Neuverteilung von Auf· 
gaben zwischen den Haupt· und den Bezirksverwaltungen 
ausarbeiten zu lassen. lnwiewe1t ist das überhaupt noch möglich. 
nachdem zum gle:chen Ze1tpunkt bere1ts konkrete Festlegungen 
über d1e Strukturell getroffen wurden? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator1 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Herr Abgeordneter 
Or. Zotl 1 Es 1st 1n d1esern Bereich noch n1chts abschl;eßend über 
Strukturen festgeschneben worden. Es handelt s1ch um Wdlens­
bl!dungsprozesse. an denen aus verfassungsrechtlichen Grün­
den auch das Pariarner<t bete111gt ist dem kac:n ich oll ke1ner 
We1se vorgre1fen 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Edel' 

Edel (SPDJ. Her~ Senator 1 Ist es r1cht1g. daß S1e zugesagt 
haben, Arbeitsgruppen zw1schen den Senatsverwaltungen 
und dem Rat der Bürgermeister einzusetzen. deren Bespre­
chungsergebnisse b1s Ende d1esen Monats mrgelegt werden? 
Und können S1e mr sagen. we1che Arbeitsgrupper1 b1sher getagt 
haben und we!che n1cht? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Dr. Heckelmann, Senator fur Inneres: Es g.bt entsprechend 
dem Senatsbeschiuß - der öffentlich ist und Ihnen über d1e 
Presse zugängl1ch war- eme ganze Reihe vor. Arbeitsgruppen 
Alle Arbe1tsgruppe'l haben b1sher getagt. und ich lege ausdrUck­
liehen Wert auf d1e Festste:lung, daß d1e Hauptverwaltungen 1n 
d1esen Arbeitsgruppen n1cht gegen d1e Bez1rke arbeiten, son­
dern mit den Bezirken. Ich habe persönlich an den entsprechen­
den Beratungen 1m lrlnenausschuß des Rats der Bürgerme1ster 
teilgenommen, um d1ese mhaltliche Abstimmung zu erre1chen 
und persönlich dafür Sorge zu tragen. daß Mitgl1eder des Rats 
der Bürgermeister an diesen Besprechungen teilnehmen. ln 
e1nem Fall gab es wn Baubere1ch e1ne Vorlage, d1e w1r am 01ens· 
tag 1m Senat venbsch1edet haben und d1e n1cht unter Beteil1· 

(C) 

(D) 
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Sen Dr. Heckelmann 

(A) gung der vom Rat der Bürgermeister benannten Mitglieder der 
Bezirke, jedoch unter Beteiligung der dafür zuständigen Bau· 
stadträte beraten wurde. Mein Kollege Nagel, der gerade heretn 
kommt, hat dies in der Sache für hinreichend und sachgemäß 
erachtet. 

(B) 

[131] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren I Diese 
Frage ist beantwortet; die nächste soll sich noch anschließen, da 
auch ein Senator grundsätzliche Rechte hat: H1er wurde vorhm 
gesagt, der Senator sei nicht anwesend, da er eine Pressekonfe­
renz abhalte. Ich habe daraufhin geantwortet. daß wir d1es, wenn 
dem so sei, nachdrücklich rügen würden. da öffentliche Veran­
staltungen anderer Art während des Plenums nicht zulässtg sind. 
Der Senator kommt mit erregter Stimme - ich meine, Sie haben 
das Recht zu sagen, ob sie zu Recht oder zu Unrecht beschul­
digt wurden! 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Ich war in der 
Tat auf emer Pressekonferenz, deren Termin jedoch die Deutsche 
Reichsbahn festgelegt hat. Da diese Pressekonferenz e1nem 
auch poltfisch sehr aktuellen Thema gewidmet war und es um 
die eindeutige Positionsbestimmung des Senats hinsichtlich der 
Tunnel im Tiergarten ging, hielt ich es für sachgerecht die 
Reichsbahn dort nicht allein zu lassen. 

[Zuruf der Abg. Frau Künast (Bü 90.'GrUne)] 

Präsidentin Dr. Laurien: Wtchtig 1st, daß dte Pressekonfe­
renz ntcht vom Senator, sondern von anderer Sette angesetzt 
wurde - das ist ein Unterschied 

[Zuruf der Abg. Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne\] 

- Frau Schreyer. wir können im Ältestenrat gerne noch darüber 
reden, aber ich stelle nachdrücklich fest, daß 'licht der Senator. 
sondern Jemand anderes die Pressekonferenz angesetzt hat. Er 
hat dabet Berliner Belange wahrgenommen. Alles andere kommt 
im Ältestenrat zur Sprache. 

Als nächster der Abgeordnete Wieland' 

Wieland {Bü 90/Grüne): Ich bin noch etwas bet Herrn 
Nagels Ausführungen: Es war in d1e Württembergtsche Straße 6 
eingeladen. Das sind ja wohl keine Gebäude der Reichsbahn. 
Herr Senator, und als Pressekonferenz - -

Präsidentin Dr. Laurien: Verze1hen Ste. 1ch kann das nicht 
zulassen. wir s1nd in der Fragestunde. Sie müssen stch bttte auf 
die Frage von Herrn Dr. Zotl beztehen' Alles andere 1m Ältesten­
rat. 

[1.8.1] 

Wieland (Bü 90/Grüne): Sie selbst sagten. der Beschuldigte 
habe das letzte Wort, und 1ch wollte es eben noch ervveitern. 

Jetzt komme 1ch zu memer Frage an Senntor Heckelmann. 

[Heiterkeit bei Bü 90/Grüne] 

- Wenn. dann wollen wtr doch fa1r miteinander umgehen. Dte 
Frage kommt, Herr Hecketmann 1 - Kann ich denn Ihren Ausfüh­
rungen entnehmen, daß der Senat bereit 1st, d:e Beratungen der 
parlamentansehen Enquete-Kommission zur Verfassungs­
reform zu den einschlägigen Teilen abzuwarten, soweit es dort 
auch um dte Verwaltungsreform und um die in die Berliner Ver­
fassung aufzunehmenden Teile geht? Oder gilt wetterhin d1e 
Drohung des Regierenden Bürgermeisters, daß der Senat not­
falls von s1ch aus an der Enquete-Kommission vorbei entspre­
chende verfassungsändernde Vorschläge eirbnngen werde? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator 1 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres. Frau Prästdentin 1 

Meine Damen und Herren 1 Herr Abgeordneter Wieland 1 Ich darf 
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für den abwesenden Regierenden Bürgermeister und für den (C) 
gesamten Berliner Senat bekunden, daß der Respekt vor dem 
Hohen Abgeordnetenhaus so groß ist, daß er es nie wagen 
würde, hier mit Drohungen zu operieren. 

Zweitens halte ich fest, daß der Senat insgesamt die Überle­
gungen und zügig voranschreitenden Diskussionen der parla­
mentarischen Gremien im Rahmen der Enquete-Kommission zu 
Verfassungsänderungen im Zusammenhang mit einer Ver" 
waltungsreform mit Respekt und Bewunderung begleitet. 

Drittens bittet der Senat um Verständnis, daß er keinen Stili­
stand in der Pflege weiterer Gedankenführung eintreten lassen 
kann. solange das Parlament weiter berät. Wir fühlen uns gehal­
ten, auch unsererseits weiterführende Uberlegungen anzustel­
len, wenn es genehm 1st 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne): Das war keine Antwort!] 

[1.9] 

Präsidentin Dr. Laurien: Bttte schön, Herr Berger zu semer 
Frage über 

Müllstreit zwischen Brandenburg 
und Berlin 

Berger (Bü 90/Grüne). Ich frage den Senat 1 

1. Warum akzeptiert der Senat nicht den Anspruch Branden· 
burgs, m einer gemeinsamen Deponiegesellschaft dte aus­
schlaggebende Sttmme zu haben. da Brandenburg erstens die 
Umweltbelastungen durch die Mülldeponien zu tragen hat und 
zwettens dte Aufs1cht gemäß dem Abfallrecht und dem lmmtssi­
onsschutz wahrntmmt? 

2. Warum hat der Senat btsher nicht dem Verursacherpnnztp 
durch eine e1r.deutige Erklärung der Art Rechnung getragen, daß 
Berlin dte fmanztellen Lasten etner Sanierung der Brandenbur­
ger Deponien in dem Maße Ubern;mmt, wie die Stadt durch •hre 
gelieferten Abfallmengen zu den angerichteten Umweltschäden 
betgetragen hat? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Haasel 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betnebe: Frau Prästden· 
!tn 1 Meine Damen und Herren 1 Herr Abgeordneter Berg er I Ich 
beantworte Ihre Mündliche Anfrage w1e folgt: 

Zu 1: Der Senat von Berltn strebt etne gleichberecht;gte 
Gesellschaftsbeteiligung im S1nn einer partnerschaftliehen und 
gemetnsamen Abfallwirtschaftspolitik an. Bei gleichen Anteilen 
beider Länder an der Märkischen Entsorgungsanlagen-Betnebs­
gese!lschaft GmbH - der MEAB - kann der Senat von Berlm 
Mehrheltsverhaltntssen n1cht zustrmmen, d1e darauf hmauslau· 
fen, daß Brandenburg das alle1n1ge Sagen hat. Dabei geht es 
insbesondere urr. die Frage der zukünfttgen Tarifgestaltung und 
der erforderltchen Maßnahmen zur Depontesanierung. Der Senat 
von Berl1n kanr n:cht akzeptteren. daß über dte Mehrheitsverhcilt­
nlsse zugunsten Brandenburgs Entscheidungen gefällt werden 
können, dte dte Bevölkerung Berltns mögltcherwe1se erhebltch 
belasten. 

Zu 2: Das Land Berltn ist ntcht Rechtsnachfolger der DDR und 
steht folglich nicht für in der Vergangenheit unterlassene RUck­
stellungsbtldungen für Santerungen von Deponien ein. Schon 
deshalb 1st für das Land Berltn ntcht hmnehmbar, daß es unter­
schiedliche Deponieentgelte für Berlmer und Brandenburger 
Anlieferer geben soll. 

Gleichwohl strebt der Senat von Berl1n an, e1nen Ausgleld· für 
die unmittelbaren Anliegergemeinden zu schaffen, welche durch 
die Belastungen der Abfalltransporte - bzw. direkt durch die 
Deponien - betroffen sind 

Präsidentin Dr. Laurien: Bttte schOn, Herr Berger 1 
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(A) Berger (Bü 90/Grüne): Ich knüpfe m1t meiner Rückfrage, Herr 

(8) 

Senator Haase, an den letzten Punkt an. S1e haben davon 
gesprochen, daß der Senat bere1t sei. einen Ausgleich für d!e 
Gemeinden zu schaffen - warum hat der Senat b1s heute noch 
keine Ausgleichszahlungen an die von den Deponien Schön ei­
che, Vorketzin und Deelitz zwe1fellos sehr belasteten Gemeinden 
gezahlt? Warum hat der Senat in diesen Fällen bis heute nichts 
unternommen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator I 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betnebe: Frau Präsiden­
tin, Herr Abgeordneter Bergerl Wir stehen hinsichtlich des 
Gesamtkomplexes 11och 1n der Verhandlung. Es ist zu akzeptie­
ren, daß hier eine Art ,,Akzeptanzfonds~ gebildet werden soll. Wir 
haben, vertreten durch die Berliner Stadtremigungs-Betr1ebe, an 
den runden Tischen in den einzelnen Gemeinden teilgenommen 
und dort über die Angelegenheit diskutiert. Wir haben unsere 
Bereitschaft s1gna11s1ert, doch bitte ich Sie, zur Kenntnis zu neh­
men, daß es sich um ein Gesamtproblem handelt und wir hier 
eine Gesamtlösung anstreben. d1e auch e1nen "Akzeptanzfonds'· 
für die betreffenden Gemetnden vorsieht. 

Präsidentin Dr. Laurien: Noch ei'lmal Herr Berger 1 

Berger (Bü 90/GrLine): Herr Senator, meme zwe1te Frage 
bezieht sich auf das anfangs angesprochene Problem. Es 1St 
sehr le1cht, die finanzielle Verantwortung auf Verblichene - 1n 
diesem Fall die DDR - zu schieben. Ist Berlm bereit, die fina'l­
zielle Verantwortung für die von Berlin verursachten Umwelt· 
schädenauf den Depon1en zu übernehmen? Sie haben n1chts 
davon verlauten lassen. Wenn Berlin dazu n1cht bere1t 1st: Wer 
soll nach Ihrer Vorstellung die San1erung d1eser Umweltschäden 
in Brandenburg bezahlen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe. Frau Präsiden­
tin 1 Herr Abgeordneter Berger 1 01e Sanierung der Deponien 1st 
so vorgesehen, daß s1e über d1e entsprechenden Deponieent­
gelte erfolgen soll. Diese werden von den Berliner Bürgern auf­
zubringen sein. Wenn 1ch die derzeit1g bekannten Kosten hoch­
rechne. bedeutet das für das Land Berl1n und d1e Berlmer Bürger 
1n etwa eine Verfüntfachung der MüllgebUhren. Ich glaube, S1e 
haben dafür Verständnis- wenn S1e w1ssen, um welche RelatiO­
nen es geht -, daß man der Sanierung die positive Beantwor­
tung der Frage nach der Abnahmesicherheit gegenüberstellen 
muß. Wenn wir das über die Entgelte finanzieren wollen, müssen 
wir natürlich wissen, über welchen Ze1traum s1ch das erstreckt. 
Und das ist gegenwärtig e1ner der Verhandlungspunkte, der 
noch ausgehandelt wird und wo wir noch keme Geme1nsamk81t 
erzielt haben. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Pewestorft 1 

Pewestortf (POS): Herr Senator, e1ne kurze Vorbemerkung: 
Am Montag dieser Woche haben zum ersten Mal- auf lnitiat11e 
der POS - die WirtschaftsausschUsse des Brandenburgischen 
Landtages und des Abgeordnetenhauses geme1nsam getagt. 
Dabei war im Rahmen der Gespräche. d:e dort geführt wurden, 
natürlich auch die Frage der MUllentsorgung Berlins und alles, 
was damit zusammenhängt. Gegenstand der Aussprache. Me1ne 
Frage dazu: Herr Senator. Sie haben r1cht1gerwelse dargeste!lt. 
daß es hier um eine hochkomplexe Materie geht; könnten Sie 
s1ch vorstellen, daß es kurzfr1stig zu e1nem Staatsvertrag zwi­
schen Brandenburg und Bertin kommt, 1n dem all d1ese Fragen 
1m gegenseitigen Einvernehmen und unter Abwägurog der ver­
schiedenen Interessen geregelt werden und so auch die Debatte 
über ein gemetnsames Bundesland erhebl1ch versachlicht wird? 
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Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' (C) 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betnebe: Frau Präsiden­
tin I Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter Pewestorff. 
S1e fragen danach, ob 1ch m1r das kurzfristig vorstellen kann- d1e 
Antwort ist: Netn' 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Schreyer' 

Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Herr Senator Haase. ist 
Ihnen eigentlich richt1g bewußt, daß im Jahre 1994 die Müllver­
bnngungsverträge für d1e Deponien in Brandenburg auslaufen. 
und ist Ihnen eigentlich wirklich richtig bewußt, daß Deponien 
bedeuten, daß das Land ökologische Lasten trägt. und 1st Ihnen 
e1gentlich wirklich richtig bewußt, daß bisher 60 % der Deponie­
kapazitäten von Brandenburg dem Lande Berl1n zur Verfügung 
gestellt werden und daß S1e mit Ihrer Verweigerungshalturg 
gegenüber Brandenburg 1n schier unverantwortlicher Weise d1e 
zukünft1ge Abfallentsorgung von Berlin Uberhaupt gefährden? 

[Beifali bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe· Frau Präsiden­
tin' Me1ne Damen und Herren' Frau Abgeordnete Dr. Schreyer 1 

Ir- der Tat- seit dem Jahre 1991 bin ICh mit dem Langfnstvertrag 
und ständigen Gespra.chen m1t dem Lande Brandenburg be· 
faßt - bin 1ch mir sehr wohl der Schwiengke1t und Komplexität 
d:eses Themas bewußt. 

[Frau Volkholz IBU 90/Grüne): Wirklich r1chttg bewußt?] 

Ich darf aber darauf aufmerksam machen, daß es be1 Verhandlun­
gen stets darum geht, emen Interessenausgleich zu erz;elen 
Und an unserem guten W1llen. zu d1esem InteressenausgleiCh zu (0) 
kommen, fehlt es n1cht. 

[Zurufe der Abgn. Pewestorff (POS"! 
und Lel-,mann (Bü 90/Gnjne)] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren, w1r 
kommen 1etzt zur 

Spontanen Fragestunde 

Zu Begmn ennnerc iCh daran, daß Fragen nur an anwesende 
Senatoren geste:lt werden können - dam1t es ke1ne Verwirrun­
gen g1bt 

[Zuruf der Frau Abg. Künast (8U 90/Grune:•] 

- W1r wissen. ··nas für Verhandlungen heute betm Bundeskanzler 
stattfinden. rn1t emer Ausnahme sind alle Fehlze1ien 1m Ältesten­
rat erörtert worden. - ln der ersten Runde geht es 'lach Frak­
t,onsstci.rke. danr. ,r, fre1er Wildbahn. 

[S1] 

Herr Hel1as' 

Helias (COU) · Frau Präs1dentin 1 Meme Damen und Herren 
Ich frage den Senat: Treffen Informationen des Handwerks 
- zum Beisp1el der Maler- und Lack1erer1nnung - zu. daß lfT1 
ersten Halbjahr ke1ne öffentlichen Aufträge für Instandhal­
tungsmaßnahmen vergeben werden? 

Präsidentin Dr. Laurien: An wen 1s': d1ese Frage ger1chtet? 

Helias :COU) · An den Finanzsenator' 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Verzeihung: lch habe extra auf die 

(B) 

Geschäftsordnung hingewiesen, wonach nur anwesende Sena­
toren befragt werden können' 

Helias (COU): Dann die Bürgermeisterm I 

Präsidentin Dr. Laurien: Gut I - Dann Frau Bergmann zur 
Beantwortung I - Die hat nicht zugehört - oder? 

Frau Dr. Bergmann, Bürgermeistenn und Senatorin für 
Arbeit und Frauen: Doch, ich habe zugehört. aber tch btn über 
den Stand der Auftragsvergabe an das Handwerk letder ntcht 
informiert. 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich wiederhole noch emmal: Laut 
Geschäftsordnung kann etne Frage nur an einen anwesenden 
Senator gerichtet werden' 

[S2] 

Frau Stötzerl 

Frau Stötzer (SPO): Ich frage den Senat: 

Präsidentin Dr. Laurien: Wen? 

Frau Stätzer (SPD): Den Verkehrssenator I ~ Vernachlässigt 
die BSR beim Winterdienst den Ostteil unserer Stadt? 

[Kern (SPD); Nur 1m Wmter'] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator 1 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betnebe. Frau Präsiden· 
tinl Meine Damen und Herren' Frau Abgeordnete Stötzer. ich bin 
dieser Frage bere1ts nachgegangen - sie hat natürlich zu 
einigem Ärger geführt-, und die Auskunft der BSR ist die. daß 
im Rahmen des Winterdienstes die Straßenverhältnisse 1m Ost· 
teil der Stadt ~ und zwar durch den Straßenbelag - andere und 
problematischer sind, 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Dort 1st es kälter'] 

als das 1m Westteil der Stadt der Fall ist. Und das war nichts 
Neues. Aber hinsichtlich der Befahrung mit den entsprechenden 
Fahrzeugen gibt es keinen Unterschied zwischen Ost und West, 
auch wenn subjektiv der Eindruck entsteht und aufgrund des 
Straßenbelages gerechtfertigt ist, daß es hier einen Unterschied 
gäbe. 

[53] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Pohlel 

Frau Pohle (POS): Frau Präsidentin I Meine Damen und Her­
ren' Ich frage den Gesundhe1tssenator, Herrn Or. Luther: Herr 
Senator, da ich von Ihnen hinsichtlich meiner Kleinen Anfragen 
immer wieder um Fristverlängerung gebeten werde und Antwor· 
ten, wenn sie denn eintreffen, dann meist schon vom Leben 
überholt sind, möchte ich Sie zu einem Vorgang im gesundheit­
lich-sozialen Zentrum fragen. Warum 1st es se1t Anfang Januar 
nicht möglich, eine überraschend freigewordene Stelle e1nes 
Allgemeinmediziners in der Poliklinik Adlergestell zu beset­
zen, zumal eine Bewerbung mit einem stab1len Patientinnenkreis 
vorliegt? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator I 
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Dr. Luther, Senator für Gesundheit: Frau Präsidentin, Frau (C) 
Abgeordnete Dr. Pohle, das kann 1ch Ihnen aus dem Stegreif 
natürlich nicht beantworten. Denn dafür bin ich nicht zuständig; 
ich bin auch nicht die einstellende Behörde. Wenn es aber freie 
Stellen gibt und wenn s1e im Wirtschaftsplan auch so vorgese-
hen sind. dann wird es etne E1nstellung geben. Aber zum Bewer­
bungsverfahren kann ich Ihnen jetzt keine Auskunft geben. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Pohle 1 

Frau Pohle (POS)· Halten Sie es flir zulässig und legitim. 
diese Aussage zu treffen, zunächst einmal ein halbes Jahr zu 
warten, um zu sehen, ob man überhaupt noch einen Allgemein­
mediziner in dieser Poliklinik braucht, wenn in dieser bisher 
sechs Stellen vorgesehen und auch besetzt waren und nun nur 
noch fünf besetzt sind? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Dr. Luther, Senator für Gesundheit: Frau Präsidentin! Me1ne 
Damen und Herren I Frau Abgeordnete. natürl1ch 1st das nicht 
zulässig. wenn das so 1st, w1e S1e das sagen. Es gibt genUgend 
Ärzte in Berlin. die diese Stelle nehmen würden, wenn s1e fre1 
wäre. Also, wenn es so ist. wird s1e besetzt werden - unter den 
Voraussetzungen. die 1ch anfangs genannt habe: Wirtschaftlich­
kelt, Stellenplan. S1e werden m1r Sicherlich nachsehen, wenn ICh 
n1cht jeden emzelnen Steilenplan jeder Klinik in Berlin im Kopf 
habe. 

[54] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Engler 1 

Frau Engler (Bü 90/Grüne) Frau Präs1dent1n I Meine Damen 
und Herren 1 Frau Senatorin Stahmer: ln der Sendung ,.E1n- (0) 
spruch" hat ein Mitarbeiter des Bezirksamts Schöneberg Aus­
sagen zu Mißbrauchstatbeständen m der Sozialhilfe gemacht; er 
hat behauptet, daß der Mißbrauch in der Sozialhilfe in seinem 
Amtsbereich bei bis zu 30 oder 40 °/o l1egt. Sind Sie dem nach­
gegangen? Entspricht dies der Wahrhe1t? 

Präsidentin Dr. Laurien: F•-au Senatonn 1 

Frau Stahmer, Senatarm für Soz1ales: Ja. ich bin dem sehr 
schnell nachgegangen; es war Ja gerade erst vorgestern. Es hat 
s1ch herausgestellt, daß der zuständ1ge Stadtrat 1n heutigen 
Äußerungen schon auf die Marge von 20 bis 30 % herunterge­
gangen ist - also auf d1e Hälfte dessen, was sem Mitarbeiter 1m 
Fernsehen behauptet hat. Auch das aber entspricht n1cht den 
Erkenntnissen, d1e die übrigen Berliner Sozialämter h1nsichtl1ch 
der Mißbrauchsquote haben; w1r stellen h1erzu derze1t noch wei­
tere Untersuchungen an. Es sd1e1nt so, daß dieser Mitarbeiter 
die Fälle über mehrere Jahre gesammelt und das in se1ne 
Berechnung einbezogen hat. Ich kann dazu nur sagen. Man 
sollte nur den Statistiken trauen, d1e man auch selber gebischt 
hat' Denn die Gesamtsituation 1st tatsächl1ch so: Wissenschaft­
liche Untersuchungen belegen. daß 1n der Sozialhilfe der M1ß· 
brauch auch n1cht größer ist als anderswo. das heißt etwa 3 ·~Jo. 

Es sind hier offensichtlich alle Alten. alle Beh1nderten. alle kran· 
ken Menschen. die Soz1alh1lfe beantragen, Uberhaupt n1cht in d1e 
Berechnung e1nbezogen worden. Ich f1nde diese Außerung 
schlimm. 

[Beifall be1 der SPD, der POS und be1 Bü 90/GrUne] 

denn w~r haben v1el mehr Menschen, d1e 1hr Recht auf Soz1alhilfe 
gar n1cht wahrnehmen. als solche, d1e etwa neben dem Bezug 
von Sozialhilfe Schwarzarbeit betreiben 

[Pewestorff (POS): Hat das denn Konsequenzen?] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Engler zu einer Zusatzfrage' 
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(A) Frau Engler (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentm; Meine Damen 

(8) 

und Herren I Frau Senatorin Stahmer, halten S1e es für politisch 
verantwortbar, daß Mitarbeiter, die mit solchen Vorurteilen behaf­
tet sind- wie sie m dieser Sendung sichtbar wurden-. unmittel­
bar und direkt mit Sozialhilfeempfängern zu tun haben und die 
Leistung auszahlen sollten? Denn ich denke, daß sich das ja 
auch auf die Art und Weise. w1e die Sozialhilfe gewährt w1rd, aus­
wirkt. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorin 1 

Frau Stahmer, Senatorin fUr Soziales: Ich werde m1ch hüten, 
mich 1n d1e Personalpolitik e1nes Bez1rksamts einzum1schen. 
Sozialhilfe ist eine bezirkseigene Angelegenheit. Aber ich habe 
auch schon im Gespräch nach der Sendung mit dem Mitarbeiter 
festgestellt, daß er offensichtl1ch aus ÜbertastungsgrUnden -
das ist in den Sozialämtern ja tatseichlieh so - emfach Rechnun· 
genaufgemacht hat, die man 1n dieser Form n1cht in die Öffent· 
l1chke1t bringen sollte. Ich hatte den Eindruck, daß er Soz1alhilfe· 
empfängern gegenüber generell n1cht so bösart1g eingestellt 1st. 
wie es in der Sendung den Anschem hatte. 

[S5] 

Präsidentin Or. Laurien: Herr M!eczkowsk1 hat die '1achste 
Frage 1 

Mleczkowski (FDP): Frau Prci.s1dent1n 1 Ich frage den Senator 
für Inneres: Wie seriös sind Informationen. die aus der M1tte des 
Parlaments in d1e Öffentlichkelt gekommen s1nd, daß von den 
privaten Wach· und Sicherheitsdiensten 1n Berl1n so etwas 
wie eine organisierte Kriminalität ausgeht und mehrere dieser 
privaten Sicherheitsdienste in Schutzgelderpressungen ver­
wickelt seien? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Professor Heckelmann 1 

Or. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präs1dent1n 1 

Meine Damen und Herren! Ich habe m den vergangenen Tagen 
der Presse entnommen, daß Äußerungen des Abgeordneten 
Herrn Lorenz dah1n g1ngen, daß private S1cherhe:tsunternehmen 
in Schutzgelderpressungen verwickelt se1en. Ich habe m1ch dar· 
aufhm sofort bei der Pollze1 sachkundig gemach~. d1e m1r h1erzu 
die Auskunft gab, daß es im vergangenen Jahr e1nige Errnitt· 
lungsverfahren gegeben hat, wo sich aber 1n allen Fallen e1n 
Anfangsverdacht in keiner We1se hat bestätigen können. und 
daß derzeit 1n dieser Hins1cht kemer!ei Erm1ttlungen laufen. 

Im übrigen hat die Erkundung aber ergeben, daß 1n diesem 
Gewerbe- insbesondere je JUnger s1e gegrUndet sind- s1ch Tat­
bestände von Schwarzarbeit und Tätigke1t ohne entsprechende 
Gewerbeerlaubnis möglicherweise in größerer Zahl f1nden las· 
sen. Dazu laufen entsprechende Ermittlungen, über d1e 1ch Ein· 
zelnes h1er naturgemäß n1cht sagen kann. Hier smd 1n der Kon· 
trolle aber in erster Linie die Gewerbeaufs1chtsbehorden m den 
Bezirksämtern gefragt. die nicht memem Bere1ch unterstehe'l. 

Präsidentin Dr. Laurien: E1ne Rücktrage - b1tte schön 1 

Mleczkowski (FDP) Herr Senator' Können S1e denn Inter· 
essen erkennen. die auch aus der M1tte d:eses Parlaments kam· 
men könnten, und die da h1eßen. d1e S!cherhe1ts.age in Beri1n in 
der überreg1onalen Presse noch schwärzer zu malen, als s1e 
anhand der KriminalitätsstatiStik eigentlich schon sachwarzge­
malt werden müßte? Oder konnte man auch zugleich meinen, 
daß der Satz auch für Parlamentarier gelten könnte, wenn solche 
Behauptungen 1n die Öffentl1chke1t gesetzt werdef1. Ist der Ruf 
erst rumiert. lebt es sich ganz ungen1ert? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 
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Or. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präsidentin! (C) 
Me1ne Damen und Herren 1 Herr Abgeordneter Mleczkowski t Ich 
bitte um Verständnis: Ein Senator würde sich nie erlauben, einen 
Parlamentaner zu krit1s1eren. Ich möchte im übrigen schlicht und 
einfach unterstellen, daß jeder Parlamentarier so verantwor· 
tungsbewußt handelt, daß es kein Überzeichnen der kriminellen 
Belastungssituation in der Stadt gibt. Aber wenn der Abgeord· 
nete Lorenz Kenntnisse darüber hat, daß es Schutzgelderpres· 
sungen geben soll - so hat er es dargelegt -, die der Polizei 
nicht bekannt sind. wäre 1ch 1hm außerordentlich dankbar. wenn 
er se1ne Zeugendienste der Berliner Polze1 zur Bekämpfung 
dieses- wenn es ihn gäbe- schlimmen Kriminalitätsaspekts zur 
Verfügung stellen könnte. 

[Beifafl be1 der CDU und der FDP] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ist Herr Hellas noch im Raum? -
Nem 

[S6] 

Frau Klotz 1st d1e nächste 1 

Frau Or. Klotz (Bü 90/Grüne): Ich frage die Senatorin fUr 
Arbe1t und Frauen Frau Bergmann· Ist Ihnen bekannt, daß d1e 
e1nzige Zufluchtswohnung für mißbrauchte Mädchen in Berl1n 
- .,Wildwasser'· - aufgrund 1hrer Personalsituation e1nen Auf· 
nahmestopp verhängen mußte. weil sie den 24-Stunden·Dienst 
n1cht mehr gewahrleisten konnte? Wie haben Sie bere1ts darauf 
reagiert? 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorin 1 

Frau Dr. Bergmann, Burgerme,sterm und Senatarm fUr 
Arbeit und Frauen Frau Präsidentin 1 Frau Abgeordnete Klotz 1 (0) 
Mir ist dieses natUrlieh auch zu Ohren gekommen. W1r smd 1m 
Moment dabei zu prüfen. w1e w1r in diesem spez1ellen Fall schnell 
helfen können. Das fUgt sich natürlich in die gesamte Problema· 
t1k e1n, die w1r heu~e noch nachdrücklich zu besprechen haben 
W1e Sie WiSSen. w1rd bei Wildwasser von uns nur em Te1l geför· 
dert, nami1ch der Frauenbereich. Wir haben Stellen und Mittel1n 
deses Projekt hine:ngegeben. W1r werden jetzt sehen. wie w1r 
kurzfr1stig noch e.n StUckehen mehr tun können, ohne daß 1ch 
Ihnen das Jetzt 1n Mark, Pfennig und Stelle sagen kann 

Präsidentin Dr. Laurien: Wollen S1e noch rUckfragen? -
81tte schön 1 

Frau Or. Klotz (BU 901GrUne): Ich kann also davon ausge· 
htm, daß d1esem Projekt Wildwasser durch d1e Senatsverwal· 
tung für Arbe1t u'ld Frauen geholfen wird? 

Frau Or. Bergmann, BUrgerme1stenn ·Jnd Senatonn fur 
Arbe1t und Frauen S·e können davon ausgehen, daß uns d1eses 
ProJekt sehr am Herzen liegt. daß w1r w1ssen. welche WiChtige 
Arbe1t 1n diesem PrOJekt getan wird. 

[S7] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Wustlieh' 

Wustlieh (BU 90/GrUne) Ich frage Herrn Senator Hassemer· 
Wie we1t sind d1e Planfeststellungsverfahren 1m Zusammen· 
hang mit dem Recyclingzentrum am Lindenhof in Pankow 
ged1ehen? Tnfft es zu, daß die Größenordnung der MUIIverbren· 
nungsanlage dort we1terh1n 600 000 Tonnen 1m Jahr beträgt. 
oder 1st an e1ne Min1m1erung 1n beachtlicher: Größenordnungen 
gedacht? Ist eventuell auch daran gedacht, d1e MUIIverbren· 
nungsanlage dort n1cht zu emchten in bezug auf das Klin1kzen· 
tr .JITI ß~cr.? 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Bitte schön Herr Senator Dr. Has- verbunden ist, zu derart horrenden Beträgen pro Wohneinheit (C) 

(B) 

semer! führt, daß es unmöglich ist, in dieser Form vom Senat als förde­
rungsfähig anerkannt zu werden. 

Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt­
schutz: Frau Präsidentin! Herr Kollege! Wir s1nd noch nicht im 
Stadium des Planfeststellungsverfahrens. Wir haben im Augen­
blick zwei Analysen: Standortanalysen quer über die Stadt, um 
zu sehen, an welchen Orten Umwelt- und Recyclingzentren 
angemessen zu plazieren sind. Zum zweiten haben wir eine Stu­
die. die klären soll, in welcher Konfiguration von Recyclinganla­
gen ein solches Zentrum sich am besten ökonomiSCh und ökolo­
gisch rechnen läßt. Wir haben deshalb auch zu dem von Ihnen 
angesprochenen Standort keinerlei Entscheidungen getroffen -
etwa über die Größe einer Verbrennungsanlage, noch gar dar­
über, daß an einem solchen Standort gar keine Verbrennungsan­
lage denkbar ist. Das sind Entscheidungen, die erst nach dem 
Abschluß der beiden ersten Analysen - mit denen wir inzwi­
schen sehr weit sind - denkbar sind. 

Präsidentin Dr. Laurien: Eine Rückfrage- bitte schön. Herr 
Wustlieh I 

Wustlieh (Bi.J 90/GrUne): Ist der Senat denn nachdrücklich 
bereit. auch den Einwendungen aus dem Bezirk und von Bür­
gerinitiativen n1cht nur Gehör zu schenken, sondern sie gege­
benenfalls auch in diese Konzeption einzuarbeiten? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Dr. Hassemer! 

Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt­
schutz: Sie können s1ch darauf wirklich verlassen. Wir - d1e 
Spitze des Hauses StadtUrn - sind Anfang kommender Woche 
mit dem Bezirksamt Pankow 1m Gespräch, unter anderem zu 
diesem Projekt. 

[SB] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Schermer 1 

Frau Schermer (SPD): Ich frage den Senator Nagel. Ich teile 
die Sorgen der Friedrichshainer Bürger, die 1n asbestbelaste­
ten Wohnungen wohnen, und frage Sie, was kurzfristig geplant 
ist, um diesen Bürgern zu helfen. Wurde vielleicht auch daran 
gedacht, die Alliiertenwohnungen als Auswelchwohnungen zur 
Vertügung zu stellen. bis da etwas passiert? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator 1 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Frau Abge· 
ordnete Schermer 1 Frau Präsidentin I Meine Damen und Herren I 
Die Frage der asbestbelasteten Wohnungen 1n Fnednchsham -
bei der Wohnungsbaugesellschaft Friedrichshain und bei der 
Wohnungsbaugenossenschaft Friedrichsha1n - ist zunächst 
eine Angelegenheit der Bauaufsicht Fnednchsha1n. D1ese hatte 
vertügt, daß durch einschlägige, den gesetzlichen Grundlagen 
entsprechende Gutachten festgestellt wird, welche Gefahren­
klassen bestehen. Parallel zu diesen Untersuchungen sind die 
Wohnungsbaugesellschaft und die Genossenschaft gebeten 
worden. ein Sanierungskonzept vorzulegen, das deutl1ch macht, 
welche Maßnahmen geplant werden und m1t welchen finanziel­
len Be1trägen die Gesellschaften bzw. die Genossenschaften 
seitens der öffentlichen Hand rechnen. 

Die Wohnungsbaugenossenschaft hat gegen die Auflagen 
der Bauaufs1cht Friedrichshain Widerspruch eingelegt - ein 
Konflikt, der sicherlich von seiten des Wohnungsbaugenossen· 
Schaftsvorstands auf dem Rücken der e1genen Mieter ausgetra· 
gen wird. 

Die Wohnungsbaugesellschaft Friedrichsnain hat em Sanie­
rungskonzept vorgelegt, das allerdings, da es 1m Zusammen­
hang mit grundsätzlichen Sanierungsmaßnahmen am Gebäude 

Der Senat w1rd mit dem beauftragten Gutachter- einem Mit­
arbeiter des TÜV - Kontakt aufnehmen, um Vorschläge techni­
scher Art entwickeln zu können, wie - erstens - möglichst ohne 
Freimachung der Wohnung durch Sofortmaßnahmen die Gefahr 
bes€1tigt werden kann, und - zweitens - diese finanziert werden 
können - natürlich 1n erster L1nie aus Mitteln des Eigentümers 
und erst 1n zweiter Linie aus öffentlichen Mitteln. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Schermer, haben S1e noch 
e1ne Rückfrage? 

Frau Schermer (SPD): Aus Ihren Worten folgere ich, daß Sie 
auf der Seite der Mieter stehen und sagen, daß das, was h1er 
passiert, nicht auf die Mieter umgewälzt werden dart, und daß sie 
sich be1 der demnächst anstehenden Demonstration auf der 
Seite der Mieter befinden werden. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Nagel, Senator fi.Jr Bau- und Wohnungswesen: Der Bausena­
tor dieser Stadt befindet s1ch 1mmer auf der Seite der Mieter I 

[Be1fall be1 der SPD I 

[S9] 

Präsidentin Dr. Laurien: Jetzt erhalt Herr Hoffmann das 
Wort 1 

Hoffmann (FDP): Ich frage den Bausenator: Wann w1rd der (0) 
erste Spatenstich für das geplante Gebäude am Messedamm 
1m Bere1ch des Busbahnhofs m Charlottenburg sein, und welche 
Hemmnisse muß die Verwaltung bis dah1n noch beseit1gen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator 1 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Wann ein 
Investor einen ersten Spatenstich unternimmt, hängt von zwe1 
Bed1ngungen ab: vom Planungsrecht sowie von seinen eigenen 
Vorbereitungen. Das Planungsrecht w1rd in Kürze, das heißt 
noch M1tte dieses Jahres, soweit sein. daß ein Bauantrag pos1t1v 
beschieden werden könnte. Nach me1ner Kenntnis sind aber die 
e1genen BemUhungen des Investors, das Projekt kapitalmäßig so 
auszustatten, daß ein zügiger Bauablauf gewährleistet werden 
kann, noch n1cht soweit ged;ehen, daß er einen Bauantrag Uber­
haupt einreichen könnte. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Hoffmann. bitte 1 

Hoffmann (FDP): Ist es ncht1g. daß an diesem zentralen 
Schnittpunkt mehrerer öffentlicher Verkehrssysteme die Zahl der 
Parkplätze immer noch nicht feststeht. d1e 1n diesem Gebäude 
1ntegnert werden sollen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator' 

Nagel, Senator für Bau· und Wohnungswesen · D1e Zahl der 
Parkplätze und die Auseinandersetzung darUber smd kem Inve­
stitions- und Bauhemmnis. 

[S10] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Zill1ch hat nun das Wort 1 
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(A) Zillich (POS): Ich frage Herrn Senator Krüger als Verantwort-
lichen im Senat für die Belange von Kindern und Jugendltchen: 
Herr Senator! Sind Sie bereit, am kommenden Sonnabend um 
15 Uhr, genau eine Woche nach dem tragischen Unfall auf der 
Schloßbrücke, be1 dem zwei Kinder durch ein Polizeifahrzeug 
getötet wurden, an einer durch den BUND angeregten Mahnwa· 
ehe teilzunehmen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Verze1hen S1e t Ich zögere sehr, ob 
ich diese Frage zulassen kann, denn sie greift in das Persönlich· 
keitsrecht des Abgeordneten ein_ Ich möchte dieses wahren. 
Deshalb lasse ich diese Frage ntcht zu. 

[Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP] 

[811] 

Herr Kriebel hat nun das Wort 1 

Kriebel (SPD): Ich frage den Senator für Verkehr und 
Betnebe: Herr Senator Dr. Haase t Ist Ihnen bekannt. daß dte 
BSR im Auftrag der DASS als Subunternehmer tät1g 1st und 
hierbei mit Unterdeckung gearbettet w1rd? W1e lange gedenkt 
der Senat dies weiterhin zu subvent1on1eren? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Dr Haase 1 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präs1den· 
tin 1 Herr Abgeordneter Kriebei 1 Es 1st 1n der Tat richttg, daß d1e 
DASS etne Gesellschaft 1st, an der dte BSR und ein Pr1vater 
beteiligt sind. Ich sehe d1e gegenwärtige Situation der Etnbnn­
gung von Leistungen settens der BSR so, daß sich d1es tn der 
Zukunft, in mittlerer Sicht, ausgle1chen und dann auch für d1e 
BSR rentierlieh gestalten wtrd. Das he1ßt: Ich gehe davon aus, 
daß dieses System DASS, das mit sehr großen Problemen 

(8) - aber heute sage ich schon Erfolgen - angelaufen ist, steh 
erfolgreich durchsetzen wird und natürltch die BSR als etne der 
Mütter dieser Gesellschaft Ihren Ante1l davon erhalten wird. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Kriebel - noch etne Rück­
frage? 

Kriebel (SPD): Herr Senator 1 lch we1ß n1cht. ob Ste d1e Frage 
richtig verstanden haben: Ich me1ne nicht, daß die BSR a!s 
Anteilseigner dieser DASS tät.g tst. sondern :eh me1ne. daß s1e 
als Subunternehmer für die DASS tätig ist und im Auftrag der 
DASS Dienstleistungen erbringt. Ich me1ne, h1er wird durch d1e 
BSR mit Unterdeckung gearbe1tet; das he1ßt. h1er wird fUr Jede 
im Auftrag der DASS gefahrene Fuhre Geld dazugegeben 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Seflator! 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Prastden­
tm! Herr Kollege Kriebel I Sie meinen, daß d1e Aufträge, d1e dte 
BSR im Auftrag der DASS erfUIIt, von der Kostenunterdeckung 
betroffen sind.- Ich Stchere Ihnen zu, daß 1ch d1eser Frage nach­
gehen werde. Ich kann die Frage 1m Moment aus dem Stegre1f 
nicht beantworten. 

[812] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die letzte Frage erhalt He-r 
W1eland das Wort I 

Wieland (BU 90/Grüne) · Ich frage den Senator Herrn 
Dr. Hassemer und auch den Senator Herrn Radunski. Welcher 
Teufel bzw. welche Teufelin hat Sie eigentlich geritten, das künf­
tige Haus dieser Volksvertretung, nämlich den Preußischen 
Landtag, dem Bundestag zu offerieren, ohne Rücksprache mit 
dem Präsidium, den Fraktionen und auch dem Altestenrat dieses 
Hauses genommen zu haben? Halten S1e d1es n:1t Gewaltente1-
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lung für vereinbar? Sehen Sie Ihr Vorpreschen gar legitimiert (C) 
dadurch, daß die Parlamentspräsidentin dann auf diesen ~Zug" 
aufsprang- wte verlautet -,auch ohne Rücksprache mit dtesen 
Grem1en zu nehmen? 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Dr. Hassemer! 

Dr. Hassemer, Senator fUr Stadtentwtcklung und Umwelt­
schutz: Frau Präs1denttn 1 Herr Kollege Wieland! Erstens: Sie 
wissen genau. daß w1r beide vorher darUber nicht gesprochen 
haben I M1ch hat also ketn Teufel gentten. 

[Zuruf: Aha 1 - Heiterkelt - Zuruf: Das ist e1ne Beleid1gung !] 

Zweitens: Ich habe d1eses Haus nicht angeboten. 

Präsidentin Or. Laurien: Dam1t 1st die Spontane Frage­
stunde beendet. 

[1A] 

Ich rufe aut 

lfd. Nr. 1 A: 

Aktuelle Stunde zum Thema .,Die dramatischen 
Auswirkungen des von der Bundesregierung verur­
sachten ABM-Stopps unter Einbeziehung der Aus­
wirkungen des Solidarpakts in Berlin" 

verbunden m1t 

lfd. Nr.8: (0) 

a) Drucksache 12/2521: 

Große Anfrage der Fraktion Bü 90/Grüne über 
Zusammenbrechen der soziokulturellen Infra· 
struktur in Ost-Berlin nach katastrophalem 
ABM·Stopp 

b) Drucksache 12/2545: 

Antrag der Fraktion der POS auf Annahme einer 
Entschließung über Widerstand gegen ABM· 
Stopp 

verbunden mtt 

lfd. Nr. 12, Drucksache 1212548: 

Große Anfrage der Fraktion der CDU und der Frak­
tion der SPD über beschäftigungswirksame Pro­
gramme des Landes Berlin 

verbunden mit 

lfd. Nr. 28, Drucksache 1212497: 

Antrag der Fraktion der POS über Bildung eines 
.,Solidarfonds zusätzliche Beschäftigungsmaß­
nahmen" 

verbunden m;t 

a) Drucksache 1212572: 

Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über keine 
Zustimmung zum unsolidarischen Pakt 
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b) Drucksache 12/2573: 

Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über notwen· 
dige Maßnahmen in Berlin nach dem ABM-Stopp 
-I-

c) Drucksache 12/2574: 

Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über notwen­
dige Maßnahmen in Berlin nach dem ABM·Stopp 
- II -

d) Drucksache 12/2585: 

Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion 
der SPD über Rücknahme des Bewilligungs· 
stopps für AB-Maßnahmen 

e) Drucksache12/2570: 

Antrag der Fraktion der FDP über Bundesratsini­
tiative zur Ausweitung von § 249 h des Arbeits· 
förderungsgesetzes 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? - Das 1st nicht der Fall. 

Nun zu den Redezeiten: Da wir d1e Anträge summ1ert haben, 
haben wir uns 1m Ältestenrat verständigt auf eine Redezeit von 
grundsätzlich 25 Minuten pro Fraktion, aber die jeweils einbnn­
genden Fraktionen Bündnis 90/Grüne und CDU erhalten 30 Mi­
nuten. Ich glaube auch, es ist recht und billig. obwohl wir im Alte­
stenrat nicht darüber gesprochen haben, daß wir dem soeben 
eingegangenen Begehren der Gruppe, n1cht 5. sondern 10 Mi­
nuten Redezeit einzuräumen, auch zustimmen. Wird dagegen 
Widerspruch erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Die erste Rederunde geht durch die Frakt1onen. Dann kommt 
die Begründung der Großen Anfrage Drucksache 12/2521 von 
der Fraktion Bündnis 90/Grüne. Dann war noch die Frage offen, 
ob die Koalitionsfraktionen ihre Große Anfrage begründen wol­
len. - Wird dies gewünscht? 

[Zuruf von der CDU: Ja 1] 

- Gut! - Dann beantwortet die Senatonn Dr. Bergmann d1e 
Großen Anfragen. und dann folgt die zwe1te Fraktionsrunde 

Das Wort erhält Frau Or. Klotz für die Frakt1on Bünd­
nis 90/Grüne I 

Frau Dr. Klotz (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren I 

[Unruhe] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herrenlieh war 
heute schon einem hohen Geräuschpegel ausgesetzt. Ich bitte 
doch, bei dieser wichtigen Thematik n1cht gle1ch mit diesem 
Lärmpegel anzufangen I - Frau Or. Klotz, S1e haben das Wort I 

Frau Dr. Klotz (Bü 90/Grüne): Ich danke Ihnen 1 
- Mit den 

Vorschlägen zum sogenannten Solidarpakt und dem von der 
Bundesanstalt für Arbeit verhängten, aber von der Bundesregie­
rung zu verantwortenden ABM-Stopp ist eine neue Qualität des 
Abbaus sozialer Grundrechte erre1cht. Es handelt sich nicht 
mehr um die eine oder andere ungerechte oder unsoziale Maß­
nahme, sondern um den Versuch, geltende Werte umzustoßen. 
Wir haben es mit nichts weniger als m1t dem Versuch der Aufkün­
digung des Soz1alstaatsprinz1ps, der Aufkündigung eines gülti­
gen Gesellschaftsvertrags zu tun. 

(Be1fall bei Bü 90/Grüne] 
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Mit dem Gerede vom sozialen Wildwuchs werden die Empfän­
ger sozialer Leistungen - die zumeist Empfängerinnen sind - als 
Parasiten diffamiert. Soz1ale Interessen werden nicht mehr als 
legitim betrachtet. Der Staat zieht sich kontinuierlich aus seiner 
Verantwortung zurück, und wenn die Menschen in der ehemali­
gen DDR den Beitritt zur Marktwirtschaft der Bundesrepublik 
gewählt haben. so taten sie dies auch in dem Glauben, einer 
sozialen Marktwirtschaft beigetreten zu sein, mit allen mehr oder 
minder bekannten Risiken für solche Randgruppen wie Frauen 
und Alleinerziehende, mit allen Risiken für das einzelne Indivi­
duum. Bundesweit wurden CDU und FDP gewählt, auch weil 
diese Parteien wirtschaftliche Kompetenz versprachen, an der 
aber heute zu Recht mittlerweile jeder zweifelt. 

Die gebetsmühlenartige Beschwörung der Selbstheilungs­
kräfte des Markts- als wäre die deutsche Einheit ein Schnupfen, 
der irgendwann vorübergeht- ist als Konzept gründlich geschei­
tert. Begleitend wurde der ostdeutschen Industrie da, wo s1e 
nicht von selbst zusammengebrochen war, mit hilfreicher Unter­
stützung der Treuhand das Ende bereitet. Ein großer Teil der Milli­
arden, die in den Aufschwung Ost gesteckt wurden, floß in 
West-Kassen zurück. Das Konzept einer Verzahnung von Wirt­
schafts- und Strukturpolitik für d1e neuen Länder einschließlich 
Berlins ist b1s heute nicht in S1cht. 

Oie Zeche für diese wohl emmalige Abfolge von wirtschafts­
und arbeitsmarktpolitischen sow1e ökologischen Fehlern soll nun 
über den sogenannten Solidarpakt beglichen werden, weil die 
deutsche Einheit angeblich n1cht anders als über Sozialabbau zu 
bezahlen ist. Genau da aber fängt die Unwahrheit schon an, 
denn bislang haben vor allem Arbeiterinnen und Arbe1ter sowie 
Angestellte d1e deutsche Einhe1t finanziert. Wie das Rheinisch­
Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung feststellte, haben 
westdeutsche Arbeiter und Arbeiterirmen für diesen Zweck 4 
Prozent 1hres Bruttoeinkommens abzweigen müssen. während 
Selbständige, Beamte und Landwirte nur m1t 1,5 b1s 2 Prozent 
zur Kasse gebeten wurden. 

Unter dem besonderen Schutz der Bundesregierung stehen 
offensichtlich die reichsten 5 Prozent der westdeutschen 
Haushalte m1t einem durchschnittlichen Monatse1nkommen von 
24 500 DM. Diese hatten nur e1ne Belastung von etwas mehr als 
2 Prozent zu tragen. und dies soll offenstehtlieh auch we1ter so 
ble1ben, denn weiter ungeschoren sollen die 3,4 Billionen DM­
Billionen, nicht Mill1onen oder Milliarden - an Vermögen der pri­
vaten Haushalte ble1ben, die jährlich 177 Milliarden DM an Zin­
sen und Div1denden abwerfen -davon übrigens nur 5 Mill1arden 
DM in den neuen Bundesländern-, und zwar konzentnert auf die 
oberen Einkommensgruppen. Ungeschoren bleiben sollen auch 
die Unternehmen mit liquiden Geldmitteln von 670 Milliarden DM 
und 31 Milliarden DM an jährlichen Zinsen. Allein über etne 
Zwangsanleihe auf d1eses Geldvermögen könnte der notwen­
dige Transfer in die ostdeutschen Länder finanziert werden. 

Die Instrumente zu e1ner w1rklich solidarischen Finanzie­
rung des Auf- und Umbaus der neuen Bundesländer liegen vor 
und reichen von einer Arbeitsmarktabgabe für Selbständige und 
Beamte, über eine Ergänzungsabgabe für Besserverdienende 
und eine Investitionsabgabe der westdeutschen Wirtschaft b1s 
hin zu ökologischen Steuern, d1e aber n1cht nur aus Gründen der 
Geldbeschaffung erhoben werden dürfen. sondern deren Akzep­
tanz ganz wesentlich davon abhängt, daß sie in einen w1rkl1ch 
ökologischen Umbau e1ngebettet sind. 

[Be1fall bei Bü 90/Grüne] 

Wenn angestchts dieser Vorschläge und der oben genannten 
realen Reichtumsverteilung m diesem Land das untere Dnttel zur 
Kasse gebeten wird, dann kann man nicht anders als von einem 
Pakt der Besitzenden im Westen gegen die Besitzlosen in 
Ost und West sprechen. W1r bekommen ein Paket, das von der 
Meldepflicht für Erwerbslose über Pauschalkürzungen bei Lahn­
ersatzleistungen b1s hin zur staatlich organisierten Zwangsarbeit 
für Jugendliche reicht, als Solidarpakt verkauft. George Orwell 
würde vor Neid erblassen, denn da kommt se1n "Kneg 1st Fne­
den, Freiheit ist Sklaverei, Unwissenheit 1st Stärke" überhaupt 
nicht mehr heran. Man könnte den Solidarpakt auch Maßnahme­
paket zum Ausbau der sozialen Schieflage nennen, aufgelegt mit 
dem Ziel, die Bereitschaft zum Teilen zu vermindern. 
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Frau Dr. Klotz 

ln Berlin wird wie in keiner anderen Stadt deutlich, was Teilen 
wirklich bedeutet. Berlin ist e1nes der neuen Bundesländer und 
zugleich eine Stadt der sozialen Gegensätze. ln der Vergangen· 
heit hat es dieser Senat leider nicht geschafft, sich als Motor für 
das Zusammenhalten der neuen Länder gegenüber dem 
Bund zu profilieren. Von einem Schmusekurs ist in den Zeitun­
gen die Rede. Vielleicht ist die Haltung zum Solidarpakt die unwi­
derruflich letzte Chance, sich als wirklicher Anwalt der ostdeut­
schen Länder zu erweisen. 

[Beifall be1 Bü 90/Grüne] 

Meine Fraktion erwartet vom Senat, daß er h1er und heute ver­
sichert, daß das Land Berlin keinem Solidarpakt zustimmen wird, 
der die Regelsätze und Mehrbedarfszuschläge von Sozialhilfe­
empfängerinnen und ·empfängern kürzt, der Kürzungen bei 
Lohnersatzleistungen hinnimmt, der Kindergeld und Erziehungs· 
geld kürzt, der auf eine Kürzung beziehungsweise Nichtanpas· 
sung des BAföG hinausläuft, der Kürzungen beim Wohngeld 
zuläßt, der Zwangsarbeit und Meldepflichten einführt und der der 
Einstieg in ein ökologisches Rollback ist I 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Und von der SPD ist in diesem Zusammenhang zu erwarten, 
daß sie dieses Mal ihre Ankündigungspolitik auch wirklich 
umsetzt. Diesselbe Show wie bei der Erhöhung der Mehrwert· 
steuer läuft nicht noch einmal' Sich zuerst als Schutzmacht der 
Armen, als Rächer der Enterbten aufzuspielen, und dann ist Mini· 
Sterpräsident Stolpe der erste, der zust1mmt - das kann nicht 
noch einmal laufen I 

[Beifall des Abg. Wieland {Bü 90/Grüne)] 

Und wir haben auch überhaupt keine Lust. uns h1er im Haus 
gleich nach der Abstimmung im Bundesrat wieder über nächtli· 
ehe, vergebliche Telefonierversuche berichten zu lassen. 
Machen Sie nicht wieder Kompromisse wie bei der Mehrwert· 
steuer oder wie beim Artikel 16, die keine Kompromisse sind, 
sondern zu Lasten der Armen und Schwachen gehen! 

[Beifall be1 Bü 90/Grüne] 

Bekennen Sie hier und heute ganz eindeutig, was mit Ihnen 
innerhalb der großen Koalition geht und was n1cht I Sagen Sie 
die Wahrheit und bleiben Sie vor allen Dingen auch dabei! 

Mit Abstand an allererster Stelle wird von den Deutschen in 
Ost und West im Katalog der Probleme die Erwerbslosigkeit 
genannt. Doch anstatt einmal wirklich grundsätzlich darüber 
nachzudenken, wie die bezahlte Arbeit auf mehr Menschen -vor 
allem auf mehr weibliche Menschen - verteilt werden kann, läßt 
uns der neue Wirtschaftsminister der FDP wissen, daß die Arbeit 
zu teuer sei. Dabei ist eine gleichmäßigere Verteilung der Arbeit 
nicht über Lohnabbau und Arbeitszeitverlängerung, sondern 
ausschließlich über Arbeitszeitverkürzung möglich. 

Den 3,5 Millionen Menschen, die seit dem Fall der Mauer in 
den neuen Bundesländern ihre Arbeit verloren haben und von 
denen mehr als zwei Drittel Frauen sind, kann in ihrer Gesamtheit 
durch kein ABM-Programm der Weit geholfen werden. ln einer 
solchen Situation jedoch mit emem ABM-Totalstopp zu reagie­
ren, zeigt, daß der politische Wille zu einer längerfristigen 
Arbeitsmarktpolitik fehlt. Fehlende Finanzen s1nd das entschei· 
dende Argument für den von der Bundesanstalt für Arbeitslosig· 
keit - so wird sie mittlerweile genannt- verhängten ABM·Stopp 
Von den 380 000 ABM·Stellen in den neuen Bundesländern 
werden zum Ende des Jahres 30 000 übrigbleiben. Von der. 
7,8 Milliarden DM, die 1m Haushalt der Bundesanstalt für ABM m 
Ostdeutschland eingestellt waren, ist n1chts mehr übrig. Es ist 
sicherlich vollkommen richtig, wenn alle politischen Kräfte in 
diesem Haus gemeinsam für die Aufhebung des Stopps sind 
und einen sofortigen Nachtragshaushalt von 1 Milliarde DM for· 
dern. Nichtsdestotrotz 1st es aber schlicht unglaublich, daß 
dieser Senat nichts von den finanziellen Realitäten gewußt 
haben will, nichts davon, daß 3 von den 7,8 Milliarden DM nocb 
für Maßnahmen in 1992 gebunden waren, daß der Haushalt der 
Bundesanstalt hinten und vorne nicht gest1mmt hat und schlicht 
und einfach eine Lüge war I Frau Senatorin Or. Bergmann sagte 
gestern im Ausschuß, sie sei nicht die Rechnungsprüferm der 
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Bundesanstalt. Das 1st sicher richtig. Das Land Berhn sitzt aber (C) 
sowohl im Verwaltungsrat der Bundesanstalt als auch im Aus­
schuß des Landesarbeitsarntes. Wenn Sitz und Stimme nicht 
einmal dazu dienen. ein Gefühl für die finanzpolitischen Pro­
bleme zu entwickeln, sollte die dort versessene Zeit in Zukunft 
sinnvoller verbracht werden. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Der ABM-Stopp ist für Berlin nicht nur aus arbeitsmarktpoliti­
schen, strukturpolitischen und sozialpolitischen Gründen eine 
Katastrophe. ABM wurde stets als Brücke zum ersten Arbeits· 
markt sowie als Möglichkeit der Zwischenfinanzierung propa· 
giert, b1s Aus· u11d Existenzgründung mögl1ch sind oder andere 
Finanzierungsmöglichkelten greifen. AB-Maßnahmen haben 
s1ch, w1e wir von Anfang an sagten, als Warteschleifen ohne Lan· 
deplatz erw1esen. S1e waren nicht mehr als der Schein einer Pro­
blembewältigung. 

Ein wesentlicher Teil der sozio-kulturellen Infrastruktur 
sowohl im Ost- als auch im Westteil der Stadt lebt nur über 
AB·Maßnahmen. Das sind keine Luxusobjekte I Vielmehr wird 
dort gesellschaftlich notwendige Arbeit geleistet. Es war immer 
klar, daß das Auslaufen von AB-Maßnahmen auch ohne e1nen 
totalen Stopp Probleme mit sich bringen würde. Zugleich barg 
aber die Ansehubfinanzierung durch AB·Maßnahmen Möglich­
keiten, effiziente Strukturen im sozio-kulturellen Bereich aufzu­
bauen sow1e politische und strukturpolitische Prioritäten zu set­
zen. Auch wenn derze1t das Thema ABM-Stopp dom1n1ert, ent· 
läßt es die verschiedenen Senatsverwaltungen nicht aus der Ver· 
antwortung, die Karten auf den Tisch zu legen und klar zu sagen. 
w1e s1e SICh die Entwicklung und Finanzierung der sozio-kulturel· 
len Infrastruktur we1ter vorstellen und welche Pos1t1onen sie zu 
unserem Vorschlag eines Auffangprogramms der vom ABM­
Totalstopp betroffenen Beschäftigten haben! 

[Beifall be1 Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Dr. Klotz, S1e haben dreizehn (0) 
Minuten in Ihrer we1teren Rechnung I 

Herr Liepe!t hat das Wort 1 

Liepelt (CDU): Frau Präsidentin I Meine sehr geehrten Damen 
und Herren I Die D1skuss1onen um den Solidarpakt und um den 
ABM·Bewilhgungsstopp berUhren die existentiellen Sorgen der 
Menschen. Es geht nicht nur um Arbeitsplätze, sondern um d1e 
Zukunft der neuen Länder 1 Wir haben aus den DiskussiOnen der 
letzten Monate und auch aus Wahlergebnissen gelernt, daß w1r 
d1esen Sorgen nur begegnen können, wenn w1r schnelle Lösun· 
genund klare Wege aufzeigen und wir die Unsicherheit von den 
Menschen nehmen. 

[Beifall bei der CDU - Hel1as {CDU): Sehr richt1g !] 

Es ist daher auch unser Ziel, einen Solidarpakt zu emem 
schnellen Abschluß zu brmgen und emen Solidarpakt zu 
beschließen, der d1esen Namen auch verd1ent, der auch denen 
wieder Hoffnung und Sicherheit gibt, die durcb den ABM-Bewil­
ligungsstopp betroffen sind. Manche me1nen. daß m1t Klagelie· 
dern Bann gegenüber alles getan sei- dies beziehe 1ch auf den 
vorhergehenden Redebeitrag. Dieselben Leute sind der Auffas­
sung, daß eine Arbeitsmarktpolitik betrieben werden kann, ohne 
daran zu denken. daß Arbeitsplatzpolitik auch etwas mit Wirt· 
Schaftspolitik zu tun hat. Wir benötigen Dauerarbeitsplcitze, um 
die AB-Maßnahmen zu finanzieren I Auf dtesen Zusammenhang 
weise ich hin 1 

[Beifall be1 der CDU] 

Ein Scheitern des Solidarpakts hätte katastrophaie Folgen für 
d1e Zukunft unseres Landes; es würde die Entwicklung in den 
neuen Bundesländern gefährden. Ich appell1ere an alle Beteilig­
ten, die heute in Bann aus den Ländern als Vertreter des Bundes 
zusammensitzen, d1e Umsetzung eines solchen Konzepts n1cht 
aus taktischen Gründen zu hintertreiben, sondern offen und kam· 
promißbere1t über die Zukunftsfinanzierung unseres Landes zu 
verhandeln und zu einem schnellen Ergebnis zu kommen 1 Ohne 
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Liepelt 

(A) eine sichere Perspektive bei der Weiterführung der AB-Maßnah­
men wird es auch keinen Solidarpakt geben können. Beides 
hängt für die Union zusammen. 

Der Appell an eine sozial ausgerichtete Finanzpolitik richtet 
sich insbesondere an die alten Bundesländer. ln vielen Bundes­
ländern wird die Situation in den neuen Ländern noch nicht 
begriffen. Angesichts der Haushaltsberatungen in Bayern, in 
Baden-Württemberg und in Nordrhein-Westfalen mit Haushalts­
steigerungen von 6 bis 10 Prozent -während wir uns mit Null­
Runden abfinden - muß es eine besondere Veranwortungsbe­
reitschatt der alten Bundesländer geben. Man kann nicht von 
Solidantät reden, aber in Wirklichkeit Egoismus praktizieren I 

[Beifall bei der CDU] 

Viele haben noch nicht begriffen, daß Solidantät kein Vertei­
lungskampf ist, sondern ein gemeinsamer Aufbau dieser neuen 
Bundesrepublik. Bevor ich die allgemeine Ausgabenbelastung 
erhöhe und den Bürger zusätzlich belaste, muß ich zunächst 
dafür sorgen, daß die Möglichkeiten des Sparens bei Bund und 
Ländern ausgeschöpft werden. Erst dann kann ich dies verant­
worten' 

[Beifall bei der CDU und der SPD -
Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Es kommt darauf an, 

wer das bezahlt I] 

Berlin hat 1n der Vergangenheit seinen Beitrag gele1stet. Nir­
gendwo ist den Arbeitnehmern durch die Entwicklung ein 
Monatsgehalt genommen worden. Das ist em Solidarbeitrag der 
Arbeiter und Angestellten in der Stadt, dem gerecht zu werden 
auch wir uns bemühen müssen. Ich sage dies deswegen, weil 
wir auch daran denken müssen, w·,e wir sozial gerecht gegen­
über jenen verfahren, die in die Kasse der Bundesanstalt einzah­
len. Auch dies ist eine besondere Verpflichtung zur sozialen 
Gerechtigkeit. Deswegen ist es sinnvoll bei den Verhandlungen 
zu sagen, daß Berlin als ein Bundesland bei allen dort ausgehan­
delten Förderinstrumenten anerkannt werden muß. Wir sind ein 

(B) neues Bundesland, von dem der westliche Teil nicht ausge­
klammert w1rd. Wenn die östlichen Bezirke gestärkt werden, 
kann dies nicht gleichzeitig eine Schwächung der westlichen 
Bezirke bedeuten. Das Gegenteil ist der Fall' Dafür müssen wir 
auch beim Solidarpakt eintreten I 

Wir werden uns daran gewöhnen müssen - dies sage ich zum 
Redebeitrag von Frau Dr. Klotz -, daß wirtschaftlicher Wohl­
stand und soziale Sicherheit keine Geschenke des H1mmels 
sind, sondern vielmehr auch das Ergebnis wirtschaftlicher Lei­
stung. Beides muß in einen Zusammenhang gestellt werden' 

[Beifall ber der COU] 

Insofern ist ein wesentliches Element - -

[Zuruf von Frau Or. Schreyer (Bü 90/Grüne)] 

- Mir ist klar, daß Sie diesen Zusammenhang nicht einsehen 1 Ein 
Bestandteil des Solidarpakts ist auch die Hilfe zum Wirtschaft­
lichen Aufschwung in der Stadt, mit der wir die Sozialhilfe finan­
Zieren können. Beides gehört zusammen 1 

[Be,fall be' der CDU] 

Für die Union wird die Diskussion um den Solidarpakt von 
zwei Grundpfeilern bestimmt. Zum einem muß e1n solches Pro­
gramm eine Existenzsicherung für die sozial Schwachen bte­
ten. Pauschale Kürzungen der Arbeitslosenhilfe, des Arbeitslo­
sengeldes, der Sozialhilfe und des Wohngeldes darf es nicht 
geben' 

[Beifall bei der CDU I 

Zu den Grunderfordernissen der Existenzsicherung gehört auch 
eine bezahlbare Wohnung - ich sage d1es bezüglich des Wohn­
geldes. Es ist volkswirtschaftlicher Unsinn, Arbeitslosen- und 
Wohngeld zu streichen, um die Menschen 1n d1e Sozialhilfe zu 
zwingen. Das würde den Staat finanziell viel mehr belasten; das 
machen wir nicht mit I 

Wer dies aber will, muß mit der Aufforderung der Bundesre­
gierung Ernst machen, die Mißbräuche bei der Inanspruch­
nahme des Sozialnetzes abzubauen. Das s,nd zwei Seiten der-
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selben Medaille. Wer sich weigert, eine Überprüfung des Miß- (C) 
brauchsder Soztalleistungen vorzunehmen, handelt in zwei Rich­
tungen sozial ungerecht. Zum einen handelt er gegenüber den 
Bedürftigen ungerecht, die die Hilfen des Staates wirklich brau­
chen. Zum anderen handelt er gegenüber denen ungerecht, die 
die Sozialleistungen finanzieren; das sind die Steuerzahler. Des­
wegen ist die Überprüfung des sozialen Mißbrauchs ein Akt der 
sozialen Gerechtigkeit, damit wir den Bedürftigen das geben, 
was sie benötigen, und nicht dte cleveren Mitnehmer bevorteilen. 
Das wollen w1r nicht! 

[Be,fall be' der CDU] 

Es ist ohnehin erstaunlich, wie großzügig manche über das 
Verteilen von Geld reden, das andere erst in diesen Tagen und 
Wochen erarbeiten müssen! Es gibt einige die sich besonders 
bemerkbar machen. Das sind beispielsweise die Kommunisten 
in diesem Land. Es ist ein perfides Spiel mit den Sorgen der Bür­
ger, wenn das Ganovengeld der SEO, das ihnen noch nicht ein­
mal gehört, angeboten wird, um etwas zu machen. Hter w1rd mit 
den Sorgen der Bürger Schindluder getrieben' 

[Beifall bei der CDU - Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

01e AB-Programme waren seit ihrer lnstallterung 1991 in Berlin 
für die Unton ordnungspolitisch Neuland. Wir haben in d1eser 
Situation nicht darauf geachtet. was ordnungspollttsch wichtig 
ist, sondern was den Menschen nützt. Deswegen sagen wir. daß 
AB-Maßnahmen auf lange Sicht ein unverzichtbares Instrument 
der Politik se1n werden. Der Bewilligungsstopp der Bundesan­
stalt 1st natürlich nicht das letzte Wort und kann dies auch gar 
nicht sein. Aber eines stelle ich klar: Am Ziel von Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen sollte immer letztendlich etn Arbeitsplatz auf 
Dauer stehen und n1cht wiederum eine neue AB-Maßnahme. 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Vor allem - und weil die Bundesregierung schon ausg.ebig 
gescholten wurde -muß aber auch festgestellt werden, daß weit 
mehr als 9 Milliarden DM für AB-Maßnahmen und über 34 Milliar-
den DM für erne aktive Arbeitsmarktpolitik in den neuen Bundes- (0) 
Iändern Rekordleistungen der Bundesregierung darstellen, dte 
nun nicht wegdiskutiert werden können. 

[Beifall bet der CDU] 

Wir nehmen die Sorgen Jener ernst. die jetzt n1cht Wissen. wte 
es weitergeht. Deswegen wollen wir auch keine Wunschbilder 
produzieren, sondern Sicherhert. M1ch bee1ndrucken daher nicht 
die Sorgen des ehemaligen FDGB-Kaderdozenten, der heute 
wieder Arbeitslosenpräsident 1st. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Lrepelt. gestatten S1e eme 
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Or. Schreyer? 

Liepelt (COU): Nein' Ich möchte das ntcht zulassen! - Be1 
den Sorgen beeindruckt m1ch auch n1cht jene AB-Maßnahme, 
mit denen d1e alten SEO-Bonzen-Hundertschaften ihre Leute 
untergebracht haben. Das besorgt mich nrcht, sondern diese 
Gedankenlosigkeit erzürnt mtch eher. 

[Betfall be1 der COU] 

Wirkliche Sorge macht mtr, daß durch den abrupten Bewilli­
gungsstopp insbesondere viele Projekte im sozialen und im 
Gesundheitsbereich - beispielswetse in der Orogenprophy­
laxe - gefährdet sind. 01ese Maßnahmen müssen sinnvoll weiter­
geführt werden' 

Die Situation der älteren Arbeitnehmer liegt dabei der Union 
besonders am Herzen. Denjenigen, die im Alter zwischen 50 und 
65 Jahren heutzutage nur schwer emen neuen Arbeitsplatz 
finden können, müssen w1r d1e Chance geben, sich in ihrem wei­
teren Leben am Aufbau dieses Landes durch Gestaltung 1hrer 
Arbeit zu beteiltgen. 

[Beifall bet der COU] 

Was früher im Westen in Form der sogenannten Notstandspro­
gramme durchgeführt wurde. muß es Jetzt auch in der Form von 
Aufbauprogrammen für die gesamte Stadt Berlin wieder geben. 
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Liepelt 

(A) Ich habe auch den Eindruck, daß die Schimpftiraden mancher 
gegen Sonn nicht immer in einem ausreichenden Verhältnis zu 
den Maßnahmen im eigenen Hause stehen. Ich habe zum Bei­
spiel bisher kein Zahlenmaterial - obwohl der Senat dies ver­
sprochen hatte-, wieviel Gelder tatsächlich in Berlin bewilligt, 
wieviel Komplementärmittel eingestellt und wieviel ABM-Piätze 
1993 in Anspruch genommen oder neu geschaffen worden 
seien. Warum hat das Land Berl1n denn nicht das Instrument des 
§ 249 AFG angewandt, wodurch Lohnkostenzuschüsse in 
Anspruch genommen werden könnten, deren Mittel von der 
Bundesanstalt für Arbeit nicht gestoppt worden sind? 

Ich nehme auch zur Kenn~nis, Frau Dr. Bergmann, daß Sie 
morgen eine Pressekonferenz zu dem Fraktionenprogramm 
"Jugend mit Zukunft" abhalten, obwohl Ihre Verwaltung die ein­
zige ist, die aus 1hrem 20 Millionen-Programm noch n1cht eine 
einzige DM vom Hauptausschuß des Parlaments abgerufen hat. 

[Zurufe von der CDU: Hört, hört 1] 

Eine Verwaltung sollte sich schon überlegen, ob ste ihre Energie 
in die Veranstaltung von Protestaktionen legt oder 1hre ureigen­
sten Aufgaben erfüllt. 

[Beifall bei der CDU -
Vereinzelter Beifall bet der FDP] 

Soziale Gerechtigkeit ist damit aber sowohl eine Forderung für 
jene, die soziale Hilfe in Anspruch nehmen, wie auch für jene, die 
diese Hilfen finanzieren. 

Der Aufbau in den neuen Bundesländern muß mtt dem Auf. 
schwung in den alten Bundesländern einhergehen. Er kann nicht 
auf der Grundlage eines Wohlstandsdenkens geschehen, der 
sich immer mehr als ausschließlicher Egoismus erwetst. Unsere 
Grundsätze sind dabei die Schaffung zukunftssicherer Dauerar­
beitsplätze, Schluß mit dem ~Ä.rmelschoner-Denken·· der Wirt­
schafts- und Arbeitsmarktpol1ttk, ein s1nnvoller, zielgerichteter 
Einsatz von ABM-Mitteln, aber auch die Wiederetngliederung in 
den Arbeitsmarkt, damit aus Provisorien keine Dauerzustände 

(8) werden. 

Man kann einen Solidarpakt - verzeihen Ste m1r den Aus­
druck - nicht wie auf dem arabischen Markt oder beim Poker­
spiel aushandeln. Wir müssen uns alle - mtt Beteiligung der 
Wirtschaft - darüber einig werden, daß wir die Zukunftsgestal­
tung und Zukunftssicherung schnell betre1ben. Auch in einem 
neuen Umgang miteinander. über Parteigrenzen hinweg haben 
wir uns dieser Aufgabe zu unterziehen. Deshalb schlage ich vor, 
daß man mehr Eigeninitiativen startet. bevor man andere 
beschimpft; und Ehrlichkeit einbringt, nämlich keine falschen 
Hoffnungen weckt und alles verspricht. 

[Frau Or. Klotz (Bü 90/Grüne): Seien Sie 
doch mal ehrlich 1

] 

Und es bletbt die Erkenntnis, daß die Ausgaben des Staates an 
die Leistung der Volkswirtschaft angepaßt werden müssen. Das 
sind die Geschäftsgrundlagen für unsere Polittk. Halten wir uns 
an diese Grundlagen, dann können wir das Vertrauen der Men­
schen wieder erringen! - Vielen Dank' 

[Be1fall be1 der CDU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Fur dte Frakt1on der POS 
hat jetzt die Frau Abgeordnete Freund! das Wort. - Bitte schön I 

Frau Freundl (POS): Frau Präsidentin' Meine Damen und 
Herren' Ich möchte mit einem Zitat beginnen: .,Oie klare gesell~ 
schaftliehe oder politische Alternative zur Bundesregierung ist 
angesichts der Probleme in Deutschland eine Illusion." So 
gesagt vom Bundesgeschäftsführer der SPD. Dtese Aussage 
von Herrn Blessing hat ja über dte SPD hinaus Beachtung gefun· 
den. ln diesem Kontext verwunderte es v1ele, daß in der Protest­
bewegung zum ABM-Stopp der Senat in der ersten Rethe stand. 
- Herr Liepeltl Ote COU hat Ubrigens im außerparlamentari­
schen Kampf mitdemonstriert - Jeder fragt sich doch, ob damit 
eine Trendwende in der Politik - gerade in Berlin - eingeläutet 
worden ist oder ob es steh nur um Kasperletheater gehandelt 
hat. 
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Das Erfreultchste darin ist, daß d1e Arbeitssenatorin offen· (C) 
stchtlich das Gefühl hatte, der ABM-Stopp würde nunmehr das 
Faß zum Überlaufen bringen. Das hat sie aber ntcht befähigt, 
echte Problemlösungsvorschläge zu entwickeln, was aber dte 
Aufgabe der Politik nun einmal ist. Oie Quintessenz des Wider­
standes ist ein B1ttbnef an Herrn Blüm. Aber Bittbnefe haben nur 
dann einen Sinn, wenn vermutet werden kann, daß die Banner 
Regierung aus Unkenntnis der Realität die Entscheidung getrof-
fen hat, ansonsten aber guten Willens ist, die Interessen der Bür-
ger - der Betroffenen - zu wahren. Davon kann doch wohl hier-
bet nicht die Rede se1n. 

Die Arbeits- und Sozialmintster wollen nun 1 Milliarde DM, ob­
gleich Bann den Haushalt de~ Bundesanstalt für Arbeit um 3 MI I· 
liarden DM gekürzt hat, d1e also für das Jahr 1993 nicht zur VerfU­
gung stehen. Frau Bergmann hat bereits die Einschätzung vor· 
getragen, daß der Jahresdurchschnitt 1992, nämlich 380 000 
ABM-Stellen, Ende 1g93 noch 30 000 Stellen für das gesamte 
Ostdeutschland betragen wird. Das bedeutet also. daß es ABM 
dann nicht mehr gibt. 

Es 1st wahr, was der Präs1dent des Arbeitslosenverbandes 
sagt, daß der ABM-Stopp der Markstein für das Ende des so 
gepriesenen deutschen Sozialstaates se1 und damit e1ne Ver­
letzung des verfassungsrechtlich festgeschriebenen garantier· 
ten Sozialstaatgebotes darstelle. Der Wahnstnn hat Methode. 
denn nach dem Zusammenbruch des realen Sozialismus, mtt der 
etnsetzenden Rezesston zeigt die Banner Regierung zyn1sch -
und relativ unverhüllt - den Willen zur soztalen Ungerechtigkeit 
durch rigorose Lastenverteilung zum Nachteil der Arbeitnehmer: 
d1e massenhafte Langzeitarbe1tslosigkett wird hingenommen. 

Was btetet nun die Bonner Politik? "Dte W1rtschaft muß von 
der Wirtschaft gemacht werden, Arbeitsplätze können nur von 
dort erbracht werden 1" meint der W1rtschaftsm1n1ster Rexrodt. -
.,lndustnekerne sollen erhalten werden'", meint Bundeskanzler 
Kohl. Welche und wie, sagt er ntcht, nur, daß es erst nach 1995 
pass1eren soll. Dann wird es 1n Ostdeutschland n1chts mehr zu (D) 
erhalten geben.- .,Bestands- und Beschäftigungsgarantten wer· 
den nicht gegeben."' äußert Rexrodt .,die Arbeit 1st zu teuer" -
also Abschaffung der Tarrfautonomie?- . .D1e deutschen Arbetier 
müssen erst wieder lernen zu arbeiten··, formul1ert Kohl1n Japan. 

[Pewestorff {POS)· Da hätte er besser bleiben sollen 1] 

Dte Ki.Jrzung von Soztalhilfe und Arbeitslosengeld sowte d1e Ver­
langerung der Lebensarbe1tsze1t stehen auf der Tagesordnung. 
Dabei handelt es sich um einen Generalangnff auf das soz1ale 
Gefüge in Deutschland. was aber bemerkenswerterwetse 1m 
europatschen Trend l;egt. 

Die SPD ist zweifellos :n Bann etne OppoSitiOnspartel: don 
fordert s1e d1e Stcherung des lndustriestandortes. die Erhaltung 
der industriellen Kerne. d1e Sicherung des Osthandels, die w1rk· 
l1che Verknüpfung von Arbeitsmarkt und Wirtschaftspolitik, die 
ökologische Umgestaltung. den Wohnungsbau, den soz1alen 
Wohnungsbau. Nun frage ich mich, wenn hier in Berlin dte SPD· 
Politiker in der Regierungsverantwortung s1tzen Wo s1nd die 
Spielräume oder dte - wenn auch kompromtßbehafteten -
Ansätze für diese Z1ele? 

[Be1fal: bei der POS] 

Was aber hören w1r vom Berl1ner Senat, wenn er nicht mit dem 
O!yrnpiabarchen verhandelt wenn er nicht Gebäude der Banner 
Regierung anb1etet oder d1e Hütchenspieler zu bekämpfen 
gewillt tst? Was hören wtr?- Und daher hat die POS-Fraktion -
me1ner Meinung nach nchtig - die Aktuelle Stunde formulieren 
wollen: Der Berliner Senat ist nicht schuldlos an der Misere. -
Ote w1rd nun von allen Bann zugeschoben. Otese These läßt sich 
nur 1m Deta1l und im Zeitverlauf von Fehleinschätzungen und 
Unterlassungen begründen. Bereits 1991 hat d1e IG Metall fast 
beschwörend die Arbeitsmarktpolitik des Senats kntis1ert mit der 
Kurzformel: Ohne strukturpolitische Konzeption der Einbindung 
von Arbeitsmarktpolitik ke111 entsprechender Erfolg. ke1ne 
Chance. auf den Arbeitsmarkt zu gelangen 1 - Aber es fl1eßt v1el 
Geld, und der Frust n1mmt zu. 



(Al 

(B) 
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Frau Freundl 

Die Namensgebung "Arbeitsförderungs-, Beschäftigungs­
und Strukturentwicklungsgesellschaften" ersetzt diesen An­
spruch nicht. Sie kann auch nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
keine Mittel aus der Wirtschaftsförderung geflossen sind, 
obwohl es 1992 dafür auch ein Sondergenehmigungsprogramm 
für Gründerzentren und Gewerbehöfe, für Föderungsmittel aus 
der Gemeinschaftsaufgabe gegeben hat. Nein I -Die Prämissen, 
die die IHK und das Bundeswirtschaftsministerium gefordert 
haben, nämlich die klare programmatische Trennung von Arbeits­
markt- und Wirtschaftsförderung wurden streng eingehalten mit 
dem Ergebnis, daß 18 von 22 ABSen, die von Senat und Ser­
vicegesellschaften mit großen Ausgründungschancen immer 
wieder gepriesen werden, nun einen Antrag stellen wollen bzw. 
gestellt haben, in einen Sozialbetrieb überführt zu werden. Aber 
auch das geht nur mit ABM. Damit sind alle Befürchtungen der 
IG Metall eingetreten. 

Aber auch die Servicegesellschaften haben sich, nachdem 
sie die Aufgabe übernommen haben, relativ schnell mit der For­
derung nach finanzieller und struktureller Souveränität, nach 
eigener Schwerpunktbildung Berlins für die Beschäftigungspoli­
tik zu Wort gemeldet. Und sie haben bere1ts 1m Mai 1992 die völ­
lig unzureichenden Förderungsmechanismen des Landes kriti­
Siert. Man hat sie mit ihrem kompetenten Frust in dteser Frage 
allein gelassen. Und jetzt fordern sie sogar etne Strukturentwtck­
lungsgesellschaft, ein regionales Steuerungsinstrument, nun 
zwar allein für den Subventionssektor. aber immerhin I Da muß 
sich der Senat schon fragen, wie er damit umzugehen gedenkt. 
wenn die von ihm beauftragten Servicegesellschaften zu dem 
gleichen Ergebnis kommen wie die Opposition. 

1992 sind 300 Millionen DM an Sach- und Regiekosten 
geflossen. Über ABM ist eine Infrastruktur entstanden, gerade 
im Osten eine völlig neue. Und 1993 wäre ohnehin das Jahr 
gewesen, in dem für viele Betroffene die ein- oder zweijähnge 
Dauer der ABM ausgelaufen wäre. Und nun frage ich: Wie ist 
der Senat denn damit umgegangen? Wann hat er denn auch nur 
im Ansatz formuliert, welche sozio-kulturelle oder Stadtteilstruk­
tur, die entstanden ist, er denn wie und mit welchen finanziellen 
Mitteln erhalten will? Wann hat es ein Krisenforum mit durch 
ABM Beschäftigten gegeben, um die Möglichkeiten und Prämis­
sen für die Erhaltung dieser wichtigen Infrastruktur zu bespre­
chen, zu diskutieren? 

Für die Haushaltsberatungen 1993 hat Berlin jedenfalls souve­
räne Negativentscheidungen gefällt: Als es darum ging, einen 
Fünf-Millionen-OM-Feuerwehrtopf für ausgelaufene Projekte zu 
einer Übergangsfinanzierung zu installieren, gab es ein klares 
Nein. Bere1ts im Frühjahr 1992 hat meine Fraktion den Versuch 
unternommen, den Senat und damit alle beteiligten Senatsver­
waltungen zu verpflichten, konzeptionell. und finanziell Vor­
schläge zu machen, um Konzeptionen zur Überführung von ABM 
in eine andere Form von Beschäftigung zu erarbeiten. Es gab 
auch hier ein eindeutiges Nein I - Dieser Senat war nicht gewillt, 
die gefundenen Minderausgaben kurz nach den Haushaltsbera­
tungen des vorigen Jahres etwa für aktive und neue Maßnahmen 
der Beschäftigungspolitik einzustellen. Nein I - Inzwischen 
scheint es mir auch sicher, was ich im Dezember noch vermutet 
habe: Der Haushaltsansatz für das arbeitsmarktpolitische Rah­
menprogramm betrug 1992 500 Millionen DM. Im Juni 1992 ist 
man in die Senatsberatungen mit der Vorstellung gegangen, für 
1993 einen Haushaltsansatz von 520 Millionen DM vorzuschla­
gen. Und real aus den Erkenntnissen der Senatsverwaltungen ist 
dieser Ansatz für 1993 n: . .m mit 385 Millionen DM festgelegt. Und 
das in dem Wissen um zunehmende Arbe1tslostgke1t, Verarmung 
und auch Verdrängung! 

Aber betrachten wir einmal einen gesonderten Bere1ch: d1e 
Kultur! - Kultur-ABM war n1e eine gute Konstruktion, aber sie 
wurde wahrgenommen, und sie hat in finanzieller Hms1cht v1ele 
Negativbesonderheiten. Oie Eigenerwirtschaftungsmöglichkel­
ten sind sehr begrenzt, und auch jetzt g1bt es keine Möglichkeit 
der Überführung und Umwandlung in den§ 249 h AFG. Oie Per­
spektiven sind also offen. Nun gibt es etwas Erstaunliches: Eine 
Arbeitsgruppe der Kulturstadträte, genannt Kultur-ABM 1 Ost 
und West und alle Parteien haben sich dort vereint und verstan­
den zu der bescheidenen, aber trotzdem entschiedenen Forde-
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rung, 25 Millionen DM pro Jahr, für alle Bezirksämter wohlge- (C) 
merkt, plus 5 Millionen DM Soforthilfe zu verlangen. Nun wäre 
der Senat wirklich in der Pflicht gewesen, nicht nur zu proklamie-
ren, den Kulturkahlschlag nicht nur zu bedauern, sondern Wege 
der Finanzierung aus dem eigenen Haushalt zu suchen und auch 
zu finden. Aber wie lautet die gefundene Lösung?- Vertagung 
des Problems um zwei Monate! - ZyniSCherweise hat sich dann 
ein gut Teil des Problems gelöst. Es ist aufgelöst. Und für viele 
Betroffene bedeutet dies die zwe1te oder dritte Abwicklung. Die 
so wichtige Infrastruktur ist futsch. Aber das ganze passiert im 
Kulturbereich noch vor dem Hintergrund eines eklatanten, von 
diesem Senat beschlossenen Stellenabbaus, z. B. in den Ost­
Berliner Kulturämtern. 1990 waren hier 740 Personen beschäf-
tigt, und im zweiten Halbjahr 1993 sollen es noch 186 sein. Oie 
Konsequenz: ln Friedrichshain sollen dann 14 Kultureinrichtun-
gen von elf Personen betreut bzw. unterhalten werden. Das alles 
trägt der Senat mit einer bemerkenswerten Gelassenheit. Vor 
diesem Hintergrund erscheint es mir makaber, wenn die Berliner 
Regierung sich dann an die Spitze des Widerstandes gegen 
Bann den ABM-Stopp betreffend stellt, 

[Beifall bei der POS] 

um sich 1n den außerparlamentarischen Kampf zu begeben. Oie 
eigens organisierten Protestveranstaltungen erinnern sehr stark 
an Bestarbeiterkonferenzen in den siebziger Jahren 1n der DDR. 
Nur 100prozentige Einmütigket! war zulässig. Die Opposition 
darf gar ntcht oder erst nach Abschluß der offiziellen Veranstal­
tung zu Wort kommen, und Sie hatten nicht einmal das Feeling, 
den Prenzlauer Berg mit dem Verlesen des Bittbriefes an Herrn 
Blüm zu verschonen. 

Ennnern sich die Ost-Abgeordneten und -Senatoren noch an 
die von vielen tief empfundenen Ansprüche des kleinen, häßlich­
angepaßten DDR-Bürgers an das Verhalten in der sogenann-
ten neuen Zeit? -Ich kann hier nur einige Stichpunkte nennen: 
ke1ne bedingungslose Anpassung, ke1n Abnicken von individuell 
als falsch empfundenen Entwicklungen, schonungsloses Offen­
legen der wirklichen, widersprüchlichen Situation im eigenen (0) 
Land. Und ich frage Sie daher: Wie staatstragend sind Sie 
heute, welche Regierung tragen Sie, und wie gehen Sie mit Ihren 
eigenen Ansprüchen um? 

[Betfall be1 der POS] 

Nun zu Ihnen, Herr Staffelt' Sie haben den Ost-Berlinern 
öffentlich in Disziplin und Zurückhaltung eine gute Zensur gege­
ben. Das hat zumindest Befremden ausgelöst. 

[Dr. Staffelt (SPD) • Ja?] 

Sollte es eine vornehme Aufforderung zu lauterer Meinungsäu­
ßerung sein? - Dann denke ich, das Nachdenken über die 
grundlegenden Alternativen hat zwar in der Vergangenheit zu 
1'ange gedauert, aber dieser Prozeß des Suchens und des 
Findens von neuen Formen des Widerstands steht sicher erst 
wieder am Anfang. Und es geht um Widerstand gegen die 
Regierungspol;tik im Grundsätzlichen, aber paradoxerweise 
auch um die Sicherung des Soztal- und Rechtsstaatprinzips, um 
soziale Gerechtigkeit im ganzen. Die adäquaten, neuen Formen 
des Widerstands sind offensichtlich noch nicht gefunden. Wie 
wird man die derzeit Mächtigen w1eder los? - Manches wird 
schon probiert, Austritte aus den etablierten Parteien, Nichtwäh­
len usw. Als Aushängeschild fUr Bürgernähe von Politikern dürf­
ten sich die meisten wohl nicht mehr mißbrauchen lassen. Unter­
schätzen Sie die Klugheit der Bürger ntcht 1 

[Beifall be1 der POS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: FLir d1e Fraktion der SPD 
jetzt der Kollege Dr. Staffelt' 

Or. Staffelt (SPD): Frau Präsidentin I Meine sehr verehrten 
Damen und Herren I Zunächst, Frau Kollegtn von der POS. unter­
schätze ich die Bürgerinnen und Bürger im östlichen Berlin m 
keiner Weise. Falls Sie auf der Versammlung, auf der 1ch gespro­
chen habe, zugegen gewesen sein sollten. werden Sie wissen, 
daß ich gesagt habe, daß es emen geradezu verwundert, daß die 

3739 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Dr. Staffelt 

(A) Menschen in Ostdeutschland noch so ruhig und so diszipliniert 
sind, wie sie es sind, bei der katastrophalen Entwicklung, die es 
im östlichen Deutschland auf dem Sektor der Wirtschaft in den 
letzten Monaten gegeben hat. 

[Beifall bei der SPD] 

Ich habe davon nichts, aber auch gar nichts, zurückzunehmen. 

Ich wäre übrigens auch im Zusammenhang mit den Aktivitäten 
von Frau Bergmann etwas vorsichtiger an Ihrer Stelle - übrigens 
auch an Stelle des Kollegen Liepelt. 

[Liepelt (CDU): Das habe ich mir gedacht!] 

Empfehlen Sie eigentlich einer Arbe1tssenatorin bei einem Stopp 
der AB·Maßnahmen, dem letzten Strohhalm, den die Menschen 
dort hatten, daß sie s1e sich selbst überläßt? Empfehlen S1e ihr, 
daß sie schlicht und einfach hinnimmt, was Herr Blüm und Herr 
Kohl den Menschen angetan haben und übrigens auch der Pali· 
tik dieser Koalition, Herr L1epelt? 

[Beifall bei der SPD] 

Seien Sie doch an dieser Stelle offensiver; schließl1ch hat s1ch im 
Ubrigen auch der arbeitsmarktpolitische Sprecher Ihrer Fraktion 
an diesen Veranstaltungen ausdrUcklieh beteiligt. Es gibt für d1e 
Maßnahmen der Bundesreg1erung keinerlei Entschuldigung, 
man kann dazu nur sagen, daß die Bundesregierung unsozial 
und unmenschlich ist und im übrigen offensichtlich d1e Ze1chen 
der Zeit in Deutschland immer noch nicht verstanden hat. 

[Beifall be1 der SPD] 

Das, was ich m Prenzlauer Berg zum Thema der Arbeitsbe· 
schaffungsmaßnahmen gesagt habe, kann ich hier gern wieder· 
holen. Ich glaube, daß wir als in Berlin Verantwortliche - und ich 
stelle ein hohes Maß an Übereinstimmung 1m Abgeordnetenhaus 
fest - gehalten sind, im Rahmen unserer Möglichkeiten das 
abzufedern, was auf diesem Sektor nur abzufedern 1st. Ich will 
Ihnen ganz ausdrücklich sagen: Es kann doch n1cht wahr sein. 

(B) daß sich heute Politiker der CDU darauf zurückziehen, daß sie 
1990 erklärt hätten, bestimmte ABM·Stellen seien auf zwe1 Jahre 
befristet. Wenn sich nun die Situation in Deutschland weiter so 
drastisch verschlechtert hat, dann muß man doch so flexibel und 
politisch klug sein, auch eine eigene Kursänderung vorzuneh· 
men. Mehr und nicht weniger erwarten wir von der Bundesre­
gierung 1n dieser Frage. 

Es geht nicht nur darum, daß die Rechtfertigung der Bundes· 
regierungoder ihre öffentliche Demontage dadurch erfolgt, daß 
man Kurskorrekturen vornimmt 

[Böger (SPD): Die ist doch schon demontiert 1] 

sondern es geht um eines, das will1ch hier noch einmal ganz klar 
sagen: Es liegt ganz deutlich 1m Berliner Interesse, den sozialen 
und den inneren Frieden in unserem Land zu Stehern. Es kann 
nicht hinnehmbar sein, daß offenbar auch aus We1mar ketne Leh· 
ren gezogen worden sind, wo wir mit über sechs Millionen 
Arbeitslosen dann einen Weg in die Dtktatur gegangen sind. W1r 
müssen alles dafür tun, den Menschen eine Perspektive 1n 
diesem Land zu geben. W1r sind uns als Polttiker der Verantwor· 
tung bewußt, dort, wo die Wirtschaft n1cht handeln kann oder 
auch nicht handeln will, zummdest Brücken zu bauen, um diesen 
Menschen wenigstens in der Zukunft noch e1ne Perspektive auf 
dem Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 

[Be1fall bei der SPD und bei Bündnis 90/Grüne] 

Ich möchte auch darauf hinwe1sen, daß wtr m1t der Diskussion 
um den sogenannten Solidarpakt höchst unzufneden s:nd. Da 
machen Sie, Herr Liepelt, es s1ch doch sehr leicht als Vertreter 
der CDU, wenn Sie hier erklären, daß S1e von den anderen Par· 
teien keine Taktiererei wünschen. und sagen, daß keinerlei partet· 
politische Interessen ins Spiel gebracht werden dürften, und 
weiter sagen, daß es nur darum gehe, die objektive und em21g 
mögliche Haltung zu akzeptieren, und zwar offensichtlich die der 
Bundesregierung. Nein, Herr L1epelt, da werden wir n1cht mitma· 
chen I Solange sich die Vorschläge der Bundesregierung nicht 
deutlich verändern- und ich habe die Bedmqungen für die Soz1· 
aldemokratie genannt, nämlich wenigstens die Kürzungen an 
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den Fundamenten des Sozialstaats Bundesrepublik Deutsch- (C) 
land zu unterlassen -, wird es keine Zustimmung von sozialde· 
mokratisch regierten oder mitregierten Bundesländern geben. 
Das gilt auch für Berlin, Herr L1epelt! 

[Beifall bei der SPD] 

Es kann doch nicht wahr se1n- da muß 1ch nun auch einmal an 
die FDP appellieren-, daß der neue Bundeswirtschaftsminister 
Rex:rodt, aus Berlin kommend und - ich unterstelle einmal - ein 
wenig besser die Verhältnisse kennend als sein Vorgänger Mölle­
mann, sich hinstellt und sagt, die Sozialhilfe müsse gekürzt 
werden, um endlich den Mißbrauch zu beseitigen. Was heißt 
denn das eigentlich? Natürlich gibt es auch in diesem Bereich 
Mißbrauch, wie in jedem Bereich sozialer Leistungen. Das ist 
doch völlig unbestritten: aber das kann man doch nicht so behe· 
ben, indem man denen, die schon wenig haben, global mehrere 
Prozentpunkte des wenigen, was sie vom Staat bekommen, 
auch noch nimmt. Das ist doch keine akzeptable Politik. Das ist 
im übrigen so undifferenziert. daß man damit auf Dauer mehr 
Schaden - übrigens auch sozialen Schaden - in diesem Land 
annchtet. als man auf der anderen Seite Mittel für andere Auf· 
gaben einspart. Das wissen Sie sehr genau! Ich kann der FDP 
nur eines empfehlen: Kommen S1e mit uns ins Boot und bekämp· 
fen Sie Steuerhinterziehung, Subventionsmißbrauch und 1l!egale 
Beschäftigung. Dann liegen Sie richtig 

[Be1fali bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Wieland (Bü 90/Grüne): Lieber die FDP 

untergehen lassen 1] 

Wir sind alle in besonderer Wetse gehalten, diesen Appell von 
Berhn aus in Richtung auf die Verhandlungen. die derzeit stattfin­
den, zu richten, weil wir in Berlin gerade 1n besonderer Weise 
betroffen sind. Mehrere Redner haben bereits darauf h1ngewie· 
sen. Schauen Sie Stch einmal die Struktur der Bevölkerung in 
Berlin an. schauen S1e s1ch an, wie viele Arbeitslose wir haben. 
schauen S1e s1ch an, w1e viele ABM·Beschäftigte w1r haben, 
schauen S1e Sich an, wie vtele Wohngeldbezieher und Sozialhil­
feempfänger wir haben. Schauen Sie sich an. wte v1ele Studen· 
tinnen und Studenten, d1e BAföG empfangen, wir in dieser Stadt 
haben. Deshalb sage ich noch einmal, und zwar nicht parte1poli· 
tisch geprägt: Wenn es im Bundesrat um die Abstimmung des 
Solidarpakts geht und wenn die von mir genannten Fundamente 
des Sozialstaats ausgehebelt werden sollen, dann kann es mehr 
im Interesse des Landes Berlin noch aus e1nem anderen Inter· 
esse heraus eine Zustimmung für ein derartiges Paket geben. 

[8e1fall be1 der SPD] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Dr. Staffelt. gestat· 
ten Sie eme Zwtschenfrage der Frau Abgeordneten 
Dr. Schreyer? 

Dr. Staffelt !SPO): Ja. b1tte 1 

Frau Dr. Schreyer (BU 90/Grüne): Herr Staffelt. smd S1e 
bereit, dtese von Ihnen eben formulierte Position, daß Sie näm· 
!ich den Solidarpakt mit Kürzungen von Sozialleistungen 
ablehnen, dem Herrn Regierenden Bürgerme1ster auch schrift· 
l1ch zukommen zu lassen für den Fall, daß die telefonischen Ver· 
bindungen wieder nicht klappen werden? 

[Beifall be1 Bü 90/Grüne -
Frau Kampfhenkel (SPD). Haben wtr schon gemacht I] 

Dr. Staffelt (SPD): Liebe Frau Schreyer. Sie kennen mich 
noch aus anderen Ze1ten als einen sehr sorgfältigen Menschen, 
Librigens h1er und da auch als Jemanden. der seine Partner sehr 
kritisch beäugt. Insofern war es mir natürlich e1n Herzensbedürf· 
n1s. diese Pos1t1on dem Koal1t1onspartner auch schriftl1ch mitzu· 
te1len. 

[Frau Dr. Sc:hreyer (Bü 90/Grüne): Sehr gut!] 
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Ich weise an dieser Stelle darauf hin, daß ich jedenfalls nach 
dem letzten Gespräch, das ich mit Herrn Diepgen geführt habe, 
konstatieren konnte, daß es hier eine einmütige Haltung gibt. 
Ich erwarte, daß diese einmütige Haltung auch durchgehalten 
wird und daß nicht andere Zugeständnisse oder Versprechun­
gen an Berlin, die bekanntermaßen bei Verhandlungen im 
Bundesrat immer wieder als Lockinstrument genutzt werden, um 
bestimmte Bundesländer ins Boot zu bekommen, Anlaß dafür 
sein werden. etwa einem solchen Pakt oder einer solchen Vor­
lage der Bundesregierung zuzustimmen. Das ist eine klare Posi­
tion. Wir würden in jedem Fall - wenn das so käme - von der 
Koalitionsvereinbarung Gebrauch machen. Das heißt, daß dann 
Berlin nicht in der Lage ist zuzustimmen. 

[Beifall bei der SPD] 

Lassen Sie mich einen weiteren Punkt nennen, der m1r w1cht1g 
erscheint: Es ist richtig gesagt worden, es geht nicht nur um den 
Bund, es geht auch um die Länder, vor allem um die Länder 
Westdeutsch Iands. Wir alle wissen - das 1st 1n vielen Debatten 
betont worden -, daß die Zuwächse in Berlin, ein Prozent des 
Haushalts, gering sind. Bayern le1stet s1ch über fünf Prozent I 

[Pewestorff (POS): Und die sozialdemokratisch 
regierten Länder!] 

- Ich rede nicht nur von den Bayern, weil s1e CSU-regiert s1nd, 
sondern weil sie an der Spitze der Entwicklung stehen. Ich 
beziehe sozialdemokratisch reg1erte Bundesländer ganz 
genauso in diese Kritik ein I Da werden Sie mich nicht übertref­
fen! - Mein Appell ist, die Ministerpräsidenten der westdeut· 
sehen Bundesländer noch einmal nachdrücklich vor die Frage zu 
stellen, ob es nicht ausreichend Einsparpotentiale gibt. Global 
3 Prozent von den über 900 Milliarden DM, d1e die Haushalte 
von Bund, Ländern und Gemeinden ausmachen, würden allein 
schon 26 Milliarden DM mit sich bringen, die wir für Ostdeutsch· 
land einsetzen könnten. Mir kann niemand erzählen, daß bei 
üppigsten Verwaltungsausstattungen - vor allem auf der Ebene 
der Länder und des Bundes - eine solche Einsparmarge nicht 
möglich wäre, um sie für Ostdeutschland zu mobilisieren. Das, 
was wir in Berlin können und unter Schmerzen praktizieren, müs· 
sen wir auch den westdeutschen Bundesländern zumuten 
dürfen I 

[Beifall bei der SPO und der FOP] 

Ich weise auf einen letzten Aspekt hin, der mir am Herzen liegt, 
bei dem wir mit der CDU allerdings zu keiner E1nigung kommen: 
Ich weise noch einmal auf den zentralen Begnff der sozialen 
Gerechtigkeit im Einigungsprozeß hin. Wer in einer Situation, 
wie es die der alten Bundesrepublik Deutschland war, in der es 
fast nie eine Rückwärts-, sondern immer nur eine Vorwärtsent­
wicklung gegeben hat, nicht bereit ist, wenn den Menschen 
etwas von ihrem Einkommen abverlangt werden soll, dies in einer 
Staffelung vorzunehmen, die die Reichen in besonderer Weise 
zur Kasse bittet und die Schwachen weniger stark, wer dies 
nicht tut, der treibt gerade die Menschen am unteren Rand der 
Gesellschaft in die Arme politischer Rattenfänger! 

[Beifall be1 der SPD] 

Genau das ist es, was d1e Bundesregierung im Moment betreibt 1 

Bekennen Sie sich doch einmal dazu, daß eine Ergänzungsab­
gabe für Besserverdienende dnngend erforderlich ist I 

[Beifall bei der SPD und be1 Bü 90/Grüne -
Zuruf von der FOP] 

- Frau von Braun, Ihr Gehalt 1st ja gekürzt worden 1 Sie gehören 
nicht mehr in den Bereich der Besserverdienenden I S1e brau­
chen sich keine Sorgen zu machen, Frau von Braun, wirklich 
nicht I Wir würden das auch noch so modifiZieren, daß die übn­
gen Mitglieder der FOP-Fraktion nicht zu zusätzlichen Abgaben 
genötigt werden I 

[Schiela (FOP): Ihr Gehalt ist noch m Ordnung 1] 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, 
daß die soziale Gerechtigkeit - glauben S1e es m1r - im 
Bewußtsein der Menschen die zentrale Rolle spielt. Der Arbeit­
nehmer im Ruhrgebiet, der derzeit von der Stahlkrise bedroht 1st, 
kann doch überhaupt nur 1n den Kategonen des Teilens denken, 
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wenn er weiß, daß sein Chef weit überproportional in die Kasse (C) 
des Staates zahlt und damit einen weit überproportionalen Bei-
trag zur Solidarität leistet. Das gleiche gilt natürlich auch für die 
Arbeitsmarktabgabe. Ich bin nachdrücklich dafür - auch wenn 
es unbequem ist -, daß alle in diesem Land einen Beitrag zur 
Finanzierung des Arbeitsmarktes leisten, ob das nun Beamte, 
Selbständige, Minister oder Abgeordnete s1nd. Auch das gehört 
mit dazu, ein Zeichen für soziale Gerechtigkeit in unserem Land 
zu setzen. 

[Beifall be1 der SPD] 

Ich bin ferner der Überzeugung: Es ist auch die letzte Chance 
der Bundesregierung zu beweisen, daß sie trotz aller Versäum­
nisse der Vergangenheit aus der praktischen Erfahrung gelernt 
hat. Ich kann nur hoffen, daß der Bundeskanzler wenigstens 
diesen Schritt zu gehen in der Lage und willens ist, den Eini­
gungsprozeß n1cht nur als einen Prozeß staatlicher und recht­
licher Einheit zu verstehen, sondern vor allem auch als einen Pro­
zeß des Zusammenführens der Menschen in sozialer Gerechtig­
keit und 1n einen Zustand wirtschaftlicher Solidität. Denn nur dies 
wird dazu führen, daß die Menschen zueinander finden und daß 
dieser Vereinigungsprozeß die Menschen tatsächlich einander 
näher bnngt und das Gegeneinander-Ausspielen der Menschen 
vermeidet. - Schönen Dank I 

[Be1fall be1 der SPO -
Vereinzelter Beifall bei der COU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die Fraktion der FDP 
hat jetzt der Kollege Dr. Gadow das Wort. 

Dr. Gadow (FDP): Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren I Es fällt m1r jetzt etwas schwer, meine 
ursprüngliche Konzeption darzulegen. weil sie im wesentlichen 
- und das beruhigt mich - teilweise schon vorgetragen worden 
ist. Ich sehe das nicht so, daß alle politischen Parteien mit 
Gewalt einen Dissens untereinander aufbauen müssen, um sich (D) 
zu profilieren. Denn wenn ein Problem konsensfähig ist- von der 
Opposition und von den Regierenden-, dann sollte man das 1m 
Sinne und zum Zweck der Sache nutzen 1 

[Beifall be1 der FDP] 

Ich muß aber kurz auf die soZiale Gerecht1gk81t eingehen und 
darauf, w1e soziale Leistungen zu bezahlen sind. Wir können 
den Staat, Herr Staffelt, nicht immer als zu melkende Kuh 
betrachten, sondern wir können soz1ale Le1stungen nur geben, 
wenn wir sagen, wie wir sie finanzieren wollen. Das 1st der ent· 
scheidende Punkt 1 Ich kann nicht vom Staat verlangen, daß er 
beliebig irgend etwas finanziert, wenn ich nicht gleichzeitig - ich 
muß mich Wiederholen - angebe, woher das Geld dafür kommt I 

[Beifall be1 der FDP] 

Die Liberalen haben durchaus keine Schwierigkeiten. wenn wir 
dadurch Geld holen können, daß wir dieJenigen, die Steuern hin­
terziehen, zur Kasse bitten, oder diejenigen, die s1ch auf Kosten 
anderer bere1chern. Aber wir sollten dabei immer emes beden­
ken: Oie soziale Gerecht1gkeit kann n1cht auf unterem Level - -

- Gutl 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Für den 
Steuerhmterzieher Lambsdorff hat der Staat 

sogar noch den Anwalt bezahlt!] 

[W1eland (Bü 90/Grüne): Nein, das ist gar nicht gut 1] 

-Nein, das ist nicht gut I Aber 1ch vertrete hier die FOP des Lan­
des Berlin. Wir können uns darüber gern unterhalten, aber das 
gehört jetzt nicht zum Problem. 

[Schiela (FDP): S1e müssen s1ch nicht unbedmgt 
bei Lafontaine entschuldigen!] 

-Eben I -Aber noch einmal zur soz1alen Gerechtigkeit: Wir müs­
sen natürlich auch die Leistungsfähigkeit derjenigen stärken und 
bewahren, die diese Gelder erwirtschaften, die dann sozial 
gerecht verteilt werden sollen. 

[Beifall be1 der FOP] 
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ln diesem Zusammenhang komme ich auf das Eigentliche 
zurück: Arbeitsmarktpolitik ist auch immer Wirtschaftspolitik. Es 
ist bedauerlich, daß das immer getrennt betrachtet wird. Stabile 
Arbeitsplätze auf Dauer können niemals durch staatliche Maß· 
nahmen geschaffen werden; das kann letzten Endes nur die 
Wirtschaft. Das heißt, alles muß darauf hinzielen, daß auch die 
wirtschaftliche Stärkung des Arbeitsmarktes erfolgt. 

Oie klassischen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik wie 
z. B. ABM sind natürlich in der jetzigen Zeit überfordert. Das 
haben wir aber schon vor Jahren gesagt, diese Brückenmaßnah­
men funktionierten nur - darauf hat auch Herr Staffelt hingewie­
sen - in einer wachstumsstarken Wirtschaft, die wir zwar im 
Moment auch haben, aber auf einem völlig anderen Level. Ich 
möchte Herrn Rexrodt ganz bewußt zitieren: Noch sind wir nicht 
im Negativen, noch brauchen w1r keine Katastrophenstimmung 
verbreiten - auch in Berlin n1cht. 

[von Essen (SPD): Na. nai] 

Aber wir müssen die vorhandenen Instrumente auf dem Gebiet 
der Arbeitsmarktpolitik optimal einsetzen, und das machen w1r 
nicht. 

Wir sind uns bewußt, daß d1e AB-Maßnahmen nicht nur in 
Ost-Berlin, sondern im gesamten Osten Aufgaben abdecken 
-beispielsweise den Aufbau der Sozialstruktur und dergleichen 
das wurde schon mehrfach angeführt-, die an und für sich der 
Staat oder das Land Berlin wahrnehmen müßte. Das sollten w1r 
bedenken und einen Ansatz finden, w1e d1e über ABM aufgebau· 
ten Sozialstrukturen - was ja gar nicht der Sinn der ABM war 
und ist - in eine normale Finanzierung hmübergle1ten können. 
Dieser Aufgabe muß s1ch der Senat stelien und sie entspre­
chend umsetzen. Er hat zwar ein ries1ges arbeitsmarktpolitisches 
Rahmenprogramm geliefert, das aber in seiner Umsetzung kata· 
strophal ist. 

Von seiten der SPD glaubte man ursprünglich. durch staat­
liche Maßnahmen schließlich stabile Arbeitsplätze schaffen zu 
können. Aber dies trifft nicht zu. Ich möchte nur auf e1n Beispiel 
hinweisen: Eine Säule unserer Arbeitsmarktpolitik ist die Qualifi­
zierung, die nun auch gekürzt werden soll und wo wir ebenfalls 
überlegen müssen. wie w1r sie optim1eren. Aber es deutet s1ch an 
- und das wurde von der Handwerkskammer gesagt -. daß in 
den nächsten Jahren mindestens 40 000 neue Arbeitsplätze 1m 
Handwerk geschaffen werden, für d1e keine Facharbeiter vorhan­
den sind. Es gibt ke1nen Ansatz. wie wir von den vorhandenen ca 
200 000 Arbeitslosen, worunter sehr viele industrielle Fachar­
beiter sind, einen entsprechenden Anteil so qualifizieren können 
daß sie im Handwerk tätig werden können. Diese Qualifizie­
rungsmaßnahmen würden 1m wesentlichen vom Handwerk 
selbst getragen - und ich kann betonen: Gott sei Dank 1st das. 
was in der Wirtschaft gemacht w1rd, immer optimiert und wir­
kungsvoll. Bedauerlicherweise kam d1e von uns vorgeschlagene 
Vergabe-ABM überhaupt nicht zum Tragen. vielleicht kann s1e 
das auch nicht. Aber erfreulicherweise 1st das Arbeitsförde­
rungsgesetz durch § 249 h so erwe1tert worden. daß w1r v1el 
wirksamer damit arbeiten könn~n. Es ist bedauerlich, daß von 
seitendes Senats bisher noch keinerlei Ansätze erkennbar sind. 
w1e wir m1t diesem Instrument weniastens einen Teil aus den vor­
handenen Schwiengke1ten herausbringen können. 

[Beifall bei der FOP] 

Das le1tet hinüber zu unserem dnnglichen Antrag. W1r glau­
ben, daß das Instrumentarium nach§ 249 h AFG noch nicht voll· 
ständig alle notwendigen Felder umfaßt. Zum e1nen halten Wir 
die sogenannte Wissenschatts-ABM für dringend notwendig 
denn in Berlin muß ein Innovationspotential erhalten bleiben. For· 
schung und Entw1cklung sind ;mOsten von ursprünglich ca. 3.5 
b1s 4 Prozent auf 0,5 Prozent abgebrochen. Das bedeutet. daß 
wir dort fast den Zustand eines Entwicklungslandes erreicht 
haben. Mit emer Erweiterung des § 249 h AFG hätten w1r d1e 
Möglichkeit, das beispielsweise noch 1n ABM-Konstruktloner­
vorhandene Potential zu erhalten. Wir müssen bedenken, daß 
die zukünftigen Gründungen -und in Berl1n werden gerade d1e 
mittelständischen Betriebe die Wirtschaftskraft unseres Landes 
tragen -

[Beifall be1 der FOP] 
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in em oder zwei Jahren sofort unter einem Innovationsmangellei­
den werden. Dafür hätten wir dann sofort dieses erwähnte 
Potential zur Verfügung, und deshalb bitte ich um Ihre Zustim­
mung zu Punkt 1 unseres Antrags. 

Zudem haben wir in den Antrag aufgenommen, daß die Erwei­
terung des Instrumentariums noch stärker auf die sozialen 
Dienste abzielen muß, denn wir müssen die im Osten aufge­
baute Sozialstruktur erhalten. Was können wir ansonsten tun, 
wenn am Jahresende dies alles abbricht, wie es auch gegenwär­
tig schon der Fall ist?- Auch die anderen haben ausgeführt. daß 
wir mit diesem Instrument die Sozialstruktur weiterführen und 
diese in eine normale Finanzierung überführen müssen. Wir müs­
sen aber auch kulturelle Einrichtungen, die es in Berlin reichlich 
gibt, und Frauenprojekte we1ter fördern und übernehmen. 

[Beifall bei der FOP­
Vereinzelter Be1fall be1 der SPD 

und bei Bü 90/Grünel 

Für rn1ch 1st auch verwunderlich. daß wir ein Sonderpro­
gramm gegen Gewalt "Jugend mit Zukunft" mit 300 Millionen 
DM haben, diese Mittel aber n1cht entsprechend eingesetzt sind. 
Ich weiß z. B. definit1v aus dem Bezirk Prenzlauer Berg. daß dort 
Projekte jetzt abbrechen und d1e Jugendarbeit nicht mehr fortge­
führt werden kann. 

Ich will 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Zum Schluß kommen I] 

S1e zum Schluß -Ja, viel Reden braucht nicht zu sem - bitten, 
unseren dr:nglichen Antrag schon heute zu besprechen und ihm 
zuzustimmen. - Ich danke Ihnen 1 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die Gruppe Neues 
Forum/Bürgerbewegung hat der Kol!ege Pflugbell das Wort 1 

Dr. Pflugbeil (Neues Forum): Verehrte Frau Präsidentin 1 

Meme Damen und Herren I Als d1eses Parlament am 15. Oktober 
vongen Jahres über d1e 10. Novelle des Arbeitsförderungs­
gesetzes beriet, d1e in nur wenig veränderter Form am 1. Januar 
in Kraft getreten ist. mußten w1r bereits feststellen, daß der heim­
liche Zyn1smus vorbei 1st. m1t dem d1e Regierungspolitiker 1n 
Sonn, aber auch in Berlin den Menschen im Osten einredeten. 
s1e möchten geduld1g die Zerstörung ihrer Arbeitsplätze w1e ein 
Naturereignis hinnehmen, denn der Staat würde m1t ABM und 
anderen arbeitsmarktpolitischen Instrumenten die davon Betrof­
fenen in seinem Netz auffangen. Nachdem Millionen Ossis s1ch 
1m großen und ganzen ruh1g hatten abwickeln lassen. wurde m1t 
der 10. Novelle des Arbeitsförderungsgesetzes der heimliche 
Zyn1smus durch den offenen verdrängt und der Hobel an den 
zweiten Arbeitsmarkt in Ostdeutschland angesetzt. Statt e1ner 
der sozialen Katastrophe angemessenen Novelle, d1e es zum Ziel 
gehabt hätte, ABM-Piätze in reguläre Arbeitsplätze umzuwan­
deln. Arbe1t statt Arbe1tslos1gke1t zu fmanz1eren, Maßnahmen zur 
Zurückdrängung der besonders hohen Frauenarbe1tslos1gke1t zu 
ergre1fen oder Instrumente zu entwickeln, die Struktur-, Arbeits­
markt- und Berufsbildungspolitik verkoppeln, erlebten w1r eine 
Novelle, die e1nz1g dazu d1ent. auf dem Rücken rJer Erwerbslosen 
und der Alten zu sparen. Und -erinnern wir uns -die unmittel­
bare Auswirkung war d1e Stre1chung von Förderm1tteln für 
150 000 Erwerbslose. 

Dam1t verbunden war aber auch ein Haushalt der Bundes­
anstalt für Arbeit, bei dessen Volumen von 9,9 Milliarden DM für 
ABM im Jahr 1993 von vornherein feststand, daß die Mittel nicht 
re1chen würden. Gerade deshalb wurde dieser Haushalt vom 
Vorstand der Bundesanstalt n1cht verabschiedet. und gerade 
deshalb hat der zuständige Bundesminister Norbert Blüm d1esen 
Haushalt zum ersten Mal zwangsweise der Bundesanstalt aufge­
drückt, und zwar m1t einem in der Novelle eigens dafür geschaf­
fenen lnstrumentanum. Der ABM-Stopp 1st nicht verwunderlich, 
sondern nur der frühe Zeitpunkt. Verwunderlich ist die Verwun­
derung, m1t der der Senat auf d1esen Schritt reag1ert hat, und ver­
wunderlich 1st, daß der Senat keme Vorsorge für diesen Fall 
getroffen hat. 

(C) 

(D) 
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Die 10. Novelle des Arbeitsförderungsgesetzes war nur der 
Auftakt jener Streichorgie zu Lasten der Armen in Ost und West, 
die sich Solidarpakt nennt. Der Zynismus dieser 10. Novelle 
wurde noch gesteigert mit dem Angriff des Bundeskanzlers auf 
den behaupteten ~ Wildwuchsu bei Sozialleistungen, mit dem 
Versuch, Sozialhilfe, Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe zu 
kürzen, und gesteigert wurde der Zynismus noch durch die Viel­
zahl anderer sozialer Ungerechtigkeiten. Es ist schon verblüf­
fend, zu erleben, wie es regierenden Politikern im Westen 
gelingt, wichtige Worte wie das Wort .,Solidarität" ebenso zu 
entstellen und 1n ihr Gegenteil zu verkehren, w1e es die einst 
Regierenden der DDR und die Vorgänger be1der im Dritten 
Reich meisterlich verstanden. Der Hinweis von Frau Klotz auf 
Orwell liegt tatsächlich auf der Hand. Dieser angestrebte Pakt 
hat wirklich nichts mit Solidarität zu tun. Er ist ein Pakt der Entso­
lidarisierung und Spaltung der Bevölkerung. um eine asoziale 
Politik durchsetzen zu können, und zwar 1n Ost und West. Wir 
lehnen diesen Pakt entschieden ab. 

Der ABM-Stopp ist mit seiner ganzen menschenverachtenden 
Brutalität ein Teil dieser asozialen Politik, möglicherweise sogar 
nur ein Teil des Fingerhakelns der Mächtigen. Vielleicht schafft 
es die SPD ja noch, bei der Debatte über den Sozialpakt ein paar 
Milliarden für ABM herauszuholen, und zwar zum Preis - sagen 
wir einmai - eines Stückchens Tarifautonomie. ABM wurde nach 
der Wende vom Staat als eine Art Wundermittel für die Wirt· 
schaft in Ostdeutschland gepriesen, im Bund wie im Land. Mit 
ihrer Hilfe sollten die Menschen die notwendige Strukturanpas­
sung an den Weltmarkt sozialverträglich me1stern. Viele haben 
das auch geglaubt und sich ruhig in die Wüste schicken lassen. 
Hunderttausende zunächst in Nullstunden-Kurzarbeit. Hundert­
tausende in ABM. Manchen wurde ABM anfangs richtiggehend 
aufgedrängt. Lebenswichtige soziale und kulturelle Leistungen 
werden heute 1m Osten nicht als staatliche Regelleistungen, son­
dern über ABM gewährt; das 1st natürlich billiger. 

Was an sozialer und kultureller Infrastruktur durch den 
ABM-Stopp im Ostteil alles zerstört wird, ist in den letzten Tagen 
hinreichend durch die Presse gegangen. Als Synonym für v1eles 
kann die Aussage des Geschäftsführers von Mobile stehen: 
~Wer das kaputtmacht, hilft der Drogenmafia." - Recht hat er' 
Doch es geht völlig daneben, ausschließlich m1t dem Finger auf 
Bann zu weisen, wie es der Senat nun tut. Zu Recht erklärte die 
DGB-Vorsitzende von Berlin-Brandenburg, Chnst1ane Bretz, daß 
d1e Gewerkschaften wie auch die Servicegesellschaften seit 
langem auf d1e knapper werdenden Mittel und auf die weit­
gehende Abhängigkeit der Arbeitsmarktpolitik Berlins von Bann 
hinwiesen und alternative Vorschläge anmahnten. S•e machte 
aber auch darauf aufmerksam, daß das Landesarbeitsamt Berl1n 
am 2. März selbst ein fertiges Papier vorzuliegen hatte, in dem f,jr 
Berlin die B1ndung aller ABM-Mittel für 1993 konstatiert wurde. 
was auch ohne den Erlaß aus Nürnberg zum Stopp der ABM in 
Berlin geführt hätte. Das hätte der Senat wtssen müssen 1 Die 
Überraschung des Senats 1st tatsächlich überraschend. 

Ich lege auf einen weiteren Aspekt Wert, weil sowohl die 
Bundesregierung als auch der Senat 1n d1esem Punkt die gleiche 
Linie verfolgen - ich meine die Anwendung des § 249 h 
Arbeitsförderungsgesetz. Frau Senator~n Bergmann hat 
erklärt, daß sie 5 000 Stellen angemeldet hat und noch weitere 
5 000 anmelden will. Dieser § 249 h ist nach unserer Auffas­
sung e1n besonderer Skandal der 10. Novelle; das haben w1r 
schon in der Debatte im Herbst deutlich gesagt. Nicht nur, weil 
die Bereitstellung der ABM-Mittel als Lohnkostenzuschüsse an 
eine 80prozentige Arbeitszeit gebunden ist, sondern vor allem, 
weil diese Maßnahme den Charakter von Zwangsarbeit hat, 
denn die Einweisung in die vorgesehenen Arbeiten soll fUr 
Erwerbslose nach drei Monaten - ohne Ansehen der Person. 
ihrer Qualifikation und des bisherigen Einkommens - vorgenom­
men werden können. Das bedeutet nichts anderes als die Wie­
dererweckung des Re1chsarbe1tsdienstes. Und welche gesell­
schaftlichen Weiterungen angedacht sind, hat Bundesministerin 
Rönsch bere1ts sehr deutlich gemacht, wenn s1e demnächst 
auch den Erhalt der Sozialhilfe von der Ableistung solcher 
Zwangsarbeit für zwei bis drei Mark Stundenlohn abhängig 
machen will. 
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Wir fordern den Senat auf, in Berlin auf die Anwendung dieses (C) 
Zwangscharakters zu verzichten. Wir fordern den Senat auf, 
nicht nur umgehend Mittel zum Erhalt der ABM-Projekte bereit­
zustellen, sondern vor allem für die Übernahme der von ihnen mit 
großer Mehrheit 1m Ostteil gestellten sozialen, ökologischen und 
kulturellen Infrastrukturleistungen als staatliche Regelleistungen 
zu sorgen. Oie Überführung von ABM-Stellen in Dauerar­
beitsplätze durch die Sicherung staatlicher Aufgaben im Osten 
auf dem gleichen Versorgungsniveau im Osten wie im Westen ist 
der einzig mögl1che Weg. 

Wir fragen uns immer wieder, wer eigentlich der Regisseur für 
die lange Reihe von Schlägen ist, die vorwiegend auf den Ostteil 
niedergehen. Ihm gehört unser Respekt; er versteht sein Hand­
werk. - Danke schön! 

[Beifall bei Neues Forum und be1 Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Schönen Dank 1 - Zu 
Beg1nn unserer Aussprache hatten wir uns darauf verständigt, 
daß jetzt die jeweils antragstellenden Fraktionen die Großen 
Anfragen kurz begründen. - Das Wort hat Frau Engler' 

Frau Engler (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin I Meine Damen 
und Herren! Ohne Zwe1fel waren wir alle bereit. miteinander 
gegen den ABM-Stopp zu protest1eren. Nachdem wir den ersten 
Te1l der Debatte für den Protest gegen die unsolidarischen Maß­
nahmen aus Bann verwendet haben. sollten wir uns im zweiten 
Te1l mit der Ber1iner Landespolitik befassen. 

Als wir die Große Anfrage zu ABM gestellt haben. war der 
ABM-Stopp noch nicht erkennbar, aber wir waren der Meinung, 
daß es an der Zeit ist, nachzufragen, inwiefern die Regierung in 
Berlin Vorsorge getroffen hat, um die zunächst mit ABM zwi­
schenfinanzierten Maßnahmen kUnft1g fortzuführen. Es dürfte klar 
sein, daß ABM d1e e1ne Seite der Beschäftigung darstellt, aber 
h1er geht es um den Auf· und Umbau der sozialen lnfrastruk- (0) 
tur im Ostteil der Stadt. Diese Frage geht nicht nur die Arbelts­
senatorin an, sondern alle Fachressorts. 

[Frau P:ckert (SPD): Heckelmann I] 

Jeder einzelne 1st dafür verantwortlich, w1e künft1g 1n seinem Res­
sort Kultur-, Jugend-, Soz1al- und Arbeitsmarktpolitik finanziert. 
organisiert und verantwortet wird. Und wenn ich auf die Senats­
bank blicke, dann sehe 1ch, wie .,groß" das Interesse an diesem 
Thema ist. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne, bei der SPD und der POS] 

Wenn es um die Umstruktunerung der Vervvaltung geht, dann 
s1tzt weder der Innensenator auf semem Platz, noch sind der 
Jugend- und der Kultursenator anwesend. 

[Palm (COU): Der Kultursenator sitzt da'] 

- Dann nehme 1ch das zurück. 

[Palm (CDU): Aber n1cht das Gegenteil behaupten I -

Wieland !Bü 90/Grüne): Der Kultursenator 
hört aber n1cht zu I] 

aber er hört ohnehin nicht zu, obwohl in seinem Bereich auf 
diesem Gebiet besonders viel Unheil pass1ert 1st; w1r werden 
darauf zurückkommen. 

Herr Staffelt 1st auch n1cht da. 

[Helias (COU): Der 1st in einer ABM 1] 

Herr Staffelt hat den ABM-Beschcift1gten in d1e Hand hinem ver­
sprochen. er wolle sich dafür einsetzen. daß dieser Senat e1ne 
Zwischenfinanzierung le1stet, bis der ABM-Stopp in semer unse­
ligen Form aufgehoben w1rd. 

[Pewestorff (POS): Das hat er best1mmt n1cht gesagt'] 

- Das hat er am Fre1tag in der Kulturbrauerei den Betroffenen 
versprochen. 
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Frau Engler 

(A) Es reicht nicht aus zu sagen, wir wollen alles mit ABM bezah-
len und wir sorgen für Zwischenfinanzierung. Es muß uns allen 
klar sein, daß jetzt - unabhängig von ABM-Stopp - genau diese 
Stellen ohnehin anders finanziert werden müssen, daß dieser 
Senat finanziell Vorsorge treffen mußte. Projekte, die durch die 
AB-Maßnahmen entstanden sind, müssen bestät1gt werden. Es 
muß entschieden werden, welche Projekte erhalten bletben, um 
eine soziale und kulturelle Landschaft im Osten dieser Stadt zu 
sichern. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Das geht nicht mehr mit ABM. AB-Maßnahmen können hier 
höchstens verstärkend wirken, das muß auseinandergehalten 
werden. Ich erwarte von dieser Senatsregierung 1n allen Berei­
chen Konzepte, die uns sagen. welche Stellen zukünftig über­
nommen werden sollen -ob in Form fester Stellen in der Verwal­
tung, ob in Form von Zuwendungen für Projekte oder durch 
Organisierung aus anderen sozialen Quellen, das spielt keine 
Rolle. 

Klar muß setn: Wir brauchen in dieser Stadt Projekte - Kultur­
projekte, Jugendprojekte, Sozialprojekte -, und diese müssen 
dauerhaft finanziert werden und können nicht nur ein Jahr lang 
gesichert sein. Wenn der soziale Frieden in dieser Stadt erhalten 
bleiben soll, benötigen wir Leute. die auf Dauer in diesen Projek­
ten arbeiten, die von der Bevölkerung und den Nutzern der Pro­
jekte angenommen werden und dauerhaft auf ihr Wirkungsfeld 
ausstrahlen. Dies ist mit kurzfnstigen Uberbrückungsmaßnah­
men nicht zu machen. 

Wenn ich mir ansehe, was se1t dem letzten Jahr geschehen ist: 
Vor der Haushaltsdebatte im Herbst 1992 kamen Vertreter von 
ungefähr 500 Jugend- und Kulturprojekten mit ihren Kulturpflänz· 
chen, und dieses Abgeordnetenhaus hat. anstatt Zusicherungen 
über die Weiterarbeit dieser Gruppen zu geben. mit der Polize1 
geantwortet. Wenn wir den Ablauf von Gesprächen des Senats 
mit engagierten Leuten aus den Projekten anschauen, Leuten. 
die selbst überlegt haben, wie d1e soziale Infrastruktur der Stadt 

(B) gehalten werden könnte, wenn wir sehen, daß kein einziges Kul­
turprojekt in Prenzlauer Berg anders als über ABM finanziert 
wird, dann wird deutlich, daß die gesamte Infrastruktur auf 
diesem Gebiet zugrunde gehen wird. Das darf nicht geschehen. 

Im Bezirk Prenzlauer Berg smd 500 Stellen im Jugendbe­
reich durch in diesem Jahr auslaufende ABM bedroht. Wie kön· 
nen wir die bisher geschaffenen klugen und interessanten 
Lösungen anderweitig finanzieren? 

[Frau Pickert (SPO): Druch Regeile1stungen!l 

- Was gehört aber zu den Regelle1stungen? Was wollen w1r 
zukünftig in dteser Stadt haben? - Wir sprechen ständig von 
schlanker Verwaltung, die ich sehr begrüße: Wir müssen uns 
dann aber überlegen, wo all die b1sher in dieser Verwaltung im 
Osten an freien Trägern oder anderen Institutionen geleisteten 
Arbeiten das Leben m dieser Stadt möglich machen. Diese 
soziale Arbeit muß dauerhaft f:nanziert werden. Oder welche 
politischen Entscheidungen trifft dieser Senat, wenn es im 
Jugendbereich darum geht, ProJektschwerpunkte vorzuschla­
gen? Ist das der rechte Weg, immer erst dann w1rksam zu wer· 
den, wenn Jugendliche in Konflikte geraten sind? Ich halte es für 
eine politische Fehlentscheidung, alldie Projekte, dte notwendig 
stnd, um Jugendlichen e1ne normale Lebensweise und sinnvolles 
Freizeitverhalten zu ermöglichen, eingehen zu lassen. Das ist 
eine grundsätzlich falsche We1chenstellung. 

Über die Entscheidung, was gefördert werden soll und in 
welcher Weise, welche Projekte erhalten werden sollen und 
wann eine Zwischenfinanzierung erfolgen soll- darüber besteht 
nach wie vor Unklarheit. Wir haben davon keine Kenntnisse und 
w1ssen auch nicht, wieviel Geld der Senat dafür zur Verfügung 
stellen wird. 

Herr Staffeltt, an dieser Stelle muß ich Ihnen sagen, daß ich 
die Demonstrationen vor den ABM·Leuten in der Kulturbrauerei 
sehr, sehr einseitig fand. Es 1st wesentlich angenehmer und e1n· 
facher, gemeinsam mit den Betroffenen gegen Sonn zu demon­
strieren. Ich hatte den Eindruck, daß dieser ABM-Stopp der 
Senatsregierung ein wenig ins Konzept gepaßt hat. Aber nicht 
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ein einziges Wort fiel über die Verantwortung des Senats und (C) 
wie der Senat künftig weiterzuarbeiten bereit ist. Jeder versucht, 
der Arbeitssenatarm die Verantwortung in die Tasche zu schie-
ben. 

[Frau Pickert (SPD): Die gehört auch zum Senat!] 

Oie Verantwortung gehört aber auch in die Jugend-, Kultur- und 
Sozialverwaltung, auch in der lnnenverwaltung, denn sie ist letzt­
lich für die Stellenbewilligung zuständig. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Verehrte Abgeordnete, vor allem - verehrte Haushälter 1 Wie 
sollen w1r m einer Ze1t wie d1eser verantworten, wegen der 
schlanken Verwaltung und weil wir kein Geld in den Kassen 
haben, wettere 25 000 Stellen bis 1997 zu streichen? Wie wol­
len wir eine Infrastruktur erzeugen, die uns ein normales und 
fnedliches soziales Zusammenleben in dieser Stadt möglich 
macht? Das paßt meiner Meinung nach nicht zusammen. An 
dieser Stelle muß weiter und neu nachgedacht werden, den es 
wtrd in d1eser Stadt sehr wenig Arbeit und sehr viele soziale Auf­
gaben und eme große soziale Verantwortung geben, die m1t 
diesen Sparmaßnahmen in der Verwaltung insgesamt nicht in 
Einklang zu bringen sind. Wir müssen andere Formen finden, um 
soziale Strukturen m dieser Stadt zu erhalten und zu finanzieren. 

Aus diesem Grund haben w1r nachgefragt, wie unsere Senats­
verwaltung im Hinblick auf das Auslaufen der ABM -das 1st jetzt 
sowieso der Fall und hat mit dem ABM-Stopp zunächst nichts zu 
tun -vorgesorgt hat und wie s1e damit umgehen will. W1r hoffen. 
daß wir darauf eine Antwort bekommen werden. 

[Beifall be1 Bü 90/Grüne und bei der POS 
- Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Jetzt hat der Kollege 
Helias das Wort zur Begründung der Großen Anfrage der Koali­
tionsparteien 1 

Helias (CDU): Me1ne sehr verehrten Damen und Herren I B1s 
auf die Ausführungen von Frau Engler und Herrn Dr. Gadow 
habe 1ch keine Lösungsansätze vernommen, wie wir die Arbeits· 
marktsituat1on 1n Beriln in den Griff bekommen könnten. 

[Be1fall der Abg. Frau von Braun (FDP)] 

Auch Herr Or. Staffelt hat allenfalls eme Wahlkampfrede gehal­
ten; einen Ansatz zu aktiver Arbeitsmarktpolitik konnte 1ch Jeden­
falls n1cht entdecken. 

[Vereinzelter Beifal! bei der CDU und der FDP] 

Es kann doch nicht se1n. daß das alleinige Beharren auf ABM der 
einzige akt1ve Arbeitsmarktbeitrag dieser Koal1tion oder dieses 
Hauses ist. Solange wir 1n Berlin nur die Wirtschaft verwalten, 
werden wir auch die Arbeitslosensituation 1n der Stadt nicht 
ändern. Wie Kailege Liepelt richtig sagte, genügt es ntcht, m1t 
den von der Arbeitslosigkeit Bedrohten zu klagen - damit helfen 
wir ihnen kemen Schritt we1ter. Solange wir nur auf das Instru­
ment ABM starren, verstellen wir uns den Blick für eine verant­
wortungsvolle, aktiVe und Wirkungsvolle Arbe1tsmarktpol1tik. 

Wir benötigen - und das ist der Tenor unserer Großen 
Anfrage- beschäftigungswirksame Programme, d1e über 12 
bis 24 Monate hinausgehen, die Arbeitssuchenden eine langfn­
stige Perspektive geben. die den Aufbau gesunder Wirtschafts­
strukturen fördern und nicht zu Wettbewerbsverzerrung führen. 
ABM ist ke1n Allhellmittel und keine Vielzweckwaffe, m1t der w1r 
die unterschiedlichen Erscheinungsformen der Arbeitsiostgkeit 
bekämpfen können. Vor dem Mauerfall war es ein Mittel, das w1r 
zeitlich begrenzt eingesetzt haben, um zusätzlich anfallende 
Arbeit zu erledigen. Nach dem Mauerfall 1st es lediglich als Zwi­
schenlösung anzusehen, um soz1ale Härten abzufedern und den 
Ubergang sozial verträglich zu gestalten. 

Die Funktton der Brücke wurde h1er d1skut1ert. doch s1e muß 
auch in den ersten Arbeitsmarkt hine1nführen. Wir mUssen uns 
die Situation im Osten ansehen. Es ist unredlich, die Treuhand· 
anstalt für den Zusammenbruch der Betriebe im Ostteil der 
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Helias 

(A) Stadt verantwortlich zu machen. Oie Gründe dafür sind nichT 
konkurrenzfähige Produkte, überteuerte Produktionsmethoden 
und weggebrochene traditionelle Arbeitsmärkte. Das ist die Tat· 
sache. Eine aktive Arbeitsmarktpolitik muß sich daran messen 
lassen, ob sie in der Lage ist, einen neuen ersten Arbeitsmarkt 
aufzubauen, auf den die Brücke hinführen kann. Insofern genügt 
es nicht, weiter nach Sonn und Nürnberg zu schauen, solange 
wir nicht die eigenen Möglichkeiten kraftvoll nutzen. 

(B) 

[Beifall be1 der COU] 

Und dann müssen wir uns noch vorhalten lassen, wie wir mit 
den vorhandenen Mitteln umgegangen sind I Es kann doch nicht 
sein, daß wir- wie im vorigen Jahr- 50 Millivnen DM nach Bran, 
denburg geben, die wir hier für eine aktive Arbeitsmarktpolitik 
bitter benötigen. 

[Be1fall be1 der CDU und der FDPI 

Und mrt der OGB-Vorsitzenden Bretz kann ich mich ergentlieh 
nur wundern, daß man jetzt bei dem Bewilligungsstopp so aufge­
regt reagiert; das hat man doch vorher gewußt 1 Und Geld, das 
man einmal ausgegeben hat, das kann man eben nicht zweimal 
ausgeben. Das sind die Binsenweisheiten der sozialen Markt­
wirtschaft. 

[Zuruf der Frau Abg. Holzhüter (SPO)] 

Was wir machen müssen. ist, Dauerarbeitsplätze zu schaffen 
und langfristziele anzusteuern. 

[Sen Dr. Meisner: Jetzt kommen die Vorschläge'] 

Der Regierungsumzug und Olympia sind dienlich, um Verbesse­
rungen der regionalen Wirtschaftsstrukturen schneller durchzu­
führen und den Ausbau der fehlenden Infrastruktur voranzutrei· 
ben. 

[Betfall bei der CDU und der FDP] 

Ich sehe noch keine Strukturprogramme im OPNV; wo bleiben 
die Pläne zur Vorbereitung und zum Ausbau des S-Bahn-Baus? 

[ Hoffmann (FDP): Das frage ich auch!] 

Gewerbeflächenerschließung, Sanierung von Altlasten, Einnch­
tung von Recycling-Parks, Wohnumfeldverbesserung und auch 
soziale Projekte gegen Ausländerfeindlichkert, Anti-Gewalt-Pro­
jekte-all das können wir miteinander kombinieren. Man muß nur 
fragen: Wer soll das bezahlen? 

Da ist es doch relativ einfach, wenn wir sinnvolle und langfri­
stige Maßnahmen der Stadtgestaltung als Maßnahmepakete 
schnüren, die Finanzierung zu bündeln und aufeinander abzu­
stimmen, 

[Fechner (SPO): Das war es schon?-
Frau Pickert (SPO): Das war das Konzept?] 

daß wir eine Grundfinanzierung haben und Ergänzungmittel neh­
men können, etwa Sondermittel aus der Gemeinschaftsaufgabe 
Ost, EG-Mittel, 

[Pewestorff (POS): Wie brtte?] 

BundesmitteL Mittel aus dem Arbeitsförderungsvorhaben - Kol­
lege Gadow hat doch darauf hingewiesen, daß diese Mittel zur 
Verfügung stehen und daß wrr sie in e1ner sinnvollen Abstrm­
mung mrte1nander bündeln können. 

[Beifall bei der FOP] 

Es gibt Landesmittel, es gibt Mittel nach dem Bundessozralhllfe­
gesetz. Es reicht einfach nicht aus, immer zu sagen: Wir wollen 
nur ABM weitermachen, sondern wir müssen sehen, daß w1r 
Langzertziele ansteuern und daß wir diese auch mit vorhandenen 
Mitteln vernünftig finanzieren können. 

[Frau Holzhüter (SPO): Sind wir hrer in einem anderen Land?] 

Ich nenne Ihnen ein Beispiel, bei dem es einen Ansatzpunkt 
gibt: das ist der Auf· und Ausbau der kommunalen Gewerbe­
höfe zu Existenzgründerzentren. Unter Einbeziehung eines 
treuhänderischen Sanierungsträgers sind 1m Rahmen von 
Arbeitsbeschaffungs- und Qualifizierungsmaßnahmen die In­
standsetzung alter Bausubstanz und der Neubau kostengünstr-
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ger Zentren mittlerer Größe möglich. Und zwar in allen elf Ost- (C) 
Bezirken und in West-Staaken. 90 % der Mittel können wir zur 
Förderung aus den GA-Mitteln nehmen; wir brauchen also nur 
noch 10% Komplementärfinanzierung aus Landesmitteln. Und 
auch die können wir sparen, wenn wir dte Gewerbesiedlungsge­
sellschaft als Träger einsetzen, die mit Sicherheit keine Schwie­
rigkeit hat, die restlichen 10 % auf dem freien Kapitalmarkt aufzu­
bringen. 

( Hoffmann (FDP): Und warum machen wir das nicht?] 

- Sehr geehrter Herr Kollege Hoffmann, wenn Sie gestern im 
Ausschuß für Arbeit gewesen wären, dann hätten Sie gehört, 
daß das auf dem besten Wege ist. Denn was wir brauchen, sind 
die Grundstücke, die das Land Berlin zur Verfügung stellen muß 
- die mernetwegen bei den Alliierten vorhanden sind -, nicht 
betriebsnotwendige Flächen, die von der Treuhand zur Verfü­
gung gestellt werden können; d1e Mittel jedenfalls, um diese 
Zentren aufzubauen, sind vorhanden. 

Was wrr brauchen, ist n1cht nur Beschäftigung, sondern w1r 
brauchen Arbeit für die Menschen in der Stadt, und wir müssen 
lernen, unser Schicksal selber in die Hand zu nehmen, 

[Beifall bei der COU und der FDP-
Frau Pickert (SPD): Ah ja, Märchenstunde I] 

und kraftvoll die bererts vorhandenen Mittel nutzen. Und dazu 
sind wir alle m Senat und Parlament aufgerufen. 

[Beifall bei der CDU - Kammholz (FDP): Der Koalitionspartner 
war Ja nicht sehr begerstert I] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Zur Beantwortung der 
beiden Großen Anfragen hat nunmehr Frau Bergmann das Wort 1 

Frau Dr. Bergmann, Bürgermeisterin und Senatorin für 
Arbeit und Frauen: Frau Präsidentin I Meine Damen und Herren I 
Herr Abgeordneter Helias. viele in dieser Stadt können letder rhr 
Schicksal nicht so, w1e Ste es gerne hätten, m d1e eigene Hand 
nehmen, sondern s1e sind darauf angew1esen. daß wir etwas 
dafür tun, daß es mrt ihnen - auch in bezug auf ABM - werter­
geht1 

[Zuruf des Abg. Kammholz (FDP)] 

Arbeitsmarktpolitik ist ja nicht zum ersten Mal unser Thema. 
aber 1ch stelle fest, daß sich d1e Drskussion heute doch em Stück 
von dem unterscheidet, was wrr bislang hrerzu an müden Veran­
staltungen hatten. Sehr gut besetzt ist das Plenum zwar auch 
heute nicht, aber bisher hatten wir rmmer nur die lns1der hier. weil 
alle rmmer davon ausgingen: Ber allen Schwterigkeiten, die wir 
nun schon die ganze Zeit. 1n der 1ch h1er Arbeitsmarktpolitik 1n 
dieser Stadt betre1be. ständig hatten. w1rd der Senat das schon 
irgendwie hir.bekommen. Aber rch glaube. das, was wir jetzt 
haben, ist schon ein arbeitsmarktpolitischer Notstand und mit 
unserem Dauerkrisenmanagement nicht mehr zu bewältigen 

[Be1fall be1 der SPD. der POS und be1 Bü 90/Grür.e] 

Der von der Bundesanstalt für Arbeit verhängte Bewilligungs­
stopp für ABM - 1ch will hier durchaus nicht nur Uber ABM 
reden, trotzdem muß rch das sagen- 1st politisch und sozial völ­
lig unverantwortlich. Er paßt nicht ins Konzept, Frau Engler, und 
1ch weise diese Bemerkung, daß uns das in Konzept passe. als 
ausgesprochen zynisch zurück 1 Und rch wundere mich auch. 
daß sie ausgerechnet von Ihnen kommt. 

[Beifall bei der SPD] 

Wir wissen alle, daß eine Entspannung auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt rn we1ter Ferne lregt. D1e Folge des Stopps v,;rrd ern 
fast vollstandrger Abbau der ABM im laufenden Jahr sein; damit 
ist ein drastischer Anstreg der Arbeitslosrgkeit programmiert, 
und das können wir alle zusammen ja wohl nrcht wollen. Wir pre­
digen immer wieder. daß wir Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzie­
ren müssen, wir fordern immer wieder die Ruckkehr zu einer ver­
nünfttgen. aktiven Arbettsmarktpolttik, und wir fordern, daß mit 
der Sparpolitik auf Kosten der sozial Benachteiligten aufgehört 
wird. 
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Frau Bm Dr. Bergmann 

(A) Lassen Sie mich hier auch hinzufügen: Untersuchungen 
haben uns gezeigt, daß die Finanzierung von ABM zu etwa 80 % 
kostenneutral ist; von den Folgekosten der Arbeitslosigkeit rede 
ich hierbei überhaupt nicht. Aber mit all dem stoßen wir immer 
wieder auf taube Ohren. Ich werde am Ende etwas dazu sagen; 
auch zu dem, was wir hier vorschlagen. 

Ich glaube, daß sich eben doch nicht alle in der Bundesregie­
rung darüber im klaren sind - auch der Bundesarbeitsminister 
nicht-, welch fatale Folgen dieser Stopp auf dem Arbeitsmarkt 
haben wird; es ist deshalb Wirklich an der Zeit, daß sich alle 
gemeinsam auf die Seite der Bertroffenen stellen und zusammen 
mit ihnen gegen diese verfe~lte Arbeitsmarktpolitik protestie­
ren. Wir haben das auf den Berliner Aktionstagen in der letzte 
Woche getan; Politiker, Vertreter der Gewerkschaften, der Ver­
bände, zusammen mit Tausenden Betroffenen. Hier ging es nicht 
nur darum, Empörung zu formulieren; es g1ng auch darum, ein­
mal deutlich zu zeigen, daß m1t ABM im Ostte1l der Stadt e1ne 
soziale Infrastruktur aufgebaut worden ist; es ging darum. zu zei­
gen, daß wertvolle Arbeit dam1t zunichte gemacht w1rd, daß das 
n1cht nur unsozial ist, sondern auch eine Verschwendung von 
bisher eingesetzten Mitteln. Denn das. was wir in den letzten 
zwei Jahren hier geschaffen haben. wird dann m1t e1nem Schlag 
zerstört, und wir haben ja durchaus Vorstellungen, wie es damit 
weitergehen soll. Dazu komme ich dann noch. 

Ich hoffe, daß wir mit den Aktionstagen auch den letzten Hin­
terbänklern in Bann klargemacht haben, weiche Folgen der 
ABM-Stopp hat. Und es 1st ja n1cht nur ein Berliner Problem; es 
1st ja ein Problem aller neuen Bundesländer - und auch der 
alten! Das w1ll ich auch einmaideutlich sagen. Auch 1n West-Ber­
lin sind sehr viele davon betroffen. 

[Berfall ber der SPD I 

Deshalb lautete das Motto unserer Busrundfahrt auch: "Denn s1e 
sollen wissen, was Sie tun". Wir können den sozialen Frieden 
n1cht immer nur wortreich beschwören, sondern wir als Politiker 

(B) müssen auch die notwendigen Weichen stellen. 

Ein Wort zu Ihnen, Frau Freund!: Sie haben über d1e Klugheit 
der Bürger gesprochen. Ich habe vor d1eser Klugheit keine 
Angst: im Gegenteil. Die Bürger waren 1989 so klug, zu begret­
fen, wann s1e mit dem Staat DDR Schluß machen können und 
wann sie auch mit Ihrer Vorgängerpartel Schluß machen können. 

[Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP-
Widerspruch von der POS] 

Und ich verbitte mir Vergleiche der Berliner Akt1onstage mit Ver­
anstaltungen in der DDR; ich verbitte mir das nicht, weil 1ch das 
nicht aushalte - ich kann hier meinen Wert durchaus emschät­
zen -,aber ich halte es schlichtweg für eine Bele1digung der vie­
len Menschen, die dorthtn gekommen sind. 

[Beifall bei der SPD - Pewestorff (POS): Wie mit den Leuten 
umgegangen worden ist. das ist eine Beleidigung'] 

Bevor ich auf die konkreten Folgen des ABM-Bewilligungs­
stopps e1ngehe, möchte ich Ihnen zunächst sagen - da komme 
ich dann zu der ersten Großen Anfrage -, was die Berliner 
Arbeitsmarktpolitik bisher erre1chen konnte und welche Schwer­
punkte ste legte. -Wir haben mit unserem arbeitsmarktpoliti­
schen Rahmenprogramm ein arbeitsmarktpolitisches Instru­
mentarium entwickelt, mit dem wir auf den Strukturumbruch em­
gegangen sind und auf den raschen Anst1eg der Arbeitslos1gkett 
auch reagieren konnten. Wir haben mit der ersten Fortschret· 
bung auch auf den raschen Anst1eg der Arbeitslosigkeit 1m 
Westteil der Stadt reagiert und ein gemeinsames ARP geschaf­
fen. Dabei haben wir tn zweierlei Hinsicht Instrumentarien ent­
wickelt, zum einen solche, dte den Übergang zum ersten 
Arbeitsmarkt erleichtern, also Ex1stenzgründungsbeihilfen, 
Kapitalbeteiligungsgesellschaft. Lohnkostenzuschüsse - Instru­
mente, die greifen, die in Anspruch genommen werden und die 
genau das tun, was Sie immer einfordern, allerdings nicht für 
30 000 in dieser Stadt; auch das muß deutlich gesagt werden. 
Wir haben auch das andere getan, nämlich z. B. mit dem Instru­
ment Sozialbetrieb eine längeririst1ge Förderung für Ztelgrup­
pen des Arbeitsmarkts. Wir haben also über ABM ein ganzes 
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Stück hinausgedacht Wir kommen dann auch mit Ihrer aller (C) 
Zustimmung dazu, daß wir die ersten Sozialbetriebe demnächst 
auf den Weg setzen. 

Die Diskussion der letzten Tage, die sich auch auf die Alterna­
tive ABM contra feste Arbeitsplätze zuspitzte, hat aus meiner 
S1cht etne gewaltige Schieflage. Wir wollen feste Arbeitsplätze, 
so viele w1e möglich und so schnell wie möglich. Und w1r tun 
auch als Arbeitsmarktpolitikerinnen und -politiker das beste. um 
dieses zu erreichen. zum Teil auch mit gutem Eriolg. Aber w1r 
können doch nicht die Augen davor verschließen, daß es uns für 
viele Menschen eben nicht gelingt, sie auf dem ersten Arbeits­
markt unterzubringen, nicht 1993 und auch n1cht 1994; und das, 
obwohl unendlich viel Arbeit vorhanden ist und auf der anderen 
Seite viele Menschen mit vielen Eriahrungen. dte diese Arbeit lei­
sten können. 

[Frau Holzhüter (SPD): Genau 1] 

Wir müssen uns dazu auch bekennen und nicht jeden Tag w1eder 
von vorn die alte Diskussion beginnen. 

[Beifall bei der SPD - Vereinzelter Beifall be1 BU 90/Grüne] 

Nun muß 1ch S1e m1t e1n1gen Zahlen strapazieren. ich muß 
Irgendwie zur Beantwortung der be1den Großen Anfragen kom­
men. Da 1st auch nach Fakten gefragt. 

Zur 1. Frage: Wir haben se1t Ende Apnl1991 1m Ostteil 2 063 
ABM-Projekte auf den Weg gebracht. Hier haben 18 421 Frauen 
und Manner etne Arbe1t gefunden. Im Westteil der Stadt smd 
1 800 Menschen 1r 80 Projekten. Dazu kommen Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen in Landesregie; das waren im Jahresdurch­
schnitt 13 000. davon etwa 1 800 Plätze 1m Osttetl_ Das ist eine 
Gesamtdurchschnittszahl von 33 000 ABM-Beschäft1gten. H1er 
g1bt es etne Vtelzahl von Handlungsfeldern. die Ihnen bekannt 
stnd. Ich will s1e Ihnen jetzt nicht alle vorbeten. Das kann notfalls 
auch zu Protokoll gegeben werden, und S1e bekommen dann die 
etnzelnen Daten noch einmal 

Wir haben alle1n 4 500 Beschäftigte in den 22 Arbe1tsförde- (0) 
rungsgesellschaften angesiedelt. W1r haben darüber hinaus 
Ergänzungsleistungen be1 der Einstellung von arbe1tslos gemel­
deten Personen wte Emarbe1tungszuschüsse, Etngliederungs-
beth tlfen, Lohnkostenzuschüsse, Praktikertransfermaßnahmen. 
Dadurch konnten auf dem ersten Arbeitsmarkt 1nsgesamt 1 812 
Personen gefördert werden. · 

Damit habe ich die ersten be1den Fragen beantwortet und 
komme zur dntten. Wir haben tn Zusammenarbeit mit den zustän­
dtgen Senatsverwaltungen sechs Sofortprogramme entwickelt. 
Bei der Umsetzung stnd b1s Ende 1992 19 615 Personen in 
ABM beschäfttgt worden. D1e emzelnen Programme gebe 1ch zu 
Protokoll. Ich denk~, es langweilt Sie, wenn tch alle mtt den 
jeweiligen e1nzelnen Maßnahmen aufzähle. 

Gefragt war auch nach dem Instrument Vergabe-ABM. Dar­
Uber haben wir schon mehrfach d1skut1ert. So schön das Instru­
ment von der Philosophte her ist, es gibt bet der Umsetzung so 
v1ele Krücken-trotz aller Werbung und aller H1lfen, dte wtr Uber 
d1e Servicegesellschaften leisten-, daß dieses so nicht lauft. wte 
wtr uns das wünschen. 

[ Hoffmann (FOP). Warum';:] 

- Ich kann Ihnen jetzt emen halbstündigen Vortrag halten, w1e 
das z. B. m1t der Zuwe1sung der dann Ausgesuchten von den 
Arbeitsämtern an d1e Jewetligen Beschäftigungsträger 1st. m1t der 
funf-, zehnfachen Zurückweisung usw. Wenn uns hier nicht etne 
Vereinfachung der Finanzierung und der Organisation gel1ngt. 
stehe ich d1esem Instrument eher skeptiSch gegenUber, soviel 
Herzblut 1ch am Anfang auch hineingesetzt habe. Ich will aller­
dings darauf hinweisen. daß wir unsere Mittel von 6 Millio­
nen DM dafür auch ausgegeben haben - überw1egend im 
Bere1ch der ARWOGE. wc wir es selber adm1n1striert knegen 
können. 

Ihre 5. Frage hat s1ch m1t der 10. AFG-Novelle beschaft1gt. Ste 
w1ssen, daß w1r als Land Berlin dieser Nove!le n1cht zugest1mmt 
haben. Ich hatte mehriach auf d1e Konsequenzen und Folgen hin­
gewiesen. V1elle1cht em paar St1chworte: W1r haben dadurch die 
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(A) 80prozentige ABM bekommen. Wir haben beträchtliche Redu· 
zierungen bei der beruflichen Weiterbildung um etwa 25 % in 
Berlin und Brandenburg. Wir haben die Einteilung von Bildungs­
maßnahmen in notwendige und zweckmäßige, die zweckmäßi­
gen werden nur noch zu 70 % finanziert usw., also beträchtliche 
quantitative und qualitative Einschnitte. 

(B) 

Vielleicht noch ein Wort zu Ihnen. Herr Gadow! Sie haben das 
Handwerk vorhin angesprochen. Wir wissen, daß wir im Hand­
werk freie Arbeitsplätze haben. Wir sind im Moment dabei, m1t 
der Handwerkskammer und dem Wirtschaftssenator in den 
nächsten Wochen ein spezielles Umschulungsprogramm hinzu­
kriegen; wir können einige hundert langfristige Umschulungen 
finanzieren. Wir werden sie finanziell so ausstatten, daß sie min­
destens so wie ABM gestellt sind, damit das attraktiv 1st und 
angenommen w1rd, denn die Umschulungen laufen über zwei bis 
drei Jahre; mit Betriebspraktika, damit wir die Leute schon an 
den Stellen haben, wo sie unter Umständen nachher auch blei­
ben werden. 

Bei der 10. AFG-Novelle haben w1r dann den berühmten 
§ 249 h bekommen, damit schien der Silberstreif am Horizont da 
zu sein. Es 1st eine von uns schon immer erhobene Forderung 
aufgegriffen worden. nämlich Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu 
finanzieren. Dieser Paragraph hat allerdings dre1 ganz erhebliche 
Schönheitsfehler: Erstens gilt er nur für den Osten des Landes. 
Zwe1tens kostet er uns viel Geld. Es handelt s1ch in ke1ner We1se 
um Zwangsarbeit. Der Bund g1bt zwar nur 15120 DM pro Stelle 
als Lohnkostenzuschuß, aber wir sind als Land angehalten, dazu­
zufinanzieren. Wir haben uns eine FinanZierung bis zu 20 000 
DM pro Stelle vorgenommen. Daneben muß F1nanz1erung aus 
den Ressorts kommen, wo es noch notwend1g ist. Es ist also ein 
für uns sehr teures Instrument. Es kann das. was an ABM weg­
bricht - und das ist fast alles - in keiner Weise ersetzen. Das 
muß uns bei den Diskussionen klar se1n. d1e 1mmer eine beträcht­
liche Schieflage haben. ln der Anwendung 1st dieser Paragraph 
erheblich eingeschränkt: Wir haben den Umweltbereich, kriegen 
noch ein bißchen Chemie in die Umwelt mit rein; wir haben 
soziale Dienste und Jugendhilfe. Wir können nichts 1m Bere1ch 
von Kultur und Wissenschaft z. B. machen. 

Zu Frage 6: Ich habe es vorhin schon angedeutet, die Förde­
rung von Existenzgründungen n1mmt einen wichtigen Platz 1n 
der Berliner Arbeitsmarktpolitik ein. Ich habe auch schon gesagt, 
daß wir h1er schon erheblich Arbeitsplätze mitfinanztert haben. 
Wir b1eten viele Starthilfen: Rückbürgschaften, Meistergrün­
dungsprämien, Existenzgründungsprämien usw. Ich will das hier 
nicht 1m einzelnen aufzählen, weil Sie das dann im Protokoll 
nachlesen können. Wir fördern da übrigens nicht nur das, was 
wir aus den ABS heraus an Ausgründungen habe~, sondern 
auch Management-buy-out und Management-buy-m. 

Ich komme zur Frage 8. Es ist natürlich e1ne Binsenweisheit, 
daß nur diejenigen Existenzen gründen kö~nen. die über emen 
passenden Gewerberaum verfügen. Herr Helias hat das ange­
sprochen in seiner Begründung. Es ist also dnngend notwendig, 
daß ausreichend finanzierbare Gewerbeflächen bereitgestellt 
werden. Hier gibt es seit langem Verhandlungen zw1schen uns 
und der Senatsverwaltung für Wirtschaft und Technologie, um 
speziell Gewerbeflächen für Ausgründungen aus Arbeitsförde­
rungs-, Beschäftigungs- und Strukturentwicklungsgesellschaf­
ten sowie Beschäftigungsgesellschaften zur Verfügung zu 
stellen; aber natürlich nicht nur dort. Ich freue mrch. daß wir dann 
übereinstimmen, daß dies endlich in die Gange kommen muß. 
Sie wissen, daß wir weitere Partner an den Tisch bekommen 
müssen. tch denke an den Finanzsenator - entsprechende Ver­
handlungen laufen seit Monaten - und an die Treuhandanstalt, 
wenn es darum geht, Flächen zu kaufen 

Ich verwe1se bei der Frage der ExistenzgrUndung auch auf d1e 
letzte Mitteilung - zur Kenntnisnahme - von Ende Januar. S1e 
können dort alles weitere nachlesen. Ein1ge Zahlen dazu gebe 
1ch noch zu Protokoll. 
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Das Land Berlin hat 1992 rund 350 Existenzgründun­
gen mit Rückbürgschaften unterstützt. Diese verteilen 
sich wie folgt - und hiermit komme ich zu der Beantwor­
tung Ihrer siebten Frage: 

130 Handwerksbetriebe, 

20 Industriebetriebe, 

75 Dienstleistungsbetriebe und 

125 andere Ex1stenzgründungen. 

Meistergründungsprämien wurden in 248 Fällen in 
Anspruch genommen. 532 Existenzgründungsprämien 
wurden gewährt, die sich aufgliedern in: 

22 Betriebe des verarbeitenden Gewerbes, 

31 Handwerksbetriebe, 

86 im Handel und Verkehr und 

393 1m Dienstleistungsbereich. 

Zur letzten Frage der Großen Anfrage der Fraktionen der SPO 
und der COU: Es ist gut und richtig, daß S1e uns auf die Proble­
matik der Verzahnung von Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik immer wieder aufmerksam machen. Ich versiche­
re Ihnen aber- und das wissen S1e auch-. daß die Verzahnung 
passiert. Diese Verknüpfung steht be1 all dem, was w1r tun, auf 
der Tagesordnung, insbesondere dort, wo wir im Wirtschaftsna­
hen Bererch auch ABM angesiedelt haben. W1r haben in diesem 
Bereich einiges aufzuweisen; die Oualifiz1eri.mg für den Investor 
am Standort, die Vorbereitung der Flächen und was sonst noch 
alles dazugehört. Ich kann mir durchaus noch mehr vorstellen. 
und ich denke, daß wir auch noch aktiver werden können. Wir 
Arbeitsmarktpolitiker können dies aber allein nicht vorantreiben, 
aber wir sind allemal bereit, das unsere dazu zu tun. 

Damit habe ich die erste Große Anfrage beantwortet, und ich 
gehe nun zu dem Komplex ABM·Bewilligungsstopp über. Las­
sen Sie m1ch noch einige Worte voransetzen. Ich bitte Sie zuzu­
hören, da hier e1nige Vorwürfe geaußert worden sind. Ich halte 
eine Menge Kritik aus, aber sre muß wenigstens stimmen. Unsrnn 
wrrd nicht besser,auch wenn er von mir ansonsten sehr naheste­
henden Personen kommt. 

Entgegen aller spitzfindigen Kommentare. die in den letzten 
Tagen durch die Presse gegangen sind, sage ich: Oreser Bewilli­
gungsstopp war nicht vorhersehbar oder gar unausweichlich. 
Wir haben in allen in den vergangenen Wochen auf Bundes- und 
Landesebene geführten Gesprächen erklart, daß der Übergang 
von ABM z. B. in die Finanzierung durch § 249 h AFG gesichert 
werden muß, und wir haben tn allunseren Runden der Arbeitsmt­
nister gemeinsam erklärt. daß die ABM-Kontingente auf dem 
Niveau von 1992 gehalten werden müssen. 

[Zurufe] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: L1ebe Kolleginnen und 
Kollegen 1 Es trrfft zu: wir haben eine erhebliche Unruhe 1m Saal, 
die angesichts des zu behandelnden Themas überhaupt nicht 
angemessen 1st. Ich kann m1r auch vorstellen, daß der eine oder 
andere Betroffene der Fernsehdebatte folgt. Wir sollten ein biß­
chen mehr Aufmerksamkeit und Zuwendung praktizieren. -
Schönen Dank I 

(Beifall] 

Frau Dr. Bergmann, Bürgermeistenn und Senatorrn für 
Arbeit und Frauen: Danke schön, Frau Präsidentin! Es 1st bei 
diesem wichtigen Thema m der Regel so, daß sich dafUr nur 
wen1ge rnteressreren. 

[Pewestorff (POS): Mehrere tausend Menschen 
sind davon betroffen 1] 

3747 

(C) 

(D) 



(A) 

(B) 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Frau Bm Dr. Bergmann 

-Dies ist mir wohlbekannt, Herr Pewestorff! Von diesen habe ich 
auch nicht gesprochen I - Wir waren bei der Vorhersehbarkeit 
des Bewilligungsstopps. Ich habe Ihnen erkiärt, daß dies 
durchaus nicht so gewesen ist. Sie wissen - das ist auch in ein1· 
genBeiträgenzum Ausdruck gekommen-, daß der Haushalt vor 
wen1gen Wochen gegen unseren erklärten Protest m Kraft 
gesetzt worden ist. Mir und meiner Kollegin Regine Hildebrandt 
ist in der Bundesratssitzung 1m Dezember vom Bundesarbeitsm1· 
nister erklärt worden, wir sollten endlich aufhören rumzumosern; 
mit diesem Haushalt seien 350 000 ABM finanziert, und den 
Rest könnten wir über § 249 h AFG machen. Da frage ich mich 
wirklich: Worauf soll ich mich denn verlassen können? 

[Pewestorff (POS): Auf den Taschenrechner I] 

- Ja, Herr Pewestorff, das nächste Mal borgen Sie mir Ihren 
Taschenrechner, und ich werde dann die 100 000-Mann-Be­
hörde der Bundesanstalt für Arbeit m jeder emzelnen Zahl über· 
prüfen I 

Ich ennnere auch daran, daß d1eser Bewilligungsstopp nicht 
nur Berlin betrifft. Wir haben vor zwei Tagen in Magdeburg auf 
der schnell einberufenen Arbe1tsmm1sterkonferenz der neuen 
Länder darüber gesprochen. Falls Sie mir das nicht zugestehen 
- die Empörung der Arbeitsminister der anderen neuen Länder 
war vielleicht fast noch größer, da sie 1m Gegensatz zu uns 
dieser 1 0. Novelle zugestimmt haben im Hinblick darauf, daß die 
Finanzierung von ABM-Stellen 1n d1esem Umfang garantiert se1. 
Jetzt haben wir erfahren, weshalb im Grunde genommen nur 
200 000 Maßnahmen im Jahresdurchschnitt finanziert sind. Das 
war wahrlich nicht vorhersehbar. 

Zu § 249 h AFG kann ich nur sagen, daß wir 5 000 Stellen 
bereits als Anträge für uns vorbereitet haben. Wir haben weitere 
5 000 Stellen m1t dem Präsidenten des Landesarbeitsamtes ver· 
e1nbart. Ich muß dazu aber auch deutlich sagen: 5 000 Stellen 
nach§ 249 h AFG kosten das Land Berlin 100 Millionen DM. Ich 
sage das, damit wir uns darüber im klaren s1nd und mcht 1mmer 
d1e Diskussion über folgendes führen: Wir brauchen keine ABM, 
wir haben jetzt§ 249 h AFG. - Dam1t kann das nicht aufgefan­
gen werden, unabhängig von den anderen Punkten. 

Mit meinen drastischen Reaktionen in den letzten Tagen w1ll 
1ch keine Katastrophenstimmung verbrerten, aber 1ch glaube, es 
hat keinen Sinn, in dieser Zeit d1e Probleme unter den Teppich zu 
kehren. Vielmehr wird von uns mehr denn je erwartet, daß wrr uns 
um die eigentlichen Probleme n1cht herumdrücken, sondern uns 
auf die Seite der betroffenen Menschen stellen. D1esen ABM­
Stopp herunterzuspielen he1ßt, eme we1tere Viertelmillion Men­
schen im nächsten Halbjahr in die Arb81tslosigke1t zu schicken. 
Das können wir alle miteinander n1cht wollen. 

Ich komme jetzt zur Beantwortung der Großen Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Grüne und b1tte um Verständnis dafür, daß 
ich die Abfolge der Fragen nicht einhalten kann, sondern nach 
Schwerpunkten geordnet antworten werde. 

Ich sagte schon, daß wir m1t Stand 31 Dezember 1992 1n Ber­
lin (Ost) etwa 30 000 ABM-Beschäftigte hatten, 1m Westted 
rund 6 200. Wir wissen aus den Daten unserer Servicegesell­
schaften - das Landesarbeitsamt kann uns im Moment ke1ne 
Beschäftigungskurve liefern: das wird erst m einigen Wochen 
passieren -, daß das Auslaufen erfolgt. W1r wissen aber auch, 
daß allein 1m Bere1ch der über die Servicegesellschaften geför­
derten Maßnahmen b1s Anfang Ma1 3 500 Maßnahmen ver­
schwinden werden. Be1 den Maßnahmen 1n Landesregle smd es 
4 000 in den nächsten Monaten. 8e1 den Arbe1tsförderungs- und 
Beschäftigungsgesellschaften smd es 3 000 von 4 500 Maß­
nahmen. 

Auf Ihre Frage nach einer realen Schätzung verbleibender 
ABM kann ich nur hart kalkulieren Ab FrühJahr 1994 wäre unter 
den gegenwärtigen Bedmgungen d1e m1t ABM finanz1erte Pro­
Jektelandschaft in dieser Stadt verschwunden. 

[Frau Pickert (SPD): Keme Strukturen mehr'] 

Nun müssen wir fragen, was können w1r als Senat tun- diese 
Frage ist durchaus berechtigt, und die stellen w1r uns mcht erst 
heute, sondern bereits das ganze letzte Jahr-. um die Entwick-
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lung aufzuhalten; bzw. was haben wir in den letzten Monaten (C) 
schon getan. Wir können natürlich die entstehenden Lücken 
nicht unmittelbar durch den Landeshaushalt bzw. durch Maßnah-
men des ARP schließen. Was wir können, tun wir auch. Ich sagte 
bereits, für 5 000 Maßnahmen nach § 249 h AFG liegen die 
Anträge vor. Mehr ist in den anderen Ländern bisher auch nicht 
passiert. All denjenigen, die sagen, woanders liefe das schon so 
schön, muß ich antworten: Das stimmt nicht. Mehr als Anträge 
sind im Moment nicht da. 

Wir werden im Bereich Soziales und Jugendhilfe über§ 249 h 
AFG soviel Projekte wie möglich fördern. Wir können es nicht -
das habe ich bereits gesagt- 1m Bereich der Kultur und Wissen­
schaft. Da brauchen wir andere Fördermöglichkeiten und nach 
wie vor das Instrument von ABM, es sei denn, es werden in der 
Zwischenzeit andere Instrumente entwickelt. 

Wir brauchen Konsens darüber, was aus Landesmitteln finan­
zierbar ist. Obwohl 1ch davon ausgehe, daß der Landeshaushalt 
bekannt ist, weise ich auf folgendes hin: Wir wissen, daß wir flir 
1994 emen Nullhaushalt planen müssen. Das, was Wir an 
Landesfinanzierung erreichen wollen, kann nur durch Umvertei­
lung von Stellen oder Mitteln erzielt werden. Das ist eine Auf­
gabe, die uns allen obliegt. Wir können natürl1ch über die Finan­
Zierung mit § 249 h AFG in den nächsten dre1 oder vier Jahren 
be1 den freien Trägern die Voraussetzungen dafür schaffen, daß 
Stellen am Ende dort münden. 

Wir haben das ja in ein1gen Bereichen schon getan. Wrr haben 
auch in meinem Bereich schon feste Stellen für 1993 und 1994 
geschaffen und im Rahmen des ARP Anschlußfinanzierungen 
hmbekommen, so daß w1r be1 den dnngend notwendigen Projek­
ten mindestens zwei Stellen erst einmal über Lohnkostenzu­
schüsse oder feste Stellen fest finanziert haben und damit we1· 
tersehen. W1r haben zudem 1m Bere1ch der Jugendarbeit dies 
getan. auch über die Mittel, die uns das Programm "Jugend m1t 
Zukunft" bere1tgestellt hat. 

An dieser Stelle noch em Wort über das Europajahr für (D) 
Jugendliche; Herr Liepelt, S1e hatten mich deswegen kritisiert 
Wir haben d1ese Woche dazu eine Pressekonferenz. D1eses 
Europajahr für Jugendliche muß organisiert werden. Wir s1nd m1t 
den Unternehmensverbänden in der Organ1sat1on. Wir brauchen 
d1e Stellen in den jeweiligen anderen europäischen Ländern. Wir 
werden am Fre1tag dieser Woche etwas dazu sagen und m1t 
Sicherheit demnächst mit unserer Vorlage, die Sie wirklich ausfi­
nanziert haben wol!en, 1n den Senat kommen. 

[Liepelt (COU): ln umgekehrter Reihenfolge wär's schbner: 
erst das Parlament und dann die Pressekonferenz'] 

- Darüber stre1te ich m1ch jetzt nicht. Das kostet zu viel Zeit. 

Wir haben auch 1m Bereich des ökologischen Sanierungs­
programms etwa 1 000 Stellen, be1 denen zum Teil e1ne 
Anschlußfinanzierung Uber Zuwendungen aus Bundesmitteln 
möglich ist. So ist auch h1er 1n einigen Bere1chen Land in Sicht. 
W1r haben das aber nicht für alle Bereiche, das muß auch so 
deutlich gesagt werden. Dieser ABM-Stopp ist auch deshalb so 
fatal, weil Wlf d1e Luft brauchen. um sowohl Anschluß an den 
§ 249 h als auch an eine andere Form der Finanz1erung zu 
bekommen. 

Ich möchte noch daran ennnern, daß es emen parlamentan­
sehen Auftrag zur Evaluierung des gesamten Zuwendungsbe­
reichs gibt, dem Wir uns alle miteinander stellen können, und w1r 
smd- w1r haben schon 1m Arbe1tsausschuß darüber gesprochen 
- schon bei der Evalu1erung der Projekte. Das 1st natürlich - Frau 
Engler, da haben Sie recht - keine Aufgabe, d1e von der Arbeits­
verwaltung zu lösen ist. Als Arbeitsverwaltung können wir n1cht 
alles tun, was im Arbeitsmarktbereich läuft, und als Frauenver­
waltung können Wir n1cht alles tun, wo Frauen m ~rgende1ner 
Weise betroffen s1nd. W1r mi.Jssen also gememsam einen Kon­
sens finden, und das ist uns 1n der Regel bisher auch gelungen. 

Auf Ihre Frage nach der Höhe des Stellen- und Finanzbe· 
darfs kann ich guten Gewissens keine Antwort geben. Jede Zahl 
wäre geschätzt und dam1t fiktiv. Aber 1ch will noch einmal sagen, 
daß d1es n1cht nur den Landeshaushalt tang1ert. Das 1st eme 
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(A) Frage, die im Moment ja auch mit den freien Trägern ausgehan­
delt wird, daß ABM-Stellen, die wir jetzt noch als solche haben, 
dort eben über den§ 249 h als feste Stellen in der Zukunft finan­
ziert werden und wir die Zwischenfinanzierung übernehmen. 

(B) 

Sie haben auch die Projekte angesprochen, die zwischen d1e 
Verwaltungen rutschen. Das ist in der Tat für einige Träger nicht 
immer befriedigend. Ich will dazu verkürzt sagen: Das ist nicht 
nur ein Problem der Zuständigkeit, sondern vor allem eins der 
vorhandenen oder nicht vorhandenen Mittel. Wir haben uns noch 
immer dort verständigen können, wo wir über Mittel verfügen. 

Ich wi!l jetzt zum Schluß kommen. Es ist wichtig, daß wir uns 
mit dem befassen, was wir konzeptionell tun können, um dieses 
arbeitsmarktpolitische Desaster eindämmen zu können. - Ich 
bitte hierbei um Ihre Aufmerksamkeit, sonst erklärt morgen wie­
der die halbe Welt, uns fiele n1chts anderes ein, als irgendwohin 
einen Bittbnef zu schreiben. 

Erstens: Wir werden in Berlin den Versuch machen, zu Zwi­
schenfinanzierungen zu kommen, um e1nen möglichen Über· 
gang von ABM in die § 249 h·Maßnahmen zu überbrücken. Wir 
haben dies auch bereits mit dem Präsidenten des Landesar­
beitsamts besprochen. Er ist m1t dem Vorschlag einverstanden, 
daß es eine Schnellbewilligung der in Frage kommenden Maß­
nahmen gibt, wir vorfinanzieren und die noch ungeklärten Fragen 
der generellen Finanzierung im nachhinein klären. 

[Beifall bei der SPD und der CDU -
Fechner (SPD): Eine gute Initiative I] 

Ich muß h1er aber deutlich sagen: Es sind zwar 150 Millionen DM 
in der Diskussion, die wir für Sozialhilfe- und JugendhilfeproJekte 
bekommen, aber es gibt noch keinerlei Handlungsspielräume. 
Wir wissen nur, daß wir d1ese 150 Millionen DM aus den 1,5 Mll· 
liarden DM des Nachtragshaushalts nehmen sollen, die für das 
kommunale Investitionsprogramm vorgesehen sind. Wir bege· 
ben uns dabei in die Konkurrenz zu dem, was in der Investition zu 
erfolgen hat. Für mich ist das keine gute Konkurrenz. 

[Frau Holzhüter (SPD): Da sei Ja vorsichtig!] 

-Ja. da bin ich auch vorsichtig! -Wir werden h1er also die Vorfi· 
nanzierung hinbekommen und mit§ 249 h sofort dann beginnen, 
wenn die einzelnen Projekte, die dafür vorgesehen sind, auslau· 
fen. Es soll hierbei nicht der Eindruck entstehen, wir machten 
das grundsätzlich für alles. Wir werden weiterhin - vorausge­
setzt, daß eine spätere Erstattung durch die Lohnkostenzu­
schüsse der Bundesanstalt und andere Zusatzmittel kommen -
eine nahtlose Weiterbeschäftigung in ansonsten gefährdeten 
Projekten sicherstellen, um Zeit zu gewinnen und andere Finan· 
zierungsmöglichkeiten zu koordinieren. 

Wir wollen als zweites in Berlin bei den Trägern, die im vierten 
Jahr die Übernahme in eine Dauerbeschäftigung garantieren, e1n 
drittes ABM-Jahr aus Landesmitteln fördern. 

[Beifall bei der SPD und der COU] 

Aue~ da bekommen wir somit e1n Stück in den berühmten ersten 
Arbeitsmarkt rein. Wir werden also allen. die uns die Dauerbe· 
schäftigung im vierten Jahr garantieren, aus Landesmitteln 
zunächst das dntte Jahr fördern. 

Ich nenne Ihnen weiterhin - aber ganz bewußt - einen knti­
schen Punkt: Wir wollen - so die Bundesanstalt für Arbe1t hier 
mitspielt - für einen Übergangszeitraum von dre1 Monaten aus­
gewählten ABM~Projekten, die wir für sinnvoll halten und deren 
Fortführung wir unbedingt wollen, eine Vollfinanzierung unter 
der Maßgabe gewähren, daß die Bundesanstalt das dadurch 
etngesparte Arbeitslosengeld dem Land Berlin zur Verfügung 
stellt. Ich we1ß, daß das kritisch ist, aber 1ch denke, daß man 
solche unkonventionellen Dinge angehen muß, wenn man tat­
sächlich Abhilfe schaffen will. Es ist also schon e1ne ganze 
Menge, Herr Pewestorff, was wir leisten können. 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Frau Dr. Bergmann. 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegm Engler? 
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Frau Dr. Bergmann, Bürgermeisterin und Senatorin für (C) 
Arbeit und Frauen: Ich möchte gern zuerst zum Ende kommen. 

Stellv. Präsidentin Brinck.meier: Dann hat sie aber nicht 
mehr die Möglichkeit. 

Frau Dr. Bergmann, Bürgermeisterin und Senatorin für 
Arbeit und Frauen: Gut, dann bitte, Frau Engler I 

Frau Engler (Bü 90/Grüne): Frau Senatorin I Ich möchte Sie 
fragen: Können Sie uns sagen, nach welchen Kriterien die wei­
terfinanzierten Projekte von seiten der Senatsverwaltung aus­
gewählt werden? 

[Kern (SPD): Nach anerkannten Kriterien 1] 

ln welcher Weise haben die betroffenen Träger ein Mitsprache­
recht? Sie wissen, daß es ProJektzusammenschlüsse gibt, an 
denen eine ganze Reihe von Projekten hängen. Werden diese 
bei der Entwicklung der Strukturen und bei Ihren Entscheidun­
gen mit angehört? 

Frau Dr. Bergmann, Bürgermeisterin und Senatorin für 
Arbeit und Frauen: Wir werden hierbet anerkannte Kriterien 
finden und vor allem die zuständigen Senatsverwaltungen in die 
Pflicht nehmen, denn ich möchte n1cht die Richterin etwa über 
ein Projekt im Bereich der Kultur spielen. 

[Kern (SPO): Seh1 gut'] 

Ich mOchte Ihnen noch mitteilen, was im Moment auf dem Akti­
onsplan steht: Ich fordere ~ und das ist Ihnen nicht neu ~ 
gemeinsam mit den Kollegen aus den neuen Ländern e1ne 
Sofortmaßnahme in Höhe von mindestens 1 Milliarde DM für 
die Bundesanstalt für Arbeit Wir müssen dies fordern, damit 
es mit der Bewilligung von ABM weitergeht. Wir wissen, daß der 
Haushalt mehr als unterfinanziert ist. Es gibt Milliarden DM an 
Defiziten. Wenn in den Bereichen, wo wir keine anderen Mög­
lichkeiten haben, etwas weiterlaufen soll, muß aufgestockt wer· 
den. Wtr haben Finanzierungsmöglichkeiten angeboten. Wir 
haben das heute schon mehrfach erwähnt. Es muß bereits in 
diesem Jahr eine Zusatzabgabe kommen. Die Arbeitsminister 
haben gesagt: 10 Prozent der Etnkommensteuer, und davon 2,5 
Prozent für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen. Ich kann mich 
hterbei auf manches verständigen. Hauptsache, es ist einigerma· 
Ben soz1al ausgewogen und es kommt für dte Arbeitsmarktpolitik 
etwas heraus. Ich habe auch den Regierenden Bürgerme1ster 
gebeten, diese Forderungen in die Verhandlungen zum Solidar· 
pakt am heutigen Tag einzubringen, um der aktiven Arbeitsmarkt­
politik endlich zu dem bundesweiten Gewicht zu verhelfen, das 
s1e drmgend braucht. Die S1cherung der aktiven Arbeitsmarktpo· 
litik gehört in den Solidarpakt 1 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Es wird stets so getan, als ob Arbeitsmarktpolitik allein vom Berli­
ner Senat gestaltet wird. Das ist blauäugtg' Wir müssen m1t dem 
leben, was uns beschert wird, und das Beste daraus machen. 
Deshalb müssen wir mit Landesergänzungen arbeiten. 

Ich fordere über kurzfnstige Maßnahmen hinaus, strukturelle 
Veränderungen in der Arbeitsmarktpolitik herbeizuführen. Des· 
halb haben wir im Rahmen der Berliner Akt1on .,Recht auf Arbeit" 
einen 7-Punkte-Forderungskatalog erarbeitet, der den Min1· 
sterprästdenten der Länder sow1e der Bundesregierung zuge­
gangen 1st. Es handelt SICh dabei nicht um einen Btttbrief 1 Darin 
wird unter anderem ein neues Arbeits· und Strukturförderungs· 
gesetz gefordert. Dies ist sehr wichtig, damit wir endlich vernünf­
tige Arbeitsmarktpolitik betreiben können. Wir fordern die Uber· 
tragung von Kompetenzen der Bundesanstalt auf die Landesar­
beitsämter, denn regional läßt sich alles besser regeln. Ferner 
wird eine Arbeitsmarktabgabe zur Finanzierung aktiver Arbeits­
marktpolitik gefordert. Diesen Vorhaben werden wir uns in den 
nächsten Monaten widmen. 
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Frau Bm Dr. Bergmann 

(A) Ich hoffe parallel dazu, daß die Bundesregierung diesen fata-
len ABM·Stopp zurücknimmt- ntcht, weil ich AB-Maßnahmen so 
liebe, aber weil ich weiß, daß wir in dieser Situation auf AB-Maß­
nahmen nicht verzichten können I - Danke! 

[Betfall bei der SPD und der COU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Schönen Dank, Frau 
Dr. Bergmann 1 -Wir kommen nun zur Schlußrunde. Für dte Frak­
tion Bündnis 90/Grüne hat nun der Kollege Helms das Wort I Be1 
Ausschöpfung der gesamten Redezeit hat er noch sieben Minu­
ten. 

Helms (Bü 90/Grüne): Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
möchte die Arbeitssenatorin insowe1t entlasten, als ich mich in 
der kurzen verbleibenden Zeit lediglich zum Solidarpakt und 
nicht zu den Unzulänglichkeiten der Berliner Politik äußere. Als 
ich zum ersten Mal den Begriff "Solidarpakt" härte, dachte ich. er 
habe etwas mit Solidarität zu tun. Mir ging es dabei ebenso wie 
Frau Dr. Klotz. Als ich allerdings die konkreten Vorschläge der 
Bundesregierung härte, wie dieser Solidarpakt ausgelegt wer­
den sollte, erinnerte ich mich an den berühmten Roman Orwells. 
der unter anderem seine Bedeutung darin hat, wie Herrschende 
einen Tatbestand durch ein spezielles Et1kett 1n das Gegenteil 
verändern können. Dies gilt beispielsweise für den .,antifaschisti­
schen Schutzwall." Jeder wußte. wofür er gedacht war. Er war 
nicht nach außen, sondern nach innen gerichtet und wurde mit 
dem Etikett des antifaschistischen Schutzwalls überklebt, um 
seine eigentliche Funktion zu verdecken. 

Dies ist aber keme Spezialität des Ostens gewesen. Auch im 
Westen hatten w1r Vergleichbares. Es gab beispielsweise Ent­
sorgungsparks für Atommüllabfcille. Mit dem Begriff Park sollte 
verschleiert werden, daß das Gegenteil von Natürlichkeit und 
Park, nämlich der giftigste Müll, den man Sich vorstellen kann. 
dort versenkt werden sollte. So ähnlich geht es mir mit dem Soll-

(8) darpakt. Wie kann man politisch einen Begriff benutzen und 
behaupten, e1n Solidarpakt werde für den Aufschwung Ost 
gewollt? Es soll Solidarität mit den armen Brüdern und Schwe­
stern im Osten gezeigt werden, um alles mögliche zu finanzieren. 
was wir bereits se1t zwei Jahren gemeinsam fordern. Der Solidar­
pakt soll darin bestehen, daß BAföG-Leistungen später ausge­
zahlt werden, die Sozial- und die Arbeitslosenhilfe sowie das 
Altersübergangsgeld gekürzt werden. Man muß sich das e1nmal 
vorstellen! 

Ich habe den Eindruck - -

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Der Eindruck trügt S1e 
nicht, Herr Helms I Es wäre aber sicher ein vergeblicher Versuch, 
hier Ruhe hereinbringen zu wollen. 

Helms (Bü 90/Grüne): Ich kann immer so schlecht leiden­
schaftlich sein, wenn niemand nchtig zuhört! 

[ Niedergesäß (COU): Reden S1e leidenschaftlich, dann hören 
wir auch zu I - Palm {CDU): Machen S1e ruh1g weiter, 

es 1st ohnehin nicht interessant'] 

Ich versuche zu definieren, was normalerweise unter Solidari­
tät verstanden wird. D1e Solidantät geht davon aus, daß es bei­
spielsweise Menschengruppen gibt, die unterschiedlich reich 
sind, die unterschiedlich gesund smd, d1e in unterschiedlicher 
Höhe Rentenbezüge erhalten. 

[Palm (COU): Ote unterschiedlich faul sind'] 

Derjenige, der gerade arbettslos 1st, bekommt von e1nem 
Erwerbstätigen Geld. Derjen1ge. der gesund ISt, g1bt demJeni­
gen, der krank ist und nicht arbe1ten kann. Krankengeld. Der Soli­
dargedanke besteht seinem Wesen nach dann, daß soz1ale 
Unterschiede oder Unterschiede zw1schen lndiv1duen nivelliert 
werden. Mindesteinkommen oder Mindestkrankengeld soll auch 
denjenigen zukommen, die vorübergehend nicht in der Lage 
sind, ihren eigenen Beitrag zum Lebensunterhalt zu erwirtschaf-
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ten. Das ist der Grundsatz des Solidargedankens. Er steht im 
Gegensatz zu dem Gedanken, daß eine Differenzierung von 
Arbeitsentgelt über das Leistungsprinzip geregelt werden soll. 
Das ist die Grundidee I Nach den ersten Gedanken der Bundes­
regierung soll die Solidarität darin bestehen, daß diejenigen, mit 
denen wir solidarisch sein müßten - Arbeitslose und Vorruhe­
ständler -,diejenigen sein sollen, die den Solidarpakt bezahlen. 
Das ist das Gegenteil dessen, was der Begriff ausdrückt I 

[Beifall be1 Bü 90/Grüne] 

Dieses Modell kann verwirklicht werden. tn den USA w1rd es 
bereits praktiziert. Die USA sind, verglichen mit der Bundesrepu­
blik, sehr viel unsolidarischer. Dort g1bt es keine entsprechenden 
Sozialh1lfeniveaus. auch kein Arbeitslosengeld. Die Schere zwi­
schen Milliardären und denJenigen, die in den Slums wohnen. 
klafft weiter auseinander. Es 1st eine Gesellschaft, die die Dritte 
Weit in ihrem eigenen Land mtegriert hat. Dteses Modell kann 
durchaus realisiert werden, aber es ist eines, das wir bislang 
nicht wollten 1 Das, was die Bundesregierung an konkreten Maß­
nahmen vorschlägt. geht genau 1n diese Richtung. Weil der Sozi­
alstaat zuviel kostet- so w1rd argumentiert-, werden diejenigen, 
die eine soziale Belastung in unserer Volkswirtschaft darstellen, 
in ihren Leistungen beschränkt Das ist das Gegentell von Soli­
darität 1 Das 1st Oe-Regulierung, das ist amerikanischer Manche­
ster-Kapitalismus I ln diese Richtung geht es zumindest. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne - vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Ich könnte noch verstehen, wenn w1r m der Ukrame oder 1n 
Rußland lebten. wo es keme Bevölkerungsschichten g1bt. dte zur 
F1nanz1erung herangezogen werden könnten. Herr Liepelt sagte, 
bevor der Bürger zur Kasse gebeten werden könne, müsse der 
Staat Leistungen erbringen und sparen. Was 1st ein Bürger? 
Wer 1st der Bürger? Gtbt es diesen Bürger überhaupt? Der Bür­
ger ist eine Eritndung; den Durchschnittsbürger gibt es über­
haupt nicht! Wie Westdeutschland und Ostdeutschland teilt 
s1ch der Bürger in unterschiedliche Sch1chten auf, die unter­
schiedliches Einkommen verd1enen. Auf dem CDU-Bundespar­
teltag ist erwähnt worden, daß ausgerechnet die Hälfte der 
Bevölkerung, die unten auf der sozialen Skala steht. bisher vier 
Prozent für den Aufbau Ost erbracht hat, während diejenige 
Hälfte der Bevölkerung, die auf der oberen sozialen Skala steht, 
ledtglich zwei Prozent erbracht hat. Das 1st auf dem Parteitag 
gesagt worden: der Abgeordnete hat das aus dem Bericht des 
DIW zitiert. Wir haben noch nicht einmal den Zustand, daß d1e 
Reichen prozentual tn gleicher Weise am Aufbau Ost und den 
Lasten der Vere1n1gung teilnehmen. Das wäre noch keine soziale 
Gerecht1gke1t. Soz1ale Gerechtigkeit wäre, daß die Reicheren 
sogar mehr zu bezahlen hätten. Das Gegenteil 1st der Fall I 

[Beifall be1 Bü 90/Grünel 

- Jetzt leuchtet d1e rote Lampe 1 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Es tnfft zu. die rote 
Lampe leuchtet, Herr Helms. Ich bitte Sie. zum Schluß zu kom­
men1 

Helms (Bü 90/GrUne) Herr Liepelt versuchte, die SPD 1n 
den Schwitzkasten zu nehmen. indem er sagte. daß ein schnel­
les Einvernehmen zum sogenannten Solidarpakt geze1gt werden 
müsse, um rebelltsche und wildgewordene Wähler, die mcht 
mehr von allein zuliefen, wieder einzufangen. Die Wahlm Hessen 
habe gezeigt, daß die oppos1t1onellen Stimmen nicht mehr auto­
matisch kämen. Die SPO muß aber das Gegentell machen 1 

[Kern (SPD) Treten Sie bet uns ein 1] 

- D1e SPD hat be1 der Mehrwertsteuerdebatte versagt - -

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Helms. ich habe S1e 
gebeten. zu emem Schluß zu kommen und n1cht noch 1n e1n 
Zwiegespräch mit Herrn Kerfl zu geraten Ich muß Ihnen sonst 
das Wort entz1ehen I 
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Helms {Bü 90/Grüne): Wir müssen uns auch über d1e Form 
der Arbeitszeitverkürzung unterhalten, weil wir nicht etnfach 
einen industriellen Aufschwung Ost machen können und gletch­
zeitig vergessen, daß - wenn er gelänge - dam1t auch ein 
Abschwung West eintreten würde. Das heißt, daß man in die 
Diskussion um einen Solidarpakt auch Arbeitszeitverkürzung ein­
beziehen muß, denn unser politisches Ziel kann sich nicht dahin 
erstrecken, die Arbeitslosigkeit gleichmäßtg zu verteilen, son­
dern die Arbeitslosigkeit von 5 Millionen Menschen tatsächlich 
zu bekämpfen. - Danke 1 

[Beifall bei Bü 90/Grüne- Vereinzelter Be1fall be1 der POS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für d;e Frakt1on der SPD 
1st nun d1e Kollegin Kampfhenkel an der Re1he. - Bitte schön I 

Frau Kampfhenkel (SPD): Frau Prästdenttn 1 Meine Damen 
und Herren 1 Ich hatte streckenweise bei der Debatte den Ein­
druck- msbesondere bei me1nem Koalitionspartner -,als hätten 
wir eine florierende Wirtschaft und freie Stellen en masse be;m 
Arbeitsamt, aber viele Menschen, d;e d1ese Stellen nicht anneh­
men wollten. - Was hier heute m1t Fehl1nformat1onen veranstaltet 
worden ist, das ist wirklich schwer zu verkraften, denn wie wir 
alie wissen, zeigen die Wirtschaftsdaten insgesamt nach unten, 
der strukturelle Umbruch in den neuen Ländern ist noch lange 
ntcht abgeschlossen. Wir müssen auch zugeben. daß es Fehl­
einschatzungen gegeben hat. ln den alten Landern wtrd die kon­
junkturelle Krise immer dramatischer. Der ABM-Stopp ist der 
absolut falsche Schlag, zum falschen Ze1tpunkt. an der falschen 
Stelle. 

[Beifall be1 der SPD] 

Herr Kollege Heliasl Es ist doch blauäug1g. s1ch hier hinzustel­
len und so zu tun, als sei die Bindung der GA-Mittel 1m vergan· 
genen Jahr bereits so gewesen, wie es jetzt - Gott sei Dank -
der Fall 1st. Der Wirtschaftssenator hat doch erst durchgesetzt. 
daß auch öffentl1che Bauten mit GA-Mitteln f1nanz1ert werden 
können. ln der Vergangenheit war es so. daß sie an Infrastruktur­
maßnahmen ausschließlich für WirtschaftsunternehMen gebun­
den waren. Ich bm froh, daß es dem Wirtschaftssenator gelun­
gen ist, jetzt eine Veränderung in den Vorschriften zu erlangen. 
Wir haben es hier im Parlament ausdrückk:h begrUBt, daß die 
GA·M1ttel nach Brandenburg gegangen stnd, we1l sie dort mehr 
als nötig waren. 

[Hel;as (COU): Das war nicht d1e beste Lösung für Berlin I] 

- Aber Sie predigen doch immer das gememsame Land Bran­
denburg. 

Aber zurück zur ABM-Poiltik und dem Sparerlaß: Es ist ;n der 
jetZigen wirtschaftlichen Situation unabdingbar, daß wir Bere­
chenbarkeit und Verläßlichkeit haben, denn das s1nd w1r den 
350 000 Arbeitslosen in der Stadt schuld1g. Deren Hoffnung 
nchtet s;ch eben nicht mehr auf die Wtrtschaft insgesamt. son· 
dern sie richtet stch auf d1e Politik, und da 1st t:s fatal. was zur 
Ze1t abläuft 

[Helias (COU): Aber ntcht nur n1t ABM 1\ 

Frau Kollegin Engler hat zu Recht ausgefuhrt, daß d1e Verant­
wortung n1cht alle1n bet der Arbe1tssenatonn liegt Die Verant­
wortung liegt insgesamt beim Senat: Der Senator fUr Stadtent· 
wicklung und Umweltschutz. Herr Hassemer. 1st der wicht1ge 
Geldgeber; der Bausenator Nagel 1st e1n w1cht1ger Senator für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge; Herr Senator Pieroth 'St 
sowieso immer wichtig, aber in dieser Frage wicht1ger denn Je 

[Be;fall des Abg. N;edergesaß (COU)] 

Was 1m Wissenschaftsbereich ablauft. 1st e1ne Katastrophe. 
denn Senator Erhardt kümmert Stch nicht darum, daß W1ssen· 
schaft und Forschung jetzt m1t festen Stellen 1m Hochschulbe­
reich und mit Unternehmen verknüpft werden. wobei Adlershof 
nur ein Beispiel ist. 

Ich möchte die Sozialsenatorin an d1eser Stelle ausdrücklich 
loben. weil sie es mit ihrer Initiative geschafft hat, Sozialhilfe­
empfänger mit Wirtschaftsunternehmen zu verknüpfen. Ihre 
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Zeitungsanzeige hat immerhin 600 Firmen bewegt, sich bei der 
Senatsverwaltung für Soziales zu melden. Da haben sie die Ver· 
knüpfung zwischen dem ersten und dem zweiten Arbeitsmarkt. 
wobei aber sichergestellt werden muß, daß dies nicht zu einem 
Abbau vorhandener Arbeitsplätze führt, sondern es muß sich um 
zusätzliche Arbeitsplätze handeln; darauf werden wir achten. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Oie Bundesregierung treibt durch ihre kurzsichtige Politik die 
gesamtgesellschaftlichen Kosten in die Höhe. Der Hinweis dar­
auf ist mir hier zu kurz gekommen. Im Jugend- oder Umweltbe­
reich leisten AB-Kräfte gesellschaftlich notwendige Arbeit in 
Aufgabenbereichen. die etgentlich m der ureigensten Verantwor­
tung des Staates liegen. 

[Betfall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

S1e leisten dort Arbeit! Ich habe es langsam satt, daß so getan 
wird, als seien Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen eine Form von 
therapeutisch verordneter Beschäftigung. Es müssen endlich 
alle zur Kenntnis nehmen. daß dort gearbeitet wird. 

[Betfall bet der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Bei der Berechnung von Folgekosten der Arbeitslostgkett wer­
den Kosten im Bereich der medizinischen und psychosozia­
len Betreuung n1cht bedacht. Hier stnd aber Kosten häufig auf 
die Ursache Arbeitslosigkeit zurückzuführen. Um so bedeuten· 
der ist es, daß durch ein Zuri.Jckfahren arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen auch die Wiedereingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt erheblich verhtndert w1rd, mdem die Anpassung 
der Oualifikat1on an die veränderten Arbeitsmarktforderungen 
unterbleobt; d1e Dauer der Oual;fikation re1cht nicht aus. Durch 
dte Einsparungen werden in der Vergangenheit getci.ttgte Investi­
tionen- nämlich Sachkosten. die w1r aus dem Berliner Haushalt 
gezahlt haben -in Millionenhöhe 1n den Sand gesetzt Das kön­
nen wir nicht akzeptieren. denn es gibt eine vielfältige Verwen­
dungsmöglichkeit für diese Sachm1ttel. Was Jetzt kaputtgeht. ist 
ntcht so schnell wieder aufzubauen. 

Oie Bundesregierung hat in 1hrer undtfferenzierten Sparhyste· 
rie auch eine wichtige Tatsache übersehen: Die Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen bnngen dem Staatssäckel. den Ver­
SICherungsträgern und der Bundesanstalt für Arbeit Einnahmen, 
was durch das Zahlen von Arbeitslosenunterstützung oder ·hilfe 
ins Gegenteil verkehrt wird. Das s1nd Mill1onenbeträge. die ntcht 
gegengerechnet werden. 

[Beifall bei der SPD und bet BU 90/GrUne -
E1chelberger (CDU): VEB .. ABM" '1 

- Nein, ABM soll es n1cht auf Dauer se1n. Ich habe es satt, m1r 
etwas anderes unterstellen zu lassen. Aber solange die W1rt· 
schaft n1cht funkt;ontert. ist dies das einz1ge Instrument. das w1r 
haben. und deshalb sollten w1r es auch annehmen. 

[Be1fall be1 der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Fechner (SPD): Das werden einige nie begreifen'] 

Wenn w1r also die gesamtgesellschaftliche Rechnung aufma· 
chen. dann stellen wir fest, c:!aß dieses Mrttel - und auch d;e 
Anwendung des neuen § 294 h AFG. wodurch eine längerfri­
stige Finanzierung gestchert ist- em Weg ist, wie gesellschaft­
lich smnvolle und menschenwi.Jrdig aktrve Arbeit anstatt der pas· 
s1ven Arbeitslosigkeit finanziert werden kann. Das predigen wtr 
se1t Jahren, und dann fühlen w1r uns voll bestätigt. Wir ble1ben 
deshalb bei unserer Forderung und sind dankbar. daß die Sena­
tarm für Arbett s1ch an die Sp1tze der Bewegung gestellt hat. Wir 
werden 1hr bei allen Bemühungen weiterhin zur Seite stehen und 
hoffen. daß dieses Haus bald auch Geschlossenheit gegenüber 
der Akzeptanz eines zweiten Arbeitsmarkts aufbnngt, denn 
gesellschaftlich notwendige Aufgaben werden dort geletstet. 
Diese Aufgaben können n1cht von Pnvatunternehmen gele1stet 
werden. Deshalb bitte ich 1nsgesamt um eme Akzeptanz dteses 
zweiten Arbeitsmarktes 1 

(Berfall be1 der SPD und der Frau Abg. Gremer (CDU.l] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Nächste Rednenn 1st 
Frau Pohle fUr dte Fraktton der POS 1 
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Frau Pohle (POS): Frau Präsidentin I Meine Damen und Her­
ren! Wenn heute das sogenannte Allparteiengespräch in Bann 
stattfindet, dann ohne Bündnis 90/Grüne und POS. 

[Palm (COU): Erklären Sie das doch mall] 

- Das habe ich gerade gemacht - Sie müssen zuhören I -

[Or. Staffelt (SPD): Das ist doch ketn Allparteiengespräch!] 

Aber es ist sinnlos, darüber zu klagen. Die gestrige Bundestags­
debatte hat deutlich gemacht, wohin die Karawane zieht. Finanz­
minister Waigel verteidigte die Regierungsprojekte und warnte 
die SPO, diese Projekte bei den heute beg1nnenden Verhandlun­
gen zum Solidarpakt kippen zu wollen. Die Beschlüsse der Län­
derkonferenz von Potsdam seien ebenso wie d1e SPD-Vor­
schläge für die Regierung unakzeptabel. Ich frage Sie wie vor 
zwei Wochen, als um für Berlin unnützer Olymp1asprechblasen 
w1llen auf eine von der POS beantragte Aktuelle Stunde über den 
Solidarpakt und seine Folgen für die Berlinerinnen und Berliner 
verzichtet wurde: Wie also wird der Standpunkt des CDU-Poli­
tikers und Regierenden Bürgermeisters Otepgen in den heute 
beginnenden Verhandlungen wtrkilch sein? - Wenn sich Kohl 
und Waigel mit ihrem föderalen Konsolidierungsprogramm 
gegen die mehrheitlichen Interessen der Bürgerinnen und Bür­
ger dieses Landes durchsetzen, wird sich die Spaltung der 
Gesellschaft weiter vertiefen. Im Verlauf des quälenden Ringens 
um das Zustandekommen des Solldarpaktes zeigte stch 1mmer 
mehr, daß es dabe1 n1cht um eme Förderung des Aufschwungs 
Ost, sondern um eine Haushaltskonsolidierung West geht. Von 
da her war auch d1e Hoffnung des DGB 1n den Verhandlungen 
über den Solidarpakt wenig realistisch, mehr Ftnanzmittel für 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen durchzusetzen. 

Der Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 1st ebenfalls 
Manövriermasse bei dem Versuch der Eindämmung öffentlicher 
Defizite wie die Leistungen auf anderen Sozialpolttischen Fel­
dern. Es wird immer deutlicher, daß aufgrunddes konjunkturellen 
Abschwungs die fiskalischen Grundlagen des Solidarpakts 
1mmer dünner werden. Mit dieser Operation soll daher ntcht nur 
etne Umverteilungs- und Kürzungsaktion eingelettet werden, 
sondern eine grundlegende Verschtebung des gesellschaft­
lichen Kräfteverhältnisses zuungunsten der Gewerkschaften, der 
abhängig Beschäftigten und marginalisierten Gruppen der 
Gesellschaft erreicht werden. 

Bei der deutschen Vereinigung 1st es letztlich "gelungen", Ver­
mögenswerte der DDR in emen riesigen Schuldenberg von 
knapp 450 Milliarden DM zu verwandeln, der ab 1995 abgetra­
gen werden soll. Dazu müssen d1e entsprechenden Abgabein­
strumentarien kreiert, der Ländertinanzausgleich neu strukturiert 
und gleichzeitig der West-Ost-Transfer auf emem akzeptablen 
Niveau gehalten werden, um nur ansatzweise die gegebenen 
Versprechen halten zu können 

Besonders betroffen macht, daß gerade dte Opfer der bisheri­
gen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik, die Arbe1tslosen, von 
Arbeitslosigkeit Betroffenen, die in ABM Befindlichen, die Sozial­
hilfeempfängerinnen und -empfänger, als die Verursacher der 
gegenwärtigen Probleme und Konflikte deklariert werden. Auf 
hundert offiziell Arbeitslose Ost kommen schon heute 157 Men­
schen, die zwar auch keine Arbeit haben, aber arbeitsmarktpoli­
tisch bearbeitet werden. D1e Erwerbslosigkeit ist eme,nhaibmal 
höher als amtlich ausgewiesen. 

Die von Arbeit Befreiten bedürten Sinnvoller. lebenswerter 
Alternativen. Es ist n1cht zu wentg Arbeitda-auch darüber muß 
man sich hier verständigen -, bestenfalls fehlt es an genügend 
bezahlbarer Arbeit. Es muß also die viele Arbeit m den soztalen 
Bereichen, in der Ökologie, auf dem Gebiet der Infrastruktur 
oder bet der Verbesserung des Wohnumfelds bezahlbar ge­
macht werden. Durch etne Ergänzungsabgabe be: den besser 
Verdienenden, das ist schon genannt worden. und denen, deren 
Arbeitsplatz staatlich garantiert ist, den Beamtinnen und Beam­
ten, bei den Banken und Konzernen, d1e mtt Gewinnen nicht zum 
Aufhalten der sozialen Misere beitragen wollen, sowte durch Ver­
zicht auf Prunkprojekte, die Milltonen verschlingen, könnten 
Tausende zusätzlicher Arbeitsplatze gewonnen werden, 

[Beifall be1 der POS] 
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Arbeitsplätze nicht zur Fertigung neuer Produkte, denn daran 
herrscht wenig Mangel, sondern ein Angebot von bezahlbaren 
Dienstleistungen im weitesten Sinne. 

Am Oienstag hat die POS der Öffentlichkeit in Bann einen aus­
gearbeiteten Gegenentwurf zum Solidarpakt vorgelegt. Neh­
men Sie ihn zur Kenntnis und beziehen Sie ihn in Ihre Uberlegun­
gen ein I Die Situation der Betroffenen ist zu ernst. Ende dieses 
Jahres werden in der Bundesrepublik voraussichtlich vier Millio­
nen offizielle Arbeitslose erwartet. Dazu werden ca. zwei Millio­
nen Menschen verdeckt arbeitslos sein. Es bedart einer grund­
sätzlichen Umverteilung zu Lasten der Großverdiener sow1e tief­
greifender Einsparungen im Rüstungshaushalt Auch d1e Auf­
lösung der Geheimd1enste 

[Dr. Staffelt (SPD): 8e1 den Gehe1md1ensten 
sollten Sie mal ein bißchen zurückhaltender sem 1] 

-Ja, gerade deshalb, Herr Staffelt!-, staatliche Zwangsanleihen 
be1 Banken und Versicherungen, höhere Sesteuerungen des 
Vermögens an Immobilien auf der Grundlage threr Neubewer­
tung zum tatsächlichen Verkehrswert sowte etne Kürzung der 
Bezüge der Spitzenverdienerinnen und Spitzenverdiener im 
öffentlichen Dienst könnten die Kassen wirkungsvoller und soli­
danscher m1t der Mehrheit der Bürgennnen und Bürger füllen. 
um eine an den Interessen dteser Mehrheiten ortentierte Arbeits­
marktpolitik und geztelte lnttiattven für den Aufschwung finanzie­
ren zu können. 

[Betfal! be1 der POS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für d1e Frakt1on der CDU 
hat Jetzt die Kollegin Greiner das Wort 1

- Bitte schön 1 

[Pewestorff (POS)· Frau Greiner, vermtssen Ste die 
Arbeitssenatorin ?] 

Frau Greiner (CDU). Ich hatte nur kurz nach oben geschtelt 
und die Senatonn n1cht bemerkt. Deswegen hatte ich gezögert. 
- Frau Präsidentin 1 Meme Damen und Herren 1 Daß ABM tmmer 
nur em Instrument zur ÜberbrUckung schwteriger Umstruktune­
rungsprozesse sein kann und r.tcht ein Mtttel zur Entlastung kom­
munaler Haushalte oder etn dauerhafter Ersatz für fehlende 
Arbeitsplätze auf dem ersten Arbeitsmarkt. das tst hter wohl 
jedem klar. Doch ew.es 1st auch Fakt: Noch sind AB-Maßnahmen 
unverzichtbar, besonders in Bere1chen, in denen andere Instru­
mente n1cht 1n S1cht stnd bzw. noch nicht greifen w1e 1n ProJekten 
1m soztalen Bere1ch. z. B. in der Suchtprävention, 1r. Frauenforde­
rungsprojekten, 1n PrOJekten von W1ssenschaft und Kultur, in 
sozio-kulturellen Projekten oder auch 1n Projekten, d1e kurz vor 
ihrer Ausgründung stehen. Hter 1st es Wichtig, dte strukturell not­
wendigen ABM aufzul:sten und ggf. eine Umschichtung der Mtt­
tel auf weiterhin förderungswUrdtge Projekte vorzunehmen 

[Beifall bet der CDU] 

oder auch andere AiternatJVen vorzuschlagen. Dte e11"1gesten!en 
und bere1ts gebundenen Mtttel müssen hier zielgenchtet einge­
setzt werden 

Noch em Wort zum vielbeschworenen § 249 h AFG: Hier kön­
nen Maßnahmen 1m Beretch Umweltsan1erung. soz1ale Otenste 
und Jugendhilfe gefördert werden. Oie Mittel fJr dtese Maßnah­
men smd un:tmlttert, setzen aber e1ne Koftnanzterung voraus. Auf 
Nachfrage tm Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg wurde mtr 
mttgeteilt. daß Beriln bisher nur kleine Anträge emgeretcht hat 
Brandenburg dagegen hat schnell gehandelt und bere1ts 6 000 
ArbeitSplätze etngenchtet und wettere 20 000 ms Gespräch 
gebracht. Arbettsmarktpolit1k kann und dart stch ntcht 1n 
AB-Maßnahmen erscnöpfen. Wirtschafts- und Arbeitsmarktpoli­
tik Stnd stärker zu verzahnen, besonders durch Ftnanzbündelung, 
durch effektiven Einsatz der Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und 
Strukturmaßnahmen. Hterzu hat mein KollegeHelias bere1ts Vor­
schläge gemacht Wirtschaftsförderung 1st tmmer auch ArbeltS­
platzsicherung. 

(C) 

(0) 
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Frau Greiner 

(A) Schwerpunkte sind aber auch in der Vorbereitung neuer 
Beschäftigungsfelder, in der Vorsorge durch betriebliche Weiter­
bildung, durch Fürsorge für Problemgruppen, durch besondere 
Unterstützung von Langzeitarbeitslosen und Schwervermittelba­
ren zu sehen. 

[Beifall bei der CDU] 

Dem Bencht der Senatorin habe 1ch entnommen, daß z. B. 
Ergänzungsleistungen wie Einarbeitungszuschüsse, Eingliede­
rungsbeihilfen, Lohnkostenzuschüsse und Praktikertransfer in 
1 812 Förderungsfällen in Anspruch genommen wurden, davon 
allerdings nur 155 Fälle in den östlichen Bezirken. Hier ist noch 
Handlungsbedarf. Qualifizierungs- und Lohnkostenzuschüsse 
müssen konsequenter als bisher als Eingliederungsmaßnahmen 
genutzt werden. Auch bei der Entwicklung neuer Beschäfti­
gungsfelder und bei der Ausweitung und Unterstützung der 
betrieblichen Weiterbildung über den ABM-Bereich hinaus sind 
noch nicht alle Potentiale genügend genutzt worden. 

ln Petersberg verhandeln die Regierungschefs des Bundes 
und der Länder. Es gilt, einen brauchbaren, den Anforderungen 
der Zukunft gerecht werdenden Konsens zu finden, der für uns 
alle zu tragen ist, ein Ergebnis, das nicht zu Lasten der Benach­
teiligten in unserer Gesellschaft geht und d1e Menschen m ihrer 
Würde n1cht beeinträchtigt 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die Fraktion der FDP 
hat jetzt der Kollege Laßmann das Wort 1 

[Palm {CDU): Los. Jetzt aber ran I -

Geht alles von der Zeit ab I] 

Loßmann {FDP): Immer die Form wahren, Herr Kollege 1 -
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 1 Das. worüber wir 

(B) heute reden - AB-Maßnahmen in ihrer großen Breite nicht nur in 
den neuen Ländern, sondern auch in den alten Ländern und in 
Berlin, aber insbesondere in den neuen Landern -. ist Ergebnis 
der Einheit, die wir alle wollten. und d1e Maßnahmen müssen 
bezahlt werden. Es ist wichtig, daß d1e Menschen 1hren Arbeits­
platz haben, auch wenn sie ihn nicht voll auslasten. Es ist hier viel 
darüber gesagt worden, wer das alles bezahlen soll. W1r müssen 
klippund klar sagen: Alles, was bezahlt werden soll. muß erarbei­
tet werden I 

[Beifall bei der FOP] 

Ich sage das Nötige jetzt einmal ohne v1el Lyrik m mehreren 
Punkten. Auf Bundesebene müssen d1e Gewerkschaften maß­
volle Lohnforderungen stellen, der Staat muß sparen, und die 
Wirtschaft muß wissen, was auf sie zukommt. weshalb möglichst 
keine Steuern erhöht werden sollten. 

[Beifall bei der FDP] 

Ein we1terer Punkt: Was ist für Berlin nötig? - Für m1ch ist 
nicht recht begreiflich, daß das noch n1cht klar ist. nachdem w1r 
zig Mal über Wirtschaftspolitik gesprochen haben: E1ne aktive 
Wirtschaftspolitik ist notwendig, damit AB-Maßnahmen langfn­
stlg - und teilweise auch kurzfnstig - übertiüssig werden. 

[Be1fall be1 der FDP] 

Sie müssen 1n einen normalen Arbeitsprozeß Ubertührt werden. 

ln bezug auf Berlm ist mir nicht begre1flich. warum wir noch 
ke1ne Marketingstruktur für die Betriebe haben, die h1er ange­
siedelt werden sollen. Es ist immer noch so, daß maßgebliche 
Wirtschaftsführer feststellen, wenn sie nach Berlin kommen, daß 
sie immer noch liebedienern müssen, um überhaupt angenom­
men zu werden. 

[So ist es I von der FOP] 

Wir müssen hier ein investitionsfreundliches Klima schaffen. 

[Beifall bei der FDPj 
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Ich schlage vor, e1ne etnheitliche Zentralstelle-so wie seinerzeit (C) 
die Wirtschaftsförderungsgesellschaft für Ansiedler aus dem 
Bundesgebiet - bestehen zu lassen. damit derjenige, der hter 
Investieren will, nicht zu zehn Ämtern gehen muß und von einem 
Amt zum anderen geschickt wird, vom Finanzsenator zum Wirt­
schaftssenator. Ich habe das nach der letzten Sitzung, als wir es 
schon einmal beklagten, erlebt: Vier Monate hat das für jeman-
den gedauert, der hier ist und hier bleiben will. Das ist unmög-
lich I 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Außerdem schlage ich vor. Es wäre angebracht, wenn der 
Regierende Bürgermeister oder die Senatoren eine Reise mach­
ten; sie könnten dort etwas erleben und etwas lernen. 

[Frau von Braun (FDP): Sind Sie sicher?] 

Es wäre ganz gut, wenn sie den Präsidenten der IHK oder Mit­
glieder der Geschäftsführung der IHK mitnähmen. ln anderen 
Bundesländern ist das so üblich. Sie bezahlen ihre Reisekosten 
selbst, und Herr Otepgen braucht auch nicht auf Kosten dieser 
Herren zu re1sen. 

Ein weiterer Punkt ist der bestehende lnvestitionsstau. Dar­
über hat noch ntemand gesprochen. 

[Palm (CDU): Doch, 1ch !] 

- Entschuldigung I - Der Investitionsstau beträgt nach vors1cht1-
gen Schätzungen 1n den neuen Ländern 500 Milliarden DM. 

[8e1fall des Abg. Hoffmann (FDP)- Palm (CDU): Genaulj 

Das 1st unglaubl1ch 1 Wenn wir uns die Hälfte der Ze1t nähmen. 
den abzubauen. dann brauchten w1r n1cht die ganze Zett über 
AB-Maßnahmen zu reden 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Für die neuen Länder ist zu konstat1eren -das ist ganz wich-
tig, man merkt es immer w1eder, ob 1m Wohnungsbau oder 
anderswo -: Es sind noch zu viele Blockierer da. Das hört man (D) 
von allen möglichen Antragstellern. Es w1rd auf allen Ebenen 
blockiert. M1r sind Fälle bekannt, wo 1n ein bis zwei Jahren Woh­
nungen zu e1nem Volumen von 50 bis 60 Millionen DM gebaut 
werden sollen; man dreht s1ch aber 1m Kre1s, und nichts passiert. 
Das 1st n1cht zu fassen und n1cht hmzunehmen 1 

Man kann we1terhin das System der AB-Maßnahmen n1cht auf 
Berlin alle1n beschränken. 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Laßmann 1 Gestat· 
ten Sie eine ZwiSchenfrage des Abgeordneten Pewestorff? 

Loßmann (FDP): Nein 1 - W1r müssen auch d1e Reg1on 
sehen 1 Dafür schlagen w1r vor: Den Haus- und Wohnungsbau 
mUssen die Architekten allein machen. Sie wissen. wie sehneil 
so etwas geht. Da braucht man n1cht erst d1e gesamten Ver­
waltungswege. Wir müssen Managementgruppen einrichten. wo 
die vter oder fünf damit befaßren M1n1stenen zusammenarbe1ten 
und gleichzellig entscheiden. Jedem Antragsteller, der mvestie· 
ren will, muß be1 Antragstellung gesagt werden können, w1e 
lange das dauert. dre1 oder vier Monate, damit er we1ß, w.c lange 
er dazu agieren muß. Wenn es in d1eser Zeit nicht geht. dann 
muß ihm das m1tgetedt werden, und auch, wo es klemmt. Das 1st 
em Wichtiger Punkt. 

Zum Erhalt von Arbettsplätzen - es 1st auch w1cht1g, daß s1e 
drüben erhalten bleiben -darf man nicht immer gleich sagen: Da 
kommen die bösen Unternehmer I - w1e es 1n Brandenburg 
gesch1eht. Vielmehr muß ma'l es den gefährdeten Setneben 
erleichtern. durch Öffnung der Lohnvereinbarungen fUr diesen 
Betneb, um den Betneb zu erhalten. die Lohnvereinbarungen 
dem Betrieb und dem, was er leistet. anzugleichen. 

[Vereinzelter Beifall be1 der FDP und der CDU] 

Ich wiil es be1 d1esen paar w1cht1gen Punkten belassen. 
Gerade der Wohnungsbau war in Ze1ten des Aufschwungs 1n 
der BL<ndesrepubltk neben der Automobi11ndustne e1n ganz w1ch· 
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LoBmann 

(A) tiger Faktor. Dazu müssen w1r 1hn wieder machen, und hierzu 
müssen wir den Investitionsstau abbauen, der insbesondere im 
Wohnungsbaubereich vorhanden ist. - Ich danke Ihnen I 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Der Abgeordnete Pewe­
storff hat für die Fraktion der POS noch Redeze1t, und ich höre. 
Herr Hoffmann möchte auch noch se1ne Redezeit ausnutzen. -
Bitte, Herr Pewestorff 1 

Pewestorff {POS): Frau Präsidentin I L1ebe Kolleginnen und 
Kollegen 1 Vor eindeutig gelichteten Re1hen und bei mangelnder 
Aufmerksamkeit für fast alle Diskussionsredner 1nklusive der 
Arbeitssenatorin haben wir heute ein Thema besprochen, das 
den Menschen in dieser Stadt und in dem Land, 1n dem wir 
leben, auf den Nägeln brennt, das an die Substanz menschlichen 
Seins geht. Ich lese Ihnen vor, was die "Sächs1sche Zeitung·• von 
heute schreibt: 

ln Rheinhausen w1rd der letzte Hochofen ausgeblasen. Ein 
ganzer Stahlstandort verschwmdet. Wer kann da besser 
m1tfühlen als die Menschen in Ostdeutschland? Doch es 
bleibt ein schaler Beigeschmack. Wollte man den enormen 
Aufwand, den die im Westen beheimateten Medien diesem 
Ereignis widmen, für bare Münze nehmen, muß es sich hier­
bei um eine nationale Katastrophe handeln. Brechen jedoch 
im Osten Zehntausende Arbeitsplätze weg. verfallen ganze 
Landstriche in Agonie, 1st dies allenfalls e1ne Randnotiz 
wert. 

Und bisher - ich muß es ehrlich sagen - ist die Debatte 1n 
diesem Haus nicht viel mehr als ., ... eme Randnotiz wert". Die 
Fraktion der POS hat zu dieser Debatte emen Antrag über 
"Annahme einer Entschließung über W1derstand gegen den 
ABM-Stopp~ unterbreitet. Lesen Sie s1ch die Entschließung 
durch I Wenn das nicht die gemeinsame Überzeugung der Mlt-

(B) glieder des Abgeordnetenhauses von Berl1n zu dem ist, was 
gegenwärtig in diesem Land läuft, dann gnade uns allen Gott 1 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: B1tte keine Drohungen I­
Für die Fraktion der FDP hat jetzt noch etnmal der Kollege Hoff­
mann das Wort. 

Hoffmann {FDP): Frau Prästdentin 1 Meme Damen und Her­
ren I Herr Pewestorffl Was Sie hier für etne Show abgezogen 
haben, das ist beschämend. Gerade Ihre Parte1 hat 1n der Ver­
gangenheit die Ursache für d1e Srtuation geschaffen. in der w1r 
uns heute befinden. 

[Pewestorff (POS) Aber nicht alle1n 1
] 

Dann können Sie h1er n1cht den großen Maxen markteren; Das 
geht w1rklich nichtl 

[Be1fall ber der FDP und der CDU] 

Im übrigen möchte ich noch das bekräftigen, was mein Kol­
lege Laßmann hier gesagt hat, daß w1r die wirtschaftlichen Kräfte 
gemeinsam so entwickeln müssen, daß der erste Arbeitsmarkt 
funktioniert. Es kann nicht weiter angehen, daß wir über den 
Staat versuchen, dem Bürger möglich! viel Geld aus der Tasche 
zu holen über Steuern, dieses Geld dann verwalten und 1n Pro­
grammen, Maßnahmen und Wteder über eine große Bürokratie 
einsetzen, um andere Menschen zu beschäfttgen. Dieser Zyklus 
ist tödlich für den Staat, und da müssen wir rauskommen. 

[Beifall be1 der FDP] 

Deshalb möchte ich noch einmal darauf h1nwe1sen, daß wir die 
Mechanismen der Vergabe-ABM - wenn schon ABM - ganz 
gezielt und dezidiert weiterentwickeln mUssen, und da re1cht es 
mir nicht aus. Frau Senatorin. wenn Sie sagen. daß d1es kompli­
ziert und schwierig ist. Sie sind dafür da, dieses einfach zu 
machen und umzusetzen und die Organ1sat10n zu schaffen, daß 
es funktioniert. 

[Beifall bei der FOP] 
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Und es re1cht nicht aus, ins gemeinsame Jammern mit einzustim- (C) 
men. S1e sind die Exekutive, Sie haben dafür zu sorgen, daß es 
funktioniert 1 Darauf wollte ich noch einmal hinwe1sen. 

Im übrigen glaube ich auch nicht, daß es gut ist, was die 
Koalition hier vorgeführt hat. So ungefähr: Haust du meinen 
Senator, hau ich deinen Senator I Hier muß ich schon sagen: 
Was soll e1gentlich der Bürger von dieser Regierung denken? 
Wenn er hier aufmerksam zugehört hat, dann hat er festgestellt, 
daß es h1er eine Koalition g1bt. die an einem Strick z1eht, aber in 
ganz verkehrte, ganz gegensätzliche Richtungen. Das kann doch 
n1cht gutgehen! Wie wollen Sie als Koalition hrer im Lande Ver­
trauen bei den Bürgern schaffen, wenn Sie selbst nrcht einig 
smd, wohin Sie ziehen wollen? Dann machen Sie wenigstens 
einen Kamprarniß und ziehen in eine Richtung und verstärken 
nicht durch diese Debatte - m1t "hü~ und "hott" - die Unzufne­
denheit bei den Bürgern 1 Dies schadet dem Parlament 1 Dies 
schadet uns allen I Sie müssen - wenn S1e schon eine solche 
Koalition bilden, Herr Staffelt - sich vorher zusammenraufen und 
müssen ihre Senatoren auf erne Spur setzen und n1cht d1eses 
Spielchen spielen. 01e einen drauf, die anderen drauf und nichts 
geht mehr 1 D1es können wtr dem Bürger nicht werter zumuten 1 

Danke schön 1 

[Be1fall be1 der FDP] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Wettere Wortmeldungen 
!1egen nicht vor. Damit sind die Aktuelle Stunde und dte betden 
Großen Anfragen erledigt. 

Wrr kommen jetzt zu umfangreicher, Abstimmungen. Wtr 
haben über sieben Anträge abzustimmen. Und 1ch b1tte, daß d1e 
Geschäftsführenden aufpassen. Gerade eben 1st der Antrag ein· 
gebracht worden, Uber den Antrag der POS auf Annahme e1ner 
Entschl1eßung tn n a m e n t lt c her Ab s t 1m m u n g abzustim-
men. Damit w1r das auch ein bißchen organis1eren können. b1tte 
ich Sie, daß wir die Umstellung vornehmen. daß w1r d1esen 
Antrag als letzten abstrmmen lassen. Gibt es dagegen Wtder- (0) 
spruch? 

[Fechner (SPO). Der Antrag l1egt uns n1cht vor 1] 

- Namentliche Abstrmmung über den ersten Antrag 1 Ich habe 
nur darum gebeten. das als letzten Antrag abst1mmen zu lassen, 
damit wir dte namentliche Abstimmung vorbere1ten können 

Wir kommen jetzt zu den Anträgen. und zwar Antrag der Frak­
tiOn der POS über B1ldung e1nes .,Sol1darfonds zusatzl1che 
Beschaft1gungsmaßnahmen" Das ist der Antrag_ Drucksache 
12/2497 Hier g1bt es e1ne Empfehlung des Ältestenrates, 
diesen Antrag an den Ausschuß für Arbe1t und an den Hauptaus­
schuß zu überweisen. Wer d1esen Überweisungsempfehlungen 
die Zust1mmung zu geben wunscht. den bitte 1ch um das Hand­
zeichen 1 - Das 1St e:nmUt1g- fast emst1mmtg- so beschlossen 

W1r kommen jetzt zu den dnnglichen Antragen. zunächst zu 
dem dringlichen Ä'ltrag der Fraktion Bü 90/GrUne uber ke1ne 
Zustimmung zur;1 unsol1darJschen Pakt. Drucksache 12/2572. 
H1er wünschen d1e Antragsteller zwar e1ne Sofortabst1mmung. 
die Frakt1onen von CDU und SPD wünschen jedoch e1ne Uber­
we1sung an den Ausschuß für Arbett und a:-, den Hauptaus­
schuß. Ich lasse deshalb zunachst über die AusschußUberweJ­
sungen abstimmen Wer der Ausschußüberweisung d1e ZustuT'· 
mung geben möchte, den b1tte ich um das Handze,chen 1 - Ote 
Gegenprobe!- Be1 den Gegenstimmen von POS und BündniS 
90/Grüne smd dam1t d1e Antrage an die Ausschüsse Ubervv1esen 
worden. 

Ich komme jetzt zu dem dnngilchen Antrag der Frakt1on BUnd­
niS 90/Grüne Uber notwend1ge Maßnahmen 1n Beriin nach dem 
ABM-Stopp -I-, Drucksache 12/2573. Auch h1er 1st etne 
Sofortabstimmung gewünsc~t; Uberwe1sungsantrage l1egen 
n1cht vor. Ich komme also zu der Abst1mmung Uber d1esen Antrag 
Drucksache 12/2573. Wer d1esem Antrag d1e Zusttmmung zu 
geben wünscht, den b1tte 1ch um das Handze1chen 1 - Dte 
Gegenprobe 1

- Dieser Antrag 1st m1t großer Mehrhe1t abgelehnt 
worden. 



(A) 

(B) 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier 

Wir kommen jetzt zum dringlichen Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Grüne über notwendige Maßnahmen in Berlin nach dem 
ABM-Stopp -II -, Drucksache 12/2574. Auch hier ist eine 
Sofortabstimmung gewünscht. Überweisungswünsche liegen 
nicht vor. Ich komme dann zur Abstimmung über diesen Antrag. 
Wer dem Antrag die Zustimmung zu geben wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe I - Letzeres war 
wieder die große Mehrheit. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Ich komme jetzt zum dringlichen Antrag der Fraktion der SPD 
und der Fraktion der CDU über Rücknahme des Bewilligungs­
stopps für AB-Maßnahmen, Drucksache 12/2585. Die Fraktio­
nen bitten auch hier um Sofortabstimmung. ÜberweisungswUn­
sche liegen nicht vor. Wer diesem Antrag die Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 
Gegenprobe I - Enthaltungen? - Bei e1nigen Stimmenthaltun­
gen ist d1eser Antrag mit großer Mehrheit angenommen. 

[Zurufe von der FOP: Nein-St1mmenl] 

-Ich bitte noch e1nmal die FDP um ihre St1mme I- Sie sttmmen 
mit "Nein" - gut 1 

Wir kommen schließlich zum dringlichen Antrag der Frakt1on 
der FDP über Bundesratsinitiative von§ 249 h des Arbeltsförde­
rungsgesetzes, Drucksache 12/2570. Oie FDP wünscht eine 
Sofortabstimmung, COU und SPD wünschen dagegen eme 
Überweisung an den Ausschuß für Arbeit. Ich lasse zunächst 
über die Ausschußüberweisung abstimmen. Wer der Ausschuß­
überweisung die Zustimmung zu geben wünscht, den bttte 1ch 
um das Handzeichen.- Die Gegenprobe I- Gegen die Stimmen 
der FDP ist dieser Antrag an den Ausschuß für Arbeit überwie­
sen worden. 

Wir kommen jetzt zum Antrag der Fraktion der POS auf 
Annahme einer Entschließung über Widerstand gegen ABM­
Stopp, Drucksache 12/2545. Auch hier 1st eme Sofortabstim­
mung gewünscht und zusätzlich auf Antrag der Frakt1on der POS 
eine namentliche Abstimmung. 

[Zurufe] 

Ich bitte jetzt, daß Jemand d1e Namen verliest. 

[Zurufe von der SPO] 

- Bei Antrag einer Fraktion auf namentliche Abstimmung, Herr 
Or. Staffelt, müssen wir so verfahren. 

[Kern (SPD): Ausschußüberweisung I] 

- Ein Antrag auf Ausschußüberweisung lag b1s zu diesem Zeit· 
punktnicht vor, und 1ch habe eben darauf aufmerksam gemacht. 
daß keine Ausschußüberweisung vorliegt 

[Dr. Staffelt (SPD): Wir wollen das aber! -
Kern {SPD): Wenn die antragstellende Fraktion 

e1nverstanden ist, können w1r das doch machen I] 

- Natürlich - wenn eine Fraktion e1ne Ausschußüberweisung 
beantragt. Ich bitte, daß die Geschäftsführungen aufpassen, 
wenn wir hier oben so etwas vortragen 

[Zurufe] 

-Ich habe den Kollegen Fechner jetzt so verstanden daß er e1ne 
Ausschußüberweisung vorschlagen möchte. 

[Gelächter be1 der POS] 

- Er kann s1ch zur Geschäftsordnung äußern. - Herr Fechner, ich 
bitte Sie. 

[Zurufe von der POS] 

- Es 1st doch gleich, ob wir noch einmal uber eine Ausschuß­
überweisung beraten oder gleich eine Abstimmung durchfüh­
ren. - 81tte, Herr Fechner, kommen Sie nach vorn. 

[Pewestorff (POS): Wir waren in der Abstimmung I] 

- Ich habe die Abstimmung noch nicht aufgerufen. Das st1mmt 
nun wirklich I Ich habe nur gesagt: W1r werden dann sofort per 
namentlicher Abstimmung abstimmen müssen. - Herr Fechner, 
S1e haben das Wort. 
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Fechner {SPO): Frau Präsidentin I Meme Damen und Herren I (C) 
Als erstes darf ich feststellen: Wir waren wohl noch nicht in der 
Abstimmung, sondern die Präsidentin hatte diesen Antrag aufge­
rufen. 

Als zweites haben wir von der namentlichen Abstimmung 
unmittelbar in dem Moment erfahren, als der Antrag aufgerufen 
wurde. 

[Zurufe von der POS] 

Aus diesem Grunde denke ich: Wenn die antragstellende Frak­
tion diesem Antrag einen solchen Stellenwert beim ißt, muß sie 
geradezu einer sachkundigen Beratung im Ausschuß zustimmen, 
und deshalb schlage ich die Überweisung in den Ausschuß vor. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

[0 7] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Zu r Geschäfts-
o r d n u n g hat jetzt Herr Dr. Zotl das Wort. 

Dr. Zotl (POS): Frau Präsidentin! Me1ne Damen und Herren! 
Namens der Fraktion der POS beantrage ich eine U n t erb r e­
c h u n g der Sitzung, um 1m Protokoll nachzulesen, daß die 
Präsidentin vor der Erklärung von Herrn Fechner gesagt hatte: 
Anträge auf Ubei'VIIeisung liegen nicht vor!, daß wir das notfalls 
im Protokoll nachlesen können und daß demzufolge die namentli­
che Abstimmung stattzufinden hat. 

[Beifall be1 der POS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Dr. Zotl, Sie haben 
recht mit Ihrer Bemerkung, daß 1ch noch einmal wiederholt habe, 
es lägen ketne Anträge vor. Ich hatte aber noch n1cht aufgerufen, 
über diesen Tagesordnungspunkt abzustimmen; 1nsofern waren 
wir noch nicht in der Abstimmung. 

[Beifall bei der SPD und der COU -
Unruhe und Widerspruch bei der POS] (D) 

Ich möchte die Geschäftsordnung nicht manipulieren, w1r waren 
aber noch nicht in der Abstimmung. Das bedeutet natürlich, daß 
jede Fraktion noch das Recht hatte. etne Ausschußüberweisung 
zu verlangen. Ich bitte darum. daß wir sauber nach der 
Geschäftsordnung verfahren. 

[Abg. Or. Zotl (POS) meldet steh zur Geschäftsordnung. -
Allgemeine Unruhe] 

Ich habe nur gesagt, daß wir Vorsorge tragen und 1ch dann gege­
benenfalls bitte, daß Frau Riedrich m1t dem Aufruf der Namen 
beginnt. Wir waren also noch nicht in der Abstimmung. Das 
möchte ich - einmütig unterstUtzt vom Präsidium - festhalten. 

[Unruhe und Widerspruch be1 der POS} 

[1A.1] 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen. ob w1r diesen POS-Antrag 
an den Ausschuß für Arbe1t -- w1e von der SPD beantragt- über­
weisen. 

[Abg. Or. Zotl (POS) meldet s1ch weiterhin zur 
Geschäftsordnung.] 

-Danach können S1e sich zur Geschäftsordnung melden.- Wer 
den POS-Antrag an den Ausschuß für Arbeit Uberweisen will. 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe I - Dam1t 1st 
der Antrag an den Ausschuß für Arbeit überwiesen. 

Wir haben Jetzt noch einen Antrag zur Geschäftsordnung -
bitte schön, Herr Dr. Zotl. 

Dr. Zotl (POS): Frau Präs1dent1n 1 Meine sehr verehrten 
Damen und Herren I Ich möchte eine persönliche Erklärung 
abgeben: Ich finde dieses Verfahren ausgesprochen peinlich: 
ich finde es pemlich vom Inhalt her, und ich finde es auch petnlich 
von der Formalität her. Oie Frau Präsident1n hatte bere1ts begon­
nen. die namentliche Abstimmung hier zu organisieren. 

[Zurufe von der COU und der SPO: Nein, nem!] 
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Dr. Zotl 

(A) Dann ist der Überweisungsantrag gekommen. Ich bin entsetzt 
darüber, wie Sie bereit sind, die Ernsthaftigkeit, die Sie hier an 
den Tag gelegt haben, fünf Minuten später bereits wieder zu 
unterlaufen. 

[Beifall bei der POS - Allgemeine Unruhe -
Landowsky (CDU): Soll ruhig sagen, was er denkt I] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Or. Zotl, das war 
natürlich keine Rede zur Geschäftsordnung, es war auch keine 
persönliche Erklärung. 

[2] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 2, Drucksache 12/2423: 

Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Entzug des 
Vertrauens betr. die Senatorin für Justiz 

Wir kommen hier sofort zur Abstimmung. Nach Artikel 42 Abs. 3 
der Verfassung von Berlin bedarf der Beschluß über Mißtrauens­
anträge der Zustimmung der Mehrhe1t der gewählten Mitglieder 
des Abgeordnetenhauses. D1ese Mehrheit ist erreicht, wenn min· 
destens 121 Mitglieder des Hauses e1nem Senatsmitglied das 
Mißtrauen aussprechen. 

Es werden w1eder namentlich gekennze1chnete Stimmkarten 
ausgegeben. Wer für den Mißtrauensantrag st1mmen will, der 
muß die Karte m1t .,Ja~ in die Urne werfen. wer dagegen stimmen 
will, der muß die Karte m1t "Nein" nehmen. Wer sich der Stimme 
enthalten möchte, der muß die Karte .,Enthaltung" benutzen. 

Abgeordnete mit den Buchstaben A bis L wollen. bitte, d1e 
Urne an der Fensterseite benutzen, die m1t den Buchstaben von 
M bis Z die Urne an der Türse1te. 

(B) Ich bitte die Kollegin R1ednch. d1e Namen aufzurufen. d1e Kol· 
leg1nnen Frau Volkholz, Frau Or. MUIIer, Frau B1rghan und Frau 
Leyk, an den Urnen Aufstellung zu nehmen. Ich bitte, mit dem 
Aufruf der Namen zu beginnen 

[Aufruf der Namen und Abgabe der St1mmkarten] 

Stellv. Präsident Führer: Meine Damen und Herren I Hatten 
alle die Möglichkeit, von ihrem Stimmrecht Gebrauch zu 
machen?- Es dürfte nun jeder d1e Möglichkeit zur Stimmabgabe 
gehabt haben. 

[Zurufe: Nein lj 

- Da fehlt noch jemand. Das kostet alles Ze1t. Auf geht's, Herr 
Lesnau! -Jetzt darf ich d1e Abst1mmung schließen und bitte d1e 
Beisitzer, das Ergebnis festzustellen. 

Ich möchte folgenden Vorschlag mache11: Das Auszählen dau­
ert e1ne gewisse Zeit. und wir könnten in wen1gen Minuten m1t 
der nächsten Abstimmung fortfahren. wenn d1e Urnen wieder 
hier 1m Raum s1nd. 

[ße,fall] 

Das bedarf aber Ihrer ZustiiT'mung. Wenn es h1erzu keinen 
Widerspruch gibt, würden wir so verfahren. D1e Frau Senatorin, 
um die es in der jetzigen Abstimmung geht. 1st m1t diesem Verfah­
ren auch einverstanden. Ich me1ne, d1e Höflichkeit geb1etet es, 
daß man sie vorher fragt. - Ich häre ke1nen Widerspruch. dann 
verfahren w1r so. 

[3] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3: 

a) Drucksache 12/2480: 
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b) Drucksache 12/2495: (C) 

Antrag der Fraktion der FDP über Mißtrauen 
gegen den Senator für Inneres 

Es ist eine geme1nsame namentliche Abstimmung über d1e 
be1den Anträge der Fraktion der POS und der FraktiOn der FDP. 
Auch hier kommen w1r sofort zur Abstimmung. Das Verfahren ist 
Ihnen bekannt. Ich bitte nunmehr auch w1eder zwei Beisitzer, an 
der Wahlurne Aufstellung zu nehmen, und Herrn Abgeordneten 
Kammholz bitte ich. die Namen zu verlesen. 

[Aufruf der Namen und Abgabe der Stimmkarten] 

Jetzt haben alle d1e Möglichkelt zur Stimmabgabe gehabt. Ich 
schließe die Abstimmung und bitte d1e Be1sitzer, auszuzählen. 

[2 1] 

Ich gebe Ihnen das Ergebn1s zur 

lfd. Nr. 2, Drucksache 12/2423: 

Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Entzug des 
Vertrauens betr. die Senatorin für Justiz 

bekannt. Es wurden 222 Stimmen abgegeben; 46 stimmten fi.Jr 
den Antrag, 167 st1mmten dagegen; es gab 9 Enthaltungen. FUr 
d1e Annahme des Antrags s1nd nach Artikel42 Abs. 3 der Verfas­
sung von Berlin m1ndestens 121 St1mmen erforderl1ch. Diese 
Mehrheit wurde nicht erreicht. Der Antrag ist dam1t abgelehnt. 

[Be1fall bei der SPD] 

Wenn S1e einverstanden s1nd, meine Damen und Herren, rufen 
wir die lfd. Nr. 3 A auf, max1mal b1s zur Abstimmung, da d1e Bei­
Sitzer die Möglichkelt haben müßten. an der Abst1mmung teilzu­
nehmen. - Wir könnten so verfahren, der betroffene Senator 
Dr Heckelmann 1st dam1t einverstanden. - Gibt es W1der- (D) 
spruch? - Das 1st n1cht der Fall. 

[3A] 

Dann rufe 1ch auf 

lfd. Nr. 3 A, Drucksache 12/2581: 

II. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Gesetz zur Änderung von Zuständigkeiten für 
den Ausbau Berlins als Hauptstadt der Bundesre­
publik Deutschland, Drucksache 12/2324, gemäß 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bau­
und Wohnungswesen vom 10. März 1993 

W1rd der Dringlichkelt Widersprochen?- Das 1st nicht der Fall. 
Ich eröffne d1e II. Lesung und schlage vor. die E1nzelberaturg der 
7 Artikel mitemander zu verbinden. G1bt es hier Widerspruch?­
Das 1st nicht der Fall. Dann rufe ich auf die Art1kel 1 b1s 7. d e 
Uberschnft und d1e Einleitung im Wortlaut der Vorlage der 
Drucksache 12/2324 unter Berücksichtigung der Beschlußemp­
fehlung der Drucksache 12/2561. Gibt es h1crzu Wortmeldun­
gen?- Ja. Dann verfahren wir der Reihe nach. Von der CDU 1st 
noch keme Wortmeldung vorhanden. - Oanr. hat Frau M1chels 
das Wort für d1e Frakt1on der POS 1 

Frau Michels (POS I. Herr Präsident 1 Meine Damen und Her­
ren I Meine Frakt1on hat 1n allen Ausschüssen sehr deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß wir d1eses Gesetz ablehnen werden. Ich 
will dem n1chts hmzufügen. 

[Be•fall des Abg. SteHe! ICDU)] 

01e Empfehlungen des Rates der Bürgermeister wurden n1cht 
em Mal erhört. !eh gehe davon aus, daß auch in diesem Haus der 
Wille nicht vorhanden 1st, ernsthaft zuzuhören. und gebe meme 
Rede deshalb zu Protokoll. 

[Vereinzelter Be1fall von rechts] 



(A) 

(8) 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Frau Michels 

Meine Fraktion wird dem vorliegenden Gesetz zur 
Änderung von Zuständigkeiten für den Ausbau Berlins als 
Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland konsequent 
seine Zustimmung verweigern und gegen dieses Gesetz 
stimmen. Wir haben in allen AtJsschußs1tzungen und Aus· 
sprachen zu dieser Problematik Stellung bezogen, so daß 
ich davon ausgehe, daß unsere Ablehnungsgründe hin· 
länglich bekannt sind. 

Unsere Hauptkritikpunkte an diesem Gesetzesände· 
rungsproJekt sind folgende: 

Erstens: Wir sind grundsätzlich gegen den Abbau von 
Bezirkskompetenzen zugunsten des Senats, sondern 
vielmehr dafür, daß den Bezirken ein Vetorecht einge­
räumt wird. Eine ähnliche Position bezogen übrigens die 
Bezirksbürgermeister von Schöneberg und Tempelhof in 
ihrem Brief an die Fraktionen von CDU und SPD des 
Abgeordnetenhauses. Sie schrieben, daß es unverständ­
lich ist und daß auch d1e Anforderungen des Hauptstadt­
vertrages nicht begründen, ~daß im Innenverhältnis zwi­
schen Bezirken und Hauptverwaltung den Bezirken jegli­
che Zuständigkeiten bzw. Mitwirkungsrechte abgespro­
chen werden". 

Zweitens sind wir gegen diese Gesetzesänderung, 
weil 1m Falle e1nes möglichen Interessenkonflikts zwi· 
sehen dem Bund und Berlin mit diesem Gesetz e1n Vor­
rang "on Bundesinteressen festgeschneben wird. 

Die aus unserer S1cht berecht1gten Änderungsvor· 
schlägedes Rats der Bürgermeister m1t dem Ziel, die Mit· 
Wirkung der Bezirke gesetzlich zu verankern, wurden mit 
dem Satz: "diesen Änderungswünschen vermag der 
Senat nicht zu folgen''. lapidar abgeschmettert. Und d1es. 
obwohl selbst Bausenator Nagel in der gestrigen Bau· 
ausschußsitzungsinngemäß feststellte, "daß es politisch 
nicht geschadet hätte, wenn man Bezirkskompetenzen im 
Gesetz deutlicher festgeschrieben hätte". 

Jetzt frage ich: Wenn es politisch möglich gewesen 
wäre, diese Forderung der Bezirke zu verw1rklichen, 
warum wurde dem dann nicht entsprochen? Es liegt die 
Vermutung nahe, daß dies politisch wohl doch nicht 
gewollt ist, und auch die Art und We1se des Umgangs m1t 
der Stellungnahme des Rats der Bürgermeister läßt 
Befürchtungen wach werden, die darauf hinauslaufen, d1e 
Bezirke weiter zu entmündigen. 

Im übrigen verweise 1ch noch emmal darauf, daß meine 
Fraktion in diesem Haus einen Gesetzentwurf zur Selbst­
verwaltung der Bezirke vorgelegt hat. Dann haben wir 
unsere Auffassung zur Stellung und zu den Kompetenzen 
der Bezirke verdeutlicht. 

Aus all den genannten Gründen st1mmt die POS-Frak­
tion gegen dieses Gesetz. - Ich danke für Ihre Aufmerk· 
samkeit. 

Stellv. Präsident Führer: Nun hat der Abgeordnete Ede: 
das Wort I 

Edel (SPD): Herr Präsident 1 Merne Damen und Herren I Es ist 
ergenart1g, wenn der Frage, warum man ern offens1chtl1ch sehr 
wicht1ges Gesetz nicht mit übernehmen kann, nicht mit Argu· 
menten 1n diesem Hause begegnet w1rd, sondern mit emer zu 
Protokoll gegebenen Rede. Ich habe deshalb keine andere Mög· 
lichke1t, als auf die im Ausschuß gefallenen Argumente einzu­
gehen. Es muß etwas dazu gesagt werden. wenn eine oder meh· 
rere Fraktionen dieses Gesetz, das seinen Ursprung 1n der 
Hauptstadtentscheidung für Berlin hat, n1cht mit Libernehmen 
wollen. 

Frau Kollegin Michels, Sie haben soeben kurz erwähnt daß 
der Rat der Bürgermeister n1cht angehört worden sei und daß 
man sich mit dessen Argumenten offensichtlich n1cht habe aus· 
einandersetzen wollen. 

[Frau Michels (POS): Nicht ernsthaft I] 
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Das ist nicht der Fall. Ich werde mich jetzt noch ernmal ernsthaft (C) 
mit den Argumenten des Rats der Bürgermeister auseinander­
setzen, da wir sie wirklich ernsthaft geprüft haben. 

[ Wieland (Bü 90/Grüne): Das Sieht Herr Strieder 
aber anders- er hat extra einen Brief geschrieben I] 

- Das ist richtrg; Sie werden ihn beantworten, nehme ich an. Der 
Brief von Herrn Peter Strieder ist jedoch nicht Grundlage dieser 
Beratung hier. 

Ein Argument aus dem Rat der Bürgermeister war, daß bezüg­
lich der sogenannten Hauptstadtbebauungspläne nicht gemäß 
dem Inhalt des vorliegenden Gesetzes, das wir beschließen wol­
len, verfahren werden sollte. Der Rat hat die Aufnahme der For· 
mulierung: ~unter Mitwrrkung der Bezirke" vorgeschlagen. Das 
ist tatsächlich ein gewichtiger Hinweis. Ich sage Ihnen ganz 
deutlich, daß die Aufnahme dieses Satzesam gängigen Verfah· 
ren nichts Wesentliches ändern würde - das war meine Argu· 
mentation in der gestrigen Sitzung des Bauausschusses. 

Bebauungspläne werden laut Baugesetzbuch unter Beteili· 
gung der Bürgerinnen und Bürger gemacht. Dafür gibt es die 
vorgezogene Bürgerbeteiligung und die öffentliche Auslegung. 
Öffentliche Belange werden dadurch abgedeckt, daß deren Trä­
ger laut Gesetz ebenfalls beteiligt werden müssen und beteiligt 
werden. Alle in diesem Verfahren vorgetragenen Einwendungen 
müssen in den Abwägungsvorgang integriert werden, wo d1e pn­
vaten und öffentlichen Belange gegeneinander und untereinan­
der abgewogen werden. 

Zu diesen Trägern öffentlicher Belange gehören selbstver­
ständlich auch und vor allem d1e betroffenen Bezirke. Außerdem 
ist es wohl ber der Verfassungslage 1n Berlm - bei einer zweistu-
figen Verwaltung - selbstverstandlich, daß das, was die Haupt· 
verwaltung in e1nem Bezirk tut, auch mit dem Bez1rk besprochen 
wird. Deshalb bedeutet die Entscheidung nicht, daß wir die Mit· 
w1rkung der Bezirke nicht wollen, wenn wir diese Änderung n1cht 
vollziehen, sondern es 1st schlichtweg eine Selbstverständlich· (0) 
keit 

[Wieland (Bü 90/Grünel: Hai Dann kann man es 
auch 1ns Gesetz hinemschreiben I] 

- Wenn man alles und jedes 1n jedes Gesetz hineinschreibt - -
Na, ich bin ja n1cht Junst w1e Siel 

D1e zwe1te und me1ner Meinung nach wesentl1ch interessan­
tere Einwendung des Rates der Bürgermeister war: Bei Planung, 
Bau und Unterhaltung öffentlicher Straßen 1n einem abgegrenz­
ten Gebiet- das :st im Gesetz definiert- sollte nicht mehr unter­
schieden werden zwischen der Zuständigkeit im Bemk, wenn 
es sich um Nebenstraßen oder normale Wohnstraßen handelt, 
oder der Zuständigkelt der Hauptverwaltung, wenn es sich um 
überbezirkliehe Hauptverkehrsstraßen handelt Ich habe 
diesen Einwand sehr ernst genommen, und ich nehme den noch 
heute sehr ernst. weil zum Berspiel der Bezirk Mitte 80 % seiner 
Zuständ1gke1ten 1m Straßenbereich an die Hauptverwaltung 
abgibt. Und der Bezirk T1ergarten wird ebenfalls einen großen 
Teil abzugeben haben. Nur: Ich finde es auch gerechtfert1gt, dar· 
Uber nachzudenken, daß im Hauptstadtbereich- ich nenne das 
jetzt einmalso-in den Bezirken M1tte und Tiergarten die Zustän· 
d1gke1ten be1 der Planung und Unterhaltung von Straßen 1n einer 
Hand l1egen. und zwar deshalb, werl das Wichtigste in diesem 
Bere1ch nämlich nicht die Frage ist. wer das Sagen hat. sondern 
wer die Koordinat1on le1stet, damit sich d1e Baustelle..-, n1cht 
gegensert1g beh1ndern. 

[Zuruf des Abg. 81ederb1ck (FDP)] 

Deshalb halten w1r es - auch bei Abwagung der Bezirks1nter· 
essen; 1ch weiß. daß ihnen das wehtut - doch für notwendig. 
daß d1e Senatsentscheidung so. weil s1e vollzogen ist, n1cht ganz 
ohne D1skuss1on. aber doch eben so gebill1gt wird. 

[W1eland (Bü 90/Grüne). Das wird der Landesparterlag 
aber anders sehen 1] 
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Edel 

(A) - Heute haben wir Parlamentssitzung, und am Sonnabend 
haben wir Parteitag, und da werde ich, wenn es nottut auch 
reden, und ich stecke meine Prügel - wenn es das ist, was Sie 
erhoffen - bei jeder Versammlung ein, wenn ich denn der Auffas­
sung bin, daß es der Prügel wert rst. Und rch bin hier der Auffas­
sung: Wenn es denn Prügel geben sollte, 1st sre es wert, 

[Beifall ber der COU und der FDP -
Wieland (Bü go/Grüne): Mannesmut vor Landesparteitagen I} 

denn es geht auch um die Frage, ob man in der Hauptstadtange­
legenheit handlungsfähig ist oder nur redefährg ble1bt. Wir aber 
wollen handlungsfähig sem r 

[Beifall bei der S?D und der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Als nächster hat der Abgeordnete 
Landowsky das Wort! 

Landowsky (CDU): Herr Präsident 1 Meine Damen und Her­
ren r Ich kann nicht umhin, dre heut1ge Gesetzesvorlage als die 
wichtigste der vergangenen Monate überhaupt zu bezeichnen: 
wichtig für die Stadt und w1chtrg für unser Selbstverständnis als 
Hauptstadt Deutschlands. 

[Beifall bei der CDU] 

Wenn es uns heute nicht gelungen wäre, dreses Gesetz zu ver­
abschieden, dann hätten wir all denen, die srch rn Bann - aus 
allen Parteien - wieder formreren, die Begründung geliefert. 
warum man jetzt eigentlich n1cht nach Berlin könne. nämlich weil 
die Berliner unfähig seien. rhre eigenen Angelegenherten zu 
regeln. 

[Beifall be1 der CDU I 
Und wir müßten uns ja an der Stadt vergehen, wenn wir denen rn 
der augenblicklichen Stimmung dresen Vorwand Irefern würden. 

(8) [Beifall bei der CDU- Verernzelter Beifall bei der SPD] 

Deswegen b1n ich den Sozraldemokraten dankbar, daß sre aus 
Verantwortung für d1e Stadt- auch ber schwreriger Drskussrons­
lage, ich verkenne das überhaupt nicht - diesen Gesetzentwurf 
heute so einheitlich mittragen. Es rst eben, wre sich gleich ze1gen 
wird, eine Verantwortung der Parteien, die die Hauptstadt auch 
wirklich wollen. 

[Beifall bei der COU- Verernzelter Berfali be1 der SPO] 

Wer das will, der muß eben vor der Srtzung des gemernsamen 
Ausschusses von Bundesregrerung und Senat in der nächsten 
Woche seine Hausaufgaben erledigt haben. Er muß sagen kön· 
nen: Wir sind in der Lage, die Verkehrsprobleme rn der Stadt zu 
lösen - vom Tunnel- bis zum Straßenausbau -. 

[Frau Or. Schreyer (Bü 90/GrUne): Da müssen Sre aber erst 
ernmal Herrn Haase aus dem Senat entfernen 1] 

und der muß sagen können, daß wrr in der Lage sind, Pnoritäten 
beim Bauen zu setzen. Das rst das Probiem. 

[Beifall be1 der CDU und der SPD] 

Ich finde es wichtig, daß Bezirke und Bürger an den Ent­
scherdungen beteiligt werden: dre Frage ist nur. w 1 e sie bete1· 
ligt werden. ln einem formalisierten, langwrerigen Verfahren, das 
auch der Sabotage Tür und Tor öffnet, 

[Frau Steinborn (POS): Na, Sie haben Ja vrellercht ern 
Demokratieverstandnis 1] 

also auch denjenigen, dre d1e Hauptstadt gar n1cht w1rk11ch wol· 
len? Oder aber beschränke ich mrch auf em vernUnftiges Verfah­
ren, wo ich die Argumente entgegennehme. abwäge und dann 
aus gesamtstädtischer Sicht auch endlich entscheide? - Ich 
finde, das ist der entscheidende Punkt für dreses Gesetz 

[Beifall bei der CDU] 

Ich würde gerne sagen, daß wrr diese Abwägungsform auch 
für andere Bauvorhaben gebrauchten. aber w1chtrg 1st jeizt. daß 
w1r uns auf die Hauptaufgabe konzentrieren. Und das ist nun e1n-
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mal die Gestaltung der Hauptstadt, und das wird möglicher- (C) 
weise - so hoffe ich Jedenfalls - die Gestaltung der Olymprade 
im Jahre 2000 sein. 

Den Bürgermeistern, die dagegen Vorbehalte haben - es 
srnd ja nicht nur Bürgermeister, die die SPD stellt oder das 
Bündnis 90; es sind ja auch welche von uns dabei-, sage ich: 
kommunale Selbstverwaltung - soll sein, 

[Wieland (BU 90/Grüne): Hai] 

aber ich hätte mir gewünscht. daß sie aus 1hrer bez1rksspez1fi· 
sehen Srcht einmal über einen der 23 Bezirke hinausgucken und 
das Ganze sehen r Das trifft sie alle. und deswegen sage ich: 
Egal. welcher Partel sre angehören, s1e müssen vom Landespar· 
lament gesagt bekommen, daß wir Prioritäten zu setzen haben, 
und bei der Abwägung, dre Hauptstadt zu gestalten oder die 
Bez1rke möglicherwerse in ernem langw1erigen, formalisierten 
Verfahren zu beterligen, fällt unsere Entscherdung für die Haupt· 
stadt. 

Deswegen halte rch es auch für angemessen, daß w1r heute 
den Bannern sagen. daß wir damrt die wesentlichen Aufgaben 
erfüllt haben. Von der Planung über dre Wettbewerbe. Uber das 
Denken über Verkehrsstrecken brs hin zu den rechtlichen Vor· 
aussetzungen, um dre Hauptstadt auch zu realisieren. Ich hoffe, 
daß es als e1n Signai ernpfunden werden wird. und wir wollen 
jetzt gleich sehen, wer drese Hauptstadt wirklich will und wer nur 
vorgrbt, sie zu wollen_ Das wrllrch anhand der Handzeichen jetzt 
einmal ganz deutlich sehen 1 

[Beifall ber der COU und der SPD] 

Stellv. Präsident Führer: Als nächstes hat Frau 
Dr. Schreyer das Wort I 

Frau Dr. Schreyer (BU 90/Grüne): Herr Pr.3.sident 1 Meme 
Damen und Herren 1 Herr Landowsky. es hat doch nichts damit 
zu tun, daß heute die II. Lesung sehr eilig auf die Tagesordnung (D) 
gekommen ist. daß fUr den 23. März - wenn der Berl1n-Bonn· 
Ausschuß tagt - gezergt werden müßte. daß hrer rm Parlament 
eine Entscherdung getroffen wurde. Und es hat auch nrchts 
damrt zu tun, daß wreder 100 Bundestagsabgeordnete versu· 
chen, den Hauptstadtbeschluß zu kippen. sondern es hat alle1n 
damrt zu tun. daß am Wochenende Landesparteitag der Sozral­
demokraten rst. Und dort liegen glerch mehrere Anträge vor. daß 
einer solchen Kompetenzverlagerung, erner solchen Entmach· 
tung der Bezirke nicht zugestrmmt werden soll. 

[Beifall ber BU 90/GrUne und ber der POS] 

Und das 1st dann eben wrede~ sozraldemokratrsche Politik· Sre 
reden von Dezentralrsrerung. aber Sie machen das Gegenteil. 
Zwrschen Ihrem Gerede und Ihren Taten tut srch e1ne rresrge 
Kluft auf, und da mUssen Sre sich nrcht wundern, wenn immer 
mehr Wahlerstimmer rn drese Kluft fallen 1 Das haben w1r !a 1n 
Hessen gesehen 1 

[Beifall be• Bu 90/Gr-Ufle und be1 der POS -
Wieland (Bü 90/Grüne): Allein 1n Kassel 20 JIO 1] 

Doe Argumente, d;e für erne Zentralrsierung der Zuständrgker· 
te:~ bei der Baulertp;anung und rm Straßenwesen genannt wor­
den sind. smd doch schlichtweg alle n1cht st1chhaltrg. Da ist ern· 
ma1 das Argument. Bann wolle nur einen Ansprechpartner 
haben. Bundestag und Bundesregierung haben rn Bann für 
jedes größere Vorhaben als Ansprechpartner dre Stadt, d1e 
angrenzenden Landkreise und Gernemden und das Land. 

[Schippe! (CDU). Das mUssen w1r doch n1cht nachmachen 1] 

Und bei der 1etzrgen Zuständrgkeitsverterlung haben sie es hrer 
in Berlin m1t sehr vrel wenrger Behörden zu tun: schon d1e augen· 
blrcklrche Zusta.nd1gke1tsverterlung in der Einhertsgemernde Ber­
lin wäre für dre Banner Grund genug. hrerherzukommen 

Da g•bt es das zweite Argument: Zentralisierung würde 
Kosten und Stellen sparen. Sie haben s1ch natürlich alle den 
Gesetzestext und den Entwuri der Regierung 'licht angesehen 
Aber schauen Sre e•nmal 1n dre Begründung hrnein. wie viele 
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Frau Dr. Schreyer 

(A) Stellen da von der Hauptverwaltung verlangt werden! D1e Haupt­
verwaltung hat 1m Haushaltsgesetz 1993 schon etliche Steilen 
für die Hauptstadtplanung bekommen. Und in diesem Gesetz 
w1rd in der Begründung ausgeführt, daß man noch weitere 15 
Stellen braucht. Die sollen - das 1st danr eigentlich der Gipfel 
der Unverschämtheit - aus den Bezirker abgezogen werden. 
obwohl d1e Bezirke bisher keine einzige Stelle für Hauptstadtauf· 
gaben bekommen haben. Ich will es noch einmal für das Proto­
koll sagen. damit Sie, Herr Nagel, nicht denken, mit der Verab­
schiedung des Gesetzentwurfs der Lar,desregierung würde 
gleichze1t1g über die Stellenverlagerung beschlossen. Das ist 
natürl1ch nicht der Fall. Ich appelliere an alle Abgeordneten im 
Stellenplanausschuß und im Hauptausschuß. einer solchen Zen­
tralislerung, der Verlagerung von Stellen, d1e 1n defl Bezirken für 
ganz andere Aufgaben notwendig s1nd und die auch nicht für 
Hauptstadtaufgaben eingerichtet wurden. n1cht zuzustimmen. 

(B) 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Dann w1rd immer gesagt - das haben Sie, Herr Landowsky, 
auch ausgeführt, 1ch finde es wirklich WitZig-, d1ese Zentral,sie­
rung soll zur Beschleunigung der gesamten Planungsarbeiten 
d1enen. Im gesamten Straßenwesen soll fUr e1nen ries1gen lnnen­
stadtberelch - von Invalidenstraße Uber Rosenthaler Platz, Platz 
der Vereinten Nationen, Moritzplatz, Sc~öneberger Ufer und 
Großer Stern- für alle Straßen die Zuständigkelt an d1e Senats· 
verwaltung für Verkehr und Betriebe gegeben werden. Me1ne 
Damen und Herren, die Verlagerung der Zuständigkeit an Herrn 
Haase, das können Sie doch n1cht ernsthaft als Besch!eunt­
gungsmaßnahme auslegen 1 

[Beifall bei Bü go/Grüne und be1 der SPD -
Edel (SPD): Das ist das elnztge ArguMent. def'l och m1c~ 

anschließen kann'] 

Es ist doch ein offenes Gehe1mn1s. daß dre Senatskanzlei mittler­
weile tunliehst darauf bedacht 1st. jede Begegnung von Mitglie­
dern des Bundestages und der Bundesregierung m1t Herr'l 
Haase 1n Bann zu vermeiden, weil der Auftritt von Herrn Haase 
derart pe1nlich war. daß er schon zum Synonym für Inkompetenz 
geworden ist und die Banner s1ch darüber 1mmer tctlachen. Herr 
Haase ist doch für diese Frage nicht nur em Umzugsrisiko. er rst 
doch der Garant dafür, daß jegliche Planung im Stau stecken· 
bleibt. 

[Beifall bei BU 90/Grüne - Landowsky ICDU): Das könnte 
Ihnen n1e passieren 1 Be1 Ihnen gäb"s ke1ne Autos I j 

Wir haben zu dem Gesetzentwurf der Landesreg1erur.g e•nen 
Änderungsantrag vorgelegt. D1eser Änderungsantrag 1st e1n 
Kompromiß zw1schen dem. was vonseitendes Senats vorgelegt 
wurde, und der Haltung, ke1nerlei Änderung 1n der Zustandig· 
keitsverteilung zu wollen. Ich werde d1e drei Punkte noch einmal 
angeben, die den Änderungsantrag auszeichnen 

Erstens sagen wir, bei der Zuständigkeitsverlagerung für d1e 
verbindliche Bauleitplanung soll klar defin•ert werden, für welche 
Aufgaben s1e erfolgen soll. nämlich nur dann. wenn der Bebau­
ungsplan der Realisierung der Gebäude aer Verfassungsorgar,e 
dient. Das ist eme klare und abschließe~1de Oefinit1on. S1e ve:­
meidet die Auseinandersetzung. die in de: unkonkreten ForrT'uiie, 
rung der Regierungsvorlage beinhaltet ist. 

Zweitens sagen w1r: Die Verlagerung der Zuständigkelter· u~d 
d1e Beschlußfassung eines Bebauungsplans durch das Abge· 
ordnetenhaus, Aufstellung durch d1e Hauptverwaltung. soll im 
Benehmen mit den Bezirken erfolgen. Im Benehmen - das 
heißt nicht Einvernehmen. 

[Schiela (FDP): Dann können wir gle1ch darauf verzichten 
Frau Schreyer'] 

Aber es muß doch für die Bezirke ganz k:ar sein, daß ein tnst1tu­
t1onalis1ertes Konsultationsverfahren eingehalten wird, dal3 es 
also einer Senatsverwaltung nicht nur dann, wenn es ihr gefäl't, 
obliegt, mit den Bezirken zu sprechen, so.,dern daß das ganz klar 
hineinformuliert wird. - Herr Edel, wenn Sie sagen, die Bezirke 
müssen sowieso als Träger öffentlicher Belange angehört wer­
den, dann ist das eben nur die letzte Stufe. 

[Kern (SPD): Mehr wollten Sie dr,cb auch mcht 1 j 
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Wir wollen, daß 1n sämtlichen Stufen der Bearbeitung des (C) 
Bebauungsplans diese KonsultatiOn, dieses Benehmen erfolgt. 
Das ist der große Unterschied. Selbst Herr Nagel hat gesagt. 
man könnte und es wäre sinnvoll, eine solche Formulierung hin­
emzuschreiben. Dann schreiben S1e sre doch hine1n! 

[Beifall bei Bü go/Grüne -Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Das dritte allerdings, d1e Kompetenzverlagerung im Stra· 
ßenwesen, lehnen wir gänzlich ab. Wir halten es weder für sinn­
voll, daß zukünftig jede Entscheidung über einen Straßenbaum in 
d1esem gesamten Bereich von der Hauptverwaltung gefällt wer­
den muß. Da sagen Sie auf der einen Seite, Herr Liepelt, eine 
Verwaltungsreform sollte so aussehen, daß die Hauptverwaltung 
nur Ministerialaufgaben bekommt. Ich frage Sie: Würden Sie die 
Entscheidung darUber, ob ein Straßenbaum da oder da stehen 
soll, Wtrklich als Ministerialaufgabe definteren? - Das ist alles 
damit verburden. 

W1r halten eine Zuständigkelt des Verkehrssenators für die 
gesamte Verkehrsplanung in d1esem Bereich regelrecht für eine 
subversive Akt1on der Berlingegner, auf die der Senat von Berlin 
here1ngefallen 1st und auf die S1e jetzt auch hereinfallen. Dieses 
Hauptstadtnsiko der Verlagerung von weiteren Zuständigkeiten 
auf Herrn Haase lehnen w1r ab. Wir fordern Sie auf: Gehen auch 
S1e dieses R1siko n1cht e1nl Lehnen S1e Zentralismus 1n Berl1n ab' 
Lehnen S1e d1esen Weg. den S~nn der Berliner Verfassung, den 
S1nn der Emhe1tsgeme1nde von Berl1n zu torpedieren, lehnen Sie 
d1esen Schritt zu e1ner bürgerfeindlichen Hauptstadtgestaltung 
ab, und stnTmen Sie unserem Änderungsantrag zu 1 

[8e1fall be1 BU 90/Grüne­
Vereinzelter Be1fall be1 der POS] 

Stellv. Präsident Führer: Als nächster hat das Wort für d1e 
Fraktion der FDP der Abgeordnete B1ederbick I 

Biederbick (FDP): Herr Prasident 1 Meine Damen und Her­
ren I Es komrnt selten vor, daß der Herr Landowsky recht hat. 
aber mit dem. was er h1er gesagt hat. da hat er einmal recht. 
Jawohl, er hat recht, wenn er sagt. daß der Schntt aus dem for­
malen Hauptstadtsein h1n zum wirklichen Hauptstadtwerden dte 
entscheidende und Vv1cht1gste Aufgabe der Stadtpolitik ist 

[Be1fall be1 der FDP- Verernzelter Be1fall be1 der CDU] 

und daß w1r d1eses sehr schnell, so schnell als möglich realiSie­
ren können und müssen. lch füge h•nzu - in Anknüpfung an d1e 
Debatte, d1e w1r vorher stundenwe1se geführt haben -. daß. 
wenn w1r es schneller schaffen. Hauptstadt zu werden, das auch 
das beste Arbeitsbeschaffungsprogramm für die Stadt Berl1n 
- auc~ das muß man e1nmal1n aller Deutlichkeit sagen- und alle­
mal besser 1st als jedes ABM-Programm 1 

[Betfall be1 der FDP-
Vereinzelter Beifall bei der COU und der SPD] 

Ja, w:r s1nd Hauptstadt, wtr wollen möglichst schnell W1rkl1ch 
Hauptstadt werden 1 

[Heiterkett links - Wieland (Bü go;GrUne): S1nd w1r"s nun 
oder weilen w1r's werden?] 

Und darum sagen wtr- wer A sagt. ~uß auch B sagen - J3 zu 
diesem Gesetz. Es 1st ncht.g. es 1st vernünft1g. 

[Be1fall be1 der FDP und der CDU] 

Aber - da. Herr Landowsky, gehen unsere Meinungen auch 
schon ausemander - Sie sagen. daß dieses der wicht1gste 
Schritt 1st, w1r sagen. das :st e1ner von den Schntten. die notwen· 
dig sind. We1tere fehlen allerd1ngs. und zu weiteren können S1e 
s1ch le1der n1cht rn der Lage sehen. Betspielswe1se- da hat Frau 
Schreyer zu Recht den Finger m die Wunde gelegt - d1eses 
Chaos der Stadtplanung, das w1r nach w1e vor vorfinden, das w1r 
auch •n der Hauptstadtfrage vorfinden. m1t den Dre1en von der 
Tankstelle. die statt miteinander nebeneinander arbe1ten. H1er 
wäre es, wenn Sie es W1rk!1ch ernst meinen mit der Aufgabe, 
möglichst schnell Hauptstadt zu werden. längst nöt1g gewesen. 
diese dre. Verwaltungen zusammenzulegen. Dafür bnllgen 
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Biederbick 

(A) Sie aber die Kraft n1cht auf. W1r haben es doch gerade vorge­
stern wieder erlebt, daß wir uns als Berliner blamieren, weil Herr 
Nagel und Herr Hassemer sich über den Standort des Bundes­
präsidentensitzes herumstreiten. Daß das gefundene Fressen für 
die Banner sind, wissen Sie genausogut wie ich. Da fehlt es an 
diesem Senat. 

(8) 

Es fehlt genauso, daß die zentrale Koordination w1rksam 
stattfindet. Das zentrale Hauptstadtbüro ist em Papiertiger, 
nichts sonst! Da haben Sie versagt. l1eber Herr Landowskyl Sie 
haben recht mit der These, Hauptstadt zu werden ist die wichtig­
ste Aufgabe. Dieses ist ein kleiner Schritt. Die weiteren notwen­
digen Schritte tun Sie nicht. Das 1st Ihr Fehler. Trotzdem stimmen 
wir dem hier heute zu. - Ich d:::tnke Ihnen I 

[Beifall be1 der FDP und des Abg. Niedergesäß (CDU)] 

Stellv. Präsident Führer: Meme Damen und Herren 1 Wei­
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schl.1eße die Einzelbera­
tung und verbinde die Einzelabstimmungen mit der Schlußab­
stimmung. Wer dem Gesetz zur Änderung von Zuständigkeiten 
für den Ausbau Berlins als Hauptstadt der Bundesrepublik 
Deutschland, Drucksache 12/2324, unter der Berücksichtigung 
der Beschlußempfehlung Drucksache 12/2581 se1ne Zustim­
mung zu geben wünscht. den b1tte ich um das Handzeichen! -
Gegenstimmen? 

[Pfu11 von der COUJ 

Bei Gegenst1mmmen der Fraktion BUndnis 90/Gri..Jne m1t großer 
Mehrheit angenommen 1 

[Beifall be1 der COU. der SPD und der FDP] 

[31 I 

Wir kommen zurUck zu 

lfd. Nr. 3: 

a) Drucksache12/2480: 

Antrag der Fraktion der POS über Mißtrauen 
gegen den Senator für Inneres 

b) Drucksache12/2495: 

Antrag der Fraktion der FDP über Mißtrauen 
gegen den Senator für Inneres 

Ich teile Ihnen das Ergebnis der Abstimmung m1t. 

Abgegebene St1mmen: 222 

Mit Ja haben gestimmt; 52 

Mit Nem stimmten; 1 69 

Stimmenthaltung: 

Für d1e Annahme der beiden Antrage s•nd nach Art1kel 42 
Absatz 3 unserer Verfassung m1naestens 121 Stimmen erforder­
lich. Diese Mehrheit wurde nicht erre1cht, so daß d1ese Anträge 
abgelehnt sind. 

[Beifall be1 d>:!r COU] 

[4] 

Wir kommen nun zu 

lfd. Nr. 4: 

a) Drucksache 1212524: 
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b) Drucksache 1212547: (C) 

I. Lesung des Antrags der Fraktion der POS über 
Gesetz zur Änderung des Landesantidiskrimi­
nierungsgesetzes 

c) Drucksache 12/2563: 

I. Lesung des Antrags der Fraktion der POS über 
Gesetz zur Änderung des Landesantidiskrimi­
nierungsgesetzes 

Im Ältestenrat wurde die Or1ngl1chke1t des Antrags Drucksache 
12/2563 angezweifelt. Wir müssen über d1e Dnnglichkeit abstim­
men. Wer der dnnglichen Behandlung des Antrags der Fraktion 
der POS se1ne Zustimmung zu geben wünscht. den bitte ich um 
das Handzeichen.- Gegenstimmen?- Damit 1st der dringlichen 
Behandlung widersprochen Der Antrag wird somit nicht behan­
delt. 

Ich habe dann noch Ihre nachträgliche Zustimmung zur Vorab­
überweisung der Anträge Drucksachen 12/2524 und 12/254 7 
an den Ausschuß für Frauenfragen - federführend - und an den 
Ausschuß für Inneres. S1cherheit und Ordnung einzuholen. Wer 
der Vorabüberweisung zust1mmt, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Dann ist das so beschlossen. 

[4A] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 4 A, Drucksache 12/2571: 

I. Lesung des Antrags der Fraktion der FOP über 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Betei­
ligung an den Kosten für die Betreuung von Kin- (0) 
dern in städtischen Kindertagesstätten 

Wird der Dringlichkelt widersprochen?- Das 1st n1cht der Fall. 
Ich eröffne die!. Lesung. G1bt es hierzu Wortmeldungen?- Herr 
Abgeordneter Or. Talksdorf von der Fraktion der FDP erhält das 
Wort 1 Ich schlage pro Frakt1on eine Redezelt von funf Mmuten 
vor. 

Dr. Talksdorf (FOP): Herr Präs1dentl Meine Damen und Her­
ren 1 E1n kurzes Wort zu unserem Antrag. 01e Frakt1on der FOP 
legt Ihnen heute den Gesetzentwurf für eine Änderung des am 
3. Dezember 1992 - al.so während der Haushaltsberatungen -
gegen die OppositionsfraktiOnen beschlossenen dntten Ände­
rungsgesetzes Uber d1e K1ta-Kostenbete1l1gung zur dnnglichen 
Behandlung vor. Was vor dre1 Monaten noch n1cht m voller 
Schärfe zu erkennen war. 1st heute offenkundig. Der Sehneil­
schuß der Koalit1on zum Jahresausgang schlug w1e eme Schrot­
patrone in das kompl1zierte Geflecht der Kindertagesstattener­
Ziehung em und erzeugte Nebenwirkungen, die heute ganz aktu­
ell und unUbersehbar geworden s1nd. 

Unser Gesetzentwurf n1mmt s1ch überschaubar nur emes der 
Mängel des dntten Kostenänderungsgesetzes an. Ein we1terer 
Mangel, namhch d1e Mehrkindregel,1st heute von der SPD-Frak­
tlon •m Rahmen emer Presseerklarung aufgegnffen worden. Da 
hat s1e dem Haus d1e frohe Botschaft verkUndet. daß s1ch d1e 
CDU 1n dieser Frage. den Mangel zu beheber, zu bewegen 
scheint; w1r können das gern m1tberaten. 

Wir als FDP wollen heute insbesondere das Chaos abwen­
den, das dieses Änderungsgesetz für die Vorschulerziehung in 
den Berliner Kindertagesstätten angerichtet hat. Es geht dar­
um, daß d1e Gebühren fUr die Eitern. d1e d1e Vorschulerziehung 1n 
Kitas wahrnehmef', im Durchschn1tt deutl1ch Uber 100 O;o ange­
hoben werden. Das Chaos, das dadurch verursacht wurde. liegt 
auf zwei Ebenen 
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Dr. Talksdorf 

(A) 1. Die weiterhin kostenlose Vorschulerziehung in schulischen 

(B) 

Einrichtungen führt jetzt schon, also noch vor Wirksamwerden 
des Kostengesetzes, zu zahlreichen Neuanmeldungen 1n den 
schulischen Einrichtungen, und es ist unübersehbar, daß die 
Schulen nicht in der Lage sind, alle zusätzlichen Vorklassenbe­
werbunger, anzunehmen. 

2. Die dramatische Kostensteigerung für die Kita-Vorsshular­
beit führte dort zu entsprechenden Abmeldungen. M1t Beginn 
des neuen Schuljahres im Herbst werden S1e ohne eine Ände­
rung im Sinne unseres Antrags auf dringl1che Behandlung die für 
die Eitern drastisch verteuerte Vorschulerziehung in den Kinder­
tagesstätten kaputtgemacht haben. 

[Beifall be1 der FDP] 

Damit schädigt die Koalition die K1tas in besonderer Weise, 
denn die pädagogische Konzeption der altersgemischten Grup­
pen, der familiennahen Vorbild- und Lerneffekte der Kinder unter­
einander, wird massiv gestört, wenn Sie die älteren Jahrgänge 
der fünf- bis sechsjährigen Kinder aus der Kita entfernen und in 
d1e kostenlosen Schulvorklassen schicken. Ohne eine erkenn­
bare pädagogische Konzeption wird so die Arbeit m den Kitas 
massiv gestört und behindert. 

Die Konsequenz muß se1n, unseren Gesetzentwurt möglichst 
schnell zu verabschieden, um weitere Schäden abzuwehren. Wir 
können dabei gern die Mehrkindregel- w1e sie die SPD-Fraktion 
angeregt hat und die CDU sich ansch1ckt, zu Ubernehmen -
dabei mitbehandeln. ln diesem S1nn bitte ich S1e alle um Ihre 
Zustimmung. - Schönen Dank! 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsident Führer: G1bt es we1tere Wortmeldungen? 
- Herr Abgeordneter Zillich von der Frakt1on der POS erhält das 
Wort' 

Zillich (POS): Herr Präsident I Meine Damen und Herren I Es 
bewegt sich ein1ges in bezugauf diese von Herrn Talksdort ange­
sprochene Regelung, die im Spätherbst vergangenen Jahres 
durch das Haus gepeitscht wurde. Ich war heute auf einer 
Demonstration, auf der Tausende Eitern und Kinder deutlich 
gemacht haben, daß sie nicht bereit smd, d1ese Änderung des 
Kita-Kostenbeteiligungsgesetzes, wie s1e von den Koalitionsfrak­
tionen durchgepeitscht wurde, zu akzeptieren. S1e haben Wider­
stand angekündigt. Mittlerweile haben scheinbar auch die Koali­
tionsfraktionen gemerkt, daß ihr 1n der Eile beschlossenes 
Gesetz einige Mängel aufweist, daß es doch gar nicht so sozial 
sei, wie immer behauptet. Es bewegt sich einiges auch m diesen 
Fraktionen. 

Der Antrag der FDP-Fraktion nimmt ein Problem heraus, das 
wichtig ist. Wir werden das im Deta1l beraten. W1r werden ein 
komplexeres Änderungsgesetz einbringen. Insbesondere for­
dern w1r 

d1e Beibehaltung der alten einkommensabhängigen Kita­
Kostensätze im Westteil der Stadt: 

eine Angleichung der Kita-Kostensatze in Berl1n (Ost) auf 
80 % der dann gült1gen West·Berl1ner Kostensätze: 

d1e Wiedereinführung der umfassenden Geschwistererma­
ßigung - Herr Talksdorf hat es bere1ts angesprochen, die 
SPD hat sich diesbezüglich bewegt -: 

d1e Wiedereinführung des Mindestsatzes für beh1nderte 
Kinder; 

die finanzielle Gleichstellung - wie 1m FDP-Antrag enthal· 
ten - der Vorschule in der Kita m1t der Vorklasse in der 
Grundschule: 

die Festschreibung einer gleichen Bemessungsgrundlage 
für alle Eitern, die sich auf den Nettoverdienst des Einkom­
mens des jeweils vorletzten Jahres bezieht. 

Um ein wenig zu illustrieren, wie es dazu kommen konnte, daß 
em Gesetz, ohne dessen Auswirkungen überhaupt abzuwarten, 
nun schon wieder von den Regierungsfraktionen selbst m Zwe1-
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fel gezogen wird, muß man em1ge Worte zur Geschichte dieses (C) 
Gesetzes sagen: Da standen plötzlich 1m Haushaltsentwurf des 
Senats 65 Millionen DM Mehreinnahmen an einer Stelle, wo sie 
eigentlich gar nicht h1ngehören, nämlich im Kopfhaushalt Ke1n 
Mensch wußte und konnte sagen, wie sie zustande gekommen 
sind. D~nn wurde kurz vor Abschluß der Haushaltsberatungen 
dieses Änderungsgesetz von den Koalitionsfraktionen vorgelegt. 
Die Koalitionsfraktionen haben es durchgepeitscht. Eine einge­
hende Beratung in den zuständigen Ausschüssen war nicht 
möglich und offensichtlich auch n1cht gewünscht. 

(Schippe! (CDU): Das stimmt doch nicht 1] 

Es wurde in einer Ausschußsitzung kurz beraten. Die Betroffe­
nen wurden nicht angehört. D1ese haben ihre Kritik geäußert. Sie 
akzeptieren jetzt selbst zum Teil d1ese Kritik. 

Dann erklärt die CDU-Fraktion plötzlich gestern - nachdem 
dieses Gesetz von den politisch Verantwortlichen be1m Durch· 
peitschen als sozial verträglich gerühmt wurde -, sie fänden es 
nun doch nicht mehr so soz1alverträglich. Daraufhin begrüßt die 
SPO heute den Gesinnungswandel der CDU·Frakt1on. Da fragt 
man sich doch: Nanu, wurde da weder vernünftig nachgedacht 
noch vernünftig gearbeitet? 

[Sch1ppel (CDU). Woher wollen Sie das w1ssen?] 

- Warum ändern Sie denn dann so plötzlich Ihre Auffassung? 

Es ist dnngend notwend,g, daß wir noch einmal e1ngehend 
über dieses Gesetz diskutieren. W1r werden d1e Mögl1chke1t 
dazu 1m Ausschuß haben, und wir hotfen, daß die Ansätze, d1e 
jetzt bei den Koalitionsfraktionen 1n Form von Presseerklärungen 
vorhanden sind, 1n konkrete Regelungen eingehen, die für d1e 
Eitern und Kinder wirksam sein könr.en. - Danke' 

(Beifall be1 der POS und des Abg. Dr. Talksdorf (FDP)] 

Stellv. Präsident Führer: B1tte sehr, Herr Pulz 1 

Pulz (BU 90/Gri..ine) Herr Präsident' Meine Damen und Her­
ren I Als das neue Kita-Kostenbeteiligungsgesetz m e1nem 
wirkl1ch beispiellosen Hauruckverfahren durch dieses Haus 
gejagt wurde, war es unsere Fraktion, die als erste über d1e Fol­
gen gesprochen hat. Wir leh11ten d1ese Gesetzesvorlage wegen 
ihrer soz1alen Unausgewogenhe1t ab. Schon damals war klar, 
daß viele Eitern - msbesondere die Bez1eher mittlerer Einkom­
men -, denen eine dre1- b1s vierhundertprozentige Kostenerhö­
hung ins Haus stand, ihre K1nder aus den K1tas nehmen würden. 
Besonders betroffen waren - auch das sagte ich damals schon 
- die Eitern m1t mehreren K1ndern. Ich hatte Ihnen damals vorge­
rechnet, w1e eine Fami11e m1t dre1 K1ndern in den Bereich des Ein­
kommens des Soz1alhlifesat?es geraten kann. 

[Schippe! (COU): W1r haben Ihnen bew1esen. 
daß das n1cht stimmt 1] 

Daraufhm hat Frau Biankenburg gesagt: Das sind Ja nun ke1ne 
Alu-Chips mehr. - Das war alles. was sie dafür Ubrig hatte I Das 
reicht wahrscheinlich n1cht. W1r haben heute eine Demonstration 
erlebt, wo d1e Eitern ihren Wliien zum Protest bekundeten. denn 
es erweist sich heute, daß unsere Voraussagen die r1cht1gen 
waren. Mit der massenhaften Abmeldung von K1ndern aus den 
Kitas und dem Zulauf 1n d1e kostenglinstigeren Vorschuleinrich­
tungen entzerrt sich die V1elfalt der soz1alen Klientel der Kinder­
gärten. D1e sozial Schwachen ble1ben dann am Ende unter s1ch 

01e K1ta, d1e em Sp1egelb1ld der sozialen D1fferenz1erung 
unserer Bevölkerung sein sollte und auf diese We1se auch soz1a· 
les Lernen der Kleinsten 1n1t1iert. w1rd zum bloßen Aufbewah­
rungsort Das pädagogische Geschehen wird beschäd1gt. Der 
S1nn der Gemeinschaftserziehung, d1e soziale DurchmiSChung 
und die Ak.zeptanz. gehen verloren. So wird die Entstehung des 
kUnftigen Jugendgewaltpotentials bere1ts in den Kitas beglin­
stigt1 

Ich erinnere auch an die Herausnahme der Küchen- und Rei­
nigungskräfte durch e1nen emse1t1gen Akt der Innenverwaltung 
Dies ist ein we1terer Bestandteil des Entzugs von soZialer Gebar-
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Pulz 

(A) genheit und Betreuungsqualität in den Kitas. Hier müssen sich [48] 
Erzieher und Eitern wehren, und unsere Fraktion erklärt s1ch mit 

(C) 

(8) 

ihnen solidarisch. Wrr kommen dann zur 

Wir fordern eine Aussetzung des Kita-Kostenbeteiligungsge­
setzes und eine Erarbeitung neuer Tabellen zusammen mit den 
Betroffenen in den Bezirken, dem LEAK und der GEW. Bis zur 
Einführung eines neuen, wirklich basisdemokratisch erarbeiteten 
Kita-Kostenbeteiligungsgesetzes blerben d1e alten Regelungen 
in Kraft. 

[Palm (CDU): Ist das schön I] 

-Ja, ich bin nun mal wirklich ein Mensch, der an der Basis, in der 
Bürgerbewegung der DDR gearbeitet hat, der also weiß, was 
das ist. 

[Zurufe von der COU: Ja, Ja I] 

Wir müssen also über den Antrag der FOP-Fraktron hrnausge­
hen. Wir werden ihn durch einen Ersetzungsantrag rm Ausschuß 
weiterführen. - Ich danke 1 

[Beifall bei Bü 90/GrGne und ber der POS] 

Stellv. Präsident Führer: Voro der Fraktron der SPD der 
Abgeordnete Nolte I 

Nolte (SPD): Herr Präsident 1 Merne Damen und Herren 1 Ein 
paar Worte muß man doch zu den Angrrffen der Opposrtron 
sagen, weil überhaupt nicht i..iber die Rahmenbedrngungen 
gesprochen wurde, die dieses Krta-Kostenbeteilrgungsgesetz 
hat. Wir haben damals gesagt. als das Gesetz beschlossen 
wurde: Es geht uns darum,_ daß kerner von den ungefähr 1 500 
Erzieherinnen, die srch im Überhang befinden, gekl.rndigt wrrd. 
Diese Zusage ist erngehalten worden. Weiter haben wrr gesagt, 
daß wir in Berlin die Kita-Gruppengröße von 15, dre dre niedrig­
ste im gesamten Bundesgebiet 1st. erhalten wollen. Auch d:ese 
Zusage ist eingehalten worden. 

Wir stehen aber unter dem Druck der anderen Bundesländer, 
daß die Einnahmen aus der Kita-Kostenbeteiligung gestei­
gert werden müssen. ln Berlin wurden durch die Elternbeltrage 
bisher etwa 8 Prozent der laufenden Kita-Kosten qedeckt. Wir 
werden sie mit diesem Gesetz auf etwa 12 Proz€nt steigern. 

Wir sehen auch die Schwierigkeit, daß bestrmmte Bedingun­
gen, insbesondere Abstimmungen zwischen der Senatsver· 
waltung für Jugend und der für Schule, bisher nicht so gege­
ben sind, wie wir uns das vorgestellt haben. Insofern g1bt es auch 
dre Erklärungen der beiden Regierungsfraktionen, daß wrr uns 
damit noch einmal befassen und e1ne Regelung dafür finden wol­
len. 

Es w1rd möglich sein. spatestens zum nächsten Krta·Jahr 
Regelungen zu frnden, die best1mmte soziale Probleme lösen, dre 
diese Kita-Kostenbeteiligung hervorgerufer hat. Wir wollen die 
Krta-Kostenbeteiligung also nicht völlrg verändern. Es brrngt 
auch überhaupt nichts, sre gänzlich mreszumachen. Es srnd Rei­
bungspunkte darin enthalten, und dre werden wrr spci.testens 
zum nächsten Kita-Jahr glätten. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Nunmehr liegen keine ·w·eiteren 
Wortmeldungen vor. Ich schlage vor, den Antrag an den Aus­
schuß für Jugend und Familie und an den Hauptausschuß zu 
Uberweisen. Wer diesen Vorschlägen folgen möchte. den brtte 
ich um das Handzeichen I- Gegel'stimmen?- Enthaltungen?­
Dann ist das so überwiesen. 
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lfd. Nr. 4 B, Drucksache 1212586: 

I. Lesung des Antrags der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der CDU über Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung des Universitätsklinikums 
Rudolf Virchow der Freien Universität Berlin vom 
21. Juli 1987 

Wrrd hier der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nrcht der 
Fall. Dann darf ich die I. Lesung eröffnen. Gibt es Wortmeldun­
gen? - Das sehe rcr. nicht. Dann schlage ich Ihnen vor, den 
Antrag an den Ausschuß für Wissenschaft und Forschung zu 
überwe1sen. Wer dresem Vorschlag folgen möchte. den bitte 1ch 
um das Handzerehen' - Gegenstimmen? - Enthaltungen? -
Damit Uberw1esen. 

[51 

Wrr kommen danr> zur 

lfd. Nr. 5, Drucksache 12/2440: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD und der Frak­
tion der CDU über Perspektiven der Stadtentwick· 
lung Berlins 

G1bt es zur Begründt..ng Wortmeldungen? - Herr Kliche, S1e 
haben das Wort 1 

Kliche (SPD}: Herr Präsrdent 1 Meine Damen und Herren 1 Die 
·;erliegende Große Anfrage sol! eine Bestandsaufnahme aus 
polrtrscher und fachlicher Sicht vom zuständrgen Senator abfor· (D) 
dern. Sie wird zergen. daß Berlrn. Jahrzehntelang ein Symbol der 
Trennung. heute für v1ele als Prüfstein des Einrgungsprozesses 
grlt. Der Fall der Mauer öffnete fl.rr Berlin we1te Horizonte. ver­
führte zu Schwärmerelen und euphorischem Gerede b1s hrn zur 
Festlegung: Berlrn wird dre größte Wirtschaftsmetropole zwr­
schen Paris und Moskau. Aber nachdem zumrndest der Westteil 
der Stadt in den ersten zwer Jahren nach dem Fall der Mauer vom 
Verernrgungsboom profitreren konnte, sreht heute dre Lage für 
die Bevölkerung in be:den Teilen der Stadt wenrger rosig aus. 
Erne dramatische Arbertsplatzvernrchtung - besonders rm rndu­
strrellen Bererch -. fehlende Wohnungen. unsrchere Entschei­
dungen über weitere lnvestrtionen, eine zu knappe frnanzrelle 
Ausstattung und vreles andere :nehr lassen das Ziel der expan­
dierenden europ<i.ischen Doenst!eistungsmetropole auf Jahre hrn-
aus nach hrnten verschwinden 

Auf drese Entwrcklung muß Berlin gerade rm Rahmen der 
Stadtentwicklung reagieren. W1r müssen Anre1ze schaffen und 
Lösungen finden. u!T' d1e Zukunft optimistischer zu gestalten. 
Von selbst kommt n1chts. Dazu bedarf es Zielvorgaben. und d1e 
Polrtrk darf srch nrcht auf den 23. September 1993 konzentrieren, 
denn wenn wrr nrcht den Olymprazuschiag bekommen, darf das 
nrcht zu ernem Absturz rns pol,trsche Jammertal werden. 

[Wolf (PD SI: Wrr werden uns freuen 1
] 

- Das giaube 1ch 1 

Zu ernzeinen Punkten unserer Großen Anfrage möchte rch 
noch einrge Anmerkungen loswerden: 

Zu Nr. 3 der Anfrage halten wrr d1e vorhandenen Möglichker­
len der Zusammenarbeit mit Brandenburg auch mrt Blick auf 
den neuen FNP 91 im Rahmen ernes Zweckverbandes für unzu­
rerchend. Wir srnd als Fraktron der SPD der Auffassung. daß 
zumrndest ern Reg1onalverband das Ziel rst. das srch der Senat 
setzen muß. Das Wird merne Fraktron auch weiterhin fordern 1 

Wrchtrg ist fUr uns rm Rahmen des Hauptstadtvertrags dre 
Zusrcherung - dres war vorhrn bererts Gegenstand der Drskus­
sion -. daß den Bezirken rhre Mitbeteiligung im Verkehrs· 
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Kliche 

(A) wesen gesichert Wird- Wir Sind der Auffassung, daß der Senat 
gemeinsam mit den Bezirken d1eses einvernehmlich unter sich 
regeln kann. Diese Zusicherung müssen die Bezirke erhalten, 
ohne daß gleich der Hauptstadtvertrag gerändert w1rd. Das 
bedeutet für uns auch, daß wir einen Teil der Bürokratie überwin­
den müssen. 

Ich möchte mich in meinen Ausführungen kurz fassen, weil das 
Interesse im Haus n1cht sehr groß ist. - Zu Nr. 6 der Anfrage ist 
anzumerken, daß uns innerhalb der Stadtentwicklung weiterhin 
die zu erwartenden negativen sozialen Auswirkungen und die 
einsetzenden Verdrängungsprozesse für die seit Jahrzehnten 
in Ber!in wohnende Bevölkerung große Sorgen bereiten. Hier 
müssen noch Antworten gefunden werden, die die Ängste der 
Bevölkerung beseitigen. Wir erwarten heute von Ihnen erste Hin­
weise, Herr Senator, wie beispielsweise mit Hilfe der Milieu­
schutzsatzung weite Teile der Bevölkerung in den Ortsteilen vor 
d1eser Verdrängung geschützt werden können. 

[Beifall der Frau Abg. Schermer (SPD)] 

Gerade die offenen Fragen der zukünftigen Verkehrsplanung 
sind 1mmer noch nicht geklärt. Hier sind Konzepte und keine Em­
zellösungen gefragt. Wir werden uns Weiterhin m1t diesem leidi­
gen Punkt beschäftigen müssen. 

Offen sind auch die Fragen der Grundstückspolitik des 
Senats. Was macht eigentlich die Landesentwicklungsgesell­
schaft? W1e steht es um e1ne ausreichende Vorsorge an Grund­
stücken für die noch nicht präzise fonnul1erten Vorhaben? 

Hauptstadt, meine Damen und Herren, wird man nicht durch 
einen Bundestagsbeschluß 1 Wir müssen selbst ln1tiat1ven und 
eigene Ideen einbringen I Der Senat und Bann machen es uns 
manchmal nicht leicht. Ich erinnere an den D1ssens um den Sitz 
des Bundespräsidenten, um Planungsverci.nderungen am Pots­
damer Platz, um die Gestaltung der Leipz1ger Straße und v1eles 
andere. Von n1chts kommt nichts I H1erzu bedarf es Vorgaben und 
Ideen, um Akzeptanz und Verständnis nicht nur in Berl1n. sondern 

(8) überall in Deutschland für uns zu gewinnen 

[Beifall be1 der SPO] 

Stellv. Präsident Führer: Für die Beantwortung der Großen 
Anfrage hat nun Herr Senator Or. Hassemer das Wort 1 

Or. Hassemer, Senator für Stadtentw1cklung und Umwelt­
schutz: Herr Präsident' Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren1 Die Vereinigung Berlins. die neue Rolle der Stadt als Haupt­
stadt und Regierungssitz e1nes gee1nten Deutschlands sowie 
auch als Kern einer ländlich strukturierten Region von künftig 
sicherlich mehr als 5 M1llionen E1nwohnern lösten vor allem im 
Ostteil der Stadt einen gravierenden Funktionswandel aus. 
Dieser Prozeß 1st 1n hohem Maß von dem Strukturwandel der 
Wirtschaft, dem steigenden Bedarf an Wohnungen und Infra­
struktur einerseits und dem hohen lnvest1t1onsdruck bei feh­
lender Bauleitplanung in der Stadt andererseits gekennze1chnet. 
Deshalb sind seit dem Fall der Mauer unsE:re pol1tischen und pla­
nensehen Aktivitäten darauf ausgerichtet. auch mit den Instru­
menten der räumlichen Planung mögl1chst schnell wertgle1che 
Lebensverhältnisse zwischen Ost und West in der Stadt herzu­
stellen. 

Der Schwerpunkt der Stadtentwicklungspolitik des Senats 
liegt eindeutig im ehemals östlichen Teil der Stadt. H1er l1egen 
die größten Entwicklungspotentiale Berlms: hier f1nden wir zu­
gleich die drängendsten Probleme: hier stehen wir in der Pfl1cht. 
besonders schnell für Verbesserungen zu sorgen. Der überwie­
gende Tell nicht nur der uns zur Verfügung stehenden Mittei. son­
dern auch unser besonderes Engagement und unsere persön­
lichen besonderen Anstrengungen gelten deshalb den östlichen 
BeZirken. Ich möchte zur Frage 1 -als Gerüst meiner Antwort­
acht Leitlinien unserer Stadtentwicklungspolitik vortragen. 

Grundsatz 1: Primär gilt für den Jetzigen großen Schub der 
Berliner Stadtentwicklung der Grundsatz: Stadtwerdung vor 
Stadterweiterung. Wir wollen die durch Kr1eg und Nachkriegs­
zeit geschlagenen Wunden der Stadt w1eder m1t d1es8m neuen 
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Zuwachs heilen, bevor w1r bisher unbebaute Flächen in 
Anspruch nehmen. Wir wollen auch mit solchen besonderen 
Herausforderungen wie dem Umzug von Regierung und Parla­
ment und den Olympischen Sp1elen im Jahr 2000 die innere 
Stadt wieder herstellen und Großstädtigkeit zurückgewinnen. 
Wir nutzen d1ese Projekte zum Wiederaufbau Berlins. Der hohe 
Flächenanteil für die Nutzungen Arbeiten und Wohnen soll pn­
mär durch bessere Ausnutzungen und Verdichtungen der bereits 
bebauten Stadt gedeckt werden. Unser Planungskonzept zielt 
auf bis zu 400 000 neue Wohnungen und über 300 000 neue 
Arbeitsplätze m Berlin. Die meisten dieser neuen Wohnungen 
bauen wir in der bereits existierenden Stadt durch Ergänzungen 
und Verdichtungen nicht ausgenutzter Einfamilienhausgebiete 
belspielsweise am Rand und entlang der Schnellbahnstrecke. 

Ich will in d1esem Zusammenhang die Frage 8 nach dem Flä­
chenverbrauch beantworten. Der Senat legt im Rahmen der 
Stadtentwicklungsplanung emdeutige Priorität auf die innere 
Verdichtung durch Bestandsentwicklung, auf die Arrondierung 
vorhandener Bauflächen oder Stadterweiterung. Diesem Prinzip 
der gestuften Flächeninanspruchnahme trägt auch der Flächen­
nutzungsplan mit seinen Erläuterungsplanen, so wie ich ihn vor­
lege. durch die Darstellung unterschiedlicher Zeltstufen der bau­
lichen Inanspruchnahme Rechnung. Außerdem liegt der Grund­
satz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden generell 
der Abwägung im Rahmen des Fiächennutzungsplanaufstel­
lungsverfahre'ls zugrunde. 

Grundsatz 2: Berlin veremt. und so soll es auch bleiben. v1ele 
Städte. Der Zuwachs der Stadtentwicklung soll zur ProfilierunQ 
der verschiedenen innerstädtischen Zentren und ihrer Unter­
schiedlichkeiten und nicht zu deren E1nebnung führen. 01e 
belden Mitten der Stadt smd Te1le dieser differenzierten Land­
schaft. allerd1ngs solcher vor: besonderer Bedeutung. Oie tradi­
tionelle M1tte Berlins soll sich wieder als staatliche Mitte des Lan· 
des profilieren und das internationale kulturelle Hauptzentrum 
Berlins werden. Zugleich 1st es eme st<i.dtische Mitte mit Rat­
haus, den bedeutendsten öffentlichen Plätzen und Straßen für 
Wohnen und Einkaufen. D1e Wettbewerbe Spreebogen und 
Spreel'lSel, Hauptbahnhof. Bahnhof Fnedrichstraße, vor allem 
aber Aexanderplatz, der 1etzt bearbe1tet w:rd, stehen für d1e neue 
Profil1erung dieser M1tte. Das westl1che Zentrum rund um den 
Kurfürstendamm wollen w1r ais das nach dem Krieg m hohem 
Maß 1dent1t<i.tsstiftende Berl1ner Zentrum m1t Dienstleistungen, 
Wohnen, Emkaufen und Restaurationen aufrecht erhalten 

Gru:-1dsatz 3: Wir wollen Berlin auf seiner gesamten Fläche 
a!s Wohnort für die Berliner Bevölkerung und d1e künftigen 
Bewohner erhalten und weiterentwickeln. Wohnen und Arbeiten. 
aber auch Erholung und Fre1zeit sollen nach dem Gebot der 
Funkt1onsm1schung und n1cht getrennt 1m Stadtgebiet angeord­
net werden. 

Als Beisp1el verwe1se 1ch auf de!l Nordosten der Stadt, der 
WIChtigsten Stadtergänzung. D1e Zielzahl von bis 200 000 zu­
sätzlichen Einwohnern ist auch m1t mindestens 60 000 Arbeits­
plätzen in d1eser Region verbunden. in d1esem Zusammenhang 
legen wir besonderen Wert darauf, daß mnerhalb der Stadt aus­
reichend Ficiehen für famil1engerechte Wohnungen auch 1n Form 
von E1genhe1men zur VerfUgung geste:it werden. Im Einzugsbe­
reich der Scf,nellbahnstat1onen in ger:ng genutzten Einfamilien­
hausgebieten können d1e bestehenden Potentiale durch innere 
Verdichtung aktiviert werden 

Grundsatz 4: Berlin 1st nach W1e vor Deutschlands größter 
Standort für Gewerbe und Industrie. W1r wollen den Arbeitsort 
Berlin erhalten und stärken. Unsere Stadtentwicklungspolitik 
wird nicht nur d1e dafür nöt1gen Flachen bereitstellen. sondern 
auch 1n der Flächenpolitik Vorkehrungen fLir den nöt1gen Struk­
turwandel von Gewerbe und lndustne anges1chts der neuen 
1nnerstadt1schen Bedingungen treffen 

lch nenne vor allem den Südosten. Im Südosten streben w1r 
die Fortführung der großen Arbeitsplatztraditionen Berl1ns ZWI­

schen SchOneweide und Adlershof an. Die Konzeption h1er 
he1ßt: Zusammenführung hochqualifiZierter, auf d1e Ausstrahlung 
der Großstadt ausgerichteter Arbeitsplätze im produz1erenden 
Bere1ch m1t herausragenden Wohnlagen in der Omgebung von 
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Wäldern, der Spree und dem Müggelsee. ln diesem hochqualita­
tiven Gebiet und in diesem konzeptionellen Zusammenhang 
erhält das Ihnen bekannte Projekt Adlershof-Johannisthai seinen 
besonderen Stellenwert. 

Oie Stadtentwicklung muß sich - zum zweiten - nun auch um 
die Spielräume für die Erweiterung des Dienstleistungssek· 
tors kümmern; das ist ganz ohne Zweifel die wichtigste 
Ansehubkraft der Arbeitsplätze in unserer Stadt. Diese Dienstlei­
stungen dürfen wir n1cht allein im Zentrum Berlins konzentrieren. 
Das Konzept sieht dafür die verkehrsplanarisch besten Orte des 
1nneren S-Bahn-Rings vor. Dort soll sich so auch die vielleicht 
nachhaltigste neue Prägung des Stadtbilds ergeben, dort wird 
sich die Skyline Berlins in den nächsren zwanzig Jahren am stärk­
sten verändern. 

Grundsatz 5: Berlin soll auch 1n Zukunft d1e "grüne Stadt"' 
bleiben. Wir wollen neue Parks, verbesserte Freiräume, noch 
mehr begrünte Straßenzüge und vor allem die Wahrung der öko­
logisch wichtigen Landschaftsräume. die sich 1n die Stadt hinem­
bewegen. D1esem Grundsatz unterwerfen wir auch unsere 
Stadterweiterungsplanung. Auch h1er wieder das Be1spiel Nord­
osten. Dort soll es nicht nur Siedlungserweiterungen geben, 
sondern wir planen dort insgesamt nicht wen1ger als 1 700 
Hektar neuen Landschaftsparks. Damit wollen w1r zugleich errei­
chen, daß die neuen Wohn- und Arbe1tsplätze dort keine Traban­
tenstädte werden, sondern hohe attraktive Siedlungsqualität 
erhalten. 

Die Berliner Seen und Wasserläufe sollen mit ibren Uferzo­
nen stärker als bisher in die Stadtgestaltung einbezogen werden. 
Rummelsburger Bucht, Hauptbahnhof. Bahnhof Fr1edrichstraße. 
Reg1erung -das sind die Stichworte. d1e auch d1eses Stadtver­
änderungsziel benennen. Alles, was wir zu diesen Geb1eten 
machen, bez1eht Ufer. bezieht den Flußlauf mit ein. Zugleich sind 
d1e Wasserwerke von Havel und Spree. Kanäle und Hafenanla­
gen, den wachsenden wirtschaftlichen und verkehrliehen Anfor­
derungen der Stadt entsprechend. schrittwe1se auszubauen und 
für die Aufnahme europäischer Sch1tfs- und Transportverkehre zu 
gestalten. 

Grundsatz 6: Wir betreiben d1e Zukunftspianung Ber!1ns nach 
ökologischen Kriterien. Für uns ist das Ziei einer nachhaltigen 
Garantie natürlicher Ressourcen in Beriln durch d1e Stadtpla­
nung ebenso w1cht1g wie die Ermöglichung neuer städtischer 
Entwicklungen. Indem wir uns entwickeln, dürfen wir unsere 
natürlichen Ressourcen nicht zerstören. Auch m der Art und 
We1se von Städtebau. in der Form, w1e wir neu bauen, setzen wir 
ökologische Maßstäbe bei Themen wie Energ1e und Wassernut­
zung. 

Im Zusammenhang damit d1e Antwort auf d1e Frage 7 Es 1st 
für uns selbstverständlich, daß das Landschaftsprogramm 
gemeinsam mit dem Flächennutzungsplan vorangetneben und 
verabschiedet w1rd. Wir haben bewußt das Landschaftspro­
gramm in seinem Entwurf vorgestellt. bevor w1r den Flächennut­
zungsplanentwurf erarbeitet hatten Dies wird jetzt das Mater1al 
se1n, um das eine mit dem anderer Konzept m Ubereinstimmung 
zu br1ngen. 

Grundsatz 7: Als Hauptstadt Deutschlands bedarf Berl1n 
moderner, großzüg1ger und zugle1ch differenzierter Verkehrs­
planung und Verkehrslösungen. Unter dem Aspekt ökologi­
scher Verträglichkeit müssen d1e Erfordernisse der die Stadt 
berührenden internatiOnalen Verbindungen w1e der ,A.usbau der 
die mnerstädt1schen Geb1ete verbindenden und erschließenden 
Verkehrswege der Straße. der Sch1ene und der Wasserstränge 
aufeinander abgest1mmt werden. Deshalb ist der w1cht1gste 
Bahnhof wegen der Priorität der Sch1ene eben m der Mitte; und 
deshalb übngens ist auch der Tunnel. der die Querverbindungen 
des Eisenbahnrings herstellt so bedeutsam. Für den öffentlichen 
Personennahverkehr sind die Sch1enenwege der City-Bahn, der 
S-Bahn, der U·Bahn, sowie Abschnitte der Straßenbahn als Trä­
ger der Hauptverkehrslast auszubauen. 

Grundsatz 8: Nachdem Mauer und Stacheldraht gefallen sind, 
wollen wir auf allen Gebieten, insbesondere aber 1n Fragen von 
Planung sowie von Natur und Umwelt. die engste Abstimmung 
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und Zusammenarbeit mit Brandenburg, die denkbar ist Ziel 
ist eine echte Partnerschaft, die nicht nur den Ansprüchen 
unserer gemeinsamen Umwelt gerecht wird, sondern unmittelbar 
den Menschen m Brandenburg und Berlin nutzt. Die selbstver­
ständlichste und augenscheinlichste Ausprägung dieser Zusam­
menarbeit ist dabei nach meiner Überzeugung der gemeinsame 
Erhalt der unteilbaren Landschaft mit ihren noch unzerstörten 
Qualitäten und des ungewöhnlichen Reizes einer profilierten 
Stadtkante am Rande einer so großen Metropole wie Berlin. Hier 
dürfen wir Fehlentwicklungen nicht weiter zulassen. Berlin und 
die umgebende brandenburgische Region bilden emen funktio­
nalen Verflechtungsraum. 

Über d1e Ziele - das ist zugleich die Antwort auf die Frage 3 -
haben wir uns eigentlich m1t Brandenburg bereits geeinigt. Wir 
haben die Zielplanung sowohl für den Verflechtungsraum wie 
auch für das Landesentwicklungsprogramm be1der Länder mit­
einander besprochen, wir sind uns einig. Wir sollten - das 1st 
mein Appell an Brandenburg - d1ese E1nigung nun auch 1n 
Staatsverträgen festlegen und uns gegenseitig verbindlich 
machen. Bis zu diesem Ze1tpunkt ist es nach den Vorschriften 
des Bundesbaugesetzes nötig, unsere Planungen miteinander 
abzust1mmen - übrigens nicht nur auf Landesebene, sondern 
auch mit den Gemeinden im Verflechtungsraum um uns herum. 

D1e Antwort auf d1e Fragen 2. 4 und 5 betreffen d1e lnstru· 
mente. die wir emsetzen. Um die oben von m1r vorgestellten Ziele 
umzusetzen, stehen im System der Bauleitplanung und der Infor­
mellen räuml:chen Planung zahlre1che Instrumente zur Verfügung 
-das WIChtigste 1st der Flächennutzungsplan. W1r nehmen uns 
etwas - nach den Erfahrungen, d1e wir m der Vergangenheit 
gemacht haben -kaum Vorstellbares vor, nämlich noch 1n dieser 
Legislaturperiode - das bedeutet. b1s Ende 1994 - den Flächen­
nutzungsplan zu verabschieden. Der Entwurt 1st erarbeitet; die 
vorgezogene Bürgerbeteiligung wird in ein1gen Wochen begin­
nen, d1e Bezirke sind in d1e ersten Diskussionen einbezogen: w1r 
sind m1tten be; der Arbe:t und 1ch hoffe, es ziehen w1rkl1ch alle so 
mit, w1e es nöt1g 1st. wenn wir bis 1994 fertig werden wollen. 

Bere1ts 1m vergangenen Jahr sind d1e Grunalagen fUr die 
Bere1cflsentw1cklungsplanung 1n allen östlichen Bezirken nach· 
geholt worden. W1r setzen allerd1ngs heute aud- - vor Verab­
schiedung des Flächennutzungsplans - bereits d1e vorgezoge· 
'len Instrumente des Bundesbaugesetzes ein: es geht um 
Bebauungspläne, d1e vorgezogen werden. um Vorhaben und 
Erschl1eßungspläne und eben auch um den konzeptionell abge· 
SICherten § 34 Bundesbaugesetz. Wir können - auch wenn Wir 
so schnell smd m1t dem Flächennutzungsplan- :n d1esen Mona­
ten n1cht m1t ProJekten warten, b1s dieser Plan verabschiedet 1st 
Wir brauchen die Entscheidung auf der Grundlage d1eser vorge­
zogenen Instrumente. 

01e Frage 9: D1e Bodenvorratspolitik des Senats - denn die 
Instrumente betreffen auch d1e neuen Maßnahmen die wir nach 
den Gesetzen. Insbesondere nach dem Maßnahmegesetz. zu 
ergre1fen haben - bezieht sich auf den Erwerb und d1e Siche­
rung. auf die Bere1tstellung von Flächen fUr die Entwicklung der 
Stadt. Wir haben mehrere Entwicklungsbereiche 1nzwischen :n 
Gang gesetzt - denken S1e an d1e Wasserstadt Oberhavei. an 
Köpemck. an d1e Rummelsburger Bucht, an d1e Eldenaer Straße. 
an den Elsterwerdaer Platz. an Karow. Das sind •=li!es ProJekte. 
wo w1r em Instrument anwenden, das w1r vor zwe1 Jahren nocb 
gar nicht kannten. wo w1r Jetzt n1cht nur Erfahrungen sammeln, 
sondern erste ErgebniSSe produzieren. D1e Berlmer Entwick­
lungsgesellschaft wird. nachdem sie gegründet 1st. d1e Grund­
stücke, d1e die Stadt fUr ihre Entwicklung braucht. erwerben kbn­
nen und dam1t neue Mögl1chke1ten, neue Anstöße geben. 

Ich komme zur noch n1cht beantworteten Frage 6, d1e eme 
zentra1e Bedeutung für d1e zukUnft1ge Entw1ckiung hat, nämlich 
nach den sozialen Auswirkungen - nicht unserer Planungen. 
sondern der Entwicklung, d1e Berlin nun erfaßt hat. Der Senat 
1st bestrebt negative soz1ale Auswirkungen durch Ausschöp­
fung aller gesetzlichen Mögl1chkeiten des Bau- und Planungs­
rechts abzuwenden. D1e Instrumente hierfür smd die vorberei­
tende und verbindliche Baule1tpianung. Es sind auch d1e Satzun­
gen. d1e von Ihnen, Herr Kliche. genannt wurden: die Erhal-
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(A) tungssatzung, die Milieuschutzsatzung. Wir müssen nur dar­
auf achten, daß wir nicht dem Irrtum verfallen, daß da möglichst 
v1el auch schon das Beste wäre. Wir müssen diese Instrumente 
sehr z1elsicher einsetzen, damit die wirklich problematischen 
Gebiete unseren Schutz bekommen und damit wir anschließend 
nicht in einem Gießkannensystem niemand wirkungsvoll schüt­
zen. Der Schutz ist auch durch die Unterstützungen im Bereich 
des Mietwesens gesichert. Es ist durch die Fortführung des 
sozialen Wohnungsbaus gesichert. Es ist insbesondere auch 
dadurch gesichert, daß wir die Weiterführung der Nutzung 
"Wohnen" innerhalb des S-Bahnrings in unsere Flächennut­
zungsplanung einbeziehen. Wir wollen, daß 1n der Innenstadt 
ke1ne Bürostadt entsteht; auch mitten in Berlin. 

(B) 

[Frau Abg. Schermer (SPO) meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.] 

mitten im Innenbereich Berlins wollen wir uns um Wohnen küm­
mern. wollen wir nicht nur das erhalten. sondern auch die Weiter­
entwicklung von Wohnen ermöglichen. 

Stellv. Präsident Führer: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage? 

Or. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt­
schutz: Ja, bitte sehr' 

Stellv. Präsident Führer: B1tte sehr' 

Frau Schermer (SPD): Wie stehen Ste zu dem doch relat1v 
großflächigen Verkauf von Grundstücken der Treuhand im 
lnnenstadtbereich? Ich befürchte, daß eine Entwicklung ent­
steht, wo Wohnen und Arbeiten nicht in dem Maße möglich sind 
wie wir es uns gemeinsam wünschen. wenn ich z. B. an Ve~­

sicherungen denke. Wie stehen Sie dazu? 

Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt­
schutz: Wir müssen bei diesen Verkäufen der Treuhand 1mmer 
sehen, daß bei den Erwerbern bestimmte Nutzungsabsichten 
bestehen mögen, daß aber die Entscheidung über d1e Nutzungs­
rechte durch die Planung der Stadt. durch den Flächennutzungs­
plan und die Bauleitplanung gefällt w1rd. Wir haben als öffent­
liche Hand die Möglichkeit, darüber zu bestimmen, welche 
zukünftige Nutzung auf welchen Grundstücken erlaubt sind. Und 
die Zusammenarbeit mit der Treuhand ist gerade auch auf 
diesem Feld im Laufe der Zeit Zug um Zug besser geworden. D1e 
Treuhand hat sich sehr früh dafür mteress1ert, w1e w1r mit der 
räumlichen Strukturkonzeption und jetzt mit dem Entwurf des 
Flächennutzungsplans unsere öffentlichen Konzept1onen für d1e 
Entw1cklung von Wohnen, Gewerbe und Büro in den Senat und 
in das Abgeordnetenhaus bringen wollen. Wir sind, gerade was 
diese Zusammenarbeit angeht an einem sehr günstigen und 
sehr guten Entwicklungspunkt angekom'llen. Es kommt dazu, 
daß wir von der Treuhand ankaufen, wenn es Grundstücke gibt, 
die auch für weitere Nutzungen verfügbar werden, daß w1r also 
versuchen, durch Ankäufe einen unmittelbaren Zugnff auf d1ese 
Grundstücke und dam1t auf die Nutzunqen zu haben. Aber 1ch 
füge h1nzu, weil das der ZusammenhanQ memer Ausführungen 
war: Auch das wird mcht verhmdern, daß die Nachfrage :n 
bestimmten Gebieten der Stadt zu erhöhten Mieten und damit zu 
erhöhten Belastungen führt. W1r müssen uns dan.iber klar sein, 
daß w1r d1e Entwicklung, die die nicht mehr geteilte. n1cht mehr 
ummauerte Stadt jetzt nimmt, daß diese Entwicklung auch eine 
Entwicklung der erhöhten Nachfrage und dam1t auch der erhöh­
ten Aufwendungen se1n w1rd. 

Das, was wir h1er bauen, die Hauptstadt Berlin, 1st zweifellos 
nicht nur eine Entwicklung von neuen Büros, es ist auch nicht nur 
die Ansiedlung von Regierung und Parlament. D1e Hauptstadt 
Berhn, das ist der Aufbau der Stadt für d1e Berliner mit :hren 
Ansprüchen auf Wohnen und Arbeitsplätze. Wir haben, wenn w1r 
das Wort "Hauptstadt Berlin und ihr Aufbau" in den Mund neh­
men, auch Regierung, aber w1r haben vor allem Plätze für Arbe1t 
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und Orte für das Wohnen der Berliner im Auge. Das ist das (C) 
Hauptziel der Stadtentwicklungsplanung auch in unserer nun 
ungeteilten Stadt. - Vielen Dank 1 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Stellv. Präsident Führer: Für die Besprechung sind zehn 
Minuten Redezeit pro Fraktion vorgesehen. Für die CDU-Fraktion 
hat der Abgeordnete S1mon das Wort I 

Sirnon (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Nur ein paar kurze Anmerkungen von mir für unsere Fraktion in 
dieser Debatte, da der Kollege Wittwer nachher noch einige 
Details aufgreifen wird: 

Es gibt viele Themen in dieser Stadt, die im Augenblick sehr 
große Bedeutung haben und deren Entscheidung sehr weitrei­
chend sein w1rd. aber es gibt kein Thema, das in seinen Ent­
scheidungen so weitreichend ist wie das Thema "Stadtplanung 
und Stadtentwicklung". Was wir hier tun, das wird uns nicht zehn 
Jahre, nicht zwanzig Jahre, das wird uns mit Sicherheit erheblich 
darüber hinaus und damit letztendlich nicht uns, sondern unsere 
Kinder, Kindeskinder und was weiß ich für Generationen bewe­
gen. Deshalb werden hier bei diesem Thema die entscheiden­
den Weichen für die Entwicklung der Stadt weit über e1n Jahr­
hundert hinaus gestellt, und wir haben d1ese einmalige Chance. 

[Berger iBü 90/Grüne): Cas 1st ganz neu. Herr Sirnon 1] 

Wenn 1ch das mal kurz betrachte. was hier eben vom Senator 
vorgetragen worden 1st, danr. haben wir uns in unserer Gesell­
schaft heute alle eine Mentalität angewöhnt: Alles, was kritisch 
1st, das begleiten wir mit großer Aufmerksamkeit, und wenn mal 
etwas gut läuft und wenn es trotz aller Debatten in we1tgehen· 
dem Konsens läuft, dann wird es kaum beachtet Ich konstat1ere 
das h1er auch so: wenn 1ch 1m Moment 1n das Haus schaue, dann 
meine 1ch. daß w1r d1ese Mentalität rückfolgern können. Hier ist 
es eben nicht krit1sch. Hier sind d1e Planungen b1sher in e1ner (0) 
ganz hervorragenden Art urd Weise 1n all den Planen. all den 
Wettbewerben, ail den Diskuss1onen geschehen, d1e be1 aller 
Diskussion einen weltgehenden gesellschaftlichen Konsens fUr 
diese künft1ge Gestaltung dieser Stadt und ihres Umlandes 
geben. Das ist e1ne gute Sache, und das sollte man hier auch 
emma: sagen, wenn es auch nicht be1 denen auf Beifall tr1fft, d1e 
immer und Liberal; etwas herummäkeln. Das ist eine Sache. wo 
auch einmal Be1fall gegeben werden muß. 

[Beifall be1 der CDU - Veremzelter Be1fall bei der SPD] 

Ich kann nur hoffen. daß w1r das, was sich da in den letzten 
Wochen und Monaten an Ansätzen und auch in weltergehenden 
Planungen geze1gt hat, alles miteinander- das geht auch an das 
Panament. n1cht nur an die Exekutive- durchhalten. daß w1r nicht 
1n den Fehler verfallen, den w1r im alten West-Berlin häufig 
gemacht haben, gerade auf dem Gebiet der Stadtplanung, näm­
lich in Legrslaturpenoden von vier oder acht Jahren zu denken 
Nein, das dUrfen w1r uns hier nicht le1sten. Wenn die Vorvater 
unserer heut1gen Stadtplanung, die wir heute Grundmusterstruk­
tur der gesamten Stadt Berlm haben, einmal so gedacht hätten. 
Wo wäre diese Stadt heute? WirmUssen v1ei we1träum1ger, viel 
großräumiger denken. und ich hoffe, v..1r alle tun in den Cebatten 
der nachsten Monate und Jat"lre das unsrige dazu. daß w1r voll 
d1esem Grundsatz n1cht 1mmer wieder abweichen, wenn es kon­
kret w1rd. 

Wir hatten e1nma:, das muß gut zehn bis fünfzehn Jahre her 
sein, so erroen schönen Slogan: Stadtplanung geht alle an 1 - Da 
1st über vieles d1skutiert worden. D1eser Slogan w1rd heute vom 
Senat in e1ner hervorragenden offenen Art und We1se der Dis­
kussion gepflegt; das ist eine gute Sache, und das ist auch e1ne 
der Ursachen dafUr, daß wir weitgehenden Konsens 1n der Stadt 
haben, und von da her ermuntere 1ch den Senat, auf diesem 
Wege weiterzugehen. W1r sind auf einem guten Weg. Das ISt fUr 
d1e Zukunft d1eser Stadt auch dringend notwendig.- Herzlichen 
Dank' 

[Be1fall be1 der CDU und der SPD] 
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Stelfv. Präsident Führer: Alsnachster hat der Abgeordnete 
Wolf für dte POS-Fraktion das Wort 1 

Wolf (POS): Herr Präsident 1 Meme Damen und Herren! Herr 
Kollege Stmon t Es soll hier keiner aus setner Rolle fallen. Sie 
haben als Mitglied einer Regierungstraktton gesprochen. Das 
war soweit okay. Ich hoffe nur, daß der Kollege Wittwer, der 
angekündigt worden ist, zu dieser Frage noch ein paar substan­
tiellere Bemerkungen zu machen hat, nicht unbedingt. daß er krit­
teln muß, aber so wie ich ihn kenne. wird er zumindest auf etn 
paar Probleme in der Stadtentwtcklung zu sprechen kommen 
und nicht nur Dankesworte von dtesem Podium aus von steh 
geben. 

Als ich die Große Anfrage gelesen habe, war ich erst einmal 
ziemlich enttäuscht und habe mich gefragt: Was soll das. den 
Senator danach abzufragen, welche Planungsmstrumente es 
gtbt? - Ich hatte teilweise das GefUhl, man könnte demnächst 
die Anfragen an den Senat in Form von Multiple-choice-Fragen 
stellen, wo er dann antworten kann: Ja oder nem oder wetß ntcht I 
- Allerdings hat der Kollege Kltche in seiner BegrUndung dann 
doch einen Punkt angesprochen, von dem tch hoffe. daß er in der 
Debatte etwas vertieft wtrd, nämlich dte Diskrepanz zwischen 
der Erwartungshaltung und den Szenanen. dte m den Jahren 
1989i90 für die Stadt entwtckelt worden sind, und dem. was zur 
Zeit in dieser Stadt stattftndet und was damtt an Problemlagen 
verbunden ist. Das tst ein ganz zentrales Problem der momenta­
nen stadtentwicklungspolitischen Dtskusston und der Dtskus· 
ston, die wtr hier m diesem Hause führen 

Wir schätzen und hören Uber dte Frabonsgre~zen htnweg 
1mmer wieder gerne den Senator Hassemer, weil es sich tmmer 
gut anhört. Es hört sich wirklich trr.mer sehr gut an Es hat etn 
bestimmtes intellektuelles Niveau. und die Vorsatze. dte dabei 
ausgesprochen werden, kann man zwar mcht alle, aber doch 
zum großen Tetl teilen. Also, Sttchworte: Polyzentralität, grune 
Stadt, Innen- vor Außenentwickiung usw.: a~les das, was er tn 
setnen acht Punkten entwtckelt hat, wtrd von sehr vte!en in 
d1esem Haus geteilt Nur, die entschetdende Frage 1st doch Hat 
das überhaupt noch etwas zu tun rn1t dem. was in dieser Stadt 
zur Zeit an realen Entwtcklungen stattfindet? 

[Beifall bet der POS und bei BU 90/GrUne] 

Wie reagiert die Polittk auf dtese Sttuation? 

W1r haben im Moment tn der Stadt eine Entw:c~lung - davor 
kann man die Augen ntcht verschl1eßen. indem man tn der polttt· 
sehen Lyrik Wunschkataloge von steh gibt -. m der die soziale 
Spaltung innerhalb der Stadt tn zunehmef'dem Maße größer 
wird und auch dte räumltche Spaltung :nnerha:b der Stadt 
anwächst. Wir haben eine Situat1on emerseits mtt Deindustrie· 
alisierung im Osten, mtt der zunehmenden Abwanderung tn der 
lndustne im Rahmen des Abbaus der Ber!mförderurg 1m West­
teil der Stadt und mtt der Rezession. die mtttlerweite dte west­
deutsche und damit auch dte lndustrte in Berltn (West) ergnffen 
hat. Wir haben andererseits e~nen spekulattve'1 Dienstlei· 
stungsboom, wo hochwerttge Nutzungsansprüche gerade in 
das Zentrum der Stadt drängen. dte zu einer immensen Boden­
spekulation geführt haben, zur Verdrängung von Gewerbe. 

Darüber muß man doch einmal reden und ntcht r.ur darüber, 
was man sich so alles wünscht. Da hat Senator Hassemer in 
semen Ausführungen durchaus Realtsmus geze1gt. als er sagte, 
daß Berlin tmmer noch emes der größten Gewerbegebietemder 
Mitte Europas ist. Er hat ja ntcht etnmal vor der Erhaltung des 
Industriestandorts Berlin gesprochen. sondern tn we.ser Voraus· 
sieht von der Erhaltung des Arbeitsorts Berltn. Ich sage an 
dieser Stelle: Das wissen wtr doch auch alie, daß es tllusonsch 
tst, zu sagen, wenn die tndustrielle Basts in d1eser Stadt abge­
wickelt tst, daß wir dann noch in 1rgendetner Art urd Weise von 
einem gesunden Arbeitsort mtt soztal ausgeglichener Struktur 
sprechen können, sondern wir werden eine Struktur haben. tn 
der es einerseits hoch entwtckelte Dtenstleistungen gtbt d1e s:ch 
tn der Innenstadt befinden und Verdrangungsproz~sse organtste· 
ren, die hoch bezahlt, internattonal oder europawf-tt wient•ert 
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stnd auf der einen Se1te. Auf der anderen Seite werden wir (C) 
zunehmende Prozesse von Marginalisierung, Deklassierung und 
Verdrängung tn dteser Stadt haben. 

Darauf gtbt es keme Antwort seitens dieses Senats. Der 
Ersatz, den Sie erstmals in diesem Hause angesprochen haben. 
Herr K\iche, die Frage von Milieuschutz und Erhaltungssatzung 
ist sicherlich ein Punkt. den man jetzt dringend anpacken muß. 
Das reicht aber nicht aus. Da willtch einmal ein anderes Setspiel 
ansprechen. 

Im Santerungsgebtet Kollwttzplatz 1st die Sttuatton heute so, 
daß 25 % der dorttgen Mieter über ein Einkommen von netto 
unter 1 000 DM verfügen. 20 °/c der Mieter tm Santerungsgebtet 
Helmholtzplatz verfügen monatlich über weniger als 800 DM 
netto. Wenn man steh diese Zahlen ansieht, dann werden doch 
die Dimenstonen klar. daß nämltch selbst mtt behutsamster 
Sanierung - wobet man steh darüber klar sem muß, daß diese 
Santerung stattfinden wtrd unter anderen Bedingungen als die in 
West-Berlin, nämlich unter den Bedingungen von Finanzknapp­
heit wo wtr alle wissen, daß versucht werden wird. zunehmend 
pnvates Kaprtal bet dteser Sanierung zu engag1eren- em Immen­
ser Verdrängungsprozeß verbunden sein und eine völltge 
Umstrukturierung gewachsener Kteze und Wohnviertel emtreten 
wtrd. Darauf würde tCh auch gern ernmal etne Antwort seitens 
des Senats hören und ntcht nur dtese allgememen Erklärungen. 
daß man möchte, daß in dteser Stadt alles schön und gut wtrd. 
wahrend dte rea:en pol1t1schen Instrumentarten versagen. 

Das muß man offen sagen. D;e Instrumentarien, über dte wrr 
heute verfugen. s•nd unzurerchend angesichtsder Sttuation, dte 
wtr heute tn Berlin haben. d:e betsptellos :st. Darüber müßte der 
Senat ernmal etne Debatte begtnnen. Da re1cht es auch ntcht 
aus, wenn Jetzt dte SPD das Sttchwort der Mtlteuschutzsatzung 
bringt und der Senator das aufgrerft, sondern da muß etne kon­
zertterte Politik her, dte versucht. alle Beretche der Stadtentwtck· 
!ung. was mehr tSt als Stadtplanung und dre lnstrumentanen von 
Stadtplanung. mtterna.nder zu "-ombinieren Da muß konzerttert 
gearbeitet werden. und zwar mtt der Wirtschaftspolitik, mit der (0) 
Arbettsmarktpoltttk, mtt der Bau- und Mteterpol•ttk und mtt der 
Stadtentwtcklungspoilllk. Dte VPrkehrspolttlk getraut man steh tn 
dtesem Zusammenharg gar ntcht mehr anzusprechen. Ste 
gehört aber naturltch auch ga'lz essenttell und zentral dazu. 

:Betfa!l bet der POS] 

Metn Etndruck tst. daß es zur Zerterne völltg verfehlte Priori· 
tätensetzung rnnerhaib der Stadtentw1cklungspol1ttk gtbt. Dte 
Stadtentwtcklungspoil!tk. tn Berl•n konzentnert srch nach Wie vor 
ganz wese'1tlrch auf d.e Htghltghts •n d1eser Stadt. auf dte Ctty­
Beretche der Stadt. Es werden Milliarden tn den Ausbau der 
AMK gepumpt. Was L.:-ls demnachst bevorstehen wird. das tst 
der Ausba..J des Großflughafer"lS. ln alle dtese ProJekte gehen 
tmmense Summen - gar n•cht zu reden von Olympta. Es frndet 
e·tne unhetrnltche Ko,.,zentratton knapper finanzieller Mtttel auf 
dtese Projekte statt. 

[Kujath !SPO.I Sttm·T·l nrcht, das 1St falsch 1
] 

- Doch, das tst so. Entschuldtgung, 1ch rechne Ihnen das gern 
etnmal bet Gelegenhett anhand des Berlmer Hausha:tsplans vor. 
wte v:ele der tnvest1ver: Mtttel des Landes Berltn tn genau dtese 
Projekte gehen. Das s-nd Immense Summen. das tst unter den 
Bedtngungen knapper Mtttel unverhaltntsmaßig hoch 

[Dr. Ntklas (SPDl Messegelande tst n1e btlltg 1] 

Ich btn der Auffassung. daß ;n der 1etzrgen Sttuatton Berlms. 
m1t Prozessen, dte von der Poltttk ntcht gesteuert werden kön­
nen. dte Stadt unter den Bed1ngungen okonomtscher, soztaler 
und räumlicher Soaltung tn etnen Prozeß htnetngezogen w1rd 
der betspte!los 1st. und daß d•e Aufgabe von Polit!k dann besteht 
s1ch auf die Grupper und d,e Rau~e zu konzentneren. dte dte 
Schwächsten si11d urd wo d1e Angriffspu11kte und dte aggreSSI­
ven Wirkungen dteser ökonomtschen Prozesse ntcht steuerbar 
smd und am deutirchsten werden. Darauf müssen dte Mtttel kon­
zent~lert werden. Das ftndet tn dteser Stadtentwtcklungspoltttk 
des Senats ntcht statt Deshalb 1st dte gesamte Polttik verfehlt 

[Betfai, btt der POS] 
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Wolf 

(A) Deshalb werden auch die guten Vorsätze des Senators Hasse­
mer nicht greifen können. Diese Umkehr ist aber dringend not­
wendig. 

Das ist einer der Punkte, weshalb ich der Meinung bin, daß es 
wicht1g ist, daß die Olympiabewerbung Berlins scheitert, weil 
dann investive Mittel für sinnvolle Projekte freigesetzt würden. 

[Palm (CDU): Ist genau umgekehrt I 
Keine Ahnung haben S1e 1] 

-Ich weiß, daß Sie daran noch glauben. Wenn es die Stadt nicht 
soviel kosten würde, wäre ich dafür, daß wir das Exper1ment 
Olympia durchführen und anschließend über das Desaster 
reden.lch bin aber der Auffassung. daß d1es diese Stadt zu teuer 
käme. 

[Palm (CDU): Dann ble1ben Sie mal dabei'] 

Schließlich, um es noch einmal zu zusammenzufassen: Es 
geht darum, daß innerhalb der Stadtentwicklungspolitik völlig an­
dere Schwerpunkte gesetzt werden müssen, und zwar weg von 
der illusionären Politik, zu denken, man könne- das Wort ist vor­
hin wieder gefallen - europäische Dienstleistungsmetropole 
werden. Wenn man sich einmal das Szenario der Expertenkom­
mission bei Senator Meisner ansieht - d1e dre1 Szenarien, die 
dort entwickelt worden s1nd: europäische Dienstleistungsmetro­
pole, Hauptstadt mit großstädtischer Struktur oder Regionalzen­
trum Ost -, wenn man sich einmal die Bedingungen, die dafür 
angegeben worden sind, ansieht. dann wird man feststellen, daß 
alle Entwicklungsszenarien darauf hinauslaufen, daß Berl1n 
Regionalzentrum Ost wird. Das 1st das Negativ-, das Worst­
case-Szenario. Vielleicht sollte die Politik 1n d1eser Stadt daraus 
auch einmal Konsequenzen ziehen und eine Umorientierung vor­
nehmen. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

[Beifall bei der POS und bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsident Führer: Das Wort hat der Abgeordnete 
(B) Kujath. 

Kujath (SPD): Herr Präsident' Meine Damen und Herren 1 

Herr Wolf, das war eine sehr interessante Rede, d1e S1e eben 
gehalten haben. Sie war deshalb so interessant - und man muß 
einfach darauf eingehen -, weil Herr Wolf für d1e POS zum 
Thema Perspektiven der Stadtentwicklungspolitik gesprochen 
und - bei allen Mißständen, d1e beklagenswert s1nd, d1e Sie 
erwähnt haben - aktuelle Themen mit Themen vermischt hat. die 
langfristig sind. Stadtentwicklungspolitik - wenn Sie die Anfrage 
noch einmal durchlesen, sehen S1e es - kann nicht d1e aktuelle 
Frage lösen, daß die M1eter im Sanierungsgebiet Kaliwitzplatz 
oder am Chamissoplatz oder wo auch immer ein Durchschnitts­
einkommen von x haben. 

01e Idee, es könne eine Stadtentwicklungspolitik geben, die 
alle Politikbereiche miteinander verzahnt, hat ein Stadtpla­
nungsverstädnis zur Grundlage, das völl1g unrealist1sch ist. Die 
Situation laßt es nicht zu, in der w1r heute hier Polit1k machen. 
damit meine ich nicht die po!it1schen Mehrheitsverhältnisse. son­
dern natüriich auch ein bestimmtes wirtschaftliches System. Da 
geht so etwas nicht. Ich behaupte, daß es auch nicht in anderen 
Gesellschaftssystemen geht, weil es in einer hochkomplexen 
Gesellschaft schlechterdings nicht mögl1ch 1st, alle Lebensberei· 
ehe so m1te1nander zu verzahnen, daß alle geme1nsam an einem 
Ziel arbeiten, und dann noch an Problemen, die auch Tagespro­
bleme sind. Alles dies halte ich schlechthin für unmöglich. Wenn 
Sie die Meßlatte so hoch setzen, dann w1rd jeder Senat nur e1n 
miserables Ergebnis vorze1gen können. 

Und wenn Sie dann sagen, daß es der Stadtplanungssenator 
1st, der uns die schöne Vision ze!gt, aber die anderen be1 der 
Lösung der aktuellen Probleme - leider - nicht das leisten. was 
dieser Vision entspricht, dann müssen Sie aber auch berücksich­
tigen, daß das mit der Arbeitsteilung zusammenhängt: Der 
Stadtentwicklungssenator hat nun emmal das Privileg. d1e V1sion 
zu skizzieren; er muß die Perspektive der Stadt darstellen und 
die Funktionen. die Beriln in seiner künft1gen S1tuation haben 
könnte. Er muß den Funktionswandel aufarbeiten er kann sich 
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nicht damit begnügen, den Funktionsbruch darzustellen. der der- (C) 
zeit in Berlin stattfindet. vielmehr muß er die Perspektive daraus 
entwickeln. Insofern muß ich Ihnen, Herr Wolf, sagen: Das, was 
Sie zu Recht an Krit1k vorgetragen haben, müssen Sie bei ande· 
ren Tagesordnungspunkten anbringen, um zu helfen, daß die 
gemeinsamen Ziele - die wir auch immer wieder im Stadtent­
wicklungsausschuß vertreten - weiterverfolgt werden. Herr 
Simon hat durchaus recht m1t seinem Hinweis, daß diese Pro­
bleme so schnell wie möglich auf dem Weg angepackt werden 
müssen, den wir im Ausschuß vorzuzeigen versuchen. 

Jetzt willich noch auf ein1ge Probleme hinweisen, die S1e, Herr 
Wolf, indirekt ebenfalls angeschnitten haben und die selbstver· 
ständlich Stadtentwicklungspolitik mitbestimmen. Als erstes und 
wichtigstes gehört für mich der radikale Werte- und Struktur­
wandel dazu, der derzett im Osten der Stadt stattfindet. Dies 
grenzt keinen Lebensbereich aus; denn er findet generell statt 
und bedeutet eine enorme UmbruchSituation. 

Diesen Wertewandel haben wir - zweitens - aber auch im 
Westteil der Stadt. Für den bisher eingemauerten Westteil Ber­
lins, in den vergangenen Jahrzehnten gehätschelt von Bann, jetzt 
nicht mehr am Tropf des Bundesfinanzmintsters, ist d1e gleiche 
Situation, die Notwendigkeit entstanden, nun auch Solidarität zu 
praktizieren. Das sind Prämissen. die auf die Stadtentwicklungs­
politik erhebl1chen Einfluß haben. 

Als dritten Punkt möchte ich den Investorendruck im Ostteil 
der Stadt nennen. über den w•r uns freuen -aber es gibt keine 
steuernde Bauleitplanung. Es geschieht viel in Wildostman1er, 
ul'd deshalb ist es um so notwendiger, daß der Flächennut­
zungsplan so schnell wie möglich ersteilt wird; denn er gibt 
zumindest eine der notwend1gen Antworten. 

[Beifall bei der SPD] 

Da bedarf es der Mithilfe; denr der Flächennutzungsplan ist ke1n 
Instrument, mit dem örtliche Konflikte oder aktuelle Tageskon­
flikte an irgendwelcher Stelle gelöst werden können. Vielmehr 1st 
es umgekehrt: Der generalisierte Flächennutzungsplan muß (D) 
so schnell wie möglich vorl1egen, damit d1e Entwicklung konkret 
1n Gang kommt. 

Zu Recht 1st von Herrn Kl1che darauf hingew1esen worden, daß 
der Bauboom derzeit überwiegend 1m Westteil der Stadt stattfin· 
det- natürlich mit der Konsequenz der Gefährdung vorhandener 
Strukturen. Indirekt gehört auch der Milieuschutz zum FNP; 
denn es darf und kann nicht sein, daß bei radikalen Wertebrü­
chen und radtkalem Strukturwandel derJen1ge, der im K1ez wohnt. 
keine Identität mehr hat, weil der Kiez wegrasiert wird. Das 1st 
e1ne Aufgabe der Stadtentw1cklung. hier vorsorgl1ch tätig zu sein. 

[Beifall be1 der SPD -
Zuruf des Abg. Berger (Bü 90/Grüne)] 

Dazu gehört dann auch folgendes - und darin sind Sie sicher 
e1ner Me1nung mit mir, Herr Berger -: Derjenige, der heute 
Arbeitslosigkeit beklagt, muß alles tun. um so schnell wie mög­
lich die 300 000 Arbeitsplätze im neuen FNP sicherzustelien, 
muß alles tun. damit dieser FNP Geltung bekommt, weil s1e dort 
planungsrechtlich gesichert werden. Herr Berger, wenn S1e 
1mmer wieder die Wohnungsnot beklagen - völlig zu Recht -
und w1r Ihnen dabei zust1mmen, dann müssen Sie auch feststel­
len, daß wir den FNP brauchen. damit die 400 000 Wohnungen, 
die w1r alle wollen, planungsrechtlich sichergestellt werden. Es 
hat ke:nen Smn, d1e Lösung der Wohnungsnot vom Bausenator 
zu verlangen, denn Sie müssen auch rechtlich d1e Flächen 
bereitstellen. Dazu 1st die Stadtentw1cklungs- und Stadtpla­
nungspolitik nöttg und wichttg; und dabei sollten S1e helfen. 
sonst machen S1e sich mit Ihren Forderungen unglaubwürdig. 

E1n we1terer Punkt: D1e katastrophale. marode Infrastruktur 
im Ostteil der Stadt wird in den nächsten Jahrzehnten alle Kraft 
der vereinigten Stadt kosten. Das w1rd eine ungeheuer wichtige 
Aufgabe sem. W1r lösen s1e Jedoch n1cht m1t dem Flächennut­
zungsplan, der ist dafür n1cht das gee1gnete Instrument. Aber 
wer anhand der Perspektiven, die s1ch im Flächennutzungsplan 
und in der Bauleitp!anung insgesamt niederschlagen, gefordert 
ist. auch d1e Infrastruktur zu erneuern. der hat damit selbstver-
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Kujaht 

(A) ständlich auch eine Chance. Es ist die Chance, aufzuzeigen, wie 
man so etwas so machen kann. daß es ökologisch sinnvoll und 
wirtschaftlich vernünftig ist. Hiermit werden Investitionen ange­
reizt, und es hat sozialpolitisch vernünftige Effekte, weil es in 
Gebiete gesteuert werden kann, wo die Not am größten ist. 
Dieser Aspekt hat - leider - nur indirekt Auswirkung auf den 
Stadtplanungssektor; er ist dort aber ntcht unwesentlich. 

Schließlich muß ich noch einen Punkt erwähnen, der in der 
Debatte bereits ganz kurz angesprochen worden ist: die Haupt­
stadtplanung. Herr Wolf, hier unterscheiden wir uns deutlich. 
Derjenige, der für Hauptstadt und auch für Olympia kämpft, 
kämpft dafür, daß die Stadt so schnell wie möglich eine wirt­
schaftliche Basis bekommt, die sie lebensfähig macht. Das ist 
kein leeres Wort - im Gegenteil! Welche Perspektive haben wir 
denn sonst? - Ich will es einmal drastisch sagen: Um Berlin 
herum ist doch praktisch eine tote Gegend. Es ist beispielsweise 
nicht wie im Ruhrgebiet, wo es einen riestgen Ballungsraum, eine 
Fülle von Investoren gibt, wo man 1nnerhalb der EG an einer wirt­
schaftlich bedeutenden Achse liegt. Um uns herum befindet sich 
sozusagen ein menschen-, ein investitionsleerer Raum. ln emer 
derartigen Situation muß unbedmgt dafür gesorgt werden. daß 
so schnell wie möglich Fundamente für eine wtrtschaftliche Ent­
Wicklung gelegt werden. Das schafft man aber nicht damtt, daß 
man marode Treuhandbetriebe über Wasser hält. 

[Beifall bei der SPD und der FOP] 

Da muß man neue Funktionen finden. ln etner solchen Situation 
ist es dann eine ganz eminente Aufgabe einer integnerten Stadt­
entwicklungspolitik, Hauptstadtplanung voranzutreiben, den 
Umzug so schnell wie möglich zu bewerkstelligen. 

Stellv. Präsident Führer: Herr Abgeordneter, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

(8) Kujath (SPD): Ja, gern' 

Stellv. Präsident Führer: B1tte sehr, Herr Wolf' 

Wolf (POS): Herr Kujath, smd Sie nicht auch der Me1nung, 
daß gerade aufgrund des Problems des von Ihnen so drastisch 
beschriebenen leeren Raumes um Berlin die prioritäre Aufgabe 
darin bestehen müßte, regionale Ökonomie zu entwickeln, und 
nicht darin, Kathedralenpolitik zu betreiben? 

Kujath (SPD): Herr Wolf, es wäre völlig absurd, Kathedralen­
politik zu betreiben. Aber ich frage Sie: Wer tut das denn? - Sie 
gehören dem Stadtplanungsausschuß an und w1ssen ganz 
genau, wie schwierig es ist, Brandenburg und Berlm miteinander 
zu verzahnen. Natürlich wäre es absurd, wenn w1r versuchten, 
innerhalb der Stadt eine Kathedrale zu bauen oder VIelleicht auch 
aus Berlin eine Kathedrale zu machen. Aber wenn ich es richtig 
in Erinnerung habe, dann hat Herr Dr. Hassemer vorhin wieder 
auf die dezentrale Konzentration als eine Präm1sse für Regional­
planung hingewiesen. Das hat nichts mit Kathedralenbau zu tun, 
sondern bedeutet genau das Gegenteil. Und wenn man es Inner­
städtisch betrachtet: Der Versuch. die Polyzentralität innerhalb 
Berlins zu gewährleisten, die Vielfalt m der Stadt bet der Haupt­
stadtplanung sicherzustellen, macht gerade die Kunst aus zu ver­
suchen, beides zu schaffen: die Hauptstadt herzuholen und 
trotzdem in Köpenick d1e Altstadt zu erhalten und auf einen 
lebenswerten Standard zu bringen. 

[Be1fall bei der SPO] 

Wenn wir das nicht bewerkstelligen und nicht versuchen, be1de 
Ziele so schnell wie möglich durchzusetzen, dann können wir 
uns als Berliner - -

Stellv. Präsident Führer: Herr Kujath, Ihre Redezeit 1st zu 
Ende. Kommen Sie bitte zum Schluß 1 
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Kujath {SPO): Herr Präsident, lassen Sie mich noch einen (C) 
letzten Satz zur Bodenpolitik sagen. - Zu diesem Punkt, Herr 
Or. Hassemer, war mir Ihr Vortrag doch ein wenig dünn. Ich hielte 
es deshalb für begrüßenswert, wenn wir uns einmal gemeinsam 
mit dem Finanzsenator im Stadtplanungsausschuß darüber 
unterhalten könnten. tnwieweit hier eine Unterstützung im Hin-
bl!ck auf Bodenvorratspolitik stattfinden könnte, um Stadtent· 
wicklungspolitik tatsächlich durch die wesentliche Ressource 
Boden sicherzustellen. 

[Beifall be' der SPD] 

Stellv. Präsident Führer: Als nächster hat der Abgeordnete 
Wustlieh für die Fraktion Bündnis 90/Grüne das Wort. 

Wustlieh (Bü 90/Grüne): Herr Präsident t Meine Damen und 
Herren I Die Große Anfrage von SPD und CDU betrifft die Per­
spekttven der Stadtentwicklung Berlins. Oie Fragestellungen 
berühren aber beinahe durchweg nur die Art und Weise, also 
das Wie der Planung und die Instrumente, die dazugehören. 
Diese Grundsätze smd überall nachlesbar. Wo bleibt aber der 
S1nn dieser Anfrage, wenn s1e ntcht auf die Sichtweise nach 
vorn, auf die Vorstellungen zur Gestaltung des Stadtraumes 
ger1chtet ·tst? - Die Anfrage provoziert doch geradezu nur den 
Wunschkatalog, w1e es denn aussehen könnte oder sollte, aber 
sie beinhaltet nicht die Forderung, die Perspekt1ve aufzuzeigen. 

Bevor ich das versuchen werde, möchte ich im Sinne der 
Fragestellung und nicht des Themas folgende Frage aufwerfen: 
Wie will der Senat sein Ziel der Bürgerbeteiligung am FNP tat­
sächlich erretchen, wenn er mit dem vorgesehenen Zeithonzont 
eine wirklich demokrattsehe und ausreichend fundierte Beteili­
gung der Bürgennnen und Bürger dieser Stadt geradezu verhin­
dert?- Nur der Form Genüge zu tun, reicht doch wohl nicht aus 
- schon gar n1cht für d1e Ost-Berliner BeZITke. Geben S1e d1esen 
Menschen doch die Perspektive, an der Entwicklung 1hrer Stadt (O) 
tatsächlich beteiligt zu werden. 

[Be1fall be1 Bü 90/Grüne] 

trotz des Drucks, der auf den Planungsinstrumenten und der 
Planungsverwaltung d1eses Senats liegt! Wir rennen doch mit 
der Bauleitplanung eher der Entwicklung h1nterher, d. h. d1e Ber­
liner Entwicklungsgesellschaft, die Sie, Herr Hassemer, ange­
sprochen haben, wird wohl eher nur Schaden begrenzen und 
wen1ger vorausschauend-behutsam tätig sein können. 

Nun zu meinem Versuch, dem Thema gerechter zu werden. 
Zuvor möchte ich die Perspektiven der Stadtentwicklung auch 
m bezug auf die Hauptstadt darstellen und deutlich machen, daß 
unsere Fraktion natürlich die Hauptstadt will. Was vorh1n - so 
Iarifari -von der CDU-Frakt1on herübergekommen ist, weise ich 
zurück. Es handelt sich dabei um eine Unterstellung. 

Otese Stadt steht vor einer Aufgabe, die mehr als nur d1ese 
Generation beschäftigen wird - das wurde schon etnmal kurz 
angedeutet-, aber w;r haben heute die Weichen zu stellen. Das 
alles läuft ab unter emem hohem Druck von Ängsten, Enttäu­
schungen und Lebensumstellungen vor allem dE:r Ost-Berliner, 
aber - nicht zu vergessen - auch der West-Berliner, denn d1e 
sind letzten Endes vom Ziehvater Bann geradezu weggenssen 
worden und müssen nun sehen, wte sie dam1t klar kommeF<. Den­
noch ist es eine gute Zeit- möchte man meinen-, denn alle Ber­
linerinnen und Berliner könnten sich kritisch am Um- und Wieder­
aufbau threr Stadt beteil1gen. 

D1e Sache 1st also von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung. 
Sie fordert nicht nur vom Stadtplaner und vom Arch1tekten, son­
dern auch von uns, den Politikern und Bauherrn, Verantwortung 
für das, was Städtebau und Stadtplanung setn sollen und müs­
sen, nämlich die Rahmenbedingungen zu setzen und m der 
Folge für eine engere. kleinteilige Identitätstindung zu sorgen. 
Dabei darf nicht vergessen werden, daß der entscheidende 
Impuls für die Entwicklung von Stadträumen die Ansiedlung von 
Arbeitsstätten war, 1st und ble1ben wird. 
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Wustlieh 

(A) Festzustellen ist weiterhin, daß Berlin nun wieder eine gute 
Wirtschaftsadresse geworden ist - so sollte man me1nen. Das 
ist für den Berliner Westen eine neue Erfahrung, für den Berliner 
Osten wird sie es wohl wieder werden, weil dort die Strukturen 
nicht mehr stehen oder die letzten im Begriff sind, wegzubre­
chen. Und in dieser Perspektive zu planen heißt für Berlin nichts 
anderes, als für die Gegenwart und gleichzeitig für die Zukunft zu 
planen mit aller Offenheit und Flexibilität für Entwicklungen, die 
durchaus nicht immer vorherzusehen sind - deshalb auch das 
Abheben des Senats in aller Deutlichkeit auf die Erwartungen in 
Richtung Olympia und Hauptstadt. Es bedeutet, jetzt die Wei­
chen zu stellen und den Rahmen vorzugeben, ihn aber nicht für 
immer und ewig festzuzurren. Entwicklungen in Frage zu stellen 
heißt, von bisherigen Erfahrungen zu lernen und den weiteren 
Weg möglicherweise neu bestimmen zu können. 

Der wichtigste Faktor dieser Entwicklung ist der Wirtschafts­
druck, auch er prägt den Raum. Berlin braucht diese Prägung, 
sollte aber aufpassen, daß vorhandenes urbanes Leben wie zum 
Beispiel im Bezirk Charlottenburg dabei nicht unter die Räder 
kommt. Unter anderem sollte die städtische Mitte von Berlin auf 
d1ese bewährte Qualität hin entwickelt werden. Das stadträumli­
che Ziel -die Vision meinetwegen - muß heißen, das Ost-West­
Gefälle auszugleichen. 

Was heißt das?- Meine Damen und Herren, machen S1e sich 
klar, daß es für Berlin und seine Region geradezu lebensnotwen­
dig ist, die Bedingungen für das Produktionsgewerbe und 
die Industrie deutlich zu verbessern. Bewahren und sichern wir 
die noch oder ehemals dafür genutzten Flächen und sorgen w1r 
in Verantwortung für diese Stadt für angemessene Quadratme­
terpreise-um nur eine Einzelheit zu nennen-, dann fördern wir 
auch den Mittelstand dieser Stadt. Entwickeln wir sie unter 
diesen Aspekten als verträgliche Arbeitsstätte - ein Bhck über 
den nahegelegenen Betrieb um die Ecke mit der so wicht1gen 
Mischung mit dem Wohnen -, reduzieren wir damit beinahe im 
Vorbeigehen den Ouellverkehr, Herr Haase. Wir würden dann 

(B) dazu beitragen, daß diese unendliche Geschichte der Nicht-Ver­
kehrsplanung verkürzt wird. 

Wir sollten aber auch dafür sorgen, daß sich die Menschen in 
d1eser Stadt zurechtfinden. Das können s1e aber nur, wenn die 
Straßen und Plätze, die Quartiere erkennbar werden oder es 
bleiben. Bescheiden w1r uns, übertreiben wir nicht I Dazu haben 
wir kein Geld und auch nicht die Zeit Entwicklung muß nicht 
gleichzeitig bizarre Visionen hervorrufen. Bleiben wir doch auch 
einmal beim Bewährten, heilen wir die städtischen Wunden vor­
ausgegangener Stadtplanungen wie z.B. die der 60er Jahre m 
Ost und West! Setzen wir, wenn wir die Mitte gestalten, nicht 
unbedingt auf die Abrißbirne! 

Und an dieser Stelle sei angemerkt: Wer jetzt nur auf Olympia 
und die Hauptstadt wartet, verfällt in dem Augenblick in Agonie, 
wo er handeln muß - handeln eben nicht nur im Blick auf die 
Dienstleistungsmetropole, sondern vor allem im Blick auf die 
Notwendigkeit, neue Wirtschaftsstrukturen zu bi!den. Diese 
sind von Wirtschaft und Wissenschaft gemeinsam zu entwik­
keln. Oie Stadt steht hier 1n der Verantwortung, den geeigneten 
Rahmen dafür zu schaffen. Wir brauchen neue Technolog1en und 
müssen denjenigen steuerlich belohnen, der sie anwendet. W1r 
müssen die Erforschung und Entwicklung dieser neuen Techno­
lagien finanzieren, wir sollten klarmachen, daß es sich rechnet, 
wenn alte Technologien auslaufen. 

Eine Rahmenbedingung sei am Rande erwähnt: Wir brauchen 
klare Regelungen für Technologiefolgeabschätzungen mit 
dem Bezug auf die finanziellen und ökologischen Kosten bzw. 
den Nutzen der Ersatztechnologie. Der Umbau vor allem Ost­
Berlins gelingt nur, wenn das 08/15-Konzept: ~Der Investor wird 
es schon richten" minimiert wird. Schon deshalb ist der Umbau 
des Stadtraums mit eigenen Ideen zu erfUIIen. und davon g1bt es 
genug, wie die Wettbewerbe und z.B. die Planung am Spreebo­
gen einmal mehr zeigen. Doch sollte n1cht vergessen werden, 
daß Akzeptanz unter den Menschen nur erreicht w1rd, wenn Tra­
ditionen vor Ort berücksichtigt werden, und hierzu gehören Tran­
sparenz und Offenheit. 
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Ein anderer Gesichtspunkt ist dabei, daß dies nicht ohne den 
Bezug zur Kultur verwirklicht werden kann. Berlin sollte die 
Chance nutzen, auch europäische Drehscheibe von West nach 
Ost zu werden. Das ist schon einmal gesagt worden, auch in der 
Regierungserklärung des Regierenden Bürgermeisters. Den· 
noch müssen wir mehr tun, als nur nach Moskau, Prag oder War­
schau schauen, wir müssen in dieser Richtung handeln. Aber 
das vermisse ich weitgehend und gerade in bezug auf das Weg­
brechen der Ostmärkte. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Dann müssen wir eben einfach helfen, diese wieder mltaufzu­
bauen. 

Doch zurück zur Kultur: Bere1chern wir diese Stadt mit ihr, und 
zwar nicht nur mit einer Kultur, d1e sich z. 8. an der Deutschen 
Staatsoper Unter den Linden festmacht, sondern die durch eine 
vielfältige, k\einteilige Kiezkultur geprägt ist. Das ergibt den Reiz 
und den Charme einer Stadt, das sollten wir nicht vergessen. 
Das ist sicherlich nicht frei von Spannungen, doch das Leben 
bedeutet auch unmittelbare Berührung mit anderen Kulturen mit 
der Folge einer Belebung dieser Gesellschaft. Erst diese Berüh­
rung, diese Reibung läßt uns tolerant werden bzw. bleiben. Das 
brauchen wir, das brauchen unsere K1nder und unsere Jugend, 
um es in der Umbruchsituation in dieser Stadt auch zu werden. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Wir brauchen nicht nur Spitzenadressen am Alex oder 1n 
seiner Nähe oder andere Edelquartiere, meine Vision schließt 
auch Menschen ein, die relativ mittellos sind und als die Zu·kurz­
Gekommenen bezeichnet werden können. Wir treffen sie noch 
heute im Kiez, in Mitte oder Prenzlauer Berg oder anderswo. Das 
sollte auch in der Zukunft so sein, bei der Entwicklung der Guar­
tiere hat man das zu berücksichtigen. Wer hier lebt, sollte es wei­
terhin tun können. Dieser Stadtraum braucht diese Menschen 
weiterhin in diesen Bereichen in dieser Mischung. Für sie mag 
das Leben sicher härter und unbequemer werden, aber im Sinne 
der Vielfalt, der Bunthett und der Menschlichkeit einer Stadtge­
sellschaft ist auf d1ese Menschen hin zu planen und zu entwik­
keln, und zwar jetzt, denn später ist es zu spät. - Vielen Dank I 

[Beifall be1 Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Für Bündnis 90/Grüne 1st 
die Redezeit damit beendet. Das Wort hat nun Herr Mlecz­
kowskl1 

Mleczkowski (FOP): Herr Präs1dent! Meine Damen und Her­
ren I Als wir 1n der Fraktion diese Große Anfrage bekamen, dach­
ten wir: Donnerwetter, jetzt pa~siert etwas' Jetzt sind endlich die 
Visionen d1eser großen Koalition da, und wie teilt man sie am 
besten m1t? - Im Parlament! Da ist die Presse, da kommt es 
rüber, und wenn dann noch d1e Koalitionsfraktionen den Antrag 
stellen, dann muß doch etwas dahinterstecken, die müssen doch 
mehr Informationen habenaiszum Be1spiel die Opposition. W1r 
waren gespannt, und die Rede kam. 

[Kujath (SPD), Ja, und?] 

- Und e~ kam natürlich auch die Rede des Kollegen Kujath I 

Recht hat er- Visionen braucht d1e Stadt, sie braucht die Fas­
zination, d1e bis nach Bonn dnngt, die noch d1e Banner begei­
stert, dam1t sie über d1ese Stadtentwicklung nachdenken, an 
Berlin denken und sich dafür begeistern. Aber bitte, Herr Sena­
tor, sehen Sie doch selbst: Das bege1stert noch nicht einmal 
d1eses Parlament. Wo sind denn die Parlamentarier? Wie soll 
denn der Ruf dieser Stadtentwicklung, dieser Jahrhundertauf­
gabe bis nach Sonn dringen, wenn es noch nicht einmal in d1e 
Reihen der eigenen Koalitionsfrakt:onen dringt?- Hier ist offen­
sichtlich etwas anderes 1m Versuch gestoppt worden, oder man 
wollte dem Senator eine Gemeinheit antun - auch so etwas gibt 
es ja. 

[Kujath (SPO) · Also nem I - Edel (SPO): Nein, wirklich nicht I 
- Liepelt (COU): W1r sind doch nicht d1e FOPI] 
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Mleczkowski 

(A) Was wir hier gehört haben, war nichts weiter als das stadtent-
wicklungspolitische Denken aus einer Ärmelschonerperspektive, 
die reines Verwaltungsdenken widerspiegelt, aber keine Vision. 
Der Vortrag des Senators hat immer noch nicht die Überwin­
dung der Teilung zum Inhalt gehabt. Wo 1st denn zum Beispiel 
die endgültige Überwindung der Teilung, wenn Herr Hassemer 
sagt, der Schwerpunkt der Stadtentwicklungspolitik des Senats 
liege eindeutig im ehemaligen östlichen Teil? - Das ist richtig, 
dort wird geplant, aber im Westen wird gebaut. Wo stehen denn 
die Kräne? - Im Ostteil der Stadt stehen d•e Kräne, 

[Beifall be1 der FOP] 

und im Westteil verfangen wir uns immer noch in der bürokrati­
schen Planung, so daß letztlich nichts richtig vorankommt. 

Wir haben eine relativ verhängnisvolle Entwicklung zw1schen 
Ost und West, denn in der östlichen Innenstadt, im alten Zen­
trum, ist das wesentliche Standbein dieser Stadtentwicklungs­
politik, die öffentlichen Regierungsbauten zu planen, das heißt, 
öffentliche Bauten werden als Stadtentwicklung vorangetrieben, 
und im Westen ist es der Wirtschaftsbau. Natürlich wird es im 
Westen weiter boomen. Denken Sie an den Teleport, an das 
World Trade Center, denken Sie an die Bauten in Charlotten­
burg. Auch die SPO Charlottenburgs hatte vor einiger Zeit eine 
hochinteressante Veranstaltung 

[Be1fall des Abg. Kujalh (SPD)] 

unter dem Motto ~Charlottenburg -der Westen boomt". Ja, der 
Westen boomt wirtschaftlich, aber man kann doch den Osten 
nicht nur mit Regierungsbauten abspeisen! Das bedeutet die 
Trennung zwischen Wirtschaft und Verwaltung in dieser Stadt, 
die sich dann wieder an der Mauerlinie festmacht. 

Sie haben, Herr Senator, richtig gesagt - und das wird von 
uns vollständig mitgetragen -, daß sich die traditionelle Mitte 
Berlins wieder als staatliche Mitte des Landes profilieren soll. 
Nur gab es noch nie so viele unbebaute und unbeplante Flächen 

(B) in der Mitte Berlins! Und wenn schon ein Planungsschritt 
gemacht wird, und man sagt- wie Sie- zu Recht, wirwollen den 
Bundespräsidenten nicht hinter dem grünen Zug des Tiergar­
tens verstecken, sondern wir wollen ihn vorzeigen, wir wol!en ihn 
in der Mitte der Stadt haben, 

[ Wieland (Bü 90/Grüne): Deswegen soll das Operncafe 
geräumt werden? Von der Türkenwiese 1m Tiergarten aus 

kann man immer das Bellevue sehen, das 1st eine 
gute Blickachse I] 

dann kommt der Schuß aus der eigenen Partei, und alles 1st wie­
der in Frage gestellt. Mitunter handelt man zwischen Spreeinsel 
und Kronprinzenpalais, und man weiß nichts, aber irgendwo 
sollte der Bundespräsident doch seinen Platz haben! 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Bellevue 1] 

Wenn man schon eine Ansiedlungspolitik als S1gnal nach Bann 
ausarbeiten will, dann klappt es nicht einmal bei den Regierungs­
bauten. Wo soll der Bundespräsident denn nun hm? - Wir wis­
sen, daß der Bundespräsident im Untersch1ed zu v1elen anderen 
Parlamentariern und Ministern in allererster Linie für diesen 
Umzug ist und dabei sogar vorangehen w1ll. Aber dann kann man 
doch nicht aus der eigenen Partei stets nur m1t Querschüssen 
arbeiten I 

[Lehmann (Bü 90/Grüne): Er erlebt es doch gar n1cht mehr, 
weil der Bundespräsident nächstes Jahr neu gewählt wird I] 

Nehmen wir eine weitere These, Herr Hassemer. Sie sagten zu 
Recht, diese Stadtentwicklungspolitik soll Stadtwerdung und 
Stadterweiterung betreiben. Aber was passiert in Wirklichkeit? 
- Schauen Sie sich doch das Marx-Engels-Forum an 1 Wollen 
S1e dort nun einen Badesee haben, oder sollen Bürgerbauten 
entstehen? Dort ist doch nichts, absolut nichts geplant. Das ist 
eine Stadtcharaktenstik, wie wir sie vor der Entstehung Alt-Ber­
lins hatten, denn als Berlm entstand. wohnten dort Menschen, 
aber heute kann man sich zu keinem einzigen Planungsschritt 
aufraffen. Und warum ist das so? -Weil diese Koalition mit ihren 
Konflikten leben muß, und diese Konflikte werden zusätzlich 
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immer neu programmiert. Es wird schließlich nichts geplant, weil (C) 
man den Konflikten ausweicht, und letztlich verlegt man die Stadt 
an die Peripherie, anstatt sie zu verdichten. 

Anstatt das Marx-Engels-Forum oder zum Beispiel den Teil 
zwischen dem Strausberger Platz und dem Alexanderplatz zu 
bebauen, was eminent wichtig wäre für den Anschluß des 
Ostens an e1ne wirtschaftlich prosperierende City, verlagert man 
wesentliche Wohnbezirke nach Blankenburg, Buch und Karow, 
und das auch noch ohne Konzept! Sie haben, Herr Hassemer, 
von einer funktionalen Mischnutzung gesprochen. Diese Ter­
minologie ist natürlich vom Ansatz her richtig, aber Sie müssen 
es auch machen I Wer eine Funktionsmischung in Blankenburg, 
Buch, Karow will, der muß das auch im Flächennutzungsplan 
ausweisen und darf nicht wieder ein monofunktionales Wohng­
hetto errichten wollen, wie wir es schon öfter in Berlin hatten. 

[Beifall be' der FDP] 

Hier fehlt letztlich alles: Es fehlt die Verkehrsplanung, es fehlt 
die Funktionsm1schung. Sie haben gesagt, Herr Hassemer, daß 
diese neuen Viertel keine Satellitenstädte sein sollen, sondern 
zur Stadtwerdung beitragen; sie werden 1m Einzugsbereich der 
Schnellbahn errichtet. Sie sagten, daß in gering genutzten 
Geb1eten mit Einfamilienhäusern die bestehenden Potentiale 
durch Verdichtung aktiviert werden. Aber wo '1st denn die 
Schnellbahn, wo ist denn das Verkehrskonzept, wo sind denn die 
Straßen? Die Menschen können doch nicht alle dorthin laufen I 
Wenn S1e mit der Gesch1chte einer Stadtwerdung vertraut s1nd 
-wovon ich ausgehe-, dann müssen Sie wissen, daß Wohnbe­
bauung und Verkehrswege unmittelbar zusammenhängen. Eine 
Stadt entwickelte sich bisher immer entlang den Verkehrswegen 
und nicht anhand von Häusern, die keinen Anschluß zur Umge­
bung hatten. 

[Beifall be1 der FDP] 

Die eine Station, d1e S1e dort bauen wollen - eine kleine Station 
zwischen Karow und Blankenburg -, wird keinesfalls die ganze (D) 
Bevö\kerung, die dort eines Tages heimisch werden soll, aufneh-
men können, die ganze Bevölkerung aus Blankenburg, Buch, 
Karow und eventuell aus dem Nordosten Berllns, falls dort 
gebaut w1rd. 

Es fehlt das Gesamtkonzept, und es schemt 1mmer so, als 
würde man m dieser Koalition nur Konfliktminimierung betre1ben 
wollen·. Um Gottes w1llen, gehen wir doch nicht an den Verkehr, 
um Gottes wilten doch n1cht an Gewerbeflächen, 

[Frau Ließfeld (SPD): So oft schreien wir nicht nach Gott I] 

denn die könnten andere als Grünflächen für sich beanspruchen, 
da nehmen w1r erst emmal das, was alle brauchen, das ist der 
Wohnungsbau. Und dabei bleibt offen, wie das Ganze eingebet­
tet werden soll. Das ist ke1ne Stadtentwicklungspolitik I 

[Wieland (Bü 90/GrUne) Sie hätten Marktschreier werden 
sollen'] 

Da meine Redezelt beendet ist - wie ich aus dem Flackern 
des Herrn Präsidenten entnehme -, 

[Heiterkeit] 

sage ich als vorletzten Satz, daß S1e dem Senator keinen Gefal­
len m1t dieser Anfrage getan haben, denn die Antwort hat die 
Stadtentwicklungspolitik als das entlarvt, was sie tatsächlich in 
dieser Stadt 1st: 

[Frau L1eßfeld (SPO): Mit welcher Anfrage können wir denn 
Sie einmal entlarven?] 

em unkeordiniertes Stückwerk m1t Leerformelcharakterl 

[W1eland (Bü 90/Grüne): Endlich sagt es jemand 1] 

Bei den Koalitionsfraktionen geht man offensichtlich nach dem 
Motto vor: ..Immer darüber reden. v1el darüber reden, irgendwann 
werden es die Leute glauben I'· 

[Beifall be1 der FDP] 
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Stellv. Präsident Schwierzina: Danke I - Damit hat die 
FDP ihre Redezeit voll ausgenutzt Für die COU bitte ich nun 
Herrn Wittwer nach vorne; er hat noch sechs Minuten Redezeit I 

Wittwer (CDU): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren.! Das ist eine etwas merkwürdige Debatte über 
Stadtentwicklungsplanung, da die meisten Redner verlangen, 
daß man ihnen sagt, da und dort ist gestern dies und das Häus­
chen eröffnet worden. Normalerweise eröffnet jedoch Senator 
Nagel fertiggestellte Gebäude. Ich weise darauf hin - -

[Wieland {Bü 90/Grüne): Der e1ne brüllt, und der andere 
nuschelt I Ich verstehe Sie nich~, Herr Wittwerl] 

- Das macht doch nichts I Wenn wir beide in den Mixer kommen 
und halbiert werden, wird es genau richtig. 

Ich will noch einmal auf die unterschiedliche Sicht der Stadt 
eingehen, die vorhin deutlich wurde. Im Grunde, Herr Hassemer, 
hat niemand etwas zu Ihren 8 Punkten gesagt. Daraus kann man 
schließen, daß Konsens besteht. Dennoch hat Herr Mleczkowski 
sich darüber beschwert, daß hier nichts entsteht. 

Ihre Boomtown Charlottenburg, d1e Sie vorhin erwähnt 
haben. Herr Mleczkowski, diese großen Apparate, die hier disku­
tiert werden, sind sämtlich 1987/88 auf Kiel gelegt worden. Ich 
will nur darauf hinweisen, denn die Diskussion über die Bebau­
ung des Busbahnhofs wurde bereits 1987 in Charlottenburg und 
im damaligen Senat geführt. Ich habe bereits vor zweieinhalb 
Jahren gelesen, daß die Friednchstadtpassagen ständen - Sie 
wahrscheinlich auch. Soviel ich weiß, kann man dort immer noch 
nicht einkaufen. Das heißt, die Problematik ist eine ganz andere. 
Das Problem des Jammerns und des Meckerns 1n der Stadt ist 
im Grunde das eigentliche Thema. 

Es muß eine Vision vorgestellt werden, doch wenn jemand 
sagt, w1e er sich d1e Stadt vorstellt - und das hat Herr Hassemer 
getan -, dann w1rd darüber hinweggeredet Das Thema 1st aus­
gesprochen trocken. Stadtentwicklung ist immer mit Langfristlg­
keit und nicht mit dem Augenblickserfolg verbunden. Es wäre 
albern, von Ihnen, Herr Hassemer, den Augenblickserfolg zu ver­
langen; den müssen wir vom gesamten Senat verlangen, aber 
n1cht vom Stadtentwicklungssenator alie1n. 

Herr Hassemer hat über d1e Instrumente gesprochen und 
interessanterweise den Flächennutzungsplan und das Land­
schaftsprogramm in den Vordergrund gestellt. Leider hat er nur 
mit zwei Sätzen erwähnt, daß versucht wird, mit anderen Instru­
menten zu arbeiten, die man vor zwei Jahren noch nicht kannte. 
die im übrigen Bundesgebiet dagegen durchaus bekannt waren 
- ich meine die Entwicklungsgesellschaften. Das eigentliche 
Problem liegt darin, daß die logischerwe1se in der Planung gege­
benen Vorgänge, wie Zwischenspannen bis zum Zeltpunkt des 
Wohnungseinzugs, auch nicht allem von Herrn Nagel zu verant· 
warten sind. Hier sind Instrumente nötig, die nicht oder nur in 
geringem Maß staatlich beeinflußt werden. Das ist meine per­
sönliche Meinung. 

Das ganze Problem der Umsetzung von Planungen in Sicht­
bares wird nicht erkennbar. Sprechen Sie im östlichen und im 
westlichen TeiiBerlins mit Bürgern, dann stellen Sie fest, daß s1e 
zwar gehört haben, daß bei ihnen um d1e Ecke etwas gemacht 
w1rd, daß sie aber nicht wissen, was gemacht w1rd. Die zahlrei­
chen Bürgerversammlungen, d1e eigentlich stattfinden müßten, 
um die Bürger zu informieren, sind nicht möglich. 

ln Wirklichkeit 1st es so, daß sich die Med1en ausschließlich 
darüber verbreiten, ob Herr Hassemer dem anderen den Präsi· 
denten nimmt und ob der ihm das Präsidentenpalais wegnimmt. 
Diese Diskussion wird doch in Wirklichkelt vorrang1g 1n den 
Medien geführt. Tatsächlich sehe ich jedoch, wenn ich durch den 
Bezirk Prenzlauer Berg oder durch andere Gebiete gehe und 
mich daran erinnere, w1e es 1989 aussah, daß dort sichtbar v1el 
gemacht wurde. Leider ist das nicht bekannt, darüber wird nicht 
geredet - es ist ja das Normale, daß etwas voran geht. 

Wenn wir in diesem Abgeordnetenhaus ins gle1che Horn sto­
ßen, wenn wir die Bürger genauso behandeln, wie sie sich 
behandelt fühlen, nämlich so, daß s1e überhaupt n1cht informiert 
werden, dann kann das daran liegen, daß w1r auch nichts wissen. 
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Dann ist das jedoch unsere Schuld, und wir müssen Fragen 
stellen - unter anderem Große Anfragen. Das ist hier gesche­
hen, um von Senator Hassemer zu verlangen, daß er uns seine 
Vorstellungen hinsichtlich dieser Stadt mitteilt. Er hat das heute 
getan. Die Tatsache, daß das heute von Ihnen, Herr Hassemer, 
Vorgestellte der Rahmen ist, daß wir im Stadtentwicklungsaus­
schuß und in den verschiedensten Gremien aber wissen, was in 
Sachen Planung alles pass1ert und was auf Kiel gelegt worden 
ist, dann muß ich Ihnen ein Kompliment machen. 

I Be;fall be; der CDU I 

ln diesem Punkt sind Sie im Grunde der Musterknabe des 
Senats, das muß ich einmal ausdrücklich sagen. An vielen ande­
ren Stellen hätte genausoviel geschehen müssen - dann würde 
die Diskuss1on in der Öffentlichkeit anders geführt. - Vielen 
Dank 1 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Stellv. Präsident Schwierzina: lch danke auch. - Meme 
Damen und Herren! Alle Fraktionen haben die ihnen zustehende 
Redezeit genutzt. Weitere Wortmeldungen liegen daher nicht 
vor. Die Große Anfrage hat damit ihre Erledigung gefunden. 

Die lfdn. Nrn. 6 und 7 sind durch die Konsensliste erledigt. Die 
lfd. Nr. 8 ist bereits mit der Aktuellen Stunde behandelt worden. 
Die lfdn. Nrn. 9 und 10 sind ebenfalls durch die Konsensliste 
erledtgt. 

I 11 I 
Die 

lfd. Nr. 11, Drucksache 1212546: 

Große Anfrage der Fraktion Bü 90/Grüne über feh­
lende mittelfristige Finanzplanung und koordi­
nierte Investitionsplanung des Berliner Senats 

1st eigentl1ch vertagt, jedoch hatte der Ältestenrat der antragstei­
lenden Fraktion Bü 90/Grüne empfohlen, diese Große Anfrage 
im Hauptausschuß zu behandeln. Können wir so verfahren? -
Kem Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Oie lfd. Nr. 12 1st bere1ts m1t der Aktuellen Stunde behandelt 
worden. 

113] 

Ich rufe auf die 

lfd. Nr. 13, Drucksache 12/2482: 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Stadt­
planung und Stadtentwicklung vom 27. Ja· 
nuar 1993 zum Antrag der Fraktion der FOP über 
die zukünftige Nutzung des Flughafens Tempel­
hof, Drucksache 12/1779 

Dazu liegt ein Änderungsamrag der Fraktion Bü 90/Grüne vor, 
die Drucksache 12/2482-1: 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Die Beschlußempfehlung des Ausschusses für Stadt­
planung und Stadtentwicklung vom 27. Januar 1993 
(Drucksache 1 2/2482) zum Antrag der Frakt1on der FDP 
über d1e zukünftige Nutzung des Flughafens Tempelhof 
(Drucksache 12/1779) wird wie folgt geändert: Folgen­
der 3. Absatz wird eingefügt: 

"Unabhängig davon soll der Senat alles in se1ner Macht 
stehende tun, um durch e1ne stet1ge Reduzierung des 
Flughafens 1n Tempelhof darauf hinzuwtrken, daß der 
Flughafen Tempelhof mit Abzug der Alliierten spätestens 
Ende 1995 geschlossen wird." 
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Stellv. Präsident Schwierzina 

(A) Wird Beratung gewünscht? - Wenn ja, kann dies nach der 
Geschäftsordnung bis zu 10 Minuten erfolgen. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Jal- Liepelt (COU): Nein!) 

Oie Fraktion Bündnis 90/Grüne wünscht die Beratung - bitte, 
Herr Cramer! 

Cramer (Bü 90/Grüne): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Uns liegt die Empfehlung des Ausschusses für Stadtent­
wicklung und Stadtplanung für den Flughafen Tempelhof vor. Wir 
unterstützen den Antrag natürlich insoweit, als auch wir der Mei­
nung sind, daß im Vorgriff auf den neuen Flächennutzungsplan 
die Gestaltung des Feldes des Flughafens Tempelhof in Angriff 
genommen werden muß. Die Hauptvoraussetzung dafür ist 
jedoch, daß der Flughafen Tempelhof mit Abzug der Alliierten 
spätestens 1995 geschlossen wird. 

(Liepelt (CDU): Die sind doch schon weg lJ 

- Nein, sie sind noch nicht alle weg, und deshalb haben wir den 
Ihnen hier vorliegenden Änderungsantrag eingebracht, damit der 
Senat alles in seiner Macht Stehende tut, um den seit 1989 um 
1 500 % gestiegenen Flugverkehr in Tempelhof in den nächsten 
Jahren zu reduzieren. Niemand, der eine solche Steigerung 
zuläßt, kann davon ausgehen, daß dies die Schließung erleich­
tert. 

Herr Senator Haase- er 1st ja Tempelhafer-hatin der Öffent­
lichkeit immer wieder betont, daß der Flughafen 1995 geschlos­
sen werde. Auch der Kollege Staffelt von der Fraktion der SPD 
hat sich auf einer Bürgerversammlung in Neukölln vehement für 
eine Schließung des Flughafens bis spätestens Ende 1995 aus­
gesprochen. Wir haben diesen Änderungsantrag gestellt, um 
h1er die Probe aufs Exempel zu machen: ob die Sozialdemokra­
ten in Neukölln nur heiße Luft verbreiten und h1er klein beigeben 
oder ob sie ihren Worten auch Taten folgen lassen wollen. Des-

(8) halb fordern wir Sie auf: Stimmen Sie unserem Änderungsantrag 
zu 1 Wir stimmen dem Gesamtantrag ebenfalls zu. -Ich danke 
Ihnen. 

[Beifall bei BU 90/Grüne] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Wettere Wortmeldungen? 
- Herr Giesel für d1e CDU, b1tte! 

Giesel (CDU): Herr Präsident I Meme Damen und Herren I 
Der ursprüngliche Antrag und die Beschlußempfehlung geben 
Sinn rm Hinblick auf die Vorbereitung des neuen Flächennut­
zungsplans. Es ist richtig, daß im Rahmen der Vorbereitung 
eines neuen FNP auch für Geb1ete solche langfnstige Überle­
gungen angestellt werden müssen, bei denen sich Nutzungsän­
derungen anbahnen. Wir müssen jedoch heute feststellen, daß 
wir in Berlin drei Flughäfen zur Veriügung haben. Aber ihre Kapa­
zitäten sind begrenzt, und die Fluggastzahlen steigen. Im 
begrenzten Rahmen werden kurzfristige Ergänzungsmöglichkei­
ten in Tegel möglich sein, in Tempelhof gar ntcht. umfangre1cher 
in Schönefeld. Aber: Langfristig kommen wir- das will ich hier 
noch einmal unterstreichen - nicht darum herum, daß wir Aus­
schau halten 

[ Wieland (Bü 90/Grüne): Dann nehmen S1e sich mal die 
Wünschelrute und halten S1e Ausschau 1] 

und nicht nur das: daß wir Intensiv daran planen und arbetten -, 
daß ein neuer internationaler Großflughafen für Berlin 
geschaffen werden kann. Erst dann besteht die Möglichkeit, 
emen, mehrere oder alle Flughäfen in Ber!in zu schließen. So hat 
es die Koalition ins Auge gefaßt, und so werden wir auch weiter 
vorgehen. Und da der internationale Großflughafen noch gar 
nicht greifbar ist und da auch die Ausbaumaßnahmen, die jetzt in 
Schönefeld begonnen haben- ein erster Modern.1sierungsteil1st 
schon abgeschlossen -nur für eine mittlere Übergangsfrist wirk­
sam werden, können wir heute überhaupt keine genauen Anga­
ben über Daten eventueller Schließung machen. Deshalb kann 
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der Antrag, der hier ein konkretes Ende des Flugbetriebes in (C) 
Tempelhof für 1995 vorsieht, so nicht angEinommen werden. Es 
wäre unverantwortlich, 

[Horn {POS): Es wäre mutig! Sehr mutig!] 

wenn man sich darauf einließe. 

Aber ich sage in aJJer Deutlichkeit auch folgendes: Gerade die 
Anwohner des Flughafens Tempelhof- das gilt für die Tempel­
hafer wie für die Neuköllner -

[Cramer {Bü 90/Grüne): Ihr Wahlkreis I. 

Das erzähle ich in Neukölln weiter!] 

sind erheblich durch Lärm belastet, und wir sollten schleunigst 
darangehen, eben für eine Übergangszeit Maßnahmen des akti­
ven und passiven Schallschutzes zu ergreifen. Auf dem Flugha­
fen selber - wo etwa die Masch1nen heute ohne jeden Schutz 
warmlaufen - ebenso wie im Bereich der Anwohnerhäuser 
unmittelbar an der Einflugschneise. Ich glaube, dies ist unbe­
dingt erforderlich, auch wenn der Flughafen nur noch wenige 
Jahre in Betneb sein wird. Also fangen wir lieber damit an, solche 
Maßnahmen zu ergreifen, statt zu spekulieren, ob der Flughafen 
Tempelhof 1994, 1995 oder wann auch immer geschlossen wer­
den kann. Berlin als Hauptstadt in der Entwicklung und als 
Metropole, die hoffentlrch einen großen Aufschwung haben wird. 
braucht für die nächsten Jahre auch die Erreichbarkeif auf dem 
Luftwege. Die können w1r uns heute ohne Not nicht verbauen. -
Vielen Dank I 

[Beifall bei der CDU - Wieland (Bü 90/Grüne): Heuchler!] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Danke auch 1 - Für die POS 
Herr Horn I 

Horn {POS): Herr Präsident 1 Meine Damen und Herren I Sehr 
geehrter Kollege G1esell Die Schließung des Flughafens Tem­
pelhof und die heutige Posit1on dazu- daß man ihn 1995 schlie­
ßen will - wäre eme äußerst mutige Tat der großen Koalition I 

[Giesel (COU): Das wäre unverantwortlich 1] 

Und zwar aus dem einfachen Grunde: Sie haben mehrfach in der 
Öffentlichkeit versprochen - -

[G1esel (COU)· Ich n1ch~lj 

- S1e VIelleicht nicht. wobei ich Ihnen das nicht ganz abnehme. 
Aber Ihre Partei und Ihre Koal1tion hat versprochen, d1e inner­
städtischen Flughäfen zu schließen - also auch Tempelhof. 
Wenn man sich aber die Zahlen ansieht. dann 1st von Schließung 
überhaupt keine Rede. Im Gegenteil: Ote Flugbewegungen von 
und nach Tempelhof steigen stetig. Allein mit Beg1nn des Wmter­
flugplans 1992/1993 smd sie um 39% gestiegen. Wie wollen 
Sie eigentlich den Tempelhofern und den anderen Anliegern 
erklären, daß Sie dabei sind, den Flughafen zu schließen? - Das 
ist doch unglaubwürdig 1 Das zum einen I 

Zum anderen: Man könnte normalerweise die Beschlußemp­
fehlung zur Kenntnis nehmen und sagen. jawohl, der eingeschla­
gene Weg 1st richtig. Man könnte auch dte Prtsseinformat1on 
von Herrn Staffelt nehmen, der im letzten September noch ein­
deutig bekannt hat, es müsse ein städtebaulicher Wettbewerb 
für das Areal eingele1tet werden. Nur: Herr G1esel hat wieder ein­
mal Zweifel in uns aufkommen lassen, weil er sagte, man w1sse ja 
nicht so recht. ob uns das alles gelänge, und weil wir eben glau­
ben, daß Ihnen das nicht gelingt, weil Sie nämlich gar nicht ernst­
haft Interessiert smd, diese Flughäfen zu schließen. Man muß 
sich einmal vergegenwärtigen: ln einem Wahlkampfmatereial der 
CDU von 1990 haben S1e sogar in Rechnung gestellt, daß man 
nicht nur Tegel und Tempelhof, sondern auch noch Gatow in 
Betracht ziehen müßte, um die Flugbewegungen von und nach 
Berl1n realisieren zu kdnnen, we1l eben der Großflughafen Berlin 
International - wo auch immer einmal entstehen w1rd - fragl1ch 
ist. Und Ihre Initiativen für den Flughafen Berlin International sind 
ja auch mehr als dürftig. Insofern kann ich m1ch den Worten von 
Herrn Gram er nur anschließen· Stimmen S1e dem Änderungs-

(D) 
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Horn 

(A) antragvon Bündnis 90/Grüne zu, und Sie werden in der Öffent­
lichkeit auch als etwas glaubwürdiger erscheinen, was Ihre 
Absichten zu Tempelhof betrifft. - Ich danke für Ihre Aufmerk­
samkeit. 

[Beifall bei der POS] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Danke auch! - Für die 
SPD-Fraktion hat nun Herr Lange das Wort. 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Jetzt bin tch ja mal gespannt I} 

Lange (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zur 
Situation den Flughafen T mepelhof betreffend kann ich folgen­
des sagen - und meine Fraktion auch -: Im Süden hat die ver­
einte Stadt einen weiteren Flugplatz h1nzubekommen, und im 
Zuge der weltweiten Entspannung wird Tempelhof militärisch 
nicht mehr benötigt. Dessen ungeachtet hat in den letzten Jahren 
der Flugverkehr mit seinen Belästigungen für d1e Bevölkerung 
bedauerlicherweise stark zugenommen, und etwa 300 000 Ein­
wohner sind davon betroffen. Dies muß nach unserer Me1nung 
geändert werden. 

[Beifall und Bravo I des Abg. Cramer (Bü 90/Grüne)] 

Es müssen andere Nutzungsmöglichkelten gefunden werden. 
Wir haben eine stadträumlich wertvolle Flache zur Verfügung, die 
wir zum Wohnen, für einen Grüngürtel und für Dienstleistungen -
zum Teil in vorhandenen Gebäuden - nutzen können. Und vor 
diesem Hintergrund vertritt die SPD die schnellstmögliche 
Schließung des Flughafens Tempelhof. 

[Beifall bei der SPD und der Abgn. Hapel (CDU). 
Cramer (Bü 90/Grüne) und Krause (Bü 90/Grüne)] 

Deshalb haben wir den Änderungsantrag eingebracht, der vom 
Stadtplanungsausschuß am 27. Januar beschlossen wurde. 
Glücklicherweise ist das Gebiet im Vorentwurf zum Flächennut-

(B) zungsplan 1991 zur Nutzung in diesem Sinne ausgewiesen wor­
den. Zielsetzung der SPD war es, bereits in diesem Jahr einen 
städtebaulichen und Iandschaftspianerischen Ideenwettbewerb 
auszuloben. Mit dieser Forderung konnten w1r uns bts jetzt 1n der 
Koalit1on nicht durchsetzen. 

[Horn (POS): Hört, hört 1] 

Trotzdem glaube ich, daß d1e Beschlußempfehlung in die nchtige 
Richtung zielt, 

[Frau Steinborn (POS): Von Schließung 1st aber 
nicht die Rede I] 

damit die durch Lärm belästigte Bevölkerung- vor allem 1n Tem­
pelhof und Neukölln - aufatmen kann. 

[Horn (POS): Tolle Rede; tolles Tei1 1 Plänterwald. 
Friedrichshain r] 

Deswegen bitte ich Sie, der Beschlußempfehlung zur Druck­
sache 12/1779 Ihre Zustimmung zu geben. Den Änderungsan­
trag von Bündnis 90 lehnen wir ab. - Danke I 

[Beifall bei der SPD] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Danke auch 1 - Für die FDP 
bitte ich nun Herrn Biederbick ans Mikrophon! 

Biederbick (FDP): Herr Präsident I Meine Damen und Her­
ren 1 Verschiedene Vorredner haben ja bereits darauf hingewie­
sen, daß der Betrieb eines Flughafens natUrlieh mit Belästigun­
gen - besonders Lärm -, aber natürlich auch m1t Gefahren für 
dte Anwohner verbunden ist. Ich denke, das 1st eine Binsenweis­
heit; darüber brauchen wir uns hier auch nicht zu streiten. Nur 
gibt das noch keine Antwort auf die anstehenden Fragen. Daß 
die Anwohner eine Änderung dieses Zustandes wollen, kann 
ihnen n1emand verübeln. Das ist eine Selbstverständlichkeit. 
Nur: Die Politik in einem Landesparlament - und das smd wir 
hier - kann sich doch nicht daran orientieren, ob d1eses ver-
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ständliche und nachvollziehbare Interesse der Anwohner maßge- (C) 
bend für die Entscheidungen hier sein kann. Sondern wir als 
Landesparlament müssen uns doch darüber unterhalten, daß wir 
eben eine Metropole sind, daß w1r ein Wirtschaftsstandort sind, 
daß wir ein Wissenschaftsstandort sind und daß wir selbstver­
ständlich, um dieses zu erreichen und ausbauen zu können, funk­
tionsfähige Flughäfen brauchen, weil das nun einmal zu einem 
solchen Standort dazugehört. Und Jeder, der etwas anderes 
erzählt, lügt sich etwas in die Tasche, weil er letztendlich damit 
einen Wirtschaftsstandort - und da geht es dann um Arbeits­
plätze - kaputtmacht Das ist die schlichte Wahrheit. 

Und deswegen muß die Politik, Herr Cramer, darauf achten, 
daß sie versucht, vernünftigere Alternativen zu einem solchen 
Standort, der als innerstädtischer natürlich mit besonderen Risi­
ken, Gefahren und Belästigungen verbunden ist, zu entwickeln. 
Da hat man sich an die Arbeit gemacht. Da wissen wir, daß Tegel 
nur in einem begrenzten Maße ausbaufähig ist und natürlich 
auch mit gleichen Problemen der Lärmbelästigung für die dort 
lebenden Anwohner in Reinickendorf verbunden ist und daß 
selbstverständlich Schönefeld 1n Angriff genommen worden ist; 
und die längerfristige Perspektive ist ein internationaler Groß­
flughafen weiter außerhalb der Stadt. Aber bis dieses realisiert 
1st, dauert es nun e1nmal e1ne Zeit. Das wissen wir auch. Und 
gerade Sie legen auch darauf Wert, daß bei den entsprechen­
den Planungen die notwendigen Beteiligungen der Bürger ein­
gehalten werden, und das führt natürlich auch dazu, daß entspre­
chende Planungsverfahren ihre Zeit brauchen. Deswegen kann 
man sich nicht hier h1nstellen- das ist, etwas in die Tasche lügen 
- und sagen, deswegen muß dann und dann der Flughafen 
geschlossen werden, wenn man nicht 1n der Lage ist, ausrei­
chend an anderer Stelle Alternativen realisiert zu haben, die not­
wendig sind, weil die Metropole Berlin, der Wirtschafts- und 
Wissenschaftsstandort Berlin überleben soll. 

Deswegen 1st dieser Antrag als Änderungsantrag Quatsch, 

[Unruhe - Glocke des Präsidenten] 

weil er diese schlichte Notwend1gkeit negiert. Darum werden w1r 
diesen Änderungsantrag ablehnen. Ich fordere Sie auf, für den 
Originalantrag zu stimmen - so, w1e er aus dem Ausschuß 
gekommen ISt-, nämlich die Planungen für den Zeitraum, wenn 
wir Alternativen haben, bere1ts jetzt aufzunehmen. Denn das 1st 
vernünftig deswegen, weil wir wissen, daß gerade in diesem 
Bereich dieser Senat nicht von besonderer Schnelligkeit getne-
ben ist; deswegen ist es vernünftig, frühzeitig damit zu beg1nnen. 
- Ich danke Ihnen 1 

[Beifall be1 der FDP] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Ich danke Ihnen auch, Herr 
Biederbick I - Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur 
Abstimmung. Wir haben über zwe1 Antrräge abzustimmen. Herr 
Cramer, was wünschen Sie? 

[Cramer (Bü 90/Grünel Ich habe noch zwei Minuten' 

- Pardon, wenn Sie noch zwei Minuten haben, haben S1e noch 
zwei Minuten 1 

[Liepelt (CDU). Muß das sein?] 

Cramer (Bü 90/Grüne): Ja, Herr Präsident I Meine Damen 
und Herren 1 Das muß se1n, weil w1r uns m diesem Haus 1mmer ei­
nig waren. daß die Schließung des Flughafens Tempelhof 
überhaupt nichts mit dem Bau des neuen Flughafens zu tun hat. 
sondern daß Tempelhof auf jeden Fall geschlossen wird. 

[ Hoffmann (FDP): Quatsch I Unsinn I] 

D1e Schließung von Tegel und SchOnefeld war abhäng1g von 
dem neuen Großflughafen, aber n1cht Tempelhof. Und hier erle­
ben wir ein Beispiel, wie Politikverdrossenheit bei der Bevölke­
rung geschürt wird. wenn eben der Abgeordnete Staffelt groß­
mundig der Neuköllner Bevölkerung darlegt, daß er sich m1t allen 
Kräften dafür einsetzt, d1esen Flughafen Ende 1995 spätestens 
zu schließen und dann hier kne1ft 1 Er 1st noch nicht einmal anwe-
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Cramer 

(A) send. Und die ganze SPO-Fraktion macht mit. Sie sollen mir noch 
einmal erzählen, Sie würden sich dafür einsetzen, Tempelhof zu 
schließen! So nicht, meine Damen und Herren r 

(8) 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS - Unruhe rechts] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Meine Damen und Herren I 
Nun kommen wir tatsächlich zur Abstimmung. Wrr haben über 
zwei Anträge abzustimmen, erstens über den Änderungsantrag 
des Bündnis 90/Grüne Drucksache 1212482·1. Wer diesem 
Änderungsantrag seine Zustimmung zu geben wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen I -Gegenprobe! - Dann ist dieser 
Änderungsantrag mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur zweiten Abstimmung. Wer dem Antrag rm 
Wortlaut der Beschlußempfehlung Drucksache 12/2482 seine 
Zustimmung zu geben wünscht. den bitte ich nun um das Hand· 
;::eichen I - Danke I Gegenprobe 1 - Enthaltungen? - Dann ist 
d'reser Antrag mit einigen Enthaltungen angenommen. 

Die lfdn. Nrn. 14 und 15 haben bereits durch die Konsenslrste 
Erledigung gefunden. 

[16] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 16, Drucksache 1212485: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Um­
weltschutz vom 28. Januar 1993 zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne über zukunftsweisenden 
Klimaschutz durch einen Konzessionsvertrag mit 
Berlins Erdgas-Unternehmen, Drucksache 12/1836 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktronen der SPD und 
der CDU vor, Drucksache 12/2485·1: 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschlreßen. 

Die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Umweltschutz - Drucksache 1 2/2485 - zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne - Drucksache 1836 - w:rd durch 
die folgende Fassung ersetzt: 

Der Senat wird aufgefordert. unverzüglich Gespräche 
mit der GASAG Berliner Gaswerke AG über emen Kon­
zessionsvertrag unter der Maßgabe aufzunehmen, daß 
dadurch die Wettbewerbsfahigkeit des Wrrtschafts· 
Standortes Berlin nicht verschlechert wrrd. 

ln den Verhandlungen mit der GASAG Beriiner Gas· 
werke AG sind das Aktiengesetz sowie alle Energiewrrt· 
Schaftsgesetze zu beachten. Der Senat wird beauftragt, 
sich von folgenden grundsätzlichen Zielvorstellungen lei­
ten zu lassen: 

a) Für die Bevölkerung des Landes Berlin ist erne aus· 
reichende und umweltgerechte Energieversorgung 
srcherzustellen. 

b) Stärkung der energiepolitiSchen HandluungsfähJg­
keit des Landes Berlin und Nutzung der Optionen für 
eine sinnvolle und sozialverträgliche Entw1cklung 

c) Verringerung des Energieverbrauchs und Förderung 
regenerativer Energiequellen sow1e BerUcksrchtr· 
gung externer Kosten der Energrewrrtschaft. 

d) Schaffung von Voraussetzungen für den Erhalt von 
Sicheren und qualifizierten Arbeitsplätzen bei der 
GASAG Berliner Gaswerke AG. 

Wesentliche Elemente d1eses Konzessionsvertrages 
sollen sein: 

1. Regelungen sind vorzusehen. die erne neue Abgren­
zung des Konzessionsgebietes vor Ablauf des Ver· 
trages ermöglichen. 
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2. Mitspracherecht des Landes Berlin bei allen größe­
ren lnvestitionsentscheidungen, insbesondere beim 
Netzbau. 

3. Keine Erhöhung der L1eferkapazitäten während der 
Laufzeit des Vertrages, statt dessen starke Förde· 
rung der Energieeinsparung in allen Verbrauchssek· 
toren. 

4. Eine ausdrückliche Verpflichtung der GASAG Berli­
ner Gaswerke AG auf die Z1ele und Grundsätze des 
Gesetzes zur Förderung der sparsamen sowie 
umwelt· und sozralverträglichen Energieversorgung 
und ·nutzung im Land Berlin. 

5. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG 
auf dre Prinzipren eines Energiedienstleistungsunter· 
nehmens unter Minimalkostenplanung. 

6. Unterrichtung des Landes Berlin über alle relevanten 
Pläne, Verbrauchsdaten und Abschreibungskalkula· 
toren auf der Basis der vorgenommenen oder 
geplanten Investitionen; Mitspracherecht des Lan· 
des Berlin bei lnvestition&maßnahmen in bezug auf 
dre Pflichten nach Punkt 4 und 5. 

7. Die Festlegung einer dynamischen Konzessronsab­
gabe, d1e ·rn ernen zweckgebundenen Fonds zur För­
derung von Energresparmaßnahmen und regeneratr­
ven Energiequellen abgeführt werden soll. 

8. Eine Opt1on zur Übernahme des Netzes durch das 
Land Berlrn. 

9. Erne auf zehn Jahre beschränkte Laufzert mit der 
Möglichkeit der vorzeitrgen Kündigung bei Verstoß 
gegen den Vertrag. 

1 0. Verpfl1chtung der GAS AG Berliner Gaswerke AG. 
regeneratrve Energiequellen nutzbar zu machen. 

11. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG 
auf e1n neues Tarifangebot mit hohem Sparanrerz 
(z. B. einglredng. /,near und lastabhängrg). 

12. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG 
zur Errichtung von BHKW·Anlagen und Förderung 
von BHKW-Anlagen und Förderung von BHKW· 
Setreibergesellschaften 

13. Verpflichtung der GASAG Berlrner Gaswerke AG. 
be1 Bedarf nach Möglichkeit außerhalb der kommu· 
nalen Grenzen Berhns an der Klimaschutzpolitik mrt· 
zuarbe1ten. 

Wrrd Beratung gewünscht?- Das rst der Fall. Herr Berger, bitte I 

Berger (Bü 90/Grur.e): Herr Präsident' Meine Damen und 
Herren I Ich rede für merne Fraktion und gie1chzeitig für d1e 
Beschlußempfehlung unter dem Tagesordnungspunkt 17. Es 
geht rn beiden Fällen um Anträge zum Abschluß von w1cht1gen 
Vertragen mit Bewag und GASAG. Die Beschiußempfehlung 
aus dem Umweltausschuß 1st offenbar inzw1sch2n durch erne 
Waschanlage der Fraktronsspitzen von SPD und CDU gegan· 
gen und dort von unsauberen ökologischen Elementen gereinigt 
worden. Es ist an srch schon erne Unverschcimthe1t, wie auf 
diese Weise der Sachverstand von AusschUssen desavouiert 
w1rd. 

[Lrepelt (CDU): Quatsch' Fünf Ze1len mehrl] 

H1nzu kommt, daß dre berden Beschlußempfehlungen durch 
d1e Intervention der Fraktionsspitzen entscherdend abge· 
schwächt worden srnd. Sie bestehen jetzt aus zwer Teilen, näm· 
lieh ernmal aus einer Rerhe von Regelungen, dre, wenn sre so ver· 
abschredet werden. für erne Polrtrk des Energresparens rn der 
Stadt tatsächlich wegwersend sein können. Aber dem rst ern Vor· 
spann angefügt worden, der diesen mutrgen Schritt in entschei­
denden Punkten wreder relat1vrert 
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Sie verlangen jetzt in Ihrer Änderungsvorlage, daß die Verträge 
mit Bewag und GASAG die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt· 
schatt in Berlin nicht verschlechtern. Dem könnten wir uns so 
zwar im Prinzip anschließen, denn es stimmt, daß eine umweltge­
rechte Energiepolitik die Wettbewerbschancen mittelfristig 
sogar verbessert. Wir wissen aber, daß Sie in Ihren inhaltlichen 
Darlegungen- insbesondere auch die I HK, die Bewag und inter­
essierte Betriebe in Berlin - mtt dieser Wettbewerbsfäh1gke1t 
ausschließlich niedrige Strompreise meinen. Aber das ist eine 
Linie, die wir entschieden ablehnen. Wer heute niedrige Strom­
preise für eine angebliche Wettbewerbsfähigkeit verlangt, der 
fordert zur Energieverschwendung geradezu auf und der weigert 
sich, die hohen externen Kosten unseres Energiesystems, die 
etwa in der Erderwärmung zu Buche schlagen, wenigstens 
Schritt für Schritt in wirkliche Preise zu übersetzen. Eine solche 
Politik niedriger Strompreise kann daher aus ökologischer Sicht 
nur auf das schärfste abgelehnt werden. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Wir können auch nicht akzeptieren, daß Sie die Verträge mit 
Bewag und GASAG an das Energiewirtschaftsgesetz binden 
wollen. w1e Sie es in Ihrer von der Fraktionsspitze geänderten 
Beschlußempfehlung tun. 

[Behrendt (SPO): Es ist doch selbstverständlich, daß solche 
Verträge sich an Gesetzen onentieren müssen!] 

- Darauf gehe ich gleich ein, lieber Herr Kollege Behrendt. - S1e 
wissen wie ich, daß dieses Gesetz ein Foss1l aus Zeiten der Nazi­
diktatur ist und daß es wirklich schleunigst auf den Misthaufen 
geschichtlicher Verirrungen gehört. Es h1er noch einmal aus­
drücklich hineinzubringen, ist an sich schon em Skandal, und 
seine ausdrückliche Erwähnung ist für die gesamte Beschlußvor­
lage ausgesprochen kontraproduktiv. Es 1st natürlich richtig, daß 
das Energiewirtschaftsgesetz, so wie es im Moment gilt, Ener­
gieversorgungsunternehmen das Recht gibt, den Bau von Ener­
gieanlagen nur anzuzeigen, ohne daß d1ese - etwa neue Kraft­
werke - in einer gemeinsamen Energieplanung mit der Kom­
mune vereinbart werden müssen. Aber gerade darum kann und 
sollte Berlin in einem von beiden Seiten freiwillig abgeschlosse­
nen Vertrag mit Energieversorgungsunternehmen vereinbaren, 
daß vor der Planung neuer Kraftwerke geprüft w1rd, ob man n1cht 
durch Investitionen in energiesparende Maßnahmen d1e Versor­
gung auch gewährleisten kann und dabe1 Umweltschäden verrin­
gert, ohne sie durch Zubau neuer Kraftwerke zu vergrößern. 

[Dr. Meyer {SPD): Steht doch drin I] 

- Das steht drin, ist aber durch die ausdrückliche Festlegung 
des Antragsam Beginn auf das Energiewirtschaftsgesetz ausge­
sprochen relativiert. 

Wenn unter dieser Prämisse e1n Konzessionsvertrag abge­
schlossen w1rd, dann w1rd die inhaltliche Regelung durch den 
Antrag, die wir unterstützen, durch den Vorspann, der höherNer­
tig ist, weil er vorn steht, praktisch außer Kraft gesetzt, und die 
Beschlußempfehlung zu den Konzessionsverträgen ist dann 
nicht e1nmal mehr die Hälfte wert. Damit ist ein großer Teil der 
ökologischen Mühen, die für diese Beschlußempfehlung - etwa 
im Umweltausschuß und in den Vielfält1gen Vorarbeiten - im 
Abgeordnetenhaus aufgewendet worden sind, vergebens. W1r 
können daher in der Abstimmung nur unser Nein geltend 
machen gegenüber dieser Änderung, d1e auf völlig undemokrat1· 
sche We1se von den Vorständen der Frakt1on in d1e Sacharbeit 
der Umweltausschüsse hineingebracht worden ist. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne -
Or. Ragall (SPD): Aber Insgesamt Zustimmung I] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Für die SPD b1tte ich nun 
Herrn Kollegen Behrendtl 

Behrendt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Herren 1 

Herr Kollege Berger! Ich muß sagen: Ich bm enttäuscht von Ihrer 
Rede. Sie läßt Augenmaß vermissen, und es fehlt ihr auch an der 
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nötigen Fairneß. Oie Fairneß hätte es geboten, anzuerkennen, (C) 
daß die beiden Regierungsfraktionen hier einen ganz beacht­
lichen Antrag einbringen, der wesentliche politische Eckpunkte 
für den Abschluß von Konzessionsverträgen festschreibt. Was 
Sie hier machen, ist ein kleinliches Herum mäkeln, und Sie wollen 
uns doch nicht glauben machen, daß Sie selbst der Auffassung 
sind, solche Verträge könnten in einem rechtsfreien Raum abge­
schlossen werden! Natürlich sind auch bei solchen Verhandlun-
gen bestehende Gesetze zu beachten. Daß das Energiewirt­
schaftsgesetz, das zur Zeit gilt, ein Foss1l aus alter Zeit ist, wis-
sen wir auch. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich deshalb 
auch für eine Novellierung dieses Gesetzes ein. Aber so lange es 
gilt, sind wir alle an dieses Gesetz gebunden, wie wir überhaupt 
an Recht und Gesetz gebunden sind. 

Zudem ist Ihr Einwand, h1er sei ein undemokratisches Ver­
fahren zum Tragen gekommen, geradezu lächerlich. Die Fraktion 
Bündnis 90/Grüne befleißigt sich ja sehr häufig der Methode, zu 
ihren eigenen Anträgen Änderungsanträge einzubringen. Wenn 
Sie also dieses Verfahren als undemokratisch geißeln, bedenken 
Sie, daß dies bedeutet, daß Sie sich selbst laufend undemokrati­
scher Verfahrensweisen bedienen. Ich sage hier nur: Dieser Vor­
spann bedeutet doch zum einen nichts anderes, als daß Gesetz 
und Recht auch bei der Verhandlung über einen neuen Konzessi­
onsvertrag zu beachten sind, und zum anderen, daß wir hier klar 
formulieren, daß die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts­
standorts Berlin nicht beeintrachtigt werden soll. Ich frage Sie, 
Herr Berger: Wie wollen Sie es vor den Menschen dieser Stadt 
vertreten, wenn tatsächlich der Wirtschaftsstandort und damit 
auch Arbeitsplätze gefährdet werden, angesichts der Tatsache, 
daß zehntausende von Menschen Insbesondere im Ostteil 
dieser Stadt um ihren Arbeitsplatz bangen? 

[Horn {POS): Seit wann Interessieren Sie denn 
Arbeitsplätze?] 

Das ist also in der gegenwärtigen Situat1on eine selbstverständli- (D) 
ehe Konzession, zu der wir uns durchnngen müssen. Deshalb ist 
der Antrag, den wir sowohl für den Erdgasbereich als auch für 
Verhandlungen m1t der Bewag/Ebag formulieren, ein ganz 
bemerkenswerter Schritt dieses Hauses hin zu einer ökologisch 
orientierten Energiepolitik. 

Wir schreiben nämlich fest, daß der energiepolitische Hand­
lungsspielraum des Landes Berlin erhalten werden muß, daß das 
Z1el dieser Verhandlungen sein muß, daß der neue Konzessions­
vertrag insbesondere der Verringerung des Energieverbrauchs 
und der Förderung regenerat1ver Energieträger zu dienen hat, 
daß die E1generzeugung durch das Land Berlin gewährleistet 
wird und daß vernünftige E1nspe1severgütungen geschaffen wer­
den müssen, die es erlauben, dezentrale Energieerzeugungsan­
lagen zu schaffen. Wir verpflichten die Bewag/Ebag auf die Pnn­
zipien eines Energiedienstleistungsunternehmens und die der 
M1nimalkostenplanung. Das ist ein ganz bemerkenswerter Punkt. 
Wir erhalten uns die Option zur Ubernahme des Netzes, und 
n1cht zuletzt verpflichten wir das Unternehmen Bewag/Ebag 
auch darauf. dezentrale Energieerzeugungsanlagen, nämlich 
Blockheizkraftwerke und entsprechende Setreibergesellschaf­
ten zu fördern. Das ist eine wtchtige Entscheidung in diesem Par­
lament. Dies ist ein erster Schritt hin zu einer ökologisch orien­
tierten Energiepolitik. und 1ch hoffe, daß der Senat in der Lage 
1st, recht viel von diesen Eckpunkten unserer Energ1epolitik in 
den Verhandlungen durchzusetzen 1 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Stellv. Präsident Schwierzina: Danke I -Weitere Wortmel­
dungen liegen nicht vor, so daß w1r zur Abstimmung kommen 
können. Wer dem Antrag Drucksache 12/1836 im Wortlaut des 
Änderungsantrags der Fraktionen von SPD und CDU. Druck­
sache 12/2485-1, seine Zustimmung zu geben wünscht, den 
bitte 1ch um das Handze1chen 1 - Danke I Die Gegenprobe I -

Enthaltungen? - Dann 1st so beschlossen. 
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Stellv. Präsident Schwierzina 

(A) [17[ 

(B) 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 17, Drucksache 12/2486: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Um­
weltschutz vom 28. Januar 1993 zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne über einen neuen Bewag­
Konzessionsvertrag für eine zukunftsweisende 
Klimaschutz·Politik, Drucksache 12/1835 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und 
COU vor, Drucksache 12/2486· 1: 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Umweltschutz - Drucksache 12/2486 - zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne - Drucksache 1211836 - wird 
durch die folgende Fassung ersetzt: 

Der Senat wird aufgefordert. unverzüglich Gespräche 
mit der Bewag/EBAG über einen Konzessionsvertrag 
unter der Maßgabe aufzunehmen. daß dadurch die Wett­
bewerbsfähigkeif des Wirtschaftsstandortes Berlin ntcht 
verschlechert wtrd. 

ln den Verhandlungen mtt der Bewag/EBAG sind das 
Aktiengesetz sowie alle Energiewirtschaftsgesetze zu 
beachten. Der Senat wird beauftragt, stch von folgenden 
grundsätzlichen Zielvorstellungen leiten zu lassen: 

a) Für die Bevölkerung des Landes Berlin ist eine aus­
reichende und umweltgerechte Energteversorgung 
sicherzustellen. 

b) Stärkung der energiepolitischen Handlungsfähigkeit 
des Landes Berlin und Nutzung der Optionen für 
eine sinnvolle und sozialverträgliche Entwicklung. 

c) Verringerung des Energieverbrauchs und Förderung 
regenerativer Energiequellen sowie BerUcksichtl­
gung externer Kosten der Energiewirtschaft. 

d) Schaffung von Voraussetzungen für den Erhalt von 
sicheren und qualifizierten Arbettsplätzen bet der 
Bewag/EBAG. 

Wesentliche Elemente dieses Konzessionsvertrages 
sollen sein: 

1. Gewährleistung der Eigenerzeugung von Strom 
durch das Land Berlin einschließlich ihrer grundsätz­
lichen Berechtigung zur öff~ntlichen Versorgung 
Dritter mit Strom. 

2. Abnahme- und Durchleitungsverpflichtung der 
Bewag/EBAG fUr vom Land Berlin oder von Dritten 
erzeugten Strom. 

3. Einspeisevergütungen nur geringfügig abwetchend 
von den Bewag/EBAG-Stromerzeugungskosten 
(Vollkostenrechnung), Gleichbehandlung von Rest­
strom- und Vollstromkunden. 

4. Regelungen sind vorzusehen. die eme neue Abgren­
zung des Konzessionsgeb.tetes vor Ablauf des Ver­
trages ermöglichen, wenn regional- und umweltpolt­
tisehe Interessen dies gebieten. 

5. Mitspracherecht des Landes Berlin bet allen größe­
ren lnvestit1onsentscheidungen. insbesondere beim 
Netzausbau auf der Niederspannungs- und Liefer­
transportebene. 

6. Beschränkung auf etn e1nfaches Wege- und Nut­
zungsrecht, das die Vergabe von Konzessionen an 
Dritte nicht ausschließt. 
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7. Eine ausdrückliche Verpflichtung der Bewag auf die 
Ziele und Grundsätze des Gesetzes zur Förderung 
der sparsamen sowie umwelt- und sozialverträgli­
chen Energieversorgung und ·nutzung im Land Ber­
lin. 

8. Verpflichtung der Bewag/EBAG auf die Prinzipien 
etnes Energiedienstleistungsunternehmens und der 
Minimalkostenplanung. 

9. Unterrichtung des Landes Berlin über alle relevanten 
Pläne, Verbrauchsdaten und Abschreibungskalkula· 
toren auf der Basis der vorgenommenen oder 
geplanten Investitionen in bezug auf die Pflichten 
nach Punkt 8 und 9. 

1 0. Die Festlegung einer dynamischen Konzessionsab­
gabe, die in einen zweckgebundenen Fonds zur För­
derung von Energiesparmaßnahmen und regenerati· 
ven Energiequellen abgeführt werden soll. 

11. E1ne Opt1on zur Ubernahme des Netzes durch das 
Land Berlin. 

1 2. Eine auf zehn Jahre beschränkte Laufzeit mit der 
Möglichkelt der vorzetttgen Kündigung bei Verstoß 
gegen den Vertrag. 

13. Verpflichtung der Bewag/EBAG, regenerative Ener­
giequellen nutzbar zu machen. 

1 4. Verpflichtung der Bewag/EBAG auf ein neu es Tarif· 
angebot mit hohem Sparanreiz {z. 8. eingliedrig, 
linear und lastabhängig). 

1 5. Verpflichtung der Bewag/EBAG zur Errichtung von 
BHKW-Anlagen und Förderung von BHKW-Betre1· 
bergeseilschatten. 

1 6. Verpflichtung der Bewag/EBAG. nach Stillegung 
des Kraftwerkes Oberhavel keine reinen Kondensa­
tionskraftwerke im Grundlastbereich zu betreiben. 

1 7. Verpflichtung der Bewag/EBAG, bei Bedarf außer­
halb der kommunalen Grenzen Berlms an der Klima­
schutzpolitik mitzuarbeiten. 

Ein Beratungswunsch besteht offenbar nicht. Wir haben ja auch 
schon zum Tagesordnungspunkt 17 inhaltlich beraten, so daß w·tr 
zur Abstimmung kommen können. Wer dem Antrag Drucksache 
12/1835 1m Wortlaut des Änderungsantrags der Fraktionen von 
SPD und CDU, Drucksache 12/2486-1, seine Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte tch um das Handzeichen! - Danke I 
Die Gegenprobe I - Enthaltungen? - Dann ist so beschlossen. 

Die lfd. Nr. 18 1st bereits durch die Konsensliste erledigt. 

[19] 

Ich rute auf 

lfd. Nr.19: 

a) Drucksache 12/2493: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Um­
weltschutz vom 18. Februar 1993 zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne über Anschlag auf Natur­
schutz und Demokratie: das neue lnvestitionser­
leichterungs- und Wohnbauland-Gesetz, Druck­
sache 12/2330 

b) Drucksache 12/2494: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Um­
weltschutz vom 18. Februar 1993 zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne über Anschlag auf Natur­
schutz und Demokratie: das neue lnvestitionser­
leichterungs- und Wahnbauland-Gesetz (Ent­
schließung), Drucksache 12/2362 

(C) 

(D) 
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Stellv. Präsident Schwierzina 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Was haben Sie denn mit dem 
Tagesordnungspunkt 18 gemacht, Herr Präsident?] 

-Wenn es Ihrer Aufmerksamkeit entgangen sein sollte, Herr Kol­
lege: Ich habe gesagt, daß der bereits durch die Konsensliste 
seine Erledigung gefunden hat. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Danke I] 

- Bitte sehr. Ich bin zu Nachhilfe dieser Art gern bereit. - Der 
Ältestenrat empfiehlt zum Tagesordnungspunkt 19, den ich 
gerade aufgerufen habe, für die Beratung eine Redezeit b1s zu 
fünf Minuten pro Fraktion. Widerspruch?- Das ist nicht der Fall. 
Für die POS hat Frau Dr. Müller das Wort' - Bitte sehr 1 

Frau Or. Müller (POS): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren' Zunächst ein Wort an Herrn Hassemer: Die Demokratie 
im Planungsverfahren endet da, wo Ihr Haus die Stiftung Natur­
schutz massiv dafür rügt, daß sie die Verfahrenskosten der Kla­
gegemeinschaft Sachsendamm übernommen hat. Meines 
Erachtens wäre das ein Normenkontrollverfahren wert, und ich 
lehne als Stiftungsratsmitglied ein solches Vorgehen absolut ab. 
Wir wissen alle, daß dieses Problem unm1ttelbar etwas mit dem 
lnvestitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz zu tun hat. 
Unsere Krit1k an diesem Gesetzesentwurf als weiterem Akt des 
Abbaus demokratischer Rechte wird durch solche Beispiele fast 
täglich neu bestätigt. 

Die POS hat im Bundestag und in den Landtager1 der ostdeut­
schen Länder entschieden gegen den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung gekämpft. Das hat die POS auch davon abge­
halten, durch Novellierungsversuche eine halbherzige Kompro­
mißvariante zu erhalten und letztlich doch der Intention des 
Gesetzes zu folgen. Wir meinen, es fehlt n1cht Wohnbauland. Es 
fehlt an Konzepten für konsequentes Flächenrecycling, an kom­
munaler Bodenpolitik und an Bodenschutz. Es fehlen nicht 
irgendwelche Wohnungen, es fehlt ein Konzept für sozialen Miet­
wohnungsbau und Bestandssicherung. 

Der Umweltausschuß des Abgeordnetenhauses von Berlin 
hat aufgrundeiner Initiative der PDS·Frakt1on eme Sondersitzung 
zu diesem Thema durchgeführt und Stellungnahmen von Verbän­
den gehört. Dabei war das Ergebnis, daß der Umwelt- und Natur­
schutz im Parlament keine mehrheitsfähige Lobby hat, und die 
Einwände gegen den Demokratieabbau dieses Gesetzent­
wurfs verhallten schlicht und einfach. Die vorhegenden Argu· 
mente des Bundes Deutscher Landschaftsarchitekten. des 
BUND, der Grünen Liga und des Unabhängigen Instituts für 
Umweltforschung Berlin wurden n1cht einmal ernsthaft zur 
Kenntnis genommen. Der Berliner Senat hat als Koalitionsregie­
rung von CDU und SPO in der entscheidenden Bundesratssit­
zung dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zugestimmt. Er 
hat das regelrechte Durchpeitschen dieses Gesetzes ebenfalls 
mit zu verantworten. Er hat völlig darauf verzichtet, rechtzeitig die 
legislative Kraft dieser Stadt nach ihrer Meinung zu befragen. 

Konservative Politik scheint kurzfristig erfolgreich zu sein. Dies 
gilt für das Verkehrswegebeschleunigungsgesetz, den Haupt­
stadtvertrag, das lnvestitionserleichterungs- und das Wohnbau­
landgesetz. Dies sind leider nur Spitzen einer Oeregulierungs­
kampagne. Sie sollten demnächst eine Bundesratsinitiative zu 
einem Gesetz zur Beschleunigung von Gesetzgebungsverfahren 
starten I 

[Schiela (FDP): Es wäre schön, wenn das laufen würde I] 

Das entspricht Sicherlich Ihren konservat1ven Interessen. W1e 
verflochten die Wirkungen dieser Gesetze sind, wird leider viel 
zu spät und auch zu wenig beachtet. Langfristig werden die 
negativen Effekte dieser Gesetze zu Ihrer Abwahl führen. Da b1n 
1ch mir ganz s1cher I Die Synergieeffekte dieses Politikpakets 
werden die soz1ale Spaltung der Gesellschaft noch manifester 
und die Rechte der Natur noch unsicherer machen. Oppositions­
politik wird sich nicht in dieses Politikkonzept einbinden lassen. 
Die POS wird dies nicht tun I Demokratieabbau ist nicht Gegen­
stand eines Konsenses. Hier ble1ben konservative Politik und 
Oppositionspolitik auch für den Bürger heute und in der Zukunft 
eindeutig unterscheidbar' - Danke I 
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Präsidentin Dr. Laurien: Herr Behrendt hat als nächster (C) 
Redner das Wort! 

Behrendt (SPO): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es 1st anachronistisch, heute über diesen 
Punkt zu sprechen, nachdem der Bundesrat bereits darüber ent­
schieden und mit der Zustimmung des Landes Berlin den Ver­
mittlungsausschuß angerufen hat. Deshalb wird dort eine Über­
arbeitung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung erfolgen. 

[Frau Dr. Müller (POS): Das ist unmöglich, das wissen Sie 
doch'] 

Ich bekenne aber, daß das Meinungsspektrum unserer Fraktion 
dazu breit gefächert ist. Immerhin können wir für uns in Anspruch 
nehmen, daß wir die ersten im Parlament waren, die dieses Pro­
blem auf die Tagesordnung brachten. 

[ Wieland (Bü 90/Grüne): Sie haben schon anders geredet I} 

- Herr Kollege Wieland, weil S1e nicht im Umweltausschuß sind, 
können Sie nicht wissen, daß mein Kollege Or. Meyer dieses Pro­
blem bereits vortrug, als Sie noch gar n1cht aufgewacht waren 
und die Problemat1k dieses Gesetzentwurfs noch nicht erkannt 
hatten. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Ich ennnere mich noch, 
wie S1e 1987/88 hier sprachen'} 

Der Umweltausschuß hat sich sehr intensiv mit d1eser Materie 
befaßt. Das ist wirksamer als manche Schaufensterreden hier im 
Plenum I Er hat unter anderem eine Anhörung von Experten 
durchgeführt, d1e gezeigt hat. daß ke1ne einheitliche Meinung 
vorliegt. 

[Schiela (FDP): Gott sei Dank I] 

Der Vertreter des Deutschen Städtetages hat verdeutlicht. daß (O) 
die Kommunen überwiegend positive Ansätze sehen. 

[Frau Dr. Müller (POS): Das 1st Verscheißern !l 

-Frau Dr. Müller, Sie sehen das offenbar nur durch e1ne ideologi­
sche Brille. Versuchen Sie doch einmal, sich sachlich und etwas 
vorurteilsfreier mit einer Problematik auseinanderzusetzen I 

Ich sehe durchaus auch d1e negat1ven umweltpolitischen 
Aspekte, die mit d1esem Gesetz drohen. Andererseits muß aner­
kannt werden, daß es aus baupolitischer Sicht durchaus gute 
Gründe g1bt. hier Änderungen vorzunehmen. Oie extrem langen 
und überzogenen Anforderungen, die zum Teil bei Umweltgeneh­
migungsverfahren üblich sind, sind der Ansatzpunkt, warum 
seitens der Baupolitiker eine Änderung herbeigeführt w1rd. D1e 
im Umweltbereich Tätigen müssen sich die Kritik gefallen lassen, 
daß sie nicht rechtzeitig selbst Wege gefunden haben, um ver­
nünftige Verfahren und Straffungen zu f;nden, die nicht zu Lasten 
der Umwelt gehen. Wenn ein Genehmigungs- oder Planfeststel­
lungsverfahren bis zu 15 Jahren dauert, kann das nicht ak.zept1ert 
werden. Insbesondere in den neuen Bundesländern kann dies 
nicht hingenommen werden. Deshalb haben auch d1e neuen 
Bundesländer ein nachhaltiges Interesse an VerändFrungen 
gezeigt. 

Wir haben den Antrag, der Beratungsgrundlage 1m Umwelt­
ausschuß war, dah1n gehend modifiziert, daß wir das überhastete 
Verfahren und den extremen Zeltdruck kritisieren. Wir hegen die 
Hoffnung, daß im Vermittlungsausschuß positive Veränderungen 
durchgeführt werden und fordern insbesondere den Senat auf, 
im Rahmen seiner Möglichkelten be1 der Anwendung und dem 
Vollzug des Gesetzes so zu verfahren, daß Schäden an Natur 
und Umwelt vermieden werden I 

[Be1fall bei der SPD und der CDU] 

Präsidentin Or. Laurien: Herr Berger, Sie sind der nächste' 
Wenn Sie sich auch so vorbildl1ch an die Zeit halten, freuen sich 
alle' 
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Berger {Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Selten ist ein Gesetzentwurf so einmütig und so ent­
schieden von allen Naturschutz- und Umweltverbänden abge­
lehnt worden. Der Vertreter des Städtetages, den Herr Behrendt 
als Kronzeugen nannte, mag dieses Mal eine Ausnahme gebildet 
haben. Es ist ein Opferungsgesetz angesichts sich türmender 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten I Es wird ein Schlachtopfer 
gesucht; dieses sind weite Bereiche des Naturschutzes. Selten 
ist aber auch ein Gesetz in einer solchen Geschwindigkeit 
durchgedrückt worden wie dieses Investitionserleichterungs­
und Wohnbaulandgesetz. Es ist e1n glatter Hohn, hier von einem 
demokratischen Verfahren zu sprechen. Der Kollege Behrendt 
hat sich noch im Januar mit sehr markanten Worten gegen 
dieses Gesetz geäußert. Inzwischen hat er in negat1vem Sinn 
dazu gelernt, wenn er nun soviel verteidigende Worte findet' 

Nach einer umfassenden Bewertung des Gesetzes steht fest, 
daß von der Berliner Politik nicht sämtliche Möglichkeiten wahr· 
genommen worden sind, den krassen Abbau von naturschutz­
rechtlichen Regelungen, die diese Vorlage vorsieht. wenig­
stens einzudämmen. Die Berl1ner Politik hat nichts dagegen 
unternommen, daß sich mit diesem Gesetz die Flächenversiege­
Jung um Berlin beschleunigen wird. Mit diesem Gesetz wird der 
Naturschutz aus allen innerstädtischen Gebieten verbannt. 
Damit wird fast ungebremst der Bau von Müllverbrennungsanla· 
gen zugelassen. Die Bürgerbeteiligung vor allem der Bewohne· 
rinnen und Bewohner Ost·Berlins wird auf Schmalkost gesetzt. 

Angesichts dieser Hilflosigkeit der großen Koalition, in der 
sich die Betonfraktion um den Senator Nagel eindeutig durchge· 
setzt hat, ist es fast beschämend, daß die CDU·SPD-Beschluß· 
vorlage lediglich empfiehlt, das Abgeordnetenhaus solle nach· 
träglieh bedauern, daß alles unter Zeitdruck geschehen und 
sorglos mit heißer Nadel gestrickt worden ist. Dabei hatte die 
Berliner Politik von Anfang an über die Beteiligung im Bundesrat 
die Möglichkeit, den Gesetzentwurf abzulehnen. Sie hatte die 
Möglichkeit, entscheidene Veränderungen zu verlangen. Es ist 
richtig, daß dieses Gesetz nun dem Vermittlungsausschuß vor· 
liegt, aber nicht durch das Verdienst Berlins, sondern auf lnitia· 
tive eines so ~progressiv~ regierten Staates wie Bayern, der in 
bestimmten Bereichen den rot· grün oder rot·grün·gelb regierten 
Ländern wie Brandenburg noch zur Mehrhett verholfen hat. Es ist 
beschämend, wie sich Berlin aus der Debatte um den drohenden 
Abbau des Naturschutzes herausgehalten hat. Wir können des· 
halb der Kondolenzbekundung, d1e Sie uns mit Ihrer Beschluß· 
empfehlung zumuten, nur unsere schärfste Ablehnung erteilen I 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Goetze ist der nachste Red­
ner! 

Goetze (CDU): Frau Präs.tdentin I Me1ne Damen und Herren I 
Auf den Beitrag von Frau Or. Müller möchte ich nur insofern ein· 
gehen, als wir hier ein Musterbeispiel einer Propagandarede 
gehört haben! 

Frau Dr. Müller, Sie irren, wenn sie behaüpten, das Land Berlin 
und die anderen Länder hätten das Gesetz im Bundesrat durch· 
gepeitscht. Vielmehr ist der Vermittlungsausschuß eingeschal· 
tet worden. Und ebenso irren S1e. wenn s1e meinen, Sie hätten 
durch eine Sondersitzung die Behandlung 1m Umweltausschuß 
eiWirkt. Tatsächlich war es eine reguläre Sitzung. Sie haben also 
den wentgsten Verdienst daran. 

[Frau Dr. Müller (POS): Ich habe doch die Anhörung 
eingebracht!] 

Sie irren auch, wenn Sie uns hier suggeneren, die demokrati· 
sehen Rechte seien eingeschränkt worden. Im Detail möchte 1ch 
nicht darauf eingehen. Sie können in der E1nbringungsrede von 
m1r nachlesen, wie ich das begründet habe. Ihre Ausführungen 
st1mmen jedenfalls nicht mit den Tatsachen überein. 

Ein Beispiel aus dem Land Brandenburg soll zeigen, warum 
d1eses lnvestitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz dnn· 
gend erforderlich ist: 

[Biederbick (FDP): ln Berl1n brauchen wir es auch!] 
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Nach einem Bericht aus der Mieterzeitung "Wohnen~ kam es 
kürzlich in Brandenburg in der Frage der Blockierung von Woh· 
nungsbauprogrammen zu einem schweren Zusammenstoß 
zwischen SPD-Wohnungsbauminister Wolf und Raumordnungs­
minister Platzek. Wolf habe demnach behauptet. daß in mehr als 
40 Fällen in Brandenburg aus raumordnerischen Gründen Woh­
nungsbauvorhaben verh1ndert worden seien. 1990 seien in Bran· 
denburg 10 000 Wohnungen gebaut worden, 19g1 nur noch 
5 000, im Jahr 1992 sei die Zahl der Neubauten auf 2 500 
zurückgegangen. - Da in dieser Zeit die Mittel für einen weitaus 
stärkeren sozialen Wohnungsbau zur Verfügung gestanden 
haben, ist offensichtlich die dringend erforderliche Versorgung 
der Brandenburger Bevölkerung mit mehr Wohnraum von der 
fehlenden Bereitstellung entsprechender Bauflächen verhindert 
worden. 

[Biederbick (FDP): Laßt uns erst einmal 
die Berliner Probleme lösen I] 

Dies und anderes mußte und sollte korrigiert werden, und dazu 
dient dieses lnvestitionserleichterungs- und Wohnbauland­
gesetz. 

[Berger (Bü 90/Grüne): ln Brandenburg g1bt es doch 
etn Überangebot an Wohnland !] 

ln diesem Gesetz ist unter anderem geregelt, daß die doppelte 
Prüfung gleicher Sachverhalte, die doppelt so lange dauernde 
BUrgerbeteiligung be: umweltschutzverbessernder Infrastruktur 
und die immer flOCh notwendige Prüfung von Anlagen, die auch 
als Typenbauten genehmigt werden könnten, abgeschafft wer­
den. Wenn dabei einzelne Vorschriften nach Auffassung der 
Oppositionspartelen über das Z1el hinausschießen, so haben 
sich dies die eine extremistische Lmte ·,m Umweltschutz vertre· 
tenden Vereine, Verbände und Politiker selbst zuzuschreiben. 

[Berger (Bü 90/Grüne): Jetzt sind also die schuld!] 

Seit Jahren wurden Forderungen ignoriert, d1e Bebauungs· 
plan· und Baugenehmigungsdauer in Deutschland drastisch 
zu verkürzen. E1n entscheidender Standortnachteil der Bundes­
republik Deutschland wurde nicht abgebaut. Dieser hinhaltende 
Widerstand hat nun zu der Entscheidung des Bundestages 
geführt, den wir in einzelnen Punkten- wte schon ausgeführt­
sicherlich bedauern. 

Allerdings muß man dazu sagen, daß d1e immer wieder ange· 
führte Einschränkung bei der naturschutzrechtlichen Ein­
griffsregelung nur Innerhalb bereits bebauter Ortsteile gilt. 

[Berger {Bü 90/Grüne): Und was ist Berlin?-
Wieland (Bü 90/Grüne): Eine Steppe I] 

Das 1st auch logisch. da hier 1n der Regel Ausgleich und Ersatz 
nicht möglich sind. Eine behutsame Nachverdichtung im bebau­
ten Innenbereich ist nämlich regelmäßig ökologisch die scho­
nendste Inanspruchnahme von Boden. Ihre Parte·, ·,st doch dieJe­
nige, die Verkehr vermindern will 

[ Wieland (BU 90/Grüne). Sie können doch nur 
auf dem Ku'damrn Prostituierte zählen -

das ist doch Ihre große Luftnummer I] 

und die vorhandene Infrastruktur nutzen möchte. Aus diesem 
Grund ist Verdichtung im Innenbereich natürl1ch die logische 
Konsequenz. Im Außenbereich verbleibt es bei der naturschutz· 
rechtlichen Emgriffsregelung. Sofern 1m Innenbereich Bebau· 
ungspläne aufgestellt sind, g1bt es hier auch ketne Veränderun· 
gen. 

!n diesem Zusammenhang se1 noch darauf hingewiesen, daß 
einige Ländergesetze bereits b1sher schon die Geltung der Ein­
griffsregeJung 1m lnnenbere1ch emschränken. Nordrhe1n·Westfa· 
len erhebt zum 8e1Sp1el be1 der Errichtung von Wohngebäuden 
1m lnnenberetch keme Ausgleichsabgabe. ln Schleswig·Holstetn 
g1lt das ebenfalls. wenn Bebauungspläne bestehen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Lieber Herr Goetzellhre Redeze1t 
1st bereits seit Iangerem zu Ende 1 Rechts ist das rote L1cht der 
Ampel I 

[Heiterkeit] 

(Cl 
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(A) Goetze (CDU): Der Vermittlungsausschuß hat inzwischen 

(B) 

aufgrundvon 14 Einzelwünschen seine Tätigkeit aufgenommen. 
Die COU-Fraktion bleibt bei ihrer positiven Bewertung, denn wir 
schaffen dadurch schnelleren Wohnungsbau, schnellere Steuer­
einnahmen und können dadurch später ungleich mehr Aus­
gleichsmaßnahmen später finanzieren. 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Or. Laurien: Herr Sch1ela tst der nächste Red­
ner! 

Schiela (FOP): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 1 

Im Anschluß an die klugen Worte meines Kollegen Goetze von 
der CDU möchte ich doch noch einmal auf die Ausgangslage 
zurückkommen. 

[Heiterkett des Abg. Wieland {Bü 90/Grüne)] 

- Sie lachen, Herr Wieland, aber Ihnen wird gleich das Lachen 
vergehen, weil ich Ihnen sagen muß, daß bereits allein die Über­
schrift Ihres Änderungsantrags "Anschlag auf Naturschutz und 
Demokratie" schon schlimm ist, weil sie Ihre Geisteshaltung zu 
allem zeigt, was nach der Wiedervereinigung in diesem Land 
und in dieser Stadt pass1ert ist. 

[Beifall bei der FDP und der CDU -
Zurufe von Bündnis 90/Gri.Jne] 

Das ist doch Ihr Problem, daß Sie lieber mit der POS zusammen­
gehen, ais daß in dieser Stadt etwas vorankommt. Es ist doch 
beschämend, was hier abläuft! 

[ Wieland (Bü 90/Grüne): Sie kommen doch 
aus der Blockparteil Gehen S1e doch lieber 

mit Herrn Gerlach Kaffee trinken I] 

- Ich habe mit Gerlach genau so viel zu tun wie S1e - nämlich 
nichts. 

Ich möchte also trotz der vorgeschrittenen Ze:t noch e1nmal 
auf die Ausgangslage der Diskussion in d1esem Haus zurück­
kommen und Sie eindringlich daran ennnern, was heute zu ABM 
gesagt wurde. Ich weise Sie darauf hin, was über die soziale Pro­
blematik in dieser Stadt gesagt wurde. Aber aus einer bestimm­
ten Ecke in diesem Parlament hat man nichts besseres zu tun, als 
mit Blockaden zu kommen, d1e verhindern, daß diese Stadt aus 
ihrer Agonie herauskommt. 

[Beifall bei der FDP und der CDU -
Zurufe von der POS l 

Was wollen Sie eigentlich? Die linke Seite, d1e vierz1g Jahre lang 
ein Teil dieses Deutschlands versaut hat - von Umweltpolitik 
keine Spur-, will sich jetzt hier hinstellen und macht eine Mephi­
sto-Veranstaltung. Das ist doch das Letzte, was diesem Haus 
passieren konnte. 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Der Antrag ist - so hat mir mein Fraktionskollege gesagt - als 
Unsinn und Demagogie zurückzuweisen. 

Wenn w1r die Einheit Deutschlands w1rklich wollen, wenn wir 
den Osten Deutschlands und den Ostteil d1eser Stadt tatsäch­
lich dah1n bringen wollen, wie wir es immer sagen, nämlich daß 
wir die Teile angleichen wollen, wenn wir gleiche Löhne und 
Gehälter zahlen wollen, dann können w1r doch n1cht 1mmer wie­
der Verfahren auf den Weg bnngen, die jeden Fortschritt um 5, 
10 oder 15 Jahre behindern. Der Kollege von der SPD hat vorhin 
über d1e furchtbare Entwicklung des Wohnungsbaus im Land 
Brandenburg gesprochen_ Aber 1n Berlm ist das doch n1cht v1el 
besser. 

[Beifall bei der FDP] 

Wenn wir jetzt noch Ihrem Änderungsantrag zustimmen. dann 
we1ß ich wirklich nicht mehr, wie wir im 1nnerstädt1schen Bereich 
etwas verdichten wollen. 
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Ihre Vorschläge sind einfach so weit weg von der Praxis und (C) 
den Bedürfnissen der Menschen in dieser Stadt, daß man nur 
noch weinen kann. 

[Beifall bei der FDP - Berger (Bü 90/Grüne): Der lebt wohl 
auf einem anderen Stern!] 

Eigentlich wollte ich auf einige Punkte in Ihrem Änderungsantrag 
eingehen, aber das macht mir keinen Spaß zu dieser späten 
Stunde. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Zwingen Sie sich zu n1chts!] 

Für meine Fraktion ist etwas ganz anderes in dieser Stadt 
wichtig und notwendig, nämlich die Schaffung von Wohnungen, 
der Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen, vor allem im 
Ostteil der Stadt und in den neuen Bundesländern. 

[Beifall bei der FDP - Wieland (Bü 90/Grüne): Das hätte 
doch Enderlein 1n Brandenburg längst tun können!] 

Nicht das Jammern und Weinen, daß dort a\les verkommt - -

[Wieland (Bü 90/Grüne): Weder Möllemann noch Rexrodt 
haben auch nur einen Arbeitsplatz geschaffen!] 

- Sie versuchen doch im Grunde genommen, mit jedem Gesetz 
den Aufschwung zu verhindern, um Ihr politisches Süppchen zu 
kochen. 

[Beifail bei der FDP und der CDUJ 

Zum Abschluß nur eines: S1e aisdie Rächer der Enterbten, d1e 
sich 1mmer 1n der Frage, daß die Bürger zu kurz kommen, gegen 
die Unterdrückung der Bürgerbeteiligung aussprechen, tch 
kann Ihnen nur sagen: Dem Bürger stehen, auch wenn dteses 
Gesetz durchkommt - und das Gesetz wird so durchkommen, 
trotzder Novellierung, die jetzt stattfindet-, vielfältige rechtliche 
Möglichketten zu, sich gerichtlich gegen die Planung der 
Behörden zur Wehr zu setzen, und das w1rd auch geschehen. 

Präsidentin Dr. laurien: Lteber Herr Schiela' Es leuchtet (D) 
schon lange I 

Schiela (FOP): Das hat ntchts dam1t zu tun, daß durch Bau­
maßnahmen, Planungsmaßnahmen Natur und Umwelt kaputt­
gehen. 

Präsidentin Dr. laurien: Das war ein schöner Schlußsatz i 

[Helias (CDU): Geben Ste ihm doch noch fünf Minuten I] 

Schiela (FDPl: Wenn S1e sich mal vorstellen, wie vtele Men­
schen 1n Berlin und 1m Land Brandenburg wohnen, dann kann 
ich nur sagen: 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Schieta I Ich b1tte Sie Wirklich 1 

[Zurufe der Abgn. Wie!and {BU 90/Grüne) und Horn (POS)] 

Schiela (FDP): Es wird noch genug Zeit und Platz für Natur 
und Umwelt se1n, um darüber nachzudenken. - Herzlich<:!n Dank 1 

[Beifall be1 der FOP] 

Präsidentin Dr. laurien: Meine Damen und Herren I Wir 
kommen zu den Absttmmungen. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag Drucksache 12/2330 abzulehnen. Wer diesem Antrag 
seine Zustimmung gibt, den bitte 1ch um das Handzeichen. -
Gegenprobe'- Enthaltungen?- Dam1t 1st dieser Antrag abge­
lehnt. 

Dann haben wir über den Antrag Drucksache 12/2362 abzu­
stimmen. Wer d:esem Antrag 1m Wortlaut der Beschlußempfeh­
lung Drucksache 12/2994 seme Zusttmmung zu geben wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe' - Damit 1st 
dieser Antrag angenommen. 

D1e lfd. Nr. 20 ist durch dte Konsensliste erledigt. 
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Präsidentin Dr. Laurien 

(A) [21] 

(B) 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 21, Drucksache 12/2511: 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Kultu· 
relle Angelegenheiten vom 22. Februar 1993 zum 
Antrag des Abgeordneten Schwierzina und an· 
derer über Verlagerung der sogenannten East· 
Side·Gallery, Drucksache 12/2191 

Die FDP hatte noch nachdenken wollen. Will sie doch 
sprechen? - Gut! Also dann fünf Minuten pro Fraktion! 

Schiela (FDP): Frau Präsidentin I Meine Damen und Herren I_ 
So spät ist es doch noch nicht, daß Sie nicht noch Zeit hätten, 
über die East·Side-Gallery nachzudenken. 

[Wieland {Bü 90/Grüne): Steht die auch unter Naturschutz?] 

-Herr Wieland I Sie waren doch heute schon dran.- Denn Sie 
haben immer auf der anderen Se1te dieser Mauer gesessen! 

[Beifall be1 der FDP] 

Und schon aus diesem Grunde möchte ich ein paar Worte dazu 
sagen. 

[Zuruf des Abg. Horn (POS) - Wieland (Bü 90/Grüne): Wenn 
es nach Ihnen gegangen wäre, stände die heute noch 1] 

- Ja, ja, das glauben Sie, Herr Wieland r Ich bin ja nur froh, daß 
sie die weggeräumt haben! -

Präsidentin Or. Laurien: Zwischenrufe verlängern 1 

Schiela (FDP): Es gab in diesem Hause einen Antrag von 
mehr als zehn Abgeordneten, der ist unterschrieben worden, 
aber dieser Antrag wird - ich habe em ungutes Gefühl, wenn rch 
die Beschlußempfehlung lese - em brßchen verstümmelt. 

[Frau Or. Rusta (SPD): Sinnvoll modrfiziert 1
] 

Lassen Sie mich meine Bauchschmerzen dazu sagen! - Diese 
1,.3 Kilometer Hinterlandmauer-es ist ganz wichtrg. das zu wis­
sen - sind mal aus einer Wette heraus entstanden. Dre Ost-Berli­
ner kennen diesen Mann noch, ern unseliger Mann, nämlrch Kon­
rad Naumann, der allgewaltige Fürst der SED rm Ostteil der 
Stadt, der mal gesagt hat, er schaffe es mnerhalb von sechs 
Wochen, diese Straße dort zum Feind hin zu sichern. Und das 
hieß, diese wunderschöne Betonwand dort hinzustellen. Auf der 
einen Seite wurden die Häuser abgeputzt und gestrichen. und 
auf der anderen Seite wurde diese Wand hingestellt, und fortan 
waren alle die, die auf dieser Straße ins Zentrum fuhren, wunder­
schön von beiden Seiten eingemauert. Der Blick war zu. Ich 
möchte Sie auch daran erinnern, daß dieser Konrad Naumann 
immer sehr genau darauf geachtet hat, daß diese Wand im Jahr 
zweimal gestrichen wurde - schön grau oben und unten und 
schön weiß ·,n den Rechtecken. Wer diese Straße wie ich jeden 
Tag zweimal entlang gefahren ist. mal rem und mal raus, der hat 
sich nichts seliger gewünscht, als diese Wand dort nicht zu 
haben. 

[Beifall bei der FDP-
Vereinzelter Beifall bei der CDU und der SPO] 

Ich bitte Sie herzlich, das nicht zu vergessen I 

Jetzt komme ich zum Fall der Mauer und zu dreser East-Side­
Gallery. Daß diese 1,3 Kilometer Mauer so wunderbar und so 
fantastisch von Künstlern aus der ganzen We!t gestaltet worden 
sind, das ist unbestritten eine Sache, die alle Berlrner unterstützt 
haben und gut fanden. Es ist eine Sache, die Berlrn m der ganzen 
Weit berühmt gemacht hat. Der Antrag, diese Mauer dort nrcht 
immer zu erhalten, um diesen Blick nach Kreuzberg und zum 
Wasser n1cht zu verstellen, aber auch. um den Blick für die Inve­
storen freizugeben - -

[Gelächter des Abg. Wieland (Bü 90/Grüne)] 
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- Lachen Sie ruhig, Herr Wieland! Sie müssen auch Ihre Brät- (C) 
chen kaufen. -

[ Wieland (Bü 90/Grüne): Sie sagen zu allem immer 
das Gleiche!] 

Diese Wand sollte doch aber nicht abgerissen werden, um sie 
einfach auf den Schutt zu werfen. Nein! - Meine Fraktion will, 
daß dieses Kunstwerk auch erhalten bleibt, 

[Horn (POS): Aber nur in privater Hand I -

Zuruf der Frau Abg. Frau Or. Schreyer (Bü 90/Grüne)] 

aber nicht so und nicht an diesem Standort Denn was hat die 
Stadt Berlin bis jetzt mit dieser Wand gemacht?- Wenn Sie mal 
dort vorbeigehen, dann sehen Sie: beschmiert - Totaldemokrat, 
grün übergetüncht -jeder, der dort vorbeigeht, verewigt sich I -

Wind und Wetter tun ein übriges, und der Autoverkehr - wenn 
es nach Cramer ginge, würden w1r mit dem Fahrrad fahren; dann 
wäre es vielleicht noch nicht so schlimm - macht den Rest. 
Diese East-Side-Gallery ist so an dieser Stelle nicht zu halten. 
Aus diesem Grunde appelliere ich an Sie, darüber nachzuden­
ken, daß wir diese Mauer dort nicht mehr haben wollen, und 
zweitens darüber nachzudenken, daß wir die besten Exemplare 
der East-Side-Gallery für uns, für unsere Kinder und für unsere 
Enkel erhalten wollen. - Herzlichen Dank 1 

[Beifall ber der FDP] 

Präsidentin Or. Laurien: Veranlaßt dies auch andere zur 
Wortmeldung? - Dann ist Herr Dr. Müller dran 1 

Or. Müller (CDU): Frau Prästdentin I Meine Damen und Her­
ren 1 Eigentlich lohnt es sich n1cht. lange über die East-Side-Gal­
lery zu reden. Wir haben lange genug hinter dieser Mauer leben 
müssen 

[Horn {POS): An dreser Stelle davor I] 

und smd es satt. das nach wie vor zu sehen. Da darf 1ch Herrn 
Schiela wiederholen. Aber ich möchte hier nicht polemisieren, 
sondern ein paar Gedanken in die Diskussion hineintragen, dre 
mir wtchtig erscheinen. 

Wenn ich die East-Side-Gallery auf 1,3 Kilometer Länge - Herr 
Wieland, Sie freuen s1ch so. Ich weiß gar nicht, warum. Freuen 
Sre sich über merne Sprache. oder? -

[Zurufe] 

unter Denkmalschutz stelle, verursacht das erhebliche Kosten. 
Wer kann denn einmal eine Vorkalkulation vorlegen, wieviel wir 
pro Jahr für d1e Erhaltung d1eser Substanz aufwenden müssen? 
- Denn d1e Dinge, d1e darauf gemalt sind, sind eilig hingemalt mit 
ungenügenden Materralren. also auch relativ schnell vergänglich. 
Es ist auch gar nicht so spontan geschehen, wie das immer dar· 
gestellt wird, denn dort ist vieles im Auftrag hergestellt worden. 
Wie dem auch ser, wir wissen, daß die Mittel für den Denkmal­
schutz in der Bundesrepublik Deutschland für dte nächsten 
Jahre angesichts der gesamtwirtschaftlichen Srtuation degressiv 
smd. Ich appelliere an Sre, aus diesem kühlen Grunde unserem 
Antrag zuzustimmen, d1e Mauer dort nicht zu lrquidreren, sondern 
sie an e'rnen Platz zu translozieren, wo w1r Sie unter wen1ger Bela­
stung und mit weniger Aufwand dennoch erhalten können. 

[Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Gnine): 01e Mauer und der Ort 
gehören doch zusammen I -

Zuruf von Bü 90/Grüne: Translozieren'.] 

Es ist etne Wandzertung zur Zeitgeschichte, und die muß dahtn, 
wo sie deshalb hingehört: in ein Museum'- Ich bedanke mich' 

[Beifall ber der FDP- Veremzelter Berfall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Eckert ist der nächste Red­
ner, dann Frau Dr. Rusta t 

(D) 
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(A) Eckart (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin I Meine sehr geehr-

(B) 

ten Damen und Herren! Herr Müller, das haben Sie sehr schön 
gesagt: nicht liquidieren, sondern translozieren! - Man könnte 
natürlich auch sagen: historische Spurensicherung durch Abriß 
und Neubau! -

[Schiela (FDP): Das bleibt die historische Mauer!] 

Das ist doch die Konsequenz einer derartigen Vorgehensweise. 
Offenkundig wollen Sie erst einmal die Mauer an ihrem histori­
schen Ort - und der historische Ort und die Mauer gehören 
zusammen - abreißen und dann an anderer. Stelle, in einem 
Museum, wiedererrichten. Dort hat es kemen Platz, sondern es 
gehört an den ursprünglichen Ort. Wir sind alle froh, daß die 
Mauer weg ist. Aber daß es in dieser Stadt nur noch wenige Orte 
gibt, an denen nachvollzogen werden kann. wo sie stand. 

[Palm {CDU): Wollen Wlf das denn ?j 

erleben wir doch Tag für Tag, wenn wir gefragt werden: Wo war 
sie denn, die Mauer? - Hingegen können wir wenigstens bei der 
East-Side-Gallery - -

[Abg. Hahn (FDP) meldet sich zu einer Zwischenfrage.] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Eckert. gestatten Sie e1ne 
ZwiSChenfrage? 

Eckert (Bü 90/Grüne): Aber natürlich, Herr Hahn. nur zu I 

Präsidentin Dr. Laurien: Bitte! - Es geht aber von Ihrer Zeit 
ab I 

Eckert (Bü 90/Grüne): Ja I 

Hahn (FDP): Herr Eckert I Sind S1e nicht auch der Meinung, 
daß man, wenn man als einziges Relikt diese bemalte Hinterland­
mauer erhält, zur Verharmlosung der Mauer als ganzer bei­
trägt? 

[Beifall bei der FDP und der COU] 

Eckert {Bü 90/Grüne): Völlig richtig! Herr Hahn, Sie werden 
es kaum glauben: Ich pflichte Ihnen bed 

[Zurufe] 

Deshalb bin 1ch nicht dafür, daß etwa nur 1 200m East-Side-Gal­
lery stehen bleiben, sondern daß die vier innerstädtischen Mau­
erstücke, die es noch gibt, erhalten bleiben, nämlich die 
Gedenkstätte an der Bernauer Straße, am Invalidenfriedhof usw. 
Diese Stücke müssen selbstverständlich als zeltgeschichtliches 
Dokument erhalten bleiben; der Landeskonservator ist hierzu der 
gleichen Meinung wie die anderen Fraktionen im Abgeordneten­
haus. Wenn Sie aber historische Spurensicherung durch Abriß 
und Neubau betreiben wollen, dann kann 1ch das aus der Blick­
richtung Ihrer Fraktion durchaus verstehen. Ich habe gehört, daß 
sich die Rechten in Ihrer Fraktion mit einer Zufallsmehrheit in 
dieser Richtung durchgesetzt haben. Offenkundig begreift s1ch 
die Rechte nach wie vor- mit starrem Blick auf den Investor- als 
der parlamentarische Arm der Betonmafia dieser Stadt, und die 
muß natürlich auch an dieser Stelle bauen. offenkundig geht es 
bei Ihnen in diesem Fall nicht anders. 

Die Beschlußempfehlung des Kulturausschusses sieht völlig 
anders aus. Dort heißt es: 

Die East-Side-Gallery soll im Grundsatz als em Dokument 
der Zeitgeschichte für spätere Generationen erhalten blei­
ben. 

Und dann heißt es sogar noch extra: 

Dabei sollen städtebauliche Projekte am Spreeufer nicht 
beeinträchtigt werden, 

[Zurufe] 
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- Stellen Sie sich vor, das hat man extra für Sie hineingeschrie- (C) 
ben! -

sondern die East-Side-Gallery soll in die Planungen Inte­
griert werden. 

Es ist sogar Ihren Wünschen eigens entsprochen worden; man 
hat sogar noch gesagt, es soll integriert werden und nicht etwa 
im vollen Umfang erhalten bleiben. 

Ich kann Ihnen zum Schluß meiner Rede ein letztes Angebot 
machen, wir können uns darauf ein1gen: Die East-Side-Gallery, 
wenn sie erhalten bleibt und integriert wird, kann sogar privati­
siert werden ! 

[Beifall und Heiterkelt bei Bü 90/Grüne 
und bei der POS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Dr. Rusta I 

Frau Dr. Rusta (SPD): Meme Damen und Herren 1 Nach 
diesen erheiternden Beiträgen er!aube 1ch mir, einen sachlichen 
Beitrag zur Aufklärung der Problematik zu leisten. Ich möchte 
zunächst mein Befremden und meine lrration über die Position 
der Fraktion der FDP ausdrücken; denn zum einen hat die Frak­
tion kein einz1ges Argument gel1efert. das das Parlament veran­
lassen könnte. h1er eine andere Entscheidung zu treffen. 

[ Hoffmann (FDP): Ins Museum 1] 

Und zum anderen hat das Parlament, vertreten durch die beiden 
Ausschüsse - für Stadtplanung und für Kultur - eine fast salo­
monische Entscheidung in bezug auf die Verlagerung der East­
Side-Gallery getroffen, indem im Prinzip be1den Seiten 1n ver­
nünftiger We1se entsprochen werden kann, sowohlihrer Haupt­
intentiOn - falls diese so richt1g formuliert war -, nämlich die 
städtebauliche Neuordnung an diesem Standort nicht zu verhin­
dern, als auch dem sehr leg1timen Anliegen der Gegner, d1e der 
Meinung waren, daß das einmalige, authentische künstlerische 
Zeugnis der UbeiWindung der Mauer - und nicht der Mauer, 
Herr Schiela, das ist em bedeutender Unterschied, man soll hier 
differenzieren und den Untersch1ed im Auge behalten ~ für die 
Zukunft erhalten bleiben solle. Um so ve1Wunderl1cher ist es für 
mich, daß ausgerechnet die FDP·Fraktion, die die Kultur und die 
Kulturpolitik zum Schwerpunkt ihrer Fraktionsarbeit gemacht hat, 
auf einMal für einen erneuten Bildersturm 1n Berlin plädiert. Das 
1st mir unverständlich 1 

[8e1fall bei der SPO und be1 Bü 90/Grüne] 

Auch der Senat hat 1m übngen - 1ch we1ß nicht, ob S1e die 
Politik des Senats genau genug verfolgen - unsere Beschluß­
empfehlung sinngemäß vollzogen: Es wurde ein städtebau­
licher Wettbewerb ausgeschrieben, in dem die East-Side-Gal· 
lery einbezogen wurde. Das Land Berlin ging an dieser Stelle 
richtige1We1se von der Annahme aus, daß eine Attraktion Berlins 
auch attraktiv für einen Investor sein sollte; und das Land hat 
nicht ge1rrt: Der Wettbewerb hat diese Position bestät1gt. Es 
wurde ein Investorenprojekt angenommen, mit dem die Galerie, 
wenn nicht an derselben Stelle - was auch Ihren Votum ent­
spncht -, aber dennoch am h1stonschen Ort bewahrt werden 
soll. 

Unsere Beschlußempfehlung, die Ihnen jetzt vorliegt, geht 
allerdings in e1nem Punkt über Ihre Position und die Position des 
Senats hinaus. D1e Galerie wurde zwar unter Denkmalschutr. 
gestellt. jedoch b1slang konservatonsch nicht genügend betreut. 
Bereits jetzt entstehen zugegebenermaßen kaum behebbare 
Schäden. W1r weisen der. Senat deshalb e1nmal mehr darauf 
hin, daß der vorliegende Antrag den W1llen des Abgeordneten­
hauses zum Erhalt des historischen Zeugnisses zum Ausdruck 
bringt. Wir hoffen, daß das vom Senat in Auftrag gegebene Gut­
achten - und vor dessen Ergebnis hat es wenig Sinn, über 
Kosten dieses Unternehmens zu sprechen- über die konserva­
torische und restauratorische Betreuung der Galene möglichst 
bald abzuschließen, so daß dieses Denkmal für Berlin erhalten 
werden kann. 
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Frau Dr. Rusta 

(A) Wir seheri keinen Anlaß dafür, das Parlament mit diesem 
Antrag noch einmal zu beschäftigen oder gar diesen Antrag 
abzulehnen. Wir plädieren für die Annahme der vorliegenden 
Beschlußempfehlung. 

[Be1fall be1 der SPD. der CDU 
und bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Merne Damen und Herren! Die 
FDP hat mich wissen lassen - rch hoffe, daß das nicht ernst 
gemeint war, aber wir können über alles abstrmmen -, daß sie 
die Rücküberweisung in den Ausschuß für Stadtplanung und 
Stadtentwicklung haben möchte. - Trifft das zu? 

[Zuruf von der FDP: Ja 1 -

Wieland {Bü 90/Grline): Lächerlrchl] 

- Gutl Dann lassen wir darüber zunächst abstrmmen. Wer 
diesem Antrag der FDP auf Rücküberweisung zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen.- Gegenprobe I -Danke. damrt ist 
das abgelehnt. 

Dann können wir jetzt zur Abstimmung über den Antrag im 
Wortlaut der Beschlußempfehlung Drucksache 12/2511 kom­
men. Wer dazu seine Zustimmung geben möchte. den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe 1 - Enthaltungen? - Damit 
rst er angenommen. 

Die lfdn. Nrn. 22 bis 26 sind durch die Konsenslrste erledigt. 

Ber den Dringlichkeifen ist jetzt noch einmal vre! Aufmerksam· 
keit gefordert. 

[26A] 

Lfd. Nr. 26 A, Drucksache 12/2567: 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die 
(B) Zusammenarbeit der Länder Berlin und Branden­

burg vom 4. März 1993 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Gründung eines Zweckverban· 
des "Spree-Havel" zur Bauleitplanung, Druck­
sache 12/2340 

Wer dem Antrag im Wortlaut der Beschlußempfehlung seine 
Zustimmung geben möchte, den brtte ich um das Handzeichen. 
- Danke I Gegenprobe 1 - Enthaltungen? - Damrt rst er ange· 
nommen. 

[268] 

Lfd. Nr. 26 B, Drucksache 12/2577: 
Beschlußempfehlung zur Vorlagen des Hauptaus­
schusses vom 10. März 1993 zu Vorlage - zur 
Beschlußfassung - gemäß § 38 der Geschäftsord­
nung des Abgeordnetenhauses von Berlin (Nr. 8/ 
1993 des Verzeichnisses über Vermögensge­
schäfte) 

Wer diesem Grundstücksgeschäft seine Zustrmmung zu geben 
wünscht, den brtte ich um das Handzeichen.- Gegenprobe'­
Enthaltungen? - Damit angenommen. 

[26Cl 

lfd. Nr. 26 C, Drucksache 12/2578: 
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Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Jugend und Familie vom 24. Februar 1993 und des 
Hauptausschusses vom 10. März 1993 zum Antrag 
der Fraktion der SPD und der Fraktion der COU 
über Eindämmung der Jugendgruppengewalt, 
Drucksache 12/857 

45. Sitzung vom 11. März 1993 

Der Dringlichkeit wird offenbar nicht widersprochen. Wer dem (C) 
Antrag im Wortlaut der BeschluBen:pfehlung des Fachaus· 
Schusses unter BerückSichtigung der Änderung des Hauptaus­
schusses serne Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe I - Enthaltungen? - Bei eini· 
gen Enthaltungen und wenigen Gegenstimmen angenommen. 

[26D] 

lfd. Nr. 26 D, Drucksache 12/2579: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Umweltschutz vom 4. März 1993 und des Haupt­
ausschusses vom 10. März 1993 zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne über Sofortmaßnahmen zur 
Beseitigung der Gesundheitsgefahren für die 
Bevölkerung durch die Berliner Deponien in Bran­
denburg, Drucksache 12/1088 

Der Dringlichkerl wird offenbar nicht widersprochen. Oie Aus· 
schüsseempfehlen die Ablehnung. Ich sehe, daß entgegen den 
Vorabsprachen jemand reden möchte. 

[Zurufe] 

- Er ist ja fair, er macht es kurz. - Herr Berger I 

Berg er (Bü 90/GrUne): FraCJ Präsidentrn 1 Meine Damen und 
Herren I lc[-1 willihnen nrcht ersparen, zu dem Punkt zu reden, weil 
der Müllstreit zwrschen Berlin und Brandenburg rmmer wertere 
Krerse zreht und vrelleicht dresem Haus noch nrcht klar rst. was 
für wertrerchende Folgen dies für Berlin und die Klärung eines 
nachbarschaftliehen Verhältnisses zw1schen Brandenburg und 
Berlin hat. 

Fakt ist - merne Kollegin Frau Schreyer hat das vorhrn noch (D) 
ernmal erwähnt -, daß 60 Prozent der Deponiekapazität in 
Brandenburg von Berlin benutzt wird, ohne daß von Berlrn bis· 
her erkennbar der Finger gerührt wird zur Behebung, Besettr· 
gung und Vermrnderung der erheblichen Umweltbelastungen. 
die dadurch von Brandenburg zu tragen sind. Ber Schöneiche. 
Gallun oder Motzen rm Süden Berlins donnern tägltch die Last· 
wagen durch den Ort. Dort sind viele Brunnen von Selbstversor· 
gern bererts vergiftet und können nicht mehr genutzt werden 
Dennoch hat Berlin - der Verkehrssenator hat das vorhin noch 
ernrr-al bestätrgt - brs heute noch kernen finanziellen Ausgleich 
für dre Gernernden geschaffen, dre davon betroffen srnd. Ern an 
srch unglaublicher Vorgang 1 Und unglaublich ist es außerdem, 
daß Berlrn brs heute flir den Müll, den es nach Schöneiche und 
Ketzrn lrefert, absolute Dumprngpreise von 46 DM pro Tonne 
zahlt 

[Berfall des Abg. Brederbrck (FDP}] 

- ernen Preis, fUr der> kerne e1nzrge Mülldeponre 1n Westdeutsch, 
land Müll annehmen wUrde. 

[Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne). Das 1st Ja nur 
auf Konflikte angelegt I] 

Der Müil wird hier nur deshalb anger"lommen, werl srch der Senat 
schändlrcherweise werterhin noch auf ernen Vertrag beruft, den 
dre DDR 1974 mrt West·Berlrn abgeschlossen hat- ernansich 
schon skandalöser Vorgang 1 Und vor dresem Hrntergrund rst dre 
zunehmende Verbrtterung mehr als verständlich. die Sre bemer· 
ken. wenn Sre durch Brandenburg fahren und dort mrt den Leu­
ten. den Gemeindevertretern oder den Abgeordneten über das 
Verhalten Berlins in der MUllfrage reden. 

[Beifall des Abg. Brederbick 1FDP)] 

lnzwrschen sollen- das rst 1mmerh'rn von Berlrn anerkannt wor· 
den - die Deponiepreise hochgehen, wenn dieser Vertrag nun 
endlich ausgelaufen 1st Und s1e werden auch sehr hochgehen. 
nci.mlrch wegen der Altlasten. dre dort auf den Deponren zu beser· 
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Berger 

(A) tigen sind und mitfinanziert werden müssen. Nun verlangt Berlin 
in dieser Situation, daß die Brandenburger und d1e Berliner bei 
der Belieferung der von Berlin urspünglich hauptsächlich genutz­
ten Deponien die gleichen Preise zahlen. Wie wollen S1e das 
eigentlich Brandenburger Gemeinden klarmachen, daß sie jetzt 
auch noch für die Verseuchung bezahlen müssen. die haupt­
sächlich durch Berliner Müll angerichtet worden ist? Das müß­
ten Sie in Brandenburger emmal erklären, wenn Sie diese Politik 
des Berliner Senats vertreten I 

(B) 

Oder um das andere Beispiel zu erwähnen, das Konflikte 
schafft, die Gründung einer Deponiegesellschaft: Berlin will in 
dieser Deponiegesellschaft dre gleichen Rechte wre Branden· 
burg und will Brandenburg nicht das entscheidende Wort 
geben. Wie wollen Sie das aber rechtfertrgen angestchts der Tat­
sache, daß diese Deponren eindeutig rn Brandenburg lregen. 
Brandenburg das zuständige Land ist und dre dortigen Gemein­
den ganz eindeutig die Umweltbelastungen tragen müssen? 

Der Senat betreibt rn diesem Mü!lstrert mrt Brandenburg -der 
sich noch weiter zusprtzt und wober erne Lösung noch nicht 
absehbar rst- eine zremlich engstirnige Politik, die zweierler aufs 
Spiel setzt. Das will ich hier noch einmal deutlich sagen. Sie setzt 
ganz klarer Werse die Abfallentsorgung aus Berlin aufs Spiel 1 

Und Brandenburg sitzt rn dieser Frage am längeren Hebel. Wenn 
Ende 1994 der Müllvertrag aus der DDR-Zeit ausläuft und Berlin 
nicht imstande ist. sich gütlich mit Brandenburg zu einigen. mUs­
sen wrr hier wirklich den absoluten Abfallnotstand ausrufen. Des­
wegen können wir dreses engstirnrge Verhalten des Senats in 
den Verhandlungen mit Brandenburg nicht zulassen 1 

Und als zweiten Punkt möchte ich sagen, daß die p0!1t1schen 
Kräfte in d'1esem Abgeordnetenhaus s1ch überwiegend - der 
Senat sowieso- für erne Länderfusion -für ein Zusammenge­
hen von Brand~nburg und Berlm- ausgesprochen haben. Wenn 
aber in einer solchen, durchaus Interessenbestimmten Frage es 
auch nicht den Anschein e1nes Zugehens von Berlin auf Bran­
denburg gibt, dann werden natürlich- und völlig berecht1gt- ir 
Brandenburg die Kräfte wachsen, d1e sagen, daß angesicnts 
dieser Berliner Kirchturmpolitik von Brandenburg aus e:ne Polrtik 
gegen Berltn betrieben werden muß und e1ne Länderfusion m1t 
dieser Großstadt nicht in Frage kommt. Das rrskiert der Senat 
und damit auch wir, das Parlament, wenn wir ihn werter ,n der 
Abfallpolitik diese Linie fahren lassen. die er 1m Moment m1t Bran· 
denburg praktiziert. 

[Be1fall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren 1 W1r 
können dann wohl zur Abstimmung kom'Tlen 1 Ich wiederhole. d1e 
Ausschüsse empfehlen d1e Ablehnung des Antrages. Wer dem 
Antrag se1ne Zustimmung zu geben ~JVunscht, den bitte 1ch um 
das Handzeichen I- Gegenprobe'- Darnrt 1st der Antrag abge­
lehnt I 

[0 7.1] 

Ich möchte h1er einen Zwischenberrcht emschieben. S;e 
haben vorhin den Wunsch auf Einberufung des Äitestenrates zur 
Kenntnis genommen aufgrund d1eser unterschiedlichen Interpre­
tatiOn, ob d1e Abstimmung zu lfd. Nr 1 A der Tagesordnung 
schon begonnen hatte oder n1cht 

[Zuruf von der CDU: Um Gottes willen 1] 

Oie Lage war verworren, da einerseits d1e POS erst h1er na'Tlent· 
liehe Abst1mmung beantragt hatte und andererse1ts ke1n Antrag 
auf Ausschußüberweisung vorlag. Es g1bt zwar etnen Satz aer 
Frau Präsidentin, den man untersch1edl1ch mterpret1eren kann 
- wenn man den Zusammenhang auslaßt -,aber formai 1st die 
namentliche Abstimmung nicht aufgerufen worden. Alierdings 
noch einmal: Es hat eine Situation gegeben. in der M:ßverständ· 
nisse möglich waren, auch wenn man guten Willens war. D:e 
POS wäre wohl - w1e ich höre - bereit, menschenfre..Jndlich 
- auch ihr selbst dienend - auf die Maßnahme zu vewchten 

[Abg. Or. Zotl (POS) geht an das Rednerpult.] 

45. Sitzung vom 11. März 1993 

- Nein, Herr Zotl, noch einmal reden, das ist schwierig 1 Aber (C) 
unserer Großzügigkeit sind Grenzen gesetzt. Sie können nicht 
noch eine Erklärung abgeben. Nein, wirklich, das geht nicht! -
Sie sind sonst immer so auf d1e Geschäftsordnung aus, und ich 
versuche auch, Ihre Rechte immer zu wahren 1 

[Or. Zotl (POS): Wir hatten S1e gebeten zu sagen, 
daß die Leitung der Sitzung nicht korrekt war!] 

- Verzeihung 1 Die Leitung war nicht unkorrekt: d1e Leitung der 
Sitzung war u n k I a r. Zwrschen unkorrekt und unklar ist ein 
großer Unterschred - kein Anlaß, die Frau Präsidentin zu tadeln 1 

[Or. Zotl {POS): Dann ziehen wrr den Antrag nicht zurück 1] 

-Dann ziehen Sie den Antrag nicht zurück?- Ich möchte dann 
doch feststellen. daß ich hier eindeutig bekannt gebe - der Satz, 
um den es hrer der POS-Vertretung geht, lautet: "Ich bitte jetzt, 
daß jemand die Namen verl1est 1u - Das war d1e Suche nach 
e1nem Menschen, der die Namen verl1est. Jetzt frage 1ch einmal 
d1e großzUgige Frau Vizepräsidentin: Wenn wir denn sagen. 
dieser Satz 1st unterschiedlich interpretierbar, und die Interpreta­
tion der POS war möglich und zulässig. - Könnten S1e dam1t 
leben? - S1e bekommen eine bessere Presse, wenn Sie damrt 
leben können! 

[Heiterkeit - Pewestotff (POS): Demokraten 
können mit jeder Presse leben 1

] 

- Ei:1 Satz 1 - Bitte schön 1 

Or. Zotl (POS): Frau Präs1dentm 1 Meme Damen und Herren 1 

Uns grng es um d1e politische Dimensron der Problematik. 

[Gelächter be1 der CDU] 

Wir glauben. daß s1e durch d1e n1cht korrekte Le1tung befördert 
worden 1st. Wir wollen es nicht auf die formale Ebene z1ehen. Wir (0) 
ziehen d1esen Antrag deshalb zu rUck. aber werden uns politisch 
we1ter zu diesem Verhalten des Parlaments äußern 1 

[Beifall be1 der POS- Gelächter bei der CDUl 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Zot1 1 Dann werde ich 31s Par­
lamentspräsidentin etwas dazu sagen, warum S1e die Möglich­
kelten des Altestenrates m1ßachten. warum Sie be1 Eintr1tt m den 
Tagesordnungspunkt noch n1cht die namentliche Abst1mmung 
beantragt haben. sondern h1er offenbar gezrelt mit emer momen­
tanen Sache kamen I - Wir wollen uns doch auf d1ese Ebene 
n1cht begeben. sondern gegenseitrg zugeben. daß lrrtUmer rnög· 
l1ch smd 1 

[Be1fall] 

Schluß 1 

[26El 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 26 E, Drucksache 12/2580: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Ge· 
sundheit vom 18. Februar 1993 und des Hauptaus· 
Schusses vom 10. März 1993 zum Antrag der Frak· 
tion der POS über sofortige Zurücknahme der 
Anweisung des Senats über Aushändigung von 
Patientenakten, Drucksache 12/2378 

Der Dringlichkeit wird offenbar n1cht widersprochen. 01e Aus­
schüsse empfehlen elf1st1mm1g d1e Annahme des Antrages. Wer 
d1eser Drucksache se1ne Zust1mmung zu geben wünscht. den 
b1tte ich um das Handze1chen 1- Gegenprobe 1

- Auch Jetzt ein­
stimMig. - Dankel 
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(A) [26F[ 

Lfd. Nr. 26 F, Drucksache 12/2582: 

Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Bau­
und Wohnungswesen vom 16. September 1992 und 
des Hauptausschusses vom 10. März 1993 zum 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Moratorium 
für die Übertragung landeseigener Wohnungen, 
Drucksache 12/1351 

Die Dringltchkeit wird akzeptiert. Es geht um die Beschlußemp­
fehlung des Hauptausschusses - ich sage das wegen der ent­
standenen Verwirrung -, wo ke1ne Jahreszahl enthalten 1st, so 
daß es da keiner Korrektur bedarf. Wer dem seine Zust1mmung 
g1bt, den bitte tch um das Handzeichen 1 - Gegenprobe 1_ - Ent­
haltungen? - Damtt angenommen 1 

[27] 

Ud. Nr. 27, Drucksache 1212522: 
Vorlagen- zur Kenntnisnahme- gemäß Artikel47 
Absatz 1 VvB 

Dte Verordnung 12/272 ist auf Wunsch der Fraktton der FDP an 
den Ausschuß für Inneres, Stcherheit und Ordnung schon uber­
wiesen. Oie nachträgliche Zusttmmung wird erteilt. 

Weiterhin beantragt die FDP-Fraktion die Beratung der lfd 
Nr. 3, 12/274, ebenfalls im Ausschuß für Inneres, Stcherhett und 
Ordnung. - Auch kein Widerspruch 1 

Oie Fraktton der SPD bittet, dte Verordnunger Nr. 12/277, 
12/278,12/279 und 12/280 an den Ausschuß für Schulwesen zu 
überweisen. - Die Zustrmmung zu all den Überwetsungen lregt 
wohl vor; von den übrigen Verordnungen haben Ste Kenntnrs 
genommen. 

Ud. Nr. 28 wurde in der Aktuellen Stunde behandelt. 

(B) Ore lfdn. Nrn. 29 bts 35 sind beretts durch die Konsenslrste 
erledigt. 

[32] 

Lfd. Nr. 32, Drucksache 12/2530: 
Antrag der Fraktion der FOP über Schaffung von 
Plätzen in therapeutischen Wohngemeinschatten 

wird zusatzlieh noch die Uberweisung an den Ausschuß für 
Jugend und Familie - mttberatend - gewJnscht. - Auch dazu 
höre ich ke1nen Wtderspruch. 

[36] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 36: 

a) Drucksache 12/2534: 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über notwen­
dige Korrekturen von Fehlentwicklungen nach 
dem Gesundheitsstrukturgesetz 1993 - I -, hier: 
Verhinderung des Zulassungsstopps für nieder­
lassungswillige Ärztinnen und Ärzte, Zahnärz­
tinnen und Zahnärzte 

hierzu Drucksache 12/2566: 
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b) Drucksache 12/2535: 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über notwen­
dige Korrekturen von Fehlentwicklungen nach 
dem Gesundheitsstrukturgesetz 1993 - II -, hier: 
Berliner Notmaßnahmen zur Abwehr von entste­
hender Arbeitslosigkeit bei Ärztinnen und Ärz­
ten als Folge des Gesundheitsstrukturgeset· 
zes1993 

Wird der Dringlichkelt der Beschlußempfehlung Drucksache 
12/2566 widersprochen? - Das ist nicht der Fall. 

Oie Beschlußempfehlung 1st e1nst1mmig gef~_ßt worden, so 
daß ich davon ausgehe, daß wir gleich zu den Uberweisungen 
beziehungswetse zur Abstimmung kommen können. Folglich 
stelle ich - erstens - die nachträgliche Zustimmung zur Vorab­
überwetsung der Drucksache 12/2534 an den Ausschuß für 
Gesundheit fest. Zur Drucksache 12/2535 empfiehlt der Älte­
stenrat - zwertens - ebenfalls dte Überweisung an den Aus­
schuß für Gesundheit. Wer dem zustimmen will, den bitte rch um 
das Handze1chen. - Gegenprobe I - Enthaltungen? - Das ist 
ernstimmig so beschlossen. 

Wer dem Antrag Drucksache 12/2534 tn der Fassung der 
Beschlußempfehlung Drucksache 12/2566 serne Zustrmmung 
zu geben wünscht, derr bttte ich um das Handzeichen. - Gegen· 
probe I - Enthaltungen? - Angenommen I 

Ote lfdn. Nrn. 37 bis 41 sind bereits durch dte Konsenslrste 
erledigt 

[42] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 42, Drucksache 12/2541: 

(C) 

Antrag der Fraktion der POS über Erhalt der Ar- (D) 
beilsplätze bei der BAE Batterie GmbH - BELFA-

Hter hat der Ältestenrat dre Uberwe1sung an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Technologie - fedetiührend - und an den Aus­
schuß für Arbeit empfohlen. Wer dem zusttmmen wrll. den brtte 
ich um das Handzetchen. - Gegenprobe 1 

- Enthaltungen? -
Dem Wird offenstchtitch etnsttmrn.tg zugestrmmt 

Dre lfdn. Nrn. 43 und 44 srnd beretts durch d1e Konsensliste 
erledtgt. 

[451 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 45, Drucksache 12/2544: 
Antrag der Fraktion der PDS über Einsetzung einer 
Gemeinsamen Enquete-Kommission Landesent· 
wicklungs- und Regionalplanung 

Zu Protokoll gegebene Rede der Frau Abg. Freund! 
(POS): 

Ich aiaube. es 1st an der Zett. daß s1ch das Parlament 
ntcht n~ur m die Debatte um dte Zukunft der Region Berltn· 
Brandenburg etnschaltet. sondern auch polrttsche Ent· 
sche1dungen befördert und erzw1ngt und d1ese auch 
öffentlich macht. 

Nachdem der Berltner Senat und dte Brandenburger 
Regierung - trotz Uberetnsttmmung über den Rang und 
d1e Dringltchkert gemetnsamer und einvernehmlrcher Pld· 
nungen, um Fehlentwrcklungen zu vermetden und 
Planungssicherheit zu gewahrleisten - nicht tmstande 
waren, tn über zwetjci.hngen Verhandlungen etne Übereln­
strmmung Uber d1e Notwendtgkeit von Regtanalplanung 
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für den Verflechtungsraum und über die Art und Weise, 
in der sie institutionalisiert werden sollte, zu erreichen 
- denn nichts anderes bringt das Eckwertepapier der 
Gemeinsamen Regierungskommission zum Ausdruck -. 
und nachdem beide Regierungen nach wie v9r insgesamt 
über kein Konzept verfügen, wie in die Offentlichkei! 
gegangen werden soll, ist es dringend geboten, sich der 
Landesentwicklung und Regionalplanung unter Hinzuzie­
hung externen Sachverstands erneut zuzuwenden. 

Ich habe den Eindruck, daß man sich über den Ernst 
der Lage nicht im klaren 1st. Weder im Berliner Senat 
noch in der Brandenburger Regierung scheint man 
begriffen zu haben was passiert, wenn keine Ein1gung in 
Fragen der Regionalplanung erre1cht wird: daß nämlich 
der Gestaltungsspielraum, der noch gegeben ist und aus 
dem sich große Chancen für die Entwicklung einer 
modernen, lebenswerten. harmonisch gegliederten, öko­
logisch gesunden und dennoch wirtschaftlich leistungs­
fähigen Stadt-Umland-Region ergeben - also einer 
Gestaltung der Region 1m Interesse der in ihr lebenden 
Bürgerinnen und Bürger -, vertan wird. Damit werden 
Fehlentwicklungen, wie sie in Stadt-Umland-Regionen, 
z. B. in München, Hamburg, Frankfurt/Main, in den Alt­
Bundesländern anzutreffen sind, geradezu provoziert und 
e1ne gegen die Interessen der Berliner und Brandenbur­
ger Bevölkerung gerichtete Entwicklung der Reg1on 
zugelassen; Fehlentwicklungen, die nach Auffassung von 
Experten nicht mehr rückgängig zu machen Sind und 
enormen Aufwand zur Schadenbegrenzung nach sich 
z1ehen. 

Dam1t ist die politische Bnsanz dieser Frage angespro­
chen und auch begründet, warum w1r die Emsetzung 
emer Gemeinsamen Enquete-Kommiss1on zur Landes­
entwicklungs- und Regionalplanung für dringend erfor­
derlich halten. 

Die Diskussion zu diesen Fragen muß weitergeführt 
werden. Vor- und Nachteile einer Regionalplanung für 
den engeren Verflechtungsraum müssen erörtert werden 
m1t dem Ziel, den bestehenden Dissens auszuräumen, 
gerade weil sich alle Experten d1eses Fachs darUber em1g 
smd, daß widersprüchliche Interessenlagen zwischen 
Stadt und Umland nicht allein m1ttels der Instrumente der 
Landesplanung bewältigt werden können. Deshalb 
sprechen sie s1ch für eine Untersetzung und Konkretis1e· 
rung durch die Regionaplanung aus und fordern die Poli­
tiker geradezu auf, h1er und heute Entscheidungen zu fäl­
len. 

Obwohl die Vielzahl der vorliegenden Gutachten dar­
auf hinzudeuten scheint. daß alles Wesentliche zum 
Thema gesagt sei, zeigt der Fakt. daß zwischen Berlin 
und Brandenburg eben noch keine Einigung über Wege 
und Instrumente des künftigen geme1nsamen Handeins 
erzielt wurde, daß neue Herangehenswe1sen gefunden 
werden müssen. Uns ist bekannt, daß von von verschie­
denen Se1ten 1n dieser Richtung gearbe1tet wird. 

Die E1nsetzung einer Gemeinsamen Enquete-Kommis· 
sion des Berliner Abgeordnetenhauses und des Bran­
denburger Landtags ist das angemessene polit1sche Mit­
tel, um die Reglerenden zu politiSCh vernünftigen Ent­
scheidungen zu zwingen. 

Sie ist das gee1gnete politische Instrument, um w1rkhch 
Öffentlichkeit in dieser Frage zu erreichen. Uber d1e Not­
wendigkeit herrscht me1nes Erachtens ÜbereinStimmung 
m diesem Parlament, wenn 1ch mir die letzten Debatten im 
Abgeordnetenhaus und im Ausschuß ansehe M1t 
welchen weiteren konkreten Fragen s1ch d1ese Geme·r· 
same Enquete-Kommission befassen könnte. haben w1r 
1n unserem Antrag formuliert. 
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Wir haben die Einsetzung e1ner Gemeinsamen (C) 
Enquete-Kommission des Berliner Abgeordnetenhauses 
und des Brandenburger Landtags beantragt. weil die 
Berliner Seite Fragen der Landesentwicklungs- und 
Regionalplanung des engeren Verflechtungsraums Ber­
lin-Brandenburg nicht allein behandeln kann. Worum es 
hier geht, ist, eine einvernehmliche Lösung zu finden, und 
das ist nur gemeinsam mit den Brandenburgern möglich. 

Zum Schluß gestatten S1e mir noch eine Bemerkung: 
Ich glaube nicht, daß die Hinzuziehuf'g des Ausschusses 
für Stadtplanung und Stadtentwicklung oder sogar d1e 
Überweisung in diesen Ausschuß elforderlieh ist. Oie 
Frage muß schnell entschieden werden. Außerdem bin 
ich der Auffassung, daß der Ausschuß für die Zusammen­
arbeit der Länder Berlin und Brandenburg kompetent 
genug ist, diese Frage allein zu entscheiden, beziehungs­
weise dies sogar in einer gememsamen Ausschußsitzung 
mit den Brandenburgern tun sollte. 

H1er empfiehlt der Ältestenrat folgendes: Uberweisung an den 
Ausschuß für die Zusammenarbeit der Länder Berlm und Bran­
denburg mit der Auflage, die Mitglieder des Ausschusses für 
Stadtplanung und Stadtentwicklung zur Beratung zuzuladen. 
Wenn diese Zuladung_ keinen Erfolg hat. wird der Altestenrat 
auch e1ne ordentliche Uberwe1sung an den Ausschuß für Stadt­
planung und Stadtentwicklung vorschlagen. Wer dem zustim­
men W!ll, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe 1 -

Das 1st offenbar emstimm1g so angenommen worden 

[46] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 46: 

a) Drucksache 12/2549: 

Antrag der Fraktion der COU und der Fraktion 
der SPD über Planfeststellungsverfahren für die 
Wiederherstellung der Schienenverbindung von 
Tegel in Richtung Henningsdorf 

b) Drucksache 12/2550: 

Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion 
der SPO über Bahnverbindung nach Spandau 
und ins Havelland 

c) Drucksache 12/2551: 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der CDU über 5 25 nach Lichterfelde-Süd 

Im Ähestenrat war noch keme endgUit1ge Klärung dar;Jber 
erreicht worden, ob Redebedarf bestei-Jt oder n1cht 

[Zuruf von der CDU Nem 1] 

- Dann kommen wir zu den Uberwe1sungen. die der Altestenrat 
empf1ehlt: d:e Drucksache 12/2549 an den Ausschuß für Ver­
kehr und Betnebe, d1e Drucksache 12/2550 an den Ausschuß 
fUr die Zusammenarbeit der Länder Berl1n und Brandenburg -
federfUhrend - und an den Ausschuß fur Verkehr und Betnebe 
sowie die Drucksache 12/2551 ebenfalls an diese be1den Aus­
schüsse sowie zusatzlieh an den Hauptausschuß_ Wer dem 
zustimmen will, den b1tte 1ch um das Handzeichen.- GegenstHn­
men? - Enthaltungen? - Das ist einstimmig so beschlossen. 
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[46A) 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 46 A, Drucksache 12/2575: 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Errichtung 
einer Ampelanlage im Bereich Schloßbrücke/Lust­
garten 

Der Dringlichkeit wird nicht Widersprochen. Wir schlagen vor, 
diesen Antrag an den Ausschuß für Verkehr und Betriebe sowie 
an den Hauptausschuß zu überweisen. Wer dem zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal­
tungen? - Einstimmig so beschlossen. 

[468) 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 46 B, Drucksache 12/2576: 
Antrag der Fraktion der POS über kein Baubeginn 
der Olympia·Sofortbaumaßnahmen vor der Ent· 
scheidung des IOC über den Austragungsort der 
Olympischen Spiele im Jahr 2000 

W1rd der Dnnglichkeit Widersprochen? - Das 1st der Fall. 

Biederbick (FDP): Frau Präs1dent1n 1 Me1ne Damen und Her­
ren I Es ist mir n1cht bekannt, daß m den letzten zehn Tagen 
Irgendwelche Ere1gnisse stattgefunden haben. d1e so neu smd. 
daß es erforderl1ch gewesen wäre, emen Dnnglichkeitsantrag zu 
d1esem Thema e1nzubnngen. Deshalb widersprechen w1r der 
Dnng!1chke1t. 

Ich weise noch e1nma1 darauf h1n, daß w1r uns darauf verstän· 
d1gt hatten, d1e Dnngl,chkeiten zu reduz1eren und auf solche Vor­
gange zu beschranken, denen Ereign1sse aus der Ze1t nach 
Antragsschluß zugrunde liegen. Hier g1bt es kem solches Ereig­
n·s. deshalb Widersprechen wir der Dringlichkeit. 

[ße,fall bei der FDP] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich lasse deshalb über d1e Dring· 
l1chke1t abst1mmen. Wer d1e Dringl1chke1t bejaht, den bitte 1ch um 
das HandzeiChen. - Gegenprobei - Enthaltungen? - Dam1t 
kommt dieser Antrag auf d1e Tagesordnung der nächsten Sit­
zung. 

Der Antrag der Fraktion der POS Uber Politbüroallüren des 
Innensenators Prof. Or. Heckelmann, Drucksache 12/2587. 1st 
nach 13 Uhr eingegangen. W1r hatten einmal emvernehmlich 
beschlossen, daß an Plenartagen keme dnngl1chen Anträge 
rrehr nach 13 Uhr angenommen werden. W1r haben uns dafür 
eme Erprobungszelt gesetzt. die noch n1cht abgelaufen tSI. Folg­
lich wird d1eser Antrag auf d1e Tagesordnung der nächsten Sit­
zung gesetzt. 

[Be1faii be1 der FOP] 

Dam1t s1nd wir am Ende der heut1gef1 Tagesordnung. D1e nach­
ste Sitzung w1rd am Donnerstag. derr: 25_ März 1993, 13 Uhr. 
stattfinden 

Die S1tzung 1st gesch,ossen. 

[Schluß der S1tzung· 21.56 Uhr] 
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Anlage 1 

[N2] 

Namentliche Abstimmung 

Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne 
über Entzug des Vertrauens betr. die Senatorin für Justiz 

- Drs 12/2423 -

Fam1lienname, Vorname 
Fraktion/ 

Fam1lienname, Vorname 
Fraktion/ 

Gruppe Gruppe 
---- - --------

Adler, Jürgen CDU nem G1esei, Ra1ner CDU ne1n 
Apelt, Andreas CDU ne1n Or. G1rnus, Wolfgang POS ;a 
Or. Ballke, Dierk Eckhardt CDU ne1n Gloatz, Dagmar CDU nem 
Barthel, Eckhardt SPD ne1n Goetze, Uwe COU ne1n 
Bayer, Ra1mund SPO ne1n Gram, Andreas COU nem 
Behrendt, Wolfgang SPD ne1n Gre1ner, Gisela CDU nem 
Berger, Hartwig BU 90/Grüne Ja Grieger, Harald COU nem 
Dr. Bergmann, Chnstine SPO nem Grotzke, G1sela SPO ne1n 
B1ederbick. Jürgen FOP Ja Günther, Joachim SPO nem 
Dr. Biewald, D1eter COU nem Dr. Haase. Herw1g COU nem 
Birghan, Ursula CDU nem Hahn. Axel FOP Enthaltung 
Blankenburg, Chnsta-Mana CDU ne1n Dr. Hampel. W1nfner:l FDP ne1n 
Blankenhagel, Kurt SPO ne1n Hapel. Oieter COU nem 
Bode, Manfred CDU ne1n Dr. Ha.ssemer. Volker CDU nem 
Böger, Klaus SPD nem Dr. He1de. Manue! CDU 
Dr. Borghorst, Hermann SPO ne1n Helias, S1egfried CDU ne1n 
Borgis. M1chael CDU ne1n Helms, Ra1mund BU 90/Grüne Ja 
von Braun. Carola FDP ,a Herbst. Knut SPO ne1n 
Braun, Franz CDU nem Herer. Elke POS 
Brinckmeier, Marianne SPD ne1r Herrmann. Annelies CDU nem 
Buchholz, lngnd CDU new Hddebrandt. Helmut SPO nem 
Cornelius. Burkhard FOP new• Hillel"'berg. Ralf SPD nem 
Cramer, Michael Bü 90/GrUne Enthaltung Hilse. Torstcn SPO ne1n 
Czollek, Michael fraktionslos Hoffn:anr., Otto FDP ;a 
Damrat, Anna-EI1sabeth SPO ne1n Dr. Hofmann, Elke COU nem 
Delau, Helga COU nem HolzhUter. lngrid SPO ne1n 
Demba, Jud1th Bü 90/GrUne Ja Horn. He1ko·Joach1m POS ;a 
Oetering, Anette Christ1na Bü 90/GrUne Enthaltung Hübner. Beate COU nem 
Oiepgen, Eberhard COU Jaroch. S1egmu'ld COU ne1n 
Dörre, Karin POS J3 Dr. Kalleja. Hartmut COU ne1n 
Dormann. Dan1el COU nem Kammholz. Axe: FDP ;a 
Dr. Dornberger, Peter Neues Forum KampfhenkeL Elga SPO nem 
Drews, Mon1ka SPO ne1n Kayser, Boto CDU nem 
Ebel, Detlef COU nelil Prof. Dr. Ke!lner, Horst POS J3 
Eckert, Albert BU 90/Grune Ja Kern. Horst-.Achim SPO nem 
Edel, Otto SPO ne1n Kittelmann. Mar1on COU nem 
EicheJberger, Frank COU nel.'l Kle1n. Dieter POS Ja 
Eichler, Ulrich COU nem Dr. K1ein. Reinhard FOP 
Engler, Brigitte Bü 90/Grüne Enthaltung Kle:r.ann. JUrgen COU 
Dr. Engler, Eberhard COU ne1n Kllche. Horst SPO ne1n 
von Essen, Gerhard SPD ne1"l Klier::. Wo·f·;~ang COU ne1n 
Ewald. Hein-Detlef COU ne1n Klotz. Knut SPO ne1n 
Faber, Horst COU ne:n Dr. K atz. S.byii-Anka Bu 90/Grüne Ja 
Fechner, Helmut SPO ne1'1 Or Köppl. Bernd Bi.J 90/Grüne ;a 
Dr. Flemm1ng, Bert SPO nen Koi!otschek. Cordula COU ne1n 
Franke, Klaus COU ne1n Ko:;;an. lsmail Bu 90/Grüne ;a 
Dr. Franz, Rudolf COU ne•n Kowallek. Chnstlne COU ne1n 
Freund!, Carola POS ,a Krause, Arr.old Bu 90/GrUne ;a 
Friedl, Christa SPO ne:n Krause, Pe:er COU 
Führer, Re1nhard CDU nem Dr. Krause. Werner SPO nem 
Dr. Gadow, Peter FDP a Knebel, Ji...rgen SPO nem 
Gardain, Hans-Joachim SPO ne1n Krüger. Ulnch COU ne1n 
Gewalt, Roland COU nem KrUger, Werner COU ne1n 
G1erich. Peter COU ne1n Künast, Renale Bu 90/Grüne Ja 
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Familienname, Vorname 
Fraktion/ 

Famtiienname, Vorname 
Fraktion/ 

Gruppe Gruppe 

Kujath, Rudolf SPO ne1n Rösler, Hubert cou nem 
Kukutz, lrina Neues Forum Ja Dr. RagalL Holger SPO netn 
Landowsky, Klaus cou nem Roß. Reinhard SPO netn 
Lange, Kurt SPO nem Rost. Gabriele cou netn 
Dr. Lange, Rolf-Peter FDP Ja Dr. Rusta, lrana SPO nem 
Dr. Laurien, Hanna-Renate cou nem Sander, Ntkolaus SPO nem 
Lehmann, Uwe Bü 90/Grune Ja Saß-Viehweger, Barbara COU nem 
Or. Lehmann-Brauns, Uwe cou nem Schermer, Gerlmde SPO nem 
Lesnau, Kari-Hemz cou netn Schtela. Gerhard FDP Ja 
Leyk, Ursula SPO netn Schippe!, Dietnch cou nem 
Liepelt, Volker cou netn Schlicht, lrina-Corne!ia cou nein 
Ließfeld, Heike SPO nem Schmid-Petry, Erika FOP Ja 
Or. Lötzsch, Gesine POS Schmidt. Ekkehard COU netn 
Longoltus. Alexander SPO nein Schmidt. Elisabeth POS Enthaltung 
Lorenz, Hans-Georg SPO nem Sch m idt. Uwe COU nem 
Loßmann, Erwin FOP Ja Schneider. Ooris SPO nem 
Lüdtke, Jürgen SPO nein Schottler, Gabnele SPO nem 
Luft, Christme SPO netn Or. Schr·::!yer, Michaele BU 90/Grü'le Enthaltung 
Or. Luther, Peter COU nem Schutze, Oiethard cou netn 
Manske, Ulrich cou Schult. Retnhard Neues Forum Ja 
Mardus. Günter COU netn Dr. Schulz. Wolf SPO netn 
Dr. Mehnert, Oieter SPO nem Schulze. Gerd SPO netn 
Or. Meier, Ullrich COU nem Schuster, Peter SPO nem 
Merkel, Petra-Evelyne SPO netn Schwenke. Hans fraktionslos 
Dr Meves. Heike POS Ja Schwierz~na. T1no-Antont SPO nem 
Or. Meyer, Peter SPO netn Seellg, Mar·1on POS JO 
Meyer-Feltges, Claire COU nem Seertg. Thomas FOP Ja 
Michels, Martina POS Ja Dr. Seitz. Hans-Peter SPO nem 
Mleczkowskt, Wolfgang FDP Ja Stebenhuner. Thoma.s trakttonslos nem 
Malter, Alfred-Mario cou netn Simon, He1nz-V1ktor cou ne1n 
Mommert, Airnut COU Dr. Staffelt. Ottmar SPO ne1n 
Momper, Walter SPO nein Steffel, Frank COU rem 
Dr Mory, Stephan SPO net'l Ste1nborn. Stgrun POS Ja 
Dr Müller, Eva POS ra Stö~zer, Utta SPO netn 
Or. Müller, Hans COU netn Straßme1r. Gu!lther cou fletn 
MUIIer, Rudolf COU ne1n Süß, Reiner SPO ne1n 
Nagel. Wolfgang SPO flem Szoeoe. Krystian COU ne1n 
Neumann, Manfred SPO netn Tannert. Or. Chrrstof SPO ne1n 
Neumann, Ulnke SPO netn Thofl'as, Helga SPO ne1n 
Ntedergesäß, Fntz CDU nern Tiedt. Peter FOP Ja 
Dr. Nrklas, Joachtm SPO nein Toepfer, GUnter COU Enthaltung 
Nisble, Hetde SPO nern Toepfer. Sab1ne COU nem 
Nix, Adrian COU ne1n Or. Tolksdorf, Michael FOP J3 
Nolte, Kari-Hetnz SPO netn Unger, Barbara SPO ne:n 
Nuß. Hannelore POS Vogel. Hans-Werner cou nem 
Ollech, Ernst SPO nem Vogt, Hubert cou ne1n 
Palm, Joachim cou netn Volkholz. Sybdle BU 90/GrGne Ja 
Pavlik, Dieter SPD nern Wal Iot. Jult..ts cou nerf' 

Pech. Betttna POS Ja Wegener. Charlotte cou netn 

Pewestorff, Norbert POS J3 We1tzel, Joachtm cou nern 

Pflugbeil, Sebast1an Neues Forum Ja Werner, \Vtnfned CDU ne.n 

P1ckert, Stlvta SPO "l€1fl W1edeni"1aupt, Rolf-Thorster1 cou ne1n 

P1eroth. Elmar COU W1eland. Wolfgang BU 90/Grüne Ja 

P1stor. Bernd COU netn W1emann. Werner FDP Ja 

Pohle. Dagmat POS Wrenho!d. Klaus-Her~ann cou 
Ja Wrttwer. Georg COU 

Poschepny. Frank SPO ne1n 
netr 

Preuss, Manfred CDU 
Wohlrabe. Jürgen COU retn 
Wolf. Harald POS J3 

Pulz. Christian-Thomas BU 90/GrJne Ent~a!tung Wolf, Peter SPO netn 
Rathje, Hemer cou ne1n Dr. Wruck, Ekkehard cou ne1n 
Rebsch, Peter COU Wust11ch. Wolfgang Bü 90/GrUre Enthaltung 
Or. Retmann, Horst cou nem Z1emer, Elisabeth Bü 90/Grüne 
Reuther, Anke SPO netr Or. Ztllbach. Käthe SPO nem 
Rtchter-Kotowski. Cerstin COU netr Ztllrch, SteHen POS Ja 
Or. Riebschläger. Klaus SPO Dr Z1ppet, Chr1st1an CDU nem 
Dr. Riedmüller-Seel, Barbara SPO ne;f1 Dr. Zotl. Peter-Rudo!f POS Ja 
Rredrtch, Karin SPO ne1n Zuchowsk1. Chnstei cou nern 
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Anlage 2 

[N3] 

Familienname, Vorname 

----~ 

Adler, Jürgen 
Apelt, Andreas 
Or. Ballke, Dierk Eckhardt 
Barthel, Eckhardt 
Bayer, Raimund 
Sehrend!, Wolfgang 
Berger, Hartwig 
Dr B2rgmann, Chnstine 
Biederbick, JUrgen 
Or. 81ewald, Dieter 
B1rghan, Ursula 
Blankenburg, Chnsta-Mar1a 
Blankenhagel, Kurt 
Bode. Manfred 
Böger. Klaus 
Or. Borghorst, Hermann 
Borgis. Michael 
von Braun, Carola 
Braun, Franz 
Brinckmeier, Mananne 
Buchholz, lngnd 
Cornelius. Burkhard 
Cramer, Michael 
Czollek, Michael 
Damrat, Anna-Eiisabeth 
Delau, Helga 
Demba, Jud1th 
Detering, Anette Chnstina 
01epgen, Eberhard 
Dörre, Kar1n 
Dormann. Dan1el 
Dr. Dornberger, Peter 
Drews, Monika 
Ebel, Detlef 
Eckert, Albert 
Edel, Otto 
E1chelberger. Frank 
Eichler. Ulr1ch 
Engler, Bng1tte 
Dr. Engler, Eberhard 
von Essen, Gerhard 
Ewald, Hein-Detlef 
Faber, Horst 
Fechner, Helmut 
Or. Flemming, Bert 
Franke, Klaus 
Dr. Franz, Rudolf 
Freund!, Carola 
Friedl, Christa 
Führer, Re1nhard 
Dr. Gadow, Peter 
Gardain, Hans-Joachim 
Gewalt, Roland 
Giench, Peter 

Namentliche Abstimmung 

Anträge der Fraktion der POS und der Fraktion Bü 90/Grüne 
über Mißtrauen gegen den Senator für Inneres 

- Drsn 12/2480 und 12/2495 -

--·--~--

Fraktion/ 
Familienname. Vorname 

Gruppe 

COU nein G1esel. Rainer 
COU nem Dr. Girnus, Wolfgang 
COU nem Gloatz. Dagmar 
SPO nem Goetze. Uwe 
SPO ne1n Gram, Andreas 
SPO ne1n Gre1ner. Gise!a 

Bü 90 ·Grüne Ja Gr1eger. Haraid 
SPO ne1n Grotzke, Gise·a 
FDP Ja GUnther, Joa·.-:him 
CDU nem Dr. Haase, Herwig 
CDU ne1n Hahn. Axel 
COU nem Dr. Hampel. Winfried 
SPO nem Hapel. Dieter 
COU nem Or Hassemer Volker 
SPO !leln Or He1de, Manue' 
SPO ne1r Helias. S1egfned 
COU new, Helms. Ra1mund 
FOP Ja Herbst Knut 
COU ne1n Herer. Elke 
SPO ne1n Herrmann. Armelies 
CDU ne1n H1!debrandt. Helmut 
FDP ne1r H1llenberg, Ralf 

Bü 90/GrUne Ia Hi1se, Torsten 
fraktionslos Hoffmann. Otto 

SPO nem Oe Hofrnanr. Elke 
COU nem Holzhüter. lng~1d 

Bü 90/GrUne Ia Horn, Heiko-JDaChl'll 
Bü go,Grüne Ia HUbner. Beat-? 

COU Jaroch, S1eg'llUnd 
POS Ja Or. Kalieja, Hartmut 
COU ne111 ~ammholz, Axel 

Neues Forum Karr.pfbenke:, Elga 
SPO nem Kayser. Bo:o 
COU ne;n Prof. Or. Ke!:ner. Horst 

Bü 90/Grüne Ja Kern, Horst-Ach1m 
SPO ne1n K1ttelmann. Manon 
COU ne1n Klein, D1eter 
CDU ner~ Or. Kle1'1, Re,nhard 

Bü 90/Grüne Ia Klemann. Jurqen 
COU ne,;l Kl1che. Horst 
SPD nerr Kl1em. Wollgang 
COU nern Klotz, Knut 
COU ne1n Dr Klo~z. Srbyii-Anka 
SPO ne1n Dr. Köopl, Bernd 
SPO ne1n Kollot.schek, Cordula 
CDU ne1n Ko$an. lsma·l 
COU ne1n Kowallek. Christine-
POS Ja Krause. Ar'lo;d 
SPD ne1n Krause_ Peter 
COU nem Or. Krause. Werner 
FOP Ia Kr1ebel. JUrgen 
SPD ne1n Kniger. Uinch 
COU nem Krüger. Werner 
CDU new, KUnast. Renale 

Frakt1on/ 
Gruppe 

COU ne1n 
POS Ja 
COU nem 
COU ne1n 
COU ne1n 
COU ne1n 
COU nem 
SPO nem 
SPO nem 
COU ne1n 
FOP netn 
FDP Enthaltung 
COU ne1n 
cou nem 
COU 
COU nem 

BU 90/Grüne jd 

SPO ne1n 
POS 
COU nem 
SPD nem 
SPO n-=:1n 
SPO ne1n 
FDP J3 
CDU ne1n 
SPO ne1n 
POS ,a 
CDU n<?ln 
CDU ~1e1n 

CDU ne1n 
FOP jd 

SPO ne1n 
COU nem 
POS Ja 
SPO ne1n 
CDU ne1r 
POS :a 
FOP 
ccu 
SPD ne1n 
ccu ne1n 
SPD "e1n 

ß.j 90>'GrUne :a 
ß-j 90/GrUne a 

CDU re1n 
BU 901Grüne a 

COU ne1n 
BU 90•GrUne ,a 

COU 
SPO ne1n 
SPO ne1n 
COU nem 
COU ne1n 

BG 90/GrUne Ia 
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--------

Familienname, Vorname 
Fraktion/ 

Familienname. Vorname 
Fraktion/ 

Gruppe Gruppe 

Kujath, Rudolf SPO netn Rösler, Hubert COU nem 
Kukutz, lrina Neues Forum Ia Dr. Rogall, Holger SPO ne1n 
Landowsky, Klaus COU ne1n Roß. Reinhard SPO nem 
Lange, Kurt SPO ne1n Rost, Gabriele COU nem 
Dr. Lange. Rolf-Peter FOP ia Dr. Rusta. lrana SPO 
Dr. Laurien, Hanna-Renate COU ne1n Sander, Nikolaus SPO nern 
Lehmann, Uwe Bü 90/Grüne ,a Saß-Viehweger. Barbara cou nern 
Or. Lehmann-Brauns, Uwe COU nern Schermer. Gerlinde SPO nern 
Lesnau, Kari-Heinz COU ne1n Sch!ela. Gerhard FOP Ia 

Leyk, Ursula SPO ne1n Schrppel. 01etnch COU nem 
Liepelt, Volker COU ne1n Schitcht, lrina-Cornel1a COU nem 
Ließfeld, Heike SPO ne1n Schmrd-Petry. Erika FOP Ia 
Dr. Lötzsch, Gesine POS Schmidt. Ekkehard COU ne1n 
Longolius, Alexander SPO n".!rn Schmidt, Elrsabeth POS Ja 
Lorenz, Hans-Georg SPO ne1n Sc;hrnidt, Uwe COU nem 
Loßmann, Erw1n FOP Ia Sch~e1der. Doris SPO nem 
LUdtke, Jürgen SPO ne1n Schöttler. Gabnele SPO nem 
Luft, Christ1ne SPO ne1n Or_ Schreyer. Mrchaeie BLi 90/GrUne ,a 
Dr. Luther, Peter COU ne1n Sch~tze. Drethard COU ne1n 
Manske, Ulrrch CDU Schult, Reinhard Neues Forum Ia 
Mardus, Günter COU ne1n Dr. Schul.z, Wolf SPO nern 
Or. Mehnert, D1eter SPO ne1n Schulze. Gerd SPO nern 
Or. Me1er. Ullrich COU ne1n Schuster, Peter SPO nern 
Merke!, Petra-Eveiyne SPO ne1r Scrwenke. Hans fraktiOnslos 
Or_ Meves, Herke POS :a Schwrerz1na. Trno-An!on, SPO ne1n 
Or. Meyer, Peter SPD nern See·,rg, Mdrl.:m POS Ia 
Meyer-Feltges, Cla1re COU ne1n Seeng, Thorr1as FDP Ja 
Michels, Martina POS Ia Or_ Sertz. rlans-PetH SPO ne1n 
Mleczkowski. Wolfgang FDP 'l81fl S;ebenhuner. Thomas frakt1onslcs ne1n 
Malter. Alfred·Mario COU ne1n Sr'!lon. Hew.z-V,ktor COU ne1n 
Mommert, Almut COU Oe Staffe·t. Drtmar SPD ne1n 
Momper, Walter SPD ne!n Srefiel. Frank COU nern 
Dr. Mory, Stephan SPO ne1n S:e-nborn. S:gru:l POS Ja 
Dr. Müller, Eva POS ,a Swtzer. U:ta SPD nem 
Or. Müller. Hans COU ne1n Scra)me:r. GGnthPr COU ne1n 
Müller, Rudolf COU ne1n SuB. Rem,:;r SPO nern 
Nagel, Wolfgang SPD nelf' Szoepe, Krystran COU ne1n 
Neumann, Manfred SPO nem Tarr-·ert. Dr. Chrrstof SPO ne1n 
Neumann, Ulnke SPO nern Tho,:1as. He:ga SPO ne1n 
N1edergesaß, Fntz COU nem T1ed:. Peter FDP J3 
Or. Niklas, Joachim SPO ne:n Toepfer, Gürter COU nern 
N1sbiE:, He1de SPO re1n Toepfer. Sabrne CDU ne1n 
Nix, Adnan COU ne1n Dr. Talksdort Mrcha.,_-.! FOP Ja 
Nolte. Kari-Heinz SPO ne1n Unger Barbara SPD ne1n 
Nuß, Hannelore POS V0gel. Ha1s-Werner CDU nern 

Ollech, Ernst SPO ne.n Vcgt. Hube;t CDU nem 

Palm. Joachim COU ne"' Volkholz. Sybllie Bu 90/Gr~'le Ja 

Pavlik, D1eter SPD ne.n w~l 1 1ot. Ju·:us COU nem 

Pech. Bettrna POS a W~gener, Cr~arlotte COU nem 

Pewestorif, Norbert POS a We:tzel, Joach1m COU rem 

Pflugbeil, Sebastian Neues Forum a Wer:rer, Wmfr1ed COU nem 

Pickert, Srlvia SPO nerr W1<:jJennaupt. Roi~-Tho:s:cn COU nem 

Preroth, Eimar COU W1e and. Wol+gang Bu 90iGrune Ja 

Pistor, Bernd CDU ne,n W·wnann Werner FOP Ja 

Pohle, Dagmar POS W 8'lhold. K;aus-Hwn:ar~, COU 
;a 

l.fl.',ttwer, Georg CDU 
Poschepny, Frank SPO 

ne1n 
ne1n 

Preuss, Manfred COU 
Wo~irabtO_ JL:rge:. COU nern 

Pulz. Christian-Thomas BJ 90/GrLine 
VVo•f. Harald POS :a 

a Wo·f. Peter SPO ne1n 
Rathje, Heiner COU !lern Or_ Wruck. Ekkehdra COU nern 
Rebsch. Peter COU ne1n Wustl1ch. Wolfgang BU 90;GrL:ne Ia 
Dr. Reimann, Horst COU 'leln Z1etT:er. E:-sabeth BU 90·GrG'le 
Reuther. Anke SPO nern Or Zrilbac'l. Kathe SPO nern 
R1chter-Kotowsk1, Cerst1n COU ne1n Zlll,ch, Steffer. POS Ia 
Dr. R1ebschläger, Klaus SPO Or Z1ppe1 Chr:stran COU ne1n 
Or_ Rredmüller-Seel. Barbara SPO ne1n Or. Zorl. Peter-Rudolf POS J3 
Riedrich. Kann SPD nein Zuchowsh Chnster COU ne1n 
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(A) Anlage 3 (C) 

Beschlüsse des Abgeordnetenhauses 

(8) 

[81Ai[ 

Rücknahme des Bewilligungsstopps 
für AB-Maßnahmen 

1. Der Senat von Berlin wird aufgefordert, SICh bei der 
Bundesregierung und im Rahmen der Selbstverwaltung der 
Bundesanstalt für Arbeit (BA) dafür einzusetzen, daß die 
Anordnung der BA, wonach keine Neu- oder 'v'Veiterbewilli­
gungen von ABM mehr erfolgen sollen, umgehend zurück­
genommen wird. 

2. Der Senat von Berlin w1rd aufgefordert, für die Zeit, b1s der 
Bewilligungsstopp aufgehoben ist, Möglichkeiten einer Zwi­
schenfinanzierung einzelner AB-Maßnahmen und Projekte 
durch das Land Berlin darzulegen und umzusetzen. 

3. Der Senat von Berlin w1rd aufgefordert (1m Rahmen se1ner 
Möglichkeiten), darauf hinzuwirken. daß die BA unverzüg­
lich Schritte einleitet, die eine Bewilligung von ABM weiter 
ermöglichen. Dazu gehört insbesondere: 

Eine Bestandsaufnahme der b1shengen Ausgaben und 
Laufzelten für ABM, um alle Spielräume realistisch nut­
zen zu können. 

Ein Nachtragshaushalt. der die Voraussetzung für e1ne 
ausreichende Zahl von ABM-Stellen schafft. 

Ferner sind Sofortmaßnahmen erforderlich, die verhin­
dern, daß notwendige und sinnvolle Projekte abgebro­
chen werden und dam1t die krit1sche Lage auf dem 
Arbeitsmarkt weiter verschlechtern. 

Es ist sicherzustellen, daß die Möglichkeiten des neuge­
schaffenen § 249 h AFG in hinreichendem Maße 
genutzt und finanziert werden. 

4. Der Senat von Berlin w1rd aufgefordert aufzuzeigen, welche 
Möglichkeiten das Land Berl1n nutzen kann, um em sinnvol­
les Finanzierungskonzept für beschäftigungswirksame Pro­
gramme aufzustellen, um damit u. a. auch Dauerarbeits­
plätze zu schaffen. 

[813] 

Zukünftige Nutzung 
des Flughafens Tempelhof 

Der Senat wird aufgefordert, im Jahre 1993 für das Gebiet des 
Flughafens Tempelhof und die unmittelbare Umgebung im Vor­
griff auf den neuen Flächennutzungsplan städtebaulich-land­
schaftsplanerische Ideen zu entwickeln. 

Darüber hinaus sollten erste Planungsüberlegungen über d1e 
zukünftige Nutzung des Flughafens Tegel für den Zeitraum nach 
Inbetriebnahme eines neuen Großflughafens erarbeitet werden. 

Dem Abgeordnetenhaus 1st bis zum 30. Juni 1993 über das 
vorgesehene Verfahren einschließlich der Termmplanung zu 
berichten. 

[815] 

Sicherung von Sportflächen in Berlin 

Das für den Sport zuständige Mitglied des Senats übermittelt 
unverzüglich e1ne Auflistung aller vorhandenen und vorgesehe­
nen Sportflächen an die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Umweltschutz, damit d1ese Flächen unmittelbar bei der Vor­
bereitung e1nes neuen Flächennutzungsplanes verankert wer­
den. Der Landessportbund Berlin ist bei diesen Arbe1ten zu 
bete1l1gen. 

[816] 

Zukunftsweisender Klimaschutz 
durch einen Konzessionsvertrag 
mit Berlins Erdgas-Unternehmen 

Der Senat wird aufgefordert. unverzl:glich Gespräche mit der 
GASAG Berl1ner Gaswerke AG Uber einen Konzessionsvertrag (D) 
unter der Maßgabe aufzunehmen. daß dadurch d1e Wett­
bewerbsfähigkelt des Wirtschaftsstandortes Berlin nicht ver­
schlechtert wird. 

ln den Verhandlungen m1t der GASAG Berliner Gaswerke AG 
s1nd das Akt1engesetz sowie alle Energiewirtschaftsgesetze zu 
beachten. Der Senat wird beauftragt. sich von folgenden grund­
sätzlichen Zielvorstellungen le1ten zu lassen: 

a) Für d1e Bevölkerung des Landes Berlin ist eine ausrei­
chende und umweltgerechte Energieversorgung sicher· 
zustellen. 

b) Stärkung der energiepolitischen Handlungsfci.h1gke1t des 
Landes Berl1n und Nutzung der Optionen für e1ne sinnvolle 
und soz1alverträgl1che Entwicklung. 

c) Verringerung des Energieverbrauchs und Förderung rege­
nerativer Energiequellen sowie Berücksichtigung externer 
Kosten der Energiewirtschaft. 

d) Schaffung von Voraussetzungen für den Erhalt von Sicheren 
und qualifizierten Arbeitsplätzen bei der GASAG Berliner 
Gaswerke AG. 

Wesentliche Elemente dteses Konzessionsvertrages sollen 
sem: 

1. Regelungen Sind vorzusehen, die eme neue Abgrenzung 
des Konzessionsgebietes vor Ablauf des Vertrages ermög­
lichen. 

2. Mitspracherecht des Landes Berlin be1 allen größeren lnve­
stitlonsentscheidungen, Insbesondere beim Netzbau. 

3. Keine Erhöhung der Lieferkapazitäten während der Laufzeit 
des Vertrages, statt dessen starke Förderung der Energie­
einsparung in allen Verbrauchssektoren. 

4. Eme ausdrückliche Verpflichtung der GASAG Berliner Gas­
werke AG auf d1e Ziele und Grundsätze des Gesetzes zur 
Förderung der sparsamen SOWie umwelt- und sozialverträg­
lichen Energieversorgung und -nutzung im Land Berlin. 
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(A) 5. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG auf die 

(B) 

Prinzipien eines Energiedienstleistungsunternehmens unter 
Minimalkostenplanung. 

6. Unternchtung des Landes Berlin über alle relevanten Pläne, 
Verbrauchsdaten und Abschreibungskalkulatoren auf der 
Basis der vorgenommenen oder geplanten Investitionen; 
Mitspracherecht des Landes Berlin bei Investitionsmaßnah­
men in bezug auf die Pflichten nach Punkt 4 und 5. 

7. Die Festlegung einer dynamischen Konzessionsabgabe, die 
in einen zweckgebundenen Fonds zur Förderung von Ener­
giesparmaßnahmen und regenerativen Energiequellen 
abgeführt werden soll. 

8. Eine Option zur Übernahme des Netzes durch das Land 
Berlin. 

9. Eine auf zehn Jahre beschränkte Laufzett mtt der Möglich· 
keit der vorzeitigen Kündigung bei Verstoß gegen den Ver· 
trag. 

1 0. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG, regene­
rative Energiequellen nutzbar zu machen. 

11. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG, auf em 
neues Tarifangebot m1t hohem Sparanreiz (z. B. eingliedrig, 
linear und lastabhängig). 

12. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG zur 
Errichtung von BHKW-Anlagen und Förderung von BHKW· 
Betreibergesellschaften. 

13. Verpflichtung der GASAG Berliner Gaswerke AG. be1 
Bedarf nach Möglichkeit außerhalb der kommunalen Gren­
zen Berlins an der Klimaschutzpolitik mitzuarbetten. 

[B17] 

Neuer Bewag-Konzessionsvertrag 
für eine zukunftsweisende 
Klimaschutz-Politik 

Der Senat wird aufgefordert, unverzüglich Gespräche mit der 
Bewag/EBAG über einen Konzessionsvertrag unter der Maß· 
gabe aufzunehmen, daß dadurch die Wettbewerbsfähtgkett des 
Wirtschaftsstandortes Berlin nicht verschlechtert wird. 

ln den Verhandlungen mit der Bewag/EBAG sind das Aktien­
gesetz sowie alle Energiewirtschaftsgesetze zu beachten. Der 
Senat wird beauftragt, stch von folgenden grundsätzlichen Ziel­
vorstellungen leiten zu lassen: 

a) Für die Bevölkerung des Landes Berlin ist eme ausret· 
chende und umweltgerecr.te Energieversorgung sicher· 
zustellen. 

b) Stärkung der energiepolitischen Handlungsfahigkett des 
Landes Berlin und Nutzung der Optionen für eme stnnvolle 
und soztalverträgltche Entwtcklung. 

c) Verringerung des Energieverbrauchs und Förderung rege­
nerativer Energiequellen sowie BeriJcksichttgung externer 
Kosten der Energiewirtschaft. 

d) Schaffung von Voraussetzungen für den Erhalt von stcheren 
und qualiftzierten Arbeitsplätzen bei der Bewag/EBAG. 

Wesentliche Elemente dteses Konzessionsvertrages sollen 
se1n: 

1. Gewährleistung der Eigenerzeugung von Strom durch das 
Land Berlm emschließltch threr grundsätzlichen Berechtt­
gung zur öffentlichen Versorgung Dritter m1t Strom. 

2. Abnahme- und Durchleitungsverpflichtung der Bewag/ 
EBAG für vom Land Berltn oder von Dritten erzeugten 
Strom. 
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3. Einspeisevergütungen nur geringfügig abweichend von den (C} 
Bewag/EBAG·Stromerzeugungskosten (Vo\lkostenrech­
nung), Gleichbehandlung von Reststrom· und Vollstrom­
kunden. 

4. Regelungen sind vorzusehen, die eine neue Abgrenzung 
des Konzessionsgebietes vor Ablauf des Vertrages ermög· 
Iichen, wenn regional- und umweltpolitische Interessen dies 
gebieten. 

5. Mitspracherecht des Landes Berlin bei allen größeren lnve­
stitionsentscheidungen. insbesondere beim Netzausbau auf 
der Niederspannungs· und Liefertransportebene. 

6. Beschränkung auf e1n einfaches Wege· und Nutzungsrecht, 
das die Vergabe von Konzessionen an Dritte nicht aus­
schließt. 

7. Eine ausdrückliche Verpflichtung der Bewag auf die Ziele 
und Grundsätze des Gesetzes zur Förderung der spar­
samen sowte umwelt· und sozialverträglichen Energiever­
sorgung und ·nutzung im Land Berltn. 

8. Verpflichtung der Bewag/EBAG auf die Prinzipien eines 
Energiedienstleistungsunternehmens und der Minimal· 
kostenplanung. 

9. Unterrichtung des Landes Berl1n über alle relevanten Pläne. 
Verbrauchsdaten und Abschreibungskalkulationen auf der 
Basis der vorgenommenen oder geplanten lnvesttttonsmaß· 
nahmen in bezug auf die Pflichten nach Punkt 8 und 9. 

10. Die Festlegung etner dynamischen Konzess1onsabgabe, die 
m einem zweckgebundenen Fonds zur Förderung von 
Energiesparmaßnahmen und regenerativer Energtequellen 
abgeführt werden soll. 

11. Etne Opt1on zur Übernahme des Netzes durch das Land 
Berlin. 

12 E1ne auf zehn Jahre beschränkte Laufze1t mit der Möglichkelt 
der vorzeittgen Kündtgung bet Verstoß gegen den Vertrag. (O) 

13 Verpflichtung der Bewag/EBAG. regenerative Energiequel-
len nutzbar zu machen. 

1 4. Verpflichtung der Bewag/EBAG auf ein neu es Tarifangebot 
mit hohem Sparanreiz (z. 8. eingltedrig. linear und lastab­
hänglg). 

15. Verpflichtung der Bewag/EBAG zur Ernchtung von BHKW· 
Anlagen und Förderung von BHKW·Betreibergesellschaf· 
ten. 

16 Verpfltchtung der Bewag/EBAG, nach Stlilegung des Kraft· 
werkes Oberhavel ketne re1nen Kondensattonskraftwerke 1m 
Grundlastbereich zu betreiben. 

1 7. Verpflichtung der Bewag/EBAG, bei Bedarf außerhalb der 
kommunalen Grenzen Berlins an der Klimaschutzpolitik mtt· 
zuarbeiten 

[818] 

Sicherung der Frauenförderung entsprechend 
den Regelungen des öffentlichen Dienstes 
nach Umwandlung von öffentlich-rechtlichen 
Unternehmen in eine andere Rechtsform 
oder bei Neugründungen von Gesellschaften 
mit Mehrheitsbeteilgung des Landes Berlin 

Der Senat wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, daß bet 
Umwandlungen von öffentlich-rechtlichen Unternehmen in eine 
andere Rechtsform oder bei Neugründung von Gesellschaften 
mit Mehrheitsbetetilgung des Landes Berlin durch Personalüber· 
Ieitungsverträge dte geltenden Regelungen zur Frauenförderung 
entsprechend den Regelungen des öffentltchen Otenstes des 
Landes Berltn erhalten werden. 
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(A) [819b] 

(B) 

Anschlag auf Naturschutz und Demokratie: 
Das neue lnvestitionserleichterungs· 
und Wohnbaulandgesetz (Entschließung) 

Das Abgeordnetenhaus bedauert den extremen Zeitdruck, 
unter dem der Entwurf des lnvestitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetzes bisher beraten und in Kürze verabschie­
det werden soll und daher umweltpolitische und baurechtliche 
Gesichtspunkte nicht mit der nötigen Sorgfalt behandelt werden 
konnten. 

Der Senat wird aufgefordert, im Rahmen seiner Möglichkeiten 
die Anwendung und den Vollzug des Gesetzes so zu gestalten, 
daß Schäden an Natur und Umwelt vermieden werden. 

[820] 

Maßnahmen zur Verminderung 
des Verkehrslärms 

Der Senat wird aufgefordert, auf der Grundlage der europäi­
schen Normen und im Rahmen der bundesgesetzliehen Rege­
lungen alle Maßnahmen zu ergreifen, die die Verkehrslärmbela­
stung für die Berliner Bevölkerung verringern. 

Ferner wird der Senat aufgefordert, s1ch im Sinne der 
Beschlüsse der Umwelt-Ministerkonferenz dafür einzusetzen, 
daß 

1. die straßenverkehrsrechtlichen Grundlagen für gebiets­
bezogene Benutzervorteile für lärmarme Kraftfahrzeuge 
festgelegt werden und 

2. eine bundeseinheitliche Interpretation der JACO-Regelung 
erfolgt, die es ermöglicht, erwe1ter1e Nachtflugverbote für 
laute Flugzeuge in Ballungsgebieten zu erlassen. 

[821] 

Verlagerung der sogenannten 
East-Side-Gallery 

Der Senat w1rd aufgefordert, den Teil der Mauer, der d1e soge­
nannte East-Side-Gallery bildet, im Grundsatz als ein Dokument 
der Zeitgeschichte für spätere Generationen zu e~halten. 

Dabei sollen städtebauliche Projekte am Spreeufer nicht 
beeinträchtigt werden, sondern die East-Side-Gal!ery in die Pla­
nungen integriert werden. 

[823] 

Genehmigung von 
über· und außerplanmäßigen Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen 
im Haushaltsjahr 1991 

Das Abgeordnetenhaus genehmigt gemäß Art1kel 76 Abs. 2 
der Verfassung von Berlin nachträglich d1e vom Senat zugelasse­
nen, in den vorgelegten Nachweisungen - Anlage zur Druck­
sache Nr. 1903 - enthaltenen Haushaltsüberschreitungen 1n 
foglender Aufteilung: 

überplanmäßige Ausgaben 

außerplanmäßige Ausgaben 

überplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigungen 

außerplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigungen 

111 211 301,64 DM 

609147 530.18 DM 

1 864 486 708,00 DM 

390 485 921,00 DM 
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[826A] 

Gründung eines Zweckverbandes 
"Spree·Havel" zur Bauleitplanung 

1. Der Senat wird aufgefordert, sich bei der Landesregierung 
Brandenburg und den Kommunen des brandenburgischen 
Teils des Verflechtungsraumes dafür einzusetzen, einen 
Regionalverband für die Region zu schaffen, um eine geord­
nete und ausgewogene Entwicklung im engeren Verflech­
tungsraum einschließlich Berlins in enger Zusammenarbeit 
mit den brandenburgischen Kommunen sicherzustellen. 

Dieser Regionalverband hat auch die Zuständigkelt zur Prü­
fung aller Flächennutzungspläne (FNP) und deren Änderun­
gen im Verbandsgebiet Im Rahmen dieser Vorbereitungen 
ist die Integration von Fachaufgaben, wie z. B. des öffent­
lichen Personennahverkehrs, anzustreben. 

2. Als einen ersten kurzfrist1g zu realis1erenden Schritt ist die 
Einrichtung eines Zweckverbandes zur Koordinierung der 
Bauleitplanung in der Reg1on vorzubereiten. Der Senat wird 
aufgefordert. gemeinsam m1t der Landesregierung Bran­
denburg durch die Vorbereitung eines Staatsvertrages die 
Grundlagen zur Gründung eines solchen Verbandes zu 
schaffen. 

Der anzustrebende Zweckverband soll die kommunalen 
Körperschaften be; der Aufstellung von Flächennutzungs­
plänen beraten und insbesondere die hierbe1 notwendige 
Kooperation und Abstimmung zwischen den Gemeinden 
- einschließlich Berlin und se1ner Bezirke - herstellen. 

Der Senat wird des weiteren aufgefordert, für Berlin die 
grundsätzliche Bereitschaft zu erklären, die .,Spielregeln" 
eines solchen Verbandes zu akzeptieren. Dazu gehört ins­
besondere, daß alle Verbandsm1tgl1eder 

ihre vorbereitenden Bauleitpläne vor der Festsetzung 

(C) 

dem Zweckverband zur Begutachtung einreichen, {D) 

Auflagen und Inhalte. deren rechtliche und tatsächliche 
Notwendigkeit durch den Zweckverband zu begründen 
sind, in d1e Baule1tplanung übernehmen. 

3. An der Aufstellung des neuen Berl1ner FNP sind d1e Nach­
bargemeinden/-ämter prakt1sch den Trägern öffentlicher 
Belange gleichgestellt anzuhören. Die Nachbarkre1se sollen 
informiert werden. 

Da in Berlin der FNP zugleich die Z1ele der Raumordnung 
und Landesplanung darstellt. muß. solange es keine 
geme1nsame gesetzl1ch verankerte Landesplanungsebene 
g1bt, d1e entsprechende Landesplanungsbehörde des Lan­
des Brandenburg ebenfalls Wie ein Träger öffentlicher 
Belange behandelt werden. 

[8268] 

Grundstücksgeschäft (Nr. 8/1993 des 
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

Der Bestellunq e1nes Erbbaurechts an einer Teilficiehe 
von 8 431 m2 des Grundstücks Berl;n-Weißensee. Berliner 
Allee 193-197, eingetragen im Grundbuch des Amtsgenchts 
Pankow/Welßensee von Berlin, Blatt 41 837, Flurstück 34 zu 
den Bedingungen des am 11. September 1992 beurkundeten. 
unter Vorbehalt geschlossenen Vertrages wird zugestimmt. 

[826C] 

Eindämmung der Jugendgruppengewalt 

Der Senat wird gebeten, dem Abgeordnetenhaus b1s zum 
31. August 1993 eine erste B1lanz Uber d1e Erfahrungen m1t den 
1m Bericht über Gruppengewalt von Jugendlichen m Berl1n dar­
gestellten Maßnahmen vorzulegen. 
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(A) Dabei ist auch darzustellen, wie die bezirklichef'1 Handlungs-

(B) 

strategien, die der starken Mobil'ltät der Jugendgruppen inner­
halb der gesamten Stadt nicht Rechnung tragen können, durch 
ein zentrales Betreuungsangebot ergänzt wurden. 

Es ist weiterhin darzustellen. wie der Senat dte notwendige 
ressortübergreifende, stadtteilbezogene Vernetzung der Arbeit 
der haupt- und gegebenenfalls ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Jugendarbeit, des Erziehungs- und Bildungs­
wesens, der Sozialarbeit und der Polizei, die vor Ort arbeiten, 
sichergestellt sowie für deren kontinuierliche Fort- und Wetter­
bildung zu diesem Problembereich gesorgt hat. 

[B26E] 

Sofortige Zurücknahme der Anweisung 
des Senats über Aushändigung 
von Patientenakten 

Der Senat wird aufgefordert, die in einem Rundschreiben des 
Senats an die Ostberliner Bez'1rksämter ergangene Anweisung, 
für die Aushändigung von Patientenakten aus ehemaligen Poli­
kliniken oder anderen ambulanten bezirkliehen Einrichtungen 
eine Gebühr von 15 DM zu verlangen, sofort zurückzunehmen. 

[B26F] 

Moratorium für die Übertragung 
landeseigener Wohnungen 

Der Senat wird aufgefordert zu prüfen, unter welchen Bedin­
gungen landeseigene Grundstücke an Genossenschaften bzw. 
treuhänderische Sanierungsträger übertragen werden können. 

Oie Prüfung soll auch umfassen 

diejenigen Grundstücke, die an landeseigene Wohnungs­
baugesellschaften übertragen worden sind oder noch über­
tragen werden sollen : 

die Frage der Raumnutzung für soz1ale Einrichtungen. 
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Über das Ergebnis der Prüfung und den Stand der bisher (C) 
erfolgten Übertragungen an Wohnungsbaugesellschaften soll 
dem Hauptausschuß des Abgeordnetenhauses unverzüglich 
berichtet werden. 

[B36a] 

Notwendige Korrekturen 
von Fehlentwicklungen nach dem 
Gesundheitsstrukturgesetz 1993 (I) 
hier: Verhinderung des Zulassungsstopps 
für niederlassungswillige Ärztinnen 
und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte 

Der Senat wird aufgefordert, im Bundesrat folgende Nm•ellie­
rung des Gesundheitsstrukturgesetzes dringend einzubringen. 

D1e mit dem Gesundheitsstrukturgesetz 1993 neu gefaßten 
Paragraphen des 5. Buches Sozialgesetzbuch werden wie folgt 
geändert: 

1. § 101 (Überversorgung) 

2. Maßstäbe für eine ausgewogene hausärztliche und 
fachärztliche Versorgungsstruktur, die die sozialen und 
gesundheitlichen Probleme der jeweiligen Region 
berücksichtigen (Ballungsgebiete). 

2 Artikel 33 (Überleitungsvorschriften) 

§3 
(1) Emem Antrag auf Zulassung als Vertragsarzt, der bis 

zum 31. Januar 1993 gestellt wird, ist auch dann zu ent­
sprechen, wenn Zulassungsbeschränkungen nach dem 
1. Januar 1993 gemäß § 3 Abs. 1 des 5. Buches Sozial­
gesetzbuch angeordnet sind. 

Die Zulassung nach Satz 1 endet, wenn die vertragsärzt· 
liehe Tätigkeit nicht spätestens bis zum 1. Oktober 1996 
aufgenommen wird. 

(D) 
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(A) Anlage 4 

Nicht behandelte Mündliche Anfragen 

(8) 

[M6] 

Mündliche Anfrage Nr. 6 
des Abgeordneten Frank Staffel (CDU) über 

Fördermitteleinsatz 
aus der Gemeinschaftsaufgabe (GA) Ost 
für den integrierten Wirtschafts- und 
Technologiestandort Adlershof 

Ich frage den Senat: 

1. Ist für das Jahr 1993 die Verwendung vor. GA-Mitteln am 
integrierten Wirtschafts- und Technologiestandort Adlershof 
beabsichtigt, und gegebenenfalls in welcher Höhe? 

2. Ist der Abruf der dafür verplanten GA-Mittel und deren Ver­
wendung im Jahr 1993 möglich, ohne die Liegenschaften aus 
dem Land Berlin an den Entwicklungsträger übertragen zu 
haben? 

Die Anfrage wurde nicht mündlich gestellt (§ 51 Abs. 3 Satz 2 
GO Abghs). 

[M10] 

Mündliche Anfrage Nr. 10 
des Abgeordneten Axel Kammholz (FDP) über 

Straßenverkehr am geplanten Zentralbahnhof 

Ich frage den Senat: 

1. Wie stellt sich der Senat die Bewältigung des zu erwarten­
den enormen Autoverkehrs im Bereich des kürzlich vorgestellten 
Projekts für den Zentralbahnhof vor, der unmittelbar an dem 
geplanten inneren Straßenring und der nördlichen Ausfahrt des 
Nord-Süd-Straßentunnels liegen soll und infolgedessen zu 
einem neuralgischen Punkt im Berliner Straßennetz zu werden 
verspricht? 

2. Hat der Senat im Rahmen einer Machbarkeltsstudie die zu 
erwartenden Probleme im Bereich des Straßenverkehrs näher 
untersucht? Wenn ja, mit welchem Ergebnis? Wenn nein. 
warum nicht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten w1r Ihre n1cht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Für den zentralen Bere1ch 1st als Planungsgrundlage der 
modal split (Verteilung des Öffentlichen Nahverkehrs zum lndivi· 
dualverkehr) ÖPNV : IV mit 80: 20 festgelegt worden. Damit 
werden auch die Voraussetzungen für d1e Dimensionierung des 
Straßennetzes geschaffen und auch die Anbindungsvorausset­
zungen für den Lehrter Bahnhof. 

Ein wesentlicher Bestandteil der Eisenbahnkonzeption Berlin 
(Pilzkonzept) ist die Vertetlung des Fernverkehrs auf mehrere 
Fernbahnhöfe. Der Lehrter Bahnhof hat neben der Bedienung 
der Innenstadt insbesondere die Funktion eines Umsteigebahn­
hofes zwischen den verschiedenen Fernbahnlinien, aber auch 
insbesondere zu den schienengebundenen Nahverkehrsmitteln. 
Dies soll durch die Anhindung der S-Bahn, U-Bahn und Straßen­
bahn gewährleistet werden. Die Anhindung durch den Individual­
verkehr wird daher eine geringere Bedeutung haben. 

Zu 2: 

Untersuchungen 1m Rahmen einer Machbarkeitsstudie über 
die Straßengestaltung um den Lehrter Bahnhof wurden beauf­
tragt. Eine erste Abstimmung der Ergebnisse der Projektstudie 
für den Lehrter Bahnhof ist erfolgt. 

Sie sind auch auf der Grundlage der nun vorliegenden Wett­
bewerbsergebnisse für die künftige Gestaltung des Spreebo­
gens südlich der Fernbahn und des Lehrt er Bahnhofs zu konkre­
tisieren. 

Prof. Or. Haase 

[M11] 

Mündliche Anfrage Nr. 11 
der Abgeordneten Giseta Greiner (CDU) über 

Auftragsvergabe öffentlicher Auftraggeber 
an Buchbinderbetriebe 
in Justizvollzugsanstalten 

Ich frage den Senat: 

1. Tnfft es zu, daß das Kapazitätsvolumen der in Eigenregie 
geführten Buchbinderbetriebe der Justizvollzugsanstalten in den 
letzten zwölf Monaten ausgedehnt wurde? 

2. Ist dem Senat bekannt, daß bei der günstigeren Preis­
gestaltung d1eser Betriebe e1n ausgewogener Wettbewerb mit 
den selbständigen Buchbinderbetneben zunehmend unterlaufen 
wird? 

Antwort der Senatsverwaltung für Justiz vom 11. März 
1993 

Im Namen des Senats von Berlm beantworten w1r Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschafts­
ordnung des Abgeordnetenhauses w1e folgt: 

Zu 1: 

Se1t der Vereinigung der Stadt 1st die Nachfrage für derartige 
Aufträge besonders aus den Bezirksvetwaltungen 1m früheren 
Ostteil der Stadt erheblich angestiegen. Dies hat zu einer ver­
besserten Auslastung der Buchbinderbetriebe geführt. Der 
Senat begrüßt d1ese Entwicklung, weil hierdurch den Justizvoll­
zugsanstalten ermöglicht wird, dem gesetzlichen Auftrag ent­
sprechend Strafgefangene 1n wirtschaftlich ergiebiger Arbeit ein­
zusetzen, an die auch nach der Entlassung zur Schaffung einer 
Existenzgrundlage angeknüpft werden kann. 
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(A) Der Senat nutzt die Gelegenheit dieser Frage, um auf die 

(8) 

Sorgen hinzuweisen, die hinsichtlich der Beschaffung eines aus­
reichenden Arbeitsvolumens für die Anstaltsbetriebe allgemein 
bestehen. Der derzeitige Arbeitsmarkt mit den hohen Arbeitg­
losenzahlen vermindert das Interesse zur Auftragsvergabe an 
Anstaltsbetriebe erheblich. Damit gerät ein wichtiger Teil der 
Resozialisierungsbemühungen in Gefahr. 

Zu 2: 

Dem Senat ist die Preisgestaltung bekannt, es besteht keine 
Absicht, davon abzuweichen. Nach den Bestimmungen der 
Arbeitsverwaltungsordnung sind für die Erzeugnisse und Lei­
stungen der Anstaltsbetriebe Preise zu berechnen, die sich an 
denen der freien Wirtschaft für Erzeugnisse und Leistungen glei­
cher Art und Güte orientieren. Wenn gleichwohl eine günstigere 
Preisgestaltung zu verzeichnen ist, so resultiert dies aus der Tat­
sache, daß nicht unbedingt der Qualitätsstandard von Betrieben 
außerhalb der JustizvoUzugssanstalten erreicht wird. 

Im übrigen hat die Preisgestaltung auf die Auftragsvergabe 
durch öffentliche Stellen keinen Einfluß. Denn selbst bei gleicher 
Preisgestaltung würden sie regelmäßig die Betriebe der Justiz­
vollzugsanstalten in Anspruch nehmen, weil Verwaltungsdienst­
stellen in der Regel für derartige Aufträge keine eigenen Haus­
haltsmittel verwenden müssen, da sie nach § 61 LHO als interne 
Verrechnungen, d. h. ohne Wertausgleich abgerechnet werden. 

Prof. Dr. Jutta Li m bac h 

[M12[ 

Mündliche Anfrage Nr. 12 
der Abgeordneten Silvia Pickert (SPD) über 

Spielplatzsituation im Ostteil der Stadt 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat bekannt, daß sich viele Spielplätze im Ostteil 
der Stadt auf restitutionsbefangenen Flächen befinden? 

2. Wie will der Senat diese Flächen für das Land Berlin 
sichern, so daß sie als Spielplätze auch weiterhin erhalten blei­
ben? 

Antwort der Senatsverwaltung für Finanzen vom 11. März 
1993 

Im Namen des Senats von Berlm beantworten wir Ihre n1cht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses w1e folgt: 

Zu 1: 

Ja. 

Zu 2: 

Sp1elplätze smd Verwaltungsvermögen des Landes Berlin 
nach Art. 21 Einigungsvertrag. Dieses Vermögen w1rd nach dem 
Vermögenszuordnungsgesetz vom Land Berlin als Kommunal­
vermögen bei den Zuordnungsbehörden OFD und Treuhand 
angemeldet. Ein Bescheid ergeht vorbehaltlich der Ansprüche 
nach dem Vermögensgesetz (VermG). Über Restitutionsansprü­
che nach dem Vermögensgesetz entscheidet das Amt zur Rege­
lung offener Vermögensfragen unter Berücksichtigung der 
Ausschlußtatbestände für die Rückübertragung in §§ 4 und 5 
VermG. 

Pie rot h 
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[~3] ~ 

Mündliche Anfrage Nr. 13 
der Abgeordneten Dr. Michaele Schreyer (Bü 90/Grüne) 
über 

garantierte Verkehrsinvestitionen für Olympia 

Ich frage den Senat: 

1. Aus welchen konkreten Verkehrsmaßnahmen mit welchen 
Einzelkostenansätzen setzt sich die Summe von 800 Millionen 
DM für Verkehrsinvestitionen zusammen, für d1e der Senat im 
Rahmen der Olymplabewerbung gegenüber dem IOC eine 
Garantieerklärung abgegeben hat? 

2. Aus welchen konkreten Maßnahmen setzt sich dabei die 
Summe von 280 Millionen DM für rein olympiahedingte Ver­
kehrsinvestitionen zusammen? 

Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnullg des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1. 

Oie Summe von 800 Mio DM für Verkehrsinvestitionen setzt 
sich zusammen aus: 

Den Kosten für d1e Wiederinbetriebnahme für die S 5 in Höhe 
von rd. 500 Mio DM, aus den Kosten für den Umbau des U-Bhf 
Schwartzkopffstraße in Verbindung mit dem Bau der Olympia­
halle (150 Mio DM) sowie den geschätzten Kosten für den Olym­
pla-Expreß in Höhe von damals ca. 150 Mio DM. 

Zu 2: 

Die Kosten in Höhe von 280 M1o DM für olymp1abed1ngte Inve­
stitionen leiten sich aus den Kosten für Verkehrsinvestitionen fol­
gendermaßen ab: 

150 Mo DM fUr den Olymp1a-Expreß entsprechend der Kosten­
schätzung zum Ze1tpunkt der Erstellung der Finanzierungsstudie 
über Kosten und Erträge Olympischer Spiele in Berlin mit Stand 
vom September 1992, 

anteilige Kosten in Höhe von 30 Mio DM für den Umbau des 
U·Bhf Schwartzkopffstraße. 

anteilige Kosten in Höhe von 100 M1o DM für die Wiederinbe­
triebnahme der S 5. 

Die hierbei aufgeführten Investitionen für d1e S 5 und den 
U-Bhf Schwartzkopffstraße sind aufgrund der Olymp1schen 
Spiele 1m Jahre 2000 vorgezogene Maßnahmen, die deshalb mit 
20 % als olympiahedingte Maßnahmen berücksichtigt werden. 

Prof. Dr. H aase 

[M14] 

Mündliche Anfrage Nr. 14 
des Abgeordneten Dr. Michael Talksdorf (FDP) über 

faktische Vernichtung der Vorschularbeit 
in den Berliner Kindertagesstätten 

Ich frage den Senat: 

1. Aus welchenGrUnden hatte der Senat 1n seiner Vorlage für 
ein Kita-Kostenbeteiligungsgesetz vorgesehen. d1e Vorschul­
arbeit in den Kindertagesstätten durch v1elfach prohibitiv hohe 
Gebühren zu belasten, während das Vorschulangebot in schuli­
schen Einrichtungen kostenfrei 1st? 

(D) 
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(A) 2. ln welchem Umfang werden nach heutigem Erkenntnis· 

(8) 

stand die Kitas ihre pädagogischen Konzeptionen altersge­
mischter Gruppen dadurch entwerten lassen müssen, daß ihnen 
der ältere Jahrgang der 5- bis 6jährigen Kinder als Folge der die 
Kitas diskriminierenden Gebührenpraxis verlorengeht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Jugend und Familie 
vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wtr Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie fo!gt: 

Zu 1: 

Es wird zunächst einmal darauf hingewtesen, daß das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Kita-Kostenbeteiligungsgesetzes vom 
21. Dezember 1992 (GVBI. S. 499) nicht vom Senat eingebracht 
worden ist, sondern auf einem Gesetzesantrag aus der Mitte des 
Abgeordnetenhauses beruht. Das Gesetz ist am 4. Dezember 
1992 mit der Mehrheit des Hohen Hauses verabschiedet wor­
den. 

Es ist richtig, daß der Besuch der Vorklasse, die Teil der Berli­
ner Grundschule ist, kostenfrei ist. Dabei ist allerdings nicht zu 
vergessen, daß das Betreuungsangebot der Vorschulgruppe 
(ganztägige Betreuung, Verpflegung m1t Mittagessen und 
Getränken} weit umfangreicher ist als das der schulischen Vor­
klasse, das nur die "reine" vorschulische Erziehung für ein1ge 
Stunden am Vormittag ohne Verpflegung der Kinder umfaßt. 
Insofern sind Vorklasse und Vorschulgruppe nicht miteinander 
vergleichbar. 

Im übrigen hat der Berliner Landesgesetzgeber m1t der 25pro­
zentigen Minderung der Kostenbeteiligung für Vorschulgruppen­
kinder der Kostenfreiheit der Vorklasse Rechnung getragen. So 
gilt der Vorschulgruppenbeitrag lediglich als Heranziehung zu 
den Kosten der über d1e Vorschulerziehung hinausgehenden 
sozial-pädagogischen Betreuung. die Vorschulerziehung selbst 
hingegen als kostenfrei. Es mag sem, daß diese Beitragsreduzie­
rung nicht weitgehend genug ist, um allen betroffenen Eitern 
eine von finanziellen Erwägungen freie Wahl zwischen Vorklasse 
und Vorschulgruppe zu ermöglichen. Vor dem Hindergrund der 
sich dramatisch verschlechternden Haushaltslage Berlins war 
jedoch die bisherige, äußerst großzügige Beitragsregelung für 
Vorschulgruppenkinder nicht mehr zu halten. 

Im übrigen ist die neue Regelung der Kostenbeteiligung zum 
Teil auch kosten günstiger. So ergibt sich für Eitern m1t einem Ein­
kommen von unter 30 000 DM jährlich eine Beitragsminderung 
von monatlich 10 DM (-14,3 v. H.). Bei einen Einkommen zwi­
schen 30 000 DM bis unter 44 000 DM sind led1glich 5 DM 
mehr im Monat zu bezahlen als bisher (+7.1 v. H.). 

Zu 2: 

Die in der Fragestellung enthaltene Annahme, daß der ältere 
Jahrgang der fünf- bis sechsjährigen Kinder den Kindertages­
stätten zugunsten der Vorklasse verlorengehen würde, halten w1r 
nach unseren bisherigen Erfahrungen nicht für begründet 

Insbesondere die Erfahrungen im Ostteil der Stadt nach Ein­
richtungen von Vorklassen an den Grundschulen ze1gen, daß die 
Eitern am Besuch des Kindergartens auch fUr ihre fün~·ährigen 
Kinder festhalten. 

Damit handeln die Eitern in Übereinstimmung m1t dem fach­
wissenschaftlichen Erkenntnisstand. Nach den bundesweit 
übereinstimmenden Erfahrungen vermittelt der dreijährige Kin­
dergarten die wirkungsvollste Form vorschulischer Erziehung. 
Entsprechend wurde auch der Anspruch auf einen Kindergarten· 
platz für Kinder im Alter von 3 bis 6 Jahren in das Kinder- und 
Jugendhilfegesetz aufgenommen. 

Einer mit der kognitiven Förderung der Km der eng verknüpften 
Sozialerziehung ist heute angesichts zunehmender Identitäts-. 
Beziehungs- und Bindungsprobleme von K1ndern und Jugend· 
Iichen größte Bedeutung beizumessen. D1e Fäh1gke1t von Kin-

45. Sitzung vom 11. März 1993 

dem zur Übernahme sozialer Verantwortung gegenüber anderen (C) 
wird in der altersgemischt zusammengesetzten Kindergarten­
gruppe besonders differenziert gefördert. Eine Verkürzung des 
Besuchs des Kindergartens ist pädagogisch daher nicht sinn-
voll, und von einem auf die Altersjahrgänge der drei- und vierjäh-
rigen Kinder reduzierten Rumpfkindergarten ist fachlich dringlich 
abzuraten. ln diesem Sinne werden nachfragende Eitern seitens 
der Kindergärten in der Regel erfolgreich beraten. 

Für Kinder im vorschulischen Alter halten wir darüber hinaus 
unverändert eine Doppelbetreuung in Kindergarten und Vor­
klasse aus haushaltspolitische Sicht für nicht vertretbar. 

Thomas Krüger 

[M15] 

Mündliche Anfrage Nr. 15 
der Abgeordneten Christa-Maria Blankenburg (COU) 
über 

angemessene Bedingungen für die Arbeit 
von NEUhland 

Ich frage den Senat: 

1. Was gedenkt der Senat zu unternehmen, um die Arbeit von 
NEUhland 1m BeZirk Wilmersdorf zu angemessenen Bedingun­
gen zu s1chern? 

2. ln welchen bzw. w1e vielen anderen Fällen sind durch die 
Übertragung von bezirkseigenem Grundbes·tz auf landese1gene 
Wohnungsbaugesellschaften Mietzahlunge.1 1n welcher Höhe 
entstanden? 

Antwort der Senatsverwaltung ftir Jugend und Familie 
vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre n1cht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses w1e folgt: 

Zu 1: 

Das PrOJekt NEUhland - Hilfen für suizidgefährdete K1nder 
und Jugendliche e. V.- wird se1t 1987 durch die Gewährung von 
Zuwendungen - Fehlbedarfsfinanzierung - gefördert. 

Für das Jahr 1993 ist im Kap1tei10 00. Tite1684 35. Ukto. 215 
ein Planbetrag von 860 400 DM vorgesehen. 

Da der Antrag des Verems d1ese Summe auch weg.;n der 
zusätzlich entstandenen Miete übersteigt, wurde er aufgefordert. 
einen angepaßten Finanzierungsplan vorzulegen. Für d1e bean­
tragte Miete können keine zusätzliChen Mittel bereitgestellt wer­
den. Deshalb wurde der Verein aufgefordert, weitere Drittm1ttel 
einzuwerben oder entsprechende Einsparungen bei Personal­
und Sachmitteln vorzunehmen. Dem Vere1n wurde erklärt, daß 
d1e Senatsverwaltung für Jugend und Familie durch diese Ein­
sparung nicht die Erfüllung des Zuwendungszwecks als gefähr­
det ansehen würde. 

Zu 2: 

Die Beantwortung wäre nur nach umfangreichen - kurzfnst1g 
n1cht zu leistenden - Erhebungen möglich. 

Thomas KrUger 
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(A) [M16] 

(8) 

Mündliche Anfrage Nr. 16 
der Abgeordneten Utta Stötzer (SPD) über 

Siedlungen in künftigen Entwickungsgebieten 

Ich frage den Senat: 

Beabsichtigt der Senat, Einfamilienhaussiedlungen - auch 
kleine Areale - grundsätzlich n1cht als Entwicklungsgebiete aus­
zuweisen, auch wenn diese in künftigen Wohnungsbaugebieten 
liegen? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M17] 

Mündliche Anfrage Nr. 17 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) über 

westlichen Zugang am S·Bahnhof Tempelhof 

Ich frage den Senat: 

1. Hat der Senat sich nun endlich entschieden, ob der west­
liche Zugang zur Hoeppnerstraße am S-Bahnhof Tempelhof, den 
die BVV Tempelhof einstimmig fordert, vor Aufnahme des 
S-Bahnbetriebes Ende dieses Jahres wenigstens im Rohbau 
fertiggestellt wird? 

2. Wie teuer wäre diese Maßnahme, und um wiev1el würde sie 
sich verteuern, wenn der Zugang unter Betrieb erstellt werden 
müßte? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungs· 
wesen vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berl1n beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
Ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu1und2: 

Vor Inbetriebnahme des SUdringes w1rd em zusätzlicher 
Zugang an der Hoeppnerstraße zum S·Bahnhof Tempelhof nicht 
gebaut. 

Abgesehen davon, daß die verble1bende Zeit b1s zur lnbetneb­
nahme, Planung, Bauvorbereitung und Herstellung nicht mehr 
ausreicht, ist auch der finanzielle Aufwand von ca. 2 Mio DM für 
eine Wegeverkürzung von ca. 120m kaum vertretbar. 

Es ist jedoch möglich, die Maßnahme unter lnkaufnahme von 
noch zu ermittelnden Mehrkosten zu einem späteren Z81tpunkt 
durchzuführen. 

Nage I 

[M18] 

Mündliche Anfrage Nr. 18 
des Abgeordneten Gerhard Schiela (FDP) über 

weitere Nutzung des Konferenzzentrums 
in Gosen - ehemaliges Gelände des MfS 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat bekannt, daß d1e Verträge zw1schen der 
Senatsverwaltung für Wissenschaft- Studentenwerk-und den 
Betreiber· und Wachschutzgesellschaften für das Konferenzzen· 

3798 

45. Sitzung vom 11. März 1993 

trum in Gosen - ehemals MfS -zum 31. März 1993 gekündigt (C) 
worden sind, obwohl einerseits Mietverträge mitdem Studenten-
werk bis 31. Dezember 1994 abgeschlossen werden können und 
andererseits auch ein Wohngebäude mit 24 Wohnungen an das 
bestehende Heizhaus angeschlossen ist? 

2. W1e hoch beziffert der Senat das Defizit - 1n Millionen DM 
- der bisherigen Bewirtschaftung dieses Objekts, welches Kon­
zept verfolgt er mit der Weiterführung ab 1. April1993 ohne tech­
nische Betreibung und Bewachung und ist er mit mir nicht der 
Meinung, daß hier dem Vandalismus Tür und Tor geöffnet werden 
würden? 

Antwort der Senatsverwaltung für Wissenschaft und For· 
schung vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses w1e folgt: 

Zu 1: 

Es ist zutreffend, daß das Studentenwerk seinen Vertrag mit 
der Betreiber- und Wachschutzgesellschaft hms1chtl1ch der Lie­
genschaft Gosen zum 31. März 1993 befnstet hatte. Diese Maß­
nahme war folgerichtig, da die Humboldt·Universität das Studen· 
tenwerk mit der Wahrnehmung der Geschäftsführung in Gosen 
nur bis zum 31. März 1993 beauftragt hatte. Bis zu d1esem Zeit­
punkt standen auch nur Haushaltsmittel für ein Konferenzzen­
trum in Gosen 1m Haushaltsplan 1993 der Humboldt-Universität 
zur VeriUgung. 

Der Hmwe1s darauf, daß zu emem früheren Zeitpunkt Mietver­
träge über den 31. März 1993 hinausgehend. insbesondere m1t 
Gewerbem1etern. abgeschlossen wurden. ist zutreffend. Diese 
Gewerbemietverträge sind aus Gründen der Einnahmeverbesse­
rung abgeschlossen worden. Sie laufen bis zum 30. April1995 
und erbringen jährliche Mletemnahmen von 600 000 DM. Es tnfft 
zu, daß sich aus einer vorze1tigen Beend1gung dieser Verträge 
erhebliche Probleme bei der Erfüllung der Verpflichtungen der 
Humboldt-UniverSität gegenüber den Gewerbemietern ergeben 
können. Da beabs1chtigt ist. diese Liegenschaft im Rahmen des 
derzeit1gen Zuordnungsverfahrens dem allgemeinen Grundver­
mögen des Landes Berl1n zuzuführen, ist aber auch denkbar, daß 
das Land Berlin d1e von der Humboldt-Un1versität msoweit über· 
nommenen Verpflichtungen e1nhält und die Verträge termmge· 
recht zum 30. Apnl 1995 auslaufen. 

Zu 2. 

Das Bew1rtschaftungsdefiz1t betrug in der Zeit vom 1. Apnl b1s 
31. Dezember 1992 1,357 Mio DM. 

Der Senat hat in zwe1 Vorlagen gegenüber dem Hauptaus· 
schuß, näml1ch Nr. 816 und 816 a, ausführlich zu dem Sachstand 
und der Rechtslage bezügl1ch der L"1egenschaft Gosen Stellung 
genommen. 

Eine Fortführung des Konferenzzentrums in Verantwortung der 
Senatsverwaltung für W1ssenschaft und Forschung 1st nach den 
Erörterungen 1m Hauptausschuß nicht mehr gewahrleistet. Der 
Senat geht selbstverständlich davon aus. daß nach emer ord· 
nungsgemäßen. termingerechten Übergabe an d1e Senatsver· 
waltung für Finanzen diese d1e erforderlichen Maßnahmen e1nle1-
ten w1rd. um die Bewachung des Geleindes Sicherzustellen und 
der Gefahr von Vandalismus vorzubeugen. 

Prof. Dr. Manfred Er h a r d t 

(0) 
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A) [M19] 

(B) 

Mündliche Anfrage Nr. 19 
des Abgeordneten Siegtried Helias (CDU) über 

schwergewichtiges Landesarbeitsgericht 

Ich frage den Senat: 

1. Ist es zutreffend, daß die für das Landesarbeitsgericht vor­
gesehenen Räume in der Rungestraße nicht die notwendige 
Tragfähigkeit aufweisen, deshalb als Domizil ausscheiden und 
som1t dem Landesamt zur Regelung offener Vermögensfragen 
- LAROV - zur Verfügung stehen? 

2. Wer ist gegebenenfalls für diese Fehlplanung verantwort­
lich, welche Kosten sind damit verbunden und welche Perspek­
tiven ergeben sich aus der geschilderte" Situation für das 
Landesarbeitsgericht ? 

Antwort der Senatsverwaltung für Inneres vom 11. März 
1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten w1r Ihre n1cht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Ja. Das für die Unterbringung der Genchte für Arbeitssachen 
angernietete Gebäude Rungestraße 22-24 kann aus baurecht­
liehen Gründen, die im Zusammenhang mit der Deckentragfähig­
keit stehen. n1cht w1e ursprünglich vorgesehen genutzt werden 

D1e nunmehr vorgesehene Nutzung durch das Landesamt/ 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen läßt sich hingegen 
nach Aussagen der Abteilung Bau- und Wohnungswesen des 
Bezirks Mitte und der SenatsbauveiWaltung veiWirklichen. da 
dann keine Änderung der Nutzungsart (BUronutzung) vorl1egt 
und in diesem Fall für die Geschoßdecken der sogenannte 
Bestandsschutz greift. 

Zu 2: 

D1e vorgesehene Nutzung des Gebäudes durch d1e Genchte 
für Arbeitssachen wurde 1m Mietvertrag festgelegt. Für die Ein­
haltung der Baubestimmungen ist der E1gentümer des Gebäu­
des verantwortlich. Eine Hemchtung des Gebäudes durch den 
E1gentümer unter E1nhaltung der Bauvorschriften und unter 
Beachtung des vertraglich vereinbarten Nutzungszweckes war 
aus Wirtschaftlichen und zeitl1chen Gesichtspunkten n1cht ver­
tretbar. Daher wurde mit dem Eigentümer d1e in Rede stehende 
Nutzungsänderung unter Aushandlung e1nes für das Land Berlin 
nicht unerheblich günstigeren Mietzinses vereinbart 

Um zukünftig eine sachgerechte Unterbrmgung der Genchte 
fi.Jr Arbeitssachen zu ermöglichen. werden derze1t konkrete Ver­
handlungen zur Anmietung e1nes anderen Objektes. das 1m 
Bemk Tiergarten belegen ist. geführt. Ob d1ese Verhandlungen 
erfolgreich abgeschlossen werden können und ob der Haupt­
ausschuß des Abgeordnetenhauses die notwendigen Mittei 
bereitstellen Wird, muß abgewartet werde'l 

Dieses Objekt würde, wie auch ein w81teres Alternativobjekt 1n 
der Pohlstraße, erst Ende 1994 zur VerfUgung stehen. Um d1e 
akute Raumnot der Gerichte zu lindern, wurden deshalb kurzfri­
stig Flächen in der Größenordnung von ca. 450 qm im zur Zeit 
genutzten Gebäude Lützowstraße 106 h1nzugemietet. 

Heckelmann 
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[M20] 

Mündliche Anfrage Nr. 20 
der Abgeordneten Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) über 

Bau des S-Bahnhofs Kolonnenstraße 

Ich frage den Senat: 

1. Warum wurde der Bau des immer Wieder zugesagten 
S-Bahnhofs Kolonnenstraße immer wieder verschoben, obwohl 
z. B. 1991 Bundesmittel in Höhe von 25 Millionen DM, die für den 
Bau hätten verwendet werden können, wegen fehlender 
Planungsvorarbeiten nach Sonn zurückgegeben werden muß­
ten? 

2. Wie hoch veranschlagt der Senat die Baukosten für den 
S-Bahnhof Kolonnenstraße, wann wird er das Planfeststellungs­
verfahren einleiten, für welches Jahr nimmt er die Ausgaben in 
die lnvest-t1onsplanung auf, und wann erfolgt der Baubeginn? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungs­
wesen vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre n1cht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und 2: 

Nach 1989 1st d1e Grundkonzeption für den gesamten Bahn­
verkehr 1n Berlm der neuen S1tuat;on angepaßt worden. Davon ist 
natUrlieh auch die Wannseebahn m1t der parallelen Fernbahn­
trasse betroffen. 

D1ese neue Überlegung führte zu einer Planungsänderung. die 

(C) 

als abge,;chlossene Unterlage zur DurchfUhrung des Plantest- (D) 
stellungs".-erfahrens für den Bau des S-Bahnhofs an der Julius­
Leber-Brücke der Deutschen Re1chsbahn Mitte 1992 übergeben 
wurde. 

D1e Deutsche Re1chsbahn hat d1e Herstellung einer notwendi­
gen E1nvernehmlichke1t und d1e Einle1tung eines Verfahrens mit 
dem Hinwels auf eine Machbarke1tsstud1e über den Ausbau der 
Fernbahn 1n diesem Bere1ch abgelehnt. 

Das Ergebn1s der zugesagten Studie und deren AuSWirkun­
gen auf die S-Bahnanlage liegt uns noch n1cht vor. Erst nach 
d1esen Festlegungen durch die OR kbnnen die Unterlagen für 
das Planfeststellungsverfahren abschließend erarbe1tet werden. 
M1t dem Bau des m1t rd. 20 Mo DM veranschlagten Bah'lhofs 
kann erst nach dem Planfeststellungsbeschluß, der nach unserer 
Einschätzung frühestens Ende 1994 vorl1egen w1rd, begonnen 
werden. 

Nage I 

[M21] 

Mündliche Anfrage Nr. 21 
des Abgeordneten Werner Wiemann (FDP) über 

Kosten der Umbenennung 
der Deutschen Staatsoper Berlin 

Ich frage den Senat: 

1. M1t welchen Kosten 1st d:e Urnbenennung der Deutschen 
Staatsoper vorauSSIChtlich verbunden? 

2. Aus welchen Etatpos1t1onen sollen d1ese Kosten bestntten 
werder? 
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(A) Antwort der Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegen· 
heiten vom 13. März 1993 

(8) 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Der Senat prüft zur Zelt, ob eine Umbenennung der Deut­
schen Staatsoper in Frage kommt. Sofern dies der Fall sein 
sollte, wird die Deutsche Staatsoper aus Gründen der Sparsam­
keit die Veränderung der Postleitzahlen dazu nutzen. im Zuge der 
aufgrunddieser Umstellung erforderlichen Maßnahmen auch die 
angestrebte Namensänderur;g vorzunehmen. Gleichzeitig wer­
den überall dort, wo die vorhandenen Vorräte an Materialien auf· 
gebraucht sind, im Zuge der Neuanschaffung die jeweiligen Ver· 
änderungen vorgenommen. Auch hier 1st die Deutsche Staats­
oper bemüht, dies zusammen mit der Umstellung auf das neue 
Postleitzahlsystem vorzunehmen, um Kosten und Verwaltungs­
aufwand zu begrenzen. 

Oie Deutsche Staatsoper kalkuliert für die Maßnahmen 1m 
Zuge der genannten Veränderungen Kosten in Höhe von ca. 
5 800 DM für die Umstellung von Kopfbögen. Eintrittskarten, 
Garderobenmarken und Spielplanplakaten. Da Formulare, 
Geschäftsbriefe etc. in der e1genen Druckerei hergestellt wer­
den, sind d1e Kosten entsprechend zu beeinflussen 

Kosten für die Änderung der an den Gebauden der Deutschen 
Staatsoper angebrachten Tafeln (insgesamt fünf) konnten bis­
lang nicht ermittelt werden. Es ist jedoch mit e1ner Größenord­
nung von ca. 5 000 DM zu rechnen. 

Zu 2: 

Die Kosten für Programme. Plakate, Geschäftsbedarf etc. wer­
den aus den zur Verfügung stehenden M1tteln bei Kapitel1740, 
Titel 511 01 { Geschäftsbedarf - Ansatz 1993: 68 000 DM) bzw. 
Titel 512 04 (Programme. Eintrittskarten - Ansatz 1993: 
623 000 DM) sowie Titel 53110 (Programmmforrnation und 
Werbung -Ansatz 1993; 660 000 DM} getragen. 

Die Kosten für die Änderung der Tafeln wären aus Mrtteln der 
Bauunterhaltung zu tragen. Eine Veränderung wird hier nur rn 
beschränktem Umfang und nrcht sofort erforderlich sern. 

Ulrich Roloff-Mom1n 

[M22] 

Mündliche Anfrage Nr. 22 
des Abgeordneten Dr. Horst Reimann (CDU) über 

Grenztruppen der ehemaligen DDR 

Ich frage den Senat: 

1. Treffen Pressemeldungen zu. wonach Dienstzerten bei de11 
Grenztruppen der ehemaligen DDR bei Übernahme rn das 
Beamtenverhältnrs voll auf die Orenstzert angerechnet werden? 

2. Trrfft es ferner zu, daß z. B. bei der" Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder~ - VBL - eine als politische DDR-Haft 
anerkannte Gewahrsamszeit bei der Berechnung der Versor· 
gungsbezüge nur zur Hälfte berücksichtrgt wird? 

Antwort der Senatsverwaltung für Inneres vom 11. März 
1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre n1cht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wre folgt: 

3800 

45. Sitzung vom 11. März 1993 

Zu 1: 

Entsprechende Pressemeldungen treffen nicht mehr zu. Der 
Deutsche Bundestag hatte zwar am 22. Januar 1993 mit dem 
Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezü­
gen in Bund und Ländern 1992 auch die Anrechnungvon Dienst­
zelten bei den Grenztruppen der ehemaligen DDR bei der Über­
nahme in das Beamtenverhältnis beschlossen. Gegen diese 
Regelung hat jedoch der Bundesrat - auch mit der St1mme des 
Landes Berlin - den Vermittlungsausschuß angerufen. 

Nach dem - nunmehr vom Deutschen Bundestag und vom 
Bundesrat akzeptierten - Beschluß des Vermittlungsausschus­
ses werden Zeiten bei den Grenztruppen der ehemaligen DDR 
auch bei der Übernahme in das Beamtenverhältnis - wie im 
Arbeitnehmerbereich - nicht als Dienstzeit bei der Festsetzung 
des Besoldungsdienstalters berücksichtigt. 

Zu 2: 

Für das Leistungsrecht der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL) 1st eine Zuständ1gke1t von Dienststellen 
des Landes Berlin nicht gegeben. Für diesbezügliche Entschei­
dungen ist allein die Anstalt selbst zuständig. 

Nach dem Wortlaut des § 42 Abs. 2 der Satzung der VBL ist 
es zutreffend, daß Gewahrsamszeiten zur Hälfte auf die gesamt· 
versorgungsfähige Zeit anzurechnen wären. 

Wir weisen jedoch darauf hin, daß eine Erstreckung des 
Rechts der Zusatzversorgung auf Arbeitnehmer im öffentlichen 
D1enst des Beltrittsgebiets bis jetzt noch nicht erfolgt rst. Oie 
Tarifpartner beabs1cht1gen, Verhandlungen über die Erstreckung 
des VBL-Rechts rn das Beitrittsgebiet noch in diesem Jahr aufzu­
nehmen. Erst im Zuge dieser Verhandlungen w1rd festzulegen 
sein, wie Zeiten vor der Vereinigung bzw. vor der Erstreckung 
des Zusatzversorgungsrechts im VBL-System zu behandeln 
srnd. 

Heckelmann 

[M23] 

Mündliche Anfrage Nr. 23 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) über 

zusätzliche Ausgänge an den Bahnhöfen 
des Südrings 

Ich frage den Senat. 

An welchen Bahnhöfen des Südrrngs wird entgegen der brs· 
hengen Planung warum noch ein zusätzlicher Zugang gebaut. an 
welchen warum nrcht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs· 
wesen vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Beriin beantworten w1r Ihre nicht 
erledigte MUndliehe Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt 

Entgegen der brshengen Planung wird am S-Bahnhof Köllni­
sche Herde ern zusätzlicher Zugang mit gerade noch vertret­
barem termrnlrchen und frnanzrellen Aufwand zum .,Krebsgang" 
geschaffen. 

An den übrigen Bahnhöfen wird die mehrfach dargelegte Pla­
nung verfolgt, wenngleich dre Realisierung in zeitlich versetzten 
Ausbaustufen erfolgt. 

Nagel 

(C 
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Al [M24] 

Mündliche Anfrage Nr. 24 
der Abgeordneten Ellsabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) über 

Ausschreibungsverfahren 
für das Metropol-Theater 

Ich frage den Senat: 

1. Wo und mit welchem Text wurde die Ausschreibung vor­
genommen, die das Metropot-Theater in pnvate Trägerschah 
überführen soll? 

2. Wurde das Metrapal-Theater europawe1t ausgeschrieben. 
wenn nein, warum nicht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegen· 
heiten vom 11. März 1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt. 

Zu 1 und 2: 

Nachdem d1e von der Gemeinsamen Landesregierung im 
Jahre 1990 beschlossene Abw1cklung des Metrapal-Theaters als 
gescheitert anzusehen war, beauftragte der Senat am 2. Juli 
1991 die Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegenheiten zu 

(8) prüfen, inwieweit eine Privatisierung des Metrapal-Theaters 
möglich ist. Dieser Senatsauftrag wurde veröffentlicht Es gab 
daraufhin eine Vielzahl von schriftlichen Anfragen bzw. kurzen 
Bewerbungen von privaten Betreibern aus dem ln- und Ausland, 
die sich für eine Übernahme des Hauses anboten. Eine gemein­
same Arbettsgruppe, bestehend aus Vertretern mehrerer 
Senatsverwaltungen, wertete die Angebote aus und legte d1ese 
einer Senatorenkommission vor, die am 12. Junt1992 eine Anhö­
rung der Bewerber durchführte. Ein Großteil der Bewerber 
wurde bereits im Vorfeld nicht mehr berücksichtigt, da das von 
dort geäußerte Interesse sich primär auf d1e Nutzung der Grund­
stücke richtete. Die Senatorenkommission ihrerseits empfahl, 
nur noch mit zwei Bewerbern we1tere Verhandlungen zu führen, 
da die übrigen Interessenten nicht ausreichend darlegen konn­
ten, daß das Profil des Hauses langfnstig gesichert w1rd. H1eraus 
wird deutlich, daß der Senat die Frage der Vergabe des Metro­
pol-Theaters in private Trägerschaft im wesentlichen unter dem 
Gesichtspunkt prüft, ob und in welcher Form eine Ubernahme 
des Sp1elbetnebes sow1e die langfristige Sicherung des künstle­
rischen Profils garantiert werden kann. Ein förmliches Ausschrei­
bungsverfahren für solche Fälle gibt es nicht. Vielmehr geht es in 
diesem Fall darum, in Verhandlungen mit pnvaten Anbietern dar­
auf hinzuwirken, daß diese ihre Konzeptionen 1m Hinblick auf die 
Anforderungen und kulturpolitischen Notwendigkeiten, die der 
Senat vorgibt, konkretisieren. 

Im übrigen verwe1sen wir auf die Beantwortung zu Nr. 4 der 
Kle1nen Anfrage Nr. 2376 des Abgeordnetenhauses Albert 
Eckert (Bündnis 90/Grüne [AL]/UFV) vom 19. Ma1 1992. ver­
öffentlicht 1n Drucksache 12/1761, Se1te 26 des Abgeordneten­
hauses von Berlin. 

Ulrich Ro lo ff- Mo m .. n 

45. Sitzung vom 11. März 1993 

[M25] 

Mündliche Anfrage Nr. 25 
des Abgeordneten Wolfgang Wieland (Bü 90/Grüne) 
über 

Personenschutz für Jüdinnen und Juden 

Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Bürgerinnen und Bürger jüdischen Glaubens 
erhalten zur Zeitaufgrund von Bedrohungen besonderen polizei­
lichen Schutz? 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, über polizeiliche 
Maßnahmen hinaus die Bedrohungssituation für diesen Perso­
nenkreis zu vermindern? 

Antwort der Senatsverwaltung für Inneres vom 11. März 
1993 

Im Namen des Senats von Berlm beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses w1e folgt: 

Zu 1: 

Wir bitten um Verständnis, daß der Senat den Teli 1 Ihrer 
Mündlichen Anfrage nicht beantworten kann. 

Personenschutzmaßnahmen sind polizeitaktische Maßnah­
men, über deren Art und Umfang keine Aussagen getroffen wer· 
den sollen, damit Schutzmaßnahmen n1cht ausrechenbar wer­
den und gegebenenfalls Rückschlüsse auf geschützte Personen 
gezogen werden können. Dies könnte sonst sogar zu einer Erhö­
hung der Gefährdungslage und laufender Schutzmaßnahmen 
führen, was der Senat nicht wünscht 

(C) 

Der Schutzauftrag fUr alle Bürgennnen und Bürger ergibt sich 
aus dem gesetzlichen Auftrag zur Gefahrenabwehr für die Pali· (D) 
zeL 

Sie können davon ausgehen, daß der Pol1zeipräs1dent in Berhn 
alle gebotenen Maßnahmen trifft. 

Zu 2: 

Der Senat weiß sich selbstverständlich m der Verantwortung 
für alle jüdischen Berlinerinnen und Berliner, n1cht nur im Bere1ch 
der Schutz- und Sicherheitsaufgaben der Polizei und nicht erst 
seit den Übergriffen der letzten Zeit m1t fremdenfeindlichem Cha­
rakter. 

Der Senat Sieht es als wicht1ge Aufgabe an, das friedliche und 
gewaltfreie Zusammenleben in der Stadt von Menschen unter­
schiedlicher Herkunft, Religion oder Nat1onalität zu garantieren 
Einer der Schwerpunkte l1egt dabei 1m Bereich der Erziehung 
und lnformat1on, besonders 1n den Berl1ner Schulen 

Der Senat engag1ert sich ebenfalls 1n umfassenden Aktionen 
gegen Gewalt und Fremdenfemd\lchke1t, wie beisp1elswe1se 
dem "Bündn1s der VernunW, einer gemeinsamen lmtiat1ve von 
DGB, Wohlfahrtsverbänden, Religionsgemeinschatten 1n Berlin 
und Brandenburg. Auch im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
nimmt das Thema Gewalt bre1ten Raum ein. 

in Diskrim1n1erungsfällen bietet eine Beratungsstelle be1 der 
Ausländerbeauftragten des Senats Hilfestellung. e1ne Arbeits­
gruppe für gewaltfreie kulturübergreifende Verständigung orga· 
nisiert u. a. Trainingskurse gegen Disknminierung mit Gewalt. 
Hingew1esen sei ebenfalls auf Förderung und Finanz1erung Viel­
fältiger Beratungs- und Selbsthilfeorganisationen von Minderhei­
ten in Berlm, an die s1ch beunruhigte und ratsuchende Bürger 
wenden können. 

Heckelmann 

3801 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 45. Sitzung vom 11. März 1993 

(Al An Iage 5 

(8) 

3802 

Nicht behandelte Mündliche Anfrage 
aus der 44. Sitzung 

[M44123[ 

Mündliche Anfrage Nr. 23 
des Abgeordneten Gerhard Schiela (FDP) über 

Verkauf landeseigener Wohnungen 
im Bezirk Zehlendorf 

Ich frage den Senat: 

1. Was 1st aus dem Beschluß des Abgeordnetenhauses hin­
sichtlich der 1m Bezirk Zehlendorf gelegenen Wohnungen des 
Beamtenwohnungsvereins zu Berlin eG geworden - Druck­
sache 10/2676 -,demzufolge der Finanzsenator das Abgeord­
netenhaus über den Verkauf d1eser Wohnungen u. a. an d1e 
GSW zu unterrichten hat? 

2. Wann w1rd der Senat über e1ne eventuelle RückUberrra­
gung dieser Wohnungen an oen Beamtenwohnungsverein ent­
scheiden? 

Antwort der Senatsverwaltung für Finanzen vom 11- März 
1993 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre n1cht 
erled1gte MUndliehe Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses w1e folgt: 

Zu l: 

Es handelt s1ch be1 den betreffenden Wohnungen mcht um 
Wohnungen des Beamten-Wohnungs-Vereins zu Berlln eG 
(ßWV). sondern um dem Land Berlm gehörende Wohnhaus­
grundstücke. Oie Bemühungen des BWV am Erwerb bzw. der 
Ubernahme 1m Wege des Erbbaurechts scheiterten b1sher dar­
an, daß der Kaufinteressent n1cht in der Lage bzw. bere1t war, die 
Grundstücke zum Verkehrswert zu erwerben. Der Senat Sieht in 
der vom BWV erhobenen Forderung. e1ne an der LeiStungsfähig­
kelt der Mieterschaft orientierte Wertermittlung zu unterstützen. 
keine geeignete Geschäftsgrundlage. zumal ein derart1ges Ver­
fahren gegen d1e Landeshaushaltsordnu'lg verstoßen würde 

Zu 2: 

E1n Erwerb der G1·undstücke durch den BWV kommt nur auf 
der Grundlage der aktuellen Verkehrswerte m Frage. Sowe1t dies 
mcht möglich se1n sollte. w1rc der Senat auch diese Grund­
stücke im Rahmen der Ubertragung des landeseigenen Wahn­
hausbestandes 1n AusfUhrung des Senatsbeschlusses vom 
27. August 1991 auf stadt1sche Wohnungsbaugesellschaften 
Ubertragen. 

D'uck: Verwaltuf"lgsdruckerc:l Berlin. Korh ... r~er Straße 41-43. 1000 Ber!1n 36 
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